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Zusammenfassung 

Die vorliegende Studie ist Teil eines weiter gefassten Projekts, das als Grundlage für den 
integrierten und korrelierten Vergleich der Regelung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung in den unterschiedlichen Rechtsordnungen dienen soll. 

Es wird untersucht, wie sich diese Grundsätze in der Rechtsordnung der Europäischen Union 
etabliert haben. Insbesondere wird auf die Anerkennung eingegangen, die diese in den 
Quellen des Primärrechts (Gründungsverträge und deren Ergänzungen) und des 
Sekundärrechts (Verordnungen und Richtlinien) gefunden und durch die Auslegung und 
Rechtsfortbildung in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs erfahren haben. 

Außerdem wird dargelegt, wie diese Grundsätze, ausgehend von einem sozialen und 
vorwiegend arbeitsrechtlichen Ansatz, im Laufe der Zeit eine immer größere Bedeutung und 
Tragweite erlangt haben, um sich letztendlich als Parameter für die Rechtmäßigkeit auf die 
Arbeit der Union in all ihren Zuständigkeitsbereichen zu erstrecken und den Stellenwert von 
Grundrechten zu erlangen, die ausdrücklich in die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union aufgenommen wurden und heute dort verankert sind. 

Schließlich sollen die Grenzen und die Ausnahmen hinsichtlich des Schutzes dieser 
grundlegenden Rechte aufgezeigt werden, indem auf die gleichermaßen bestehende 
Schutzwürdigkeit anderer grundlegender Rechte eingegangen wird, die im Falle einer 
Kollision eine angemessene Güterabwägung erforderlich macht. Zur Sprache kommt auch 
das Risiko einer möglichen überschießenden Anwendung, die zu Formen der „umgekehrten“ 
Diskriminierung führen kann. 

Das vorliegende Dokument ist die deutsche Version einer Studie, die ursprünglich im Januar 
2021 in italienischer Sprache von der Bibliothek für Vergleichendes Recht veröffentlicht 
wurde. Diese Version aktualisiert die frühere Version durch Anmerkungen des Herausgebers 
(AdH). 
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Zusammenfassung 

In dieser Studie wird der Frage nachgegangen, welches Gewicht den Grundsätzen der Gleichheit 
und der Nichtdiskriminierung in der Rechtsordnung der Europäischen Union zuteilwird. 

Im einleitenden Teil wird dargelegt, welchen Platz diese Grundsätze in den Gründungsverträgen der 
Gemeinschaften gefunden haben und wie ihre Bedeutung und Tragweite dank der weiten 
Auslegung durch den Gerichtshof schrittweise erweitert wurden, sodass sie im Laufe der Jahre einen 
zunehmend höheren Stellenwert erlangten und schließlich im Rahmen der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union Anerkennung fanden, die heute dem Vertrag über die Europäische Union 
beigefügt ist und denselben rechtlichen Rang wie die in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen 
hat (Art. 6 EUV). 

Anschließend werden die wichtigsten Quellen des Sekundärrechts (Verordnungen und Richtlinien) 
analysiert, die diese Grundsätze als Leitkriterien rechtsbereichsspezifischer Regelungen rezipieren. 
Der Schwerpunkt lag hier zunächst auf der Gleichbehandlung und dem Verbot der Diskriminierung 
im Bereich der Arbeits- und Berufstätigkeit mit dem Ziel, die grenzüberschreitende Mobilität von 
Arbeitnehmern und Selbständigen zu erleichtern. Im Laufe der weiteren Entwicklung wurde die 
Tragweite der Grundsätze der Gleichbehandlung und der Nichtdiskriminierung auf zahlreiche 
andere Regelungsbereiche ausgeweitet, bis diese schließlich den Stellenwert von Grundprinzipien 
des Unionsrechts erlangten. Deren Missachtung zieht daher die Rechtswidrigkeit von in den 
unterschiedlichsten, in die Zuständigkeit der Union fallenden Politikbereichen erlassenen 
Rechtsvorschriften nach sich. Die Grundsätze der Gleichbehandlung und der Nichtdiskriminierung 
besitzen aber auch eine Wirkung als Leitkriterien für jene Bestimmungen, die die 
Beschäftigungsverhältnisse zwischen der Union und ihren Bediensteten regeln, also für die 
Vorschriften über die interne Funktionsweise der Institutionen. 

In weiterer Folge werden die wichtigsten Urteile des Gerichtshofs untersucht und der Beitrag 
hervorgehoben, den die Richter in Luxemburg zur Auslegung dieser Grundsätze im Zuge eines 
Entwicklungsprozesses geleistet haben, der dazu geführt hat, dass man heute ihre transversale 
Relevanz und ihre Bestandsfähigkeit gegenüber konkurrierenden Rechten feststellen kann, deren 
Ausübung geeignet ist, in die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung einzugreifen. 
Eingriffe in diese beiden Grundprinzipien sind nur in eng definierten Ausnahmefällen und unter 
Einhaltung jener strengen Kriterien, die durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs festgelegt 
wurden, zulässig. 

Ein weiterer Teil der Studie befasst sich mit der Analyse der aktuellen Bedeutung und Tragweite 
dieser Grundsätze und ihres Einflusses auf die Ausübung der Zuständigkeiten der Europäischen 
Union, wobei kritische Punkte und Grauzonen herausgestellt werden. Dabei wird insbesondere auf 
Fälle der sogenannten positiven Diskriminierung und der sogenannten „umgekehrten“ 
Diskriminierung eingegangen. Dem geht eine Bestimmung dieser beiden Begriffe voraus. Im selben 
Zusammenhang werden anschließend sowohl mögliche überschießenden Anwendungen dieser 
Grundsätze betrachtet als auch die Grenzen beschrieben, die deren Wirkung durch abweichende 
Regelungen und Ausnahmen von ihrem Anwendungsbereich gesetzt werden können. 

Der letzte Teil der Studie ist der Beurteilung der aktuellen Situation gewidmet, insbesondere in 
Bezug auf das Verhältnis zwischen der Anwendung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung auf der einen Seite und der Anwendung anderer Grundsätze und dem Schutz 
weiterer grundlegender Rechte auf der anderen Seite. Es werden insbesondere das Verhältnis 
zwischen Regel und Ausnahme bewertet und mögliche Lösungen dargelegt, die es ermöglichen 
sollen, deren Abwägung auch unter Berücksichtigung der künftigen Herausforderungen zu 
verbessern, denen sich die Europäische Union wird stellen müssen.  
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I. Einleitung: Kurze Beschreibung der historischen 
Entwicklung 

Anders als im Falle nationaler Rechtsordnungen, wo die Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung von ihrem Wesen her oftmals dem Kreis der Grundprinzipien zuzurechnen 
sind, auf denen die modernen Verfassungen gründen, finden diese Grundsätze seit den frühen 
Stadien des Prozesses der europäischen Integration in den Gründungsverträgen der Europäischen 
Gemeinschaften nicht als Grundprinzipien Berücksichtigung, sondern als Voraussetzung für die 
Gleichbehandlung und das Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit.∗ 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich der Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung in verschiedenen 

Rechtsordnungen siehe:  

− Belgien: BEHRENDT, CH.: Les principes d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - Belgique, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2021, VIII et 44 pp., 
référence PE 679.087 (französische Originalversion); Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva 
de Derecho Comparado - Bélgica, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios 
(EPRS), julio 2022, X y 82 pp., referencia PE 733.602 (aktualisierte spanische Version mit Anmerkungen); Die 
Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive – Belgien, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Dezember 2022, VII und 106 
S., Referenz PE 739.262 (aktualisierte deutsche Version mit Anmerkungen); 

− Chile: GARCÍA PINO, G.: Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - Chile, 
Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), marzo 2021, VIII y 120 pp., 
referencia PE 690.533 (spanische Originalversion); Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de 
Derecho Comparado - Chile, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), 
2a edición, febrero 2023, X y 178 pp., referencia PE 739.352 (2. Ausgabe der spanischen Originalversion mit 
Anmerkungen); Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive - 
Chile, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Februar 
2023, XII und 212 S., Referenz PE 739.353 (aktualisierte deutsche Version der 2. Ausgabe mit Anmerkungen); 

− Deutschland: REIMER, F.: Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende 
Perspektive - Deutschland, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen 
Parlaments (EPRS), Oktober 2020, XIV und 77 S., Referenz PE 659.305 (deutsche Originalversion); Les principes 
d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Allemagne, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 2022, XIV et 111 pp., référence PE 729.295 
(aktualisierte französische Version mit Anmerkungen); 

− Europäische Union: SALVATORE, V.: I principi di uguaglianza e non discriminazione, una prospettiva di diritto 
comparato - Unione europea, Unità Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), 
gennaio 2021, VIII e 61 pp., referenza PE 679.060 (italienische Originalversion); 

− Europarat: ZILLER, J.: Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Conseil de 
l’Europe, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2020, 
VIII et 72 pp., référence PE 659.276 (französische Originalversion); Los principios de igualdad y no discriminación, una 
perspectiva de Derecho Comparado – Consejo de Europa, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de 
Estudios Parlamentarios (EPRS), octubre 2022, IX y 122 pp., referencia PE 738.179 (aktualisierte spanische Version 
mit Anmerkungen); Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive 
– Europarat, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), 
November 2022, X und 138 S., Referenz PE 739.217 (aktualisierte deutsche Version mit Anmerkungen); 

− Frankreich: PONTHOREAU, M.-C.: Les principes d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - France, 
Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), janvier 2021, VIII et 44 
pp., référence PE 679.061 (französische Originalversion); Los principios de igualdad y no discriminación, una 
perspectiva de Derecho Comparado - Francia, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios 
Parlamentarios (EPRS), abril 2022, XI y 83 pp., referencia PE 729.378 (aktualisierte spanische Version mit 
Anmerkungen);  

− Italien: LUCIANI, M.: I princìpi di eguaglianza e di non discriminazione, una prospettiva di diritto comparato - Italia, Unità 
Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), ottobre 2020, X e 71 pp., referenza 
PE 659.298 (italienische Originalversion);  

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679060/EPRS_STU(2021)679060_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679060/EPRS_STU(2021)679060_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf
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Die Gleichbehandlung und das Verbot der Diskriminierung sind wesentliche Elemente für die 
Verwirklichung der vier Grundfreiheiten (von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital), die 
die Grundlage des Binnenmarktes bilden. 

Wie jedoch weiter unten (s. Abschnitt III.) ausgeführt wird, setzte sich der Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung, der zu anfangs in erster Linie in Bezug auf die Gewährleistung eines 
gleichberechtigten Zugangs zum Arbeitsmarkt und gleicher Beschäftigungsbedingungen 
anerkannt und geltend gemacht wurde, in den folgenden Jahren immer stärker durch. Dies vor 
allem dank der zahlreichen Urteile des Gerichtshofs, dessen Rechtsprechung sich an der 
korrespondierenden Auslegung in der umfangreichen Judikatur des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte orientiert. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat wiederholt bekräftigt, dass die Grundsätze der 
Gleichheit und der Nichtdiskriminierung das Fundament jeder demokratischen Gesellschaft bilden 
und die Voraussetzung für deren Fortschritt und die vollständige Entfaltung des Einzelnen 
darstellen. 

                                                             

− Kanada: SHEPPARD, C.: The principles of equality and non-discrimination, a comparative law perspective - Canada, 
Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), November 2020, VIII and 64 pp., 
reference PE 659.362 (englische Originalversion); Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de 
droit comparé - Canada, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), 
février 2022, X et 92 pp., référence PE 698.937 (aktualisierte französische Version mit Anmerkungen); 

− Österreich: VAŠEK, M.: Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende 
Perspektive – Österreich, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen 
Parlaments (EPRS), Oktober 2020, VIII und 44 S., Referenz PE 659.277 (deutsche Originalversion); Les principes 
d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - Autriche, Unité Bibliothèque de droit comparé, 
Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2020, VIII et 49 pp., référence PE 659.277 
(französische Version mit Anmerkungen); 

− Peru: ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho 
Comparado - Perú, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), 
diciembre 2020, VIII y 64 pp., referencia PE 659.380 (spanische Originalversion); 

− Schweiz: FREI, N.: Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive - 
Schweiz, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), 
Oktober 2020, X und 70 S., Referenz PE 659.292 (deutsche Originalversion); Les principes d’égalité et de non-
discrimination, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche 
du Parlement européen (EPRS), mars 2022, X et 95 pp., référence PE 729.316 (aktualisierte französische Version mit 
Anmerkungen); 

− Spanien: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho 
Comparado - España, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), 
octubre 2020, VIII y 104 pp., referencia PE 659.297 (spanische Originalversion); Les principes d'égalité et non-
discrimination, une perspective de droit comparé - Espagne, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de 
recherche du Parlement européen (EPRS), juin 2022, X et 167 pp., référence PE 733.554 (aktualisierte französische 
Version mit Anmerkungen); Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende 
Perspektive - Spanien, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 
(EPRS), Januar 2023, X und 194 S., Referenz PE 739.207 (aktualisierte deutsche Version mit Anmerkungen); 

− Vereinigte Staaten: OSBORNE, E.L.: The principles of equality and non-discrimination, a comparative law perspective - 
United States of America, Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), March 
2021, XII and 83 pp., reference PE 689.375 (englische Originalversion); Les principes d’égalité et de non-
discrimination, une perspective de droit comparé - États-Unis d’Amérique, Unité Bibliothèque de droit comparé, 
Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2022, XIII et 111 pp., référence PE 698.938 (aktualisierte 
französische Version mit Anmerkungen). 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document/EPRS_STU(2022)698938
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document/EPRS_STU(2022)698938
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I.1. Der Einfluss der EMRK 

Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung, der, wie man sehen wird1, aus dem Gleichheitsgrundsatz 
folgt und zu seinem Schutz erforderlich ist, ist in Art. 14 der EMRK mit der Überschrift 
„Diskriminierungsverbot“ verankert, der folgendermaßen lautet: ∗ 

„Der Genuss der in dieser Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ist ohne Diskriminierung 
insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der 
politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines sonstigen Status zu 
gewährleisten.“ 

Auf den Grundsatz der Gleichberechtigung der Ehegatten bezieht sich Art. 5 des Protokolls Nr. 7 zur 
EMRK, wo es heißt, dass Ehegatten untereinander und in ihren Beziehungen zu ihren Kindern 
gleiche Rechte und Pflichten privatrechtlicher Art hinsichtlich der Eheschließung, während der Ehe 
und bei der Auflösung der Ehe haben. 

Doch erst mit der Annahme des Protokolls Nr. 12 – aufgelegt zur Unterzeichnung durch die 
Mitgliedstaaten der EMRK am 4. November 2000 anlässlich der Feier zum 50. Jahrestag der 
Unterzeichnung der EMRK und in Kraft getreten am 4. November 2005 mit der 10. Ratifizierung – 
wird der Grundsatz der Nichtdiskriminierung im Bewusstsein der Vertragsstaaten, dass „alle 
Menschen vor dem Gesetz gleich sind und Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz haben”, auf 
alle gesetzlich niedergelegten Rechte ausgedehnt (ursprünglich erstreckte sich der Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung gemäß Art. 14 EMRK ausschließlich auf die in der EMRK selbst verankerten 
Rechte). 

Der Art. 1 des Protokolls Nr. 12 zur EMRK mit der Überschrift „Diskriminierungsverbot“ sieht wörtlich 
Folgendes vor: 

„1. Der Genuss eines jeden gesetzlich niedergelegten Rechtes ist ohne Diskriminierung 
insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der 
politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines sonstigen Status zu 
gewährleisten.  

2. Niemand darf von einer Behörde diskriminiert werden, insbesondere nicht aus einem der in 
Absatz 1 genannten Gründe.“ 

Mit dem Protokoll Nr. 12 wird daher die sich aus Art. 14 EMRK ursprünglich ergebende 
Einschränkung des Diskriminierungsverbots beseitigt und garantiert, dass niemand aus 
irgendeinem Grund von einer Behörde diskriminiert werden darf. 

                                                             
1 Siehe unten, Abschnitt IV.1. 
∗ AdH: Hinsichtlich der EMRK siehe Abschnitt II.2. der folgenden von der Bibliothek für Vergleichendes Recht 

veröffentlichten Studie:  

ZILLER, J.: Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Conseil de l’Europe, op.cit. (S. 
12-30); Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado – Consejo de Europa, op. 
cit. (S. 13-46); Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive – 
Europarat, op. cit. (S. 16-56). 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
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I.2. Vertrag von Paris (1951) 
In Art. 3 Buchst. b des Vertrag von Paris vom 18. April 19512 über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) ist festgelegt, dass die Organe der Gemeinschaft 
sicherstellen müssen, dass alle Verbraucher des gemeinsamen Marktes „gleichen Zugang“ zu der 
Produktion haben, während nach dem anschließenden Art. 4 Buchst. b Bestimmungen, die eine 
Diskriminierung zwischen Wirtschaftsteilnehmern herbeiführen, als unvereinbar mit dem 
gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl anzusehen und daher aufgehoben und untersagt werden. 

KASTEN 1 

Bestimmungen des Vertrags von Paris (1951) 

Artikel 3 

„Die Organe der Gemeinschaft haben im Rahmen der jedem von ihnen zugewiesenen Befugnisse und im 
gemeinsamen Interesse … 

b) allen in vergleichbarer Lage befindlichen Verbrauchern des gemeinsamen Marktes gleichen Zugang zu der 
Produktion zu sichern; …“. 

Artikel 4 

„Als unvereinbar mit dem gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl werden innerhalb der Gemeinschaft gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrages aufgehoben und untersagt: … 

b) Maßnahmen oder Praktiken, die eine Diskriminierung zwischen Erzeugern oder Käufern oder Verbrauchern 
herbeiführen, insbesondere hinsichtlich der Preis- und Lieferbedingungen und der Beförderungstarife, sowie 
Maßnahmen oder Praktiken, die den Käufer an der freien Wahl seines Lieferanten hindern; ….“. 

I.3. Vertrag von Rom (1957) 
Bestimmungen, die Verweise auf die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung 
enthalten, sind im Vertrag von Rom vom 25. März 19573 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft häufiger zu finden.  

Unter diesen sticht aufgrund der Bedeutung und allgemeinen Tragweite des darin 
festgeschriebenen Grundsatzes Art. 7 heraus, der jede Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verbietet. 

Der Fokus auf den Gleichheitsgrundsatz im Gemeinschaftsrecht steht im Zusammenhang mit dem 
ursprünglichen Zweck der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Denn ein gemeinsamer Markt setzt in erster Linie Gleichbehandlung zwischen den Staaten voraus.  

Der in verschiedenen Bestimmungen des Vertrags von Rom niedergelegte Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung ist, mit anderen Worten, die Voraussetzung für die Gewährleistung des freien 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs4.  

Der Vertrag von Rom verbietet mithin die Einführung jeglicher Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit, die den freien Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr einschränkt oder 

                                                             
2 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11951K/TXT&from=DE 
3 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11957E/TXT&from=DE 
4  PALICI DI SUNI, E.: „Il principio di eguaglianza nell’Unione Europea“, in: LUCARELLI, A., PATRONI GRIFFI, A. (Hrsg.), Dal Trattato 

costituzionale al Trattato di Lisbona. Nuovi studi sulla Costituzione europea, ESI, Neapel, 2009. S. 255-277. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11951K/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11957E/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11951K/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11957E/TXT&from=DE
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zu Wettbewerbsverzerrungen führt, und verlangt von den Mitgliedstaaten, bestehende 
Diskriminierungen bis zum Ende der Übergangszeit zu beseitigen5. 

In den Bestimmungen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und über die Sozialpolitik findet sich 
eine weiter entwickelte Konzeption des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung. Dies ist allerdings 
nicht darauf zurückzuführen, dass dem Wert dieses Grundsatzes als solchem unbedingte 
Anerkennung zuteilwird, sondern in erster Linie darauf, dass die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
nicht beeinträchtigt werden soll. 

So umfasst nach Art. 48 Abs. 2 des Vertrags von Rom die Freizügigkeit der Arbeitnehmer die 
Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden Diskriminierung in Bezug auf 
Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen. Zudem werden in Art. 119 dieses 
Vertrags der Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit und 
demzufolge der Grundsatz des gleichen Arbeitsentgelts festgeschrieben. 

KASTEN 2 

Bestimmungen des Vertrags von Rom (1957) 

Artikel 7 

„Unbeschadet besonderer Bestimmungen dieses Vertrags ist in seinem Anwendungsbereich jede Diskriminierung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der Versammlung 
Regelungen für das Verbot solcher Diskriminierungen treffen.“ 

Artikel 48 

„1. Spätestens bis zum Ende der Übergangszeit wird innerhalb der Gemeinschaft die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
hergestellt. 

2. Sie umfaßt die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung der 
Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen. 

 …“. 

Artikel 119 

„Jeder Mitgliedstaat wird während der ersten Stufe den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei 
gleicher Arbeit anwenden und in der Folge beibehalten. 

… 

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts bedeutet, 

a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit auf Grund der gleichen Maßeinheit festgesetzt wird;  

b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist gleich.“ 

                                                             
5  BENEDETTELLI, M.: „Il giudizio di eguaglianza nell’ordinamento giuridico delle Comunità Europee“, Cedam, Padua, 1989. 
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I.4. Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer 
(1989) 

Wie wichtig die Bekämpfung jeder Art von Diskriminierung sowie die Umsetzung geeigneter 
Maßnahmen zur sozialen und wirtschaftlichen Eingliederung älterer Menschen∗ und von Menschen 
mit Behinderung∗∗ sind, wird schließlich in der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der 
Arbeitnehmer6 anerkannt. Die Gleichbehandlung von Frauen und Männern hat Punkt 16 der 
Gemeinschaftscharta zum Gegenstand. Allerdings handelt es sich bei der Gemeinschaftscharta um 
ein Dokument ohne Rechtswirkung, das im Rahmen feierlicher politischer Erklärungen bleibt. 

KASTEN 3 

Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer 

Punkt 16 (Gleichbehandlung von Männern und Frauen) 

„Die Gleichbehandlung von Männern und Frauen ist zu gewährleisten. Die Chancengleichheit für Männer und 
Frauen ist weiter auszubauen. 

Zu diesem Zweck sind überall dort, wo dies erforderlich ist, die Maßnahmen zu verstärken, mit denen die 
Verwirklichung der Gleichheit von Männern und Frauen, vor allem im Hinblick auf den Zugang zu Beschäftigung, 
Arbeitsentgelt, sozialen Schutz, allgemeine und berufliche Bildung sowie beruflichen Aufstieg, sichergestellt wird. 

Auch sind die Maßnahmen auszubauen, die es Männern und Frauen ermöglichen, ihre beruflichen und familiären 
Pflichten besser miteinander in Einklang zu bringen.“ 

Die Themenstellungen der Gemeinschaftscharta werden später vom Vertrag von Lissabon 
(Artikel 151 ff AEUV)∗∗∗ und von der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (siehe unten 
Abschnitt II.1.) wieder aufgenommen. 

                                                             
∗ AdH: vgl. hinsichtlich älterer Menschen Punkte 24 und 25 der Gemeinschaftscharta, die vorsehen: 

„Entsprechend den jeweiligen Gegebenheiten der einzelnen Länder  

24. muß jeder Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft, wenn er in den Ruhestand geht, über Mittel verfügen 
können, die ihm einen angemessenen Lebensstandard sichern; 

 25. muß jeder, der das Rentenalter erreicht hat, aber keinen Rentenanspruch besitzt oder über keine sonstigen 
ausreichenden Unterhaltsmittel verfügt, ausreichende Zuwendungen, Sozialhilfeleistungen und Sachleistungen bei 
Krankheit erhalten können, die seinen spezifischen Bedürfnissen angemessen sind.“ 

∗∗ AdH: vgl. hinsichtlich der Menschen mit Behinderungen Punkt 26 der Gemeinschaftscharta, der vorsieht: 

 „Alle Behinderten müssen unabhängig von der Ursache und Art ihrer Behinderung konkrete ergänzende Maßnahmen, 
die ihre berufliche und soziale Eingliederung fördern, in Anspruch nehmen können. Diese Maßnahmen zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen müssen sich je nach den Fähigkeiten der Betreffenden auf berufliche Bildung, Ergonomie, 
Zugänglichkeit, Mobilität, Verkehrsmittel und Wohnung erstrecken.“ 

6  Angenommen vom Europäischen Rat am 9. Dezember 1989. 
 Der Text der Charta kann von der folgenden Webseite heruntergeladen werden: https://op.europa.eu/en/publication-

detail/-/publication/51be16f6-e91d-439d-b4d9-6be041c28122/language-de/format-PDF 
∗∗∗  AdH: So verweist Art. 151 AEUV explizit auf die Ziele der Gemeinschaftscharta: 

 „Die Union und die Mitgliedstaaten verfolgen eingedenk der sozialen Grundrechte, wie sie in der am 18. Oktober 1961 in 
Turin unterzeichneten Europäischen Sozialcharta und in der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der 
Arbeitnehmer von 1989 festgelegt sind, folgende Ziele: die Förderung der Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen, um dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu ermöglichen, einen 
angemessenen sozialen Schutz, den sozialen Dialog, die Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick auf ein 
dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau und die Bekämpfung von Ausgrenzungen.“ 

https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/51be16f6-e91d-439d-b4d9-6be041c28122/language-de/format-PDF
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/51be16f6-e91d-439d-b4d9-6be041c28122/language-de/format-PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:12012E/TXT:de:PDF
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/51be16f6-e91d-439d-b4d9-6be041c28122/language-de/format-PDF
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/51be16f6-e91d-439d-b4d9-6be041c28122/language-de/format-PDF
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/51be16f6-e91d-439d-b4d9-6be041c28122/language-de/format-PDF
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/51be16f6-e91d-439d-b4d9-6be041c28122/language-de/format-PDF
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I.5. Vertrag von Maastricht (1992) 
Bekanntlich wird erst mit den durch den Vertrag von Maastricht7 an den Gründungsverträgen im 
Interesse einer stärkeren politischen Integration zwischen den Mitgliedstaaten vorgenommenen 
Änderungen die Unionsbürgerschaft eingeführt.∗ Zugleich wird folgender Grundsatz aufgestellt: 

KASTEN 4 

Vertrag von Maastricht, Titel I, Artikel F, Absatz 2 

„Die Union achtet die Grundrechte, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den 
gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des 
Gemeinschaftsrechts ergeben.“ 

Zusätzlich zu den oben genannten Grundsätzen, die in der Rechtsordnung der Europäischen Union 
aufgrund des oben zitierten Art. F des Vertrags von Maastricht anwendbar sind, findet sich in Art. 6 
des dem Vertrag von Maastricht beigefügten Abkommens zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäische Gemeinschaft mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland über Sozialpolitik ein erster ausdrücklicher Verweis auf den Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung, wo es heißt: 

KASTEN 5 

Abkommen über die Sozialpolitik im Anhang zum Vertrag von Maastricht, Art. 6 

„(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei 
gleicher Arbeit sicher. 

(2) Unter „Entgelt“ im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter sowie alle 
sonstigen Vergütungen zu verstehen, die der Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer 
unmittelbar oder mittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt. 

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts bedeutet, 

a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit aufgrund der gleichen Maßeinheit festgesetzt wird, 

b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist. 

(3) Dieser Artikel hindert einen Mitgliedstaat nicht daran, zur Erleichterung der Berufstätigkeit der Frauen oder zur 
Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen in ihrer beruflichen Laufbahn spezifische 
Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen.“ 

Wir bewegen uns jedoch immer noch im Rahmen der im Vertrag von Rom verankerten Grundsätze, 
wo der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung im Kontext jener Grundsätze 
Anwendung findet, die auf die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und die Sozialpolitik anwendbar 
sind. 

Der Vertrag von Maastricht führt die Unionsbürgerschaft ein. Die Einführung der 
Unionsbürgerrechte durch den Maastrichter Vertrag eröffnet den Weg für einen 
Entwicklungsprozess hin zur Verankerung der Grundrechte. 

                                                             
7  Unterzeichnet in Maastricht am 7. Februar 1992 und veröffentlicht im ABl. EG C 191 vom 29. Juli 1992, S. 1-112, 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:1992:191:FULL&from=DE 
∗  AdH: Vgl. hinsichtlich der Einführung der Unionsbürgerschaft Titel II Art. C des Vertrags von Maastricht 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:1992:191:FULL&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:1992:191:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:1992:191:FULL&from=DE
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I.6. Vertrag von Amsterdam (1997) 
Mit dem Vertrag von Amsterdam von 19978 wird in Art. 3 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft ein zweiter Absatz eingefügt, der vorsieht, dass die Gemeinschaft in 
ihren Tätigkeiten darauf hinwirkt, Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen zu beseitigen und 
deren Gleichstellung zu fördern. Ferner wird ein neuer Art. 6 a eingefügt (Art. 13 nach der neuen 
Nummerierung)∗, der festlegt, dass der Rat einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen kann, um 
Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu 
bekämpfen. 

Außerdem wurde in Art. 119 (Art. 141 nach der neuen Nummerierung) ein vierter Absatz eingefügt, 
der es den Mitgliedstaaten freistellt, zur Erleichterung der Berufstätigkeit des unterrepräsentierten 
Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen in der beruflichen 
Laufbahn spezifische Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen. 

Diese letzte Bestimmung stellt eine Neuerung gegenüber den in der Vergangenheit auferlegten 
Verpflichtungen zur Aufhebung bestehender Beschränkungen dar, da den Staaten nun die 
Möglichkeit gegeben wird, positive Maßnahmen einzuführen, um Anreize für die Überwindung der 
in der Arbeitswelt noch bestehenden Diskriminierungen zu schaffen, und der Erlass (bzw. die 
Beibehaltung) solcher Maßnahmen unterstützt wird. 

KASTEN 6 

Bestimmungen des Vertrags von Amsterdam (1997) zur Änderung des EGV 

Artikel 2 

„Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft wird nach Maßgabe dieses Artikels geändert. (…) 

3. Artikel 3 wird wie folgt geändert: (…) 

e) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) Bei allen in diesem Artikel genannten Tätigkeiten wirkt die Gemeinschaft darauf hin, Ungleichheiten zu 
beseitigen und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern.“ (…) 

7. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 6 a 

Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags kann der Rat im Rahmen der durch den Vertrag auf die 
Gemeinschaft übertragenen Zuständigkeiten auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der 
Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.“ (…) 

22. Die Artikel 117 bis 120 werden durch die nachstehenden Artikel ersetzt: (…) 

Artikel 119  

(…) (4) Im Hinblick auf die effektive Gewährleistung der vollen Gleichstellung von Männern und Frauen im 
Arbeitsleben hindert der Grundsatz der Gleichbehandlung die Mitgliedstaaten nicht daran, zur Erleichterung der 
Berufstätigkeit des unterrepräsentierten Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von 
Benachteiligungen in der beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen.“ 

                                                             
8  Unterzeichnet in Amsterdam am 2. Oktober 1997 und veröffentlicht im ABl. EG C 340 vom 10. November 1997, S. 1-

144. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11997D/TXT&from=DE 
∗ AdH: Hinsichtlich der gem. Art. 12 Abs. 1 des Vertrags von Amsterdam erfolgten Neunummerierung vgl. die 

Übereinstimmungstabellen in dessen Anhang. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11997D/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11997D/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11997D/TXT&from=DE
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I.7. Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2000) 
Dass sich die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung bezogen auf Rasse, 
Vermögen, Geschlecht und Religion durchsetzen konnten und dann umfassende und vollständige 
Anwendung sowohl in der Gesetzgebung als auch in der Rechtsprechung fanden, verdankt sich vor 
allem der Anerkennung dieser Grundsätze im Text der am 7. Dezember 2000 in Nizza 
unterzeichneten Charta der Grundrechte der Europäischen Union9, die schließlich mit Anpassungen 
am 12. Dezember 2007, dem Vorabend der Unterzeichnung des Vertrags von Lissabon, durch einen 
gemeinsamen Akt des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission neu verkündet 
wurde.∗ 

In der Tat erweitert die Charta in der Fassung von Nizza (2000) zweifellos die Tragweite der 
Grundsätze der Gleichheit und Nichtdiskriminierung, indem sie ihre Anwendung über die Arbeits- 
und Berufswelt hinaus durch jene Bestimmungen ausdehnt, die schließlich in den Text der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union übernommen werden. Die Bestimmungen der GRCh zu 
Gleichheit und Nichtdiskriminierung werden im folgenden Abschnitt näher untersucht. 

I.8. Einrichtung des Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen 
(2006) 

Mit den übergreifenden Zielen, die Wahrung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung sicherzustellen und deren ordnungsgemäße Umsetzung, vor allem im 
Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter, zu überwachen, wurde 2006 das Europäische 
Institut für Gleichstellungsfragen mit Sitz in Vilnius errichtet10. 

Zu den für das Institut formulierten Aufgaben gehört die Unterstützung und Verstärkung der 
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter, einschließlich der durchgehenden 
Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts in allen Politikbereichen der EU und den 
entsprechenden nationalen Politikbereichen. Eines der Ziele des Instituts besteht ferner darin, die 
Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts zu bekämpfen und die Öffentlichkeit für das Thema 
der Geschlechtergleichstellung zu sensibilisieren, indem es den Organen der EU durch die 
Erhebung, Analyse und Verbreitung von Daten und Methoden technische Unterstützung leistet. 

                                                             
9  ABl. EG C 364 vom 18. Dezember 2000, S. 1-22. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2000:364:FULL&from=DE 
∗ AdH: Für einen Vergleich zwischen der Charta in der Fassung von 2000 mit der von 2007 siehe: PACHE, E., „EUV Art. 6“, 

in: PECHSTEIN, M./NOWAK, C./HÄDE, U (Hrsg.), Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, Mohr Siebeck, Tübingen, 2017 (1. 
Auflage), Rn. 24, 25. Online abrufbar unter: 

 https://beck-online.beck.de/Bcid/Y-400-W-PeNoHaeFraKo-G-EUV2009-A-6-GL-B-II-2-b. 
10  Verordnung (EG) Nr. 1922/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Errichtung 

eines Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen, ABl. EG L 403 vom 30.12.2006, S. 9-17. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32006R1922&from=DE 

 Für die konsolidierte Fassung der Verordnung, welche die später am ursprünglichen Text vorgenommenen 
Änderungen übernimmt, siehe: 

 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02006R1922-20070119&from=DE 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2000:364:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12007P&qid=1679563042508&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2000:364:FULL&from=DE
https://beck-online.beck.de/Bcid/Y-400-W-PeNoHaeFraKo-G-EUV2009-A-6-GL-B-II-2-b
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32006R1922&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02006R1922-20070119&from=DE
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I.9. Vertrag von Lissabon (Verweis) 
Die Gleichstellung von Frauen und Männern wird mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon11 zu 
einem fundamentalen Grundsatz des Rechts der Europäischen Union: Dieser Vertrag nimmt im 
Wege der Änderung der Gründungsverträge die Grundsätze der Gleichheit, der 
Nichtdiskriminierung, sowie der Gleichstellung von Frauen und Männern und den Schutz der Rechte 
von Minderheiten in Art. 2 und Art. 3 Abs. 3 EUV in die Reihe der grundlegenden Werte aufnimmt, 
auf denen die Europäische Union beruht (siehe unten Abschnitt II.2). 

In den vorgenannten Vertragsbestimmungen wird die Gleichstellung von Frauen und Männern als 
„Aufgabe“ und „Ziel“ der Union festgeschrieben, und es wird eine positive Verpflichtung begründet, 
diese im gesamten Handeln der Union zu fördern. 

                                                             
11  Vertrag von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft, unterzeichnet in Lissabon am 13. Dezember 2007, ABl. C 306 vom 17. Dezember 2007, 
S. 1-271. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12007L/TXT&from=DE 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12007L/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12007L/TXT&from=DE
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II. Die Rechtsvorschriften im Bereich Gleichheit und 
Nichtdiskriminierung 

II.1. Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung in der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2007) 

KASTEN 7 

Bestimmungen der EU-Charta der Grundrechte (Fassung von 2007) 

TITEL III  

GLEICHHEIT 

Artikel 20 
Gleichheit vor dem Gesetz 

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich. 

Artikel 21 
Nichtdiskriminierung 

(1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen 
Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder 
sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind verboten.  

(2) Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 

Artikel 22 
Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen 

Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen. 

Artikel 23 
Gleichheit von Frauen und Männern 

Die Gleichheit von Frauen und Männern ist in allen Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der Arbeit und des 
Arbeitsentgelts, sicherzustellen. 

Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer Vergünstigungen für das 
unterrepräsentierte Geschlecht nicht entgegen. 

Artikel 24 
Rechte des Kindes 

(1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr Wohlergehen notwendig sind. Sie können 
ihre Meinung frei äußern. Ihre Meinung wird in den Angelegenheiten, die sie betreffen, in einer ihrem Alter und ihrem 
Reifegrad entsprechenden Weise berücksichtigt. 

(2) Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher Stellen oder privater Einrichtungen muss das Wohl des 
Kindes eine vorrangige Erwägung sein. 

(3) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu beiden Elternteilen, 
es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen. 
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Artikel 25 
Rechte älterer Menschen 

Die Union anerkennt und achtet das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und unabhängiges Leben und auf 
Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben. 

Artikel 26 
Integration von Menschen mit Behinderung 

Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Maßnahmen zur 
Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen Eingliederung und ihrer Teilnahme am Leben 
der Gemeinschaft. 

Im vorausgegangenen Abschnitt wurde dargelegt, dass die Durchsetzung der Grundsätze der 
Gleichheit und der Nichtdiskriminierung im positiven Recht der Europäischen Union schrittweise in 
einem Entwicklungsprozess erfolgte, der durch aufeinanderfolgende Änderungen der 
Gründungsverträge und, wie im nächsten Abschnitt gezeigt wird, durch die Entwicklung der 
Rechtsprechung gekennzeichnet ist. 

Heute haben beide Grundsätze „Verfassungsrang“ in Titel III der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union12 mit der Überschrift „Gleichheit“, in dessen Art. 20 der Grundsatz verankert ist: 
„Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich.“∗ 

                                                             
12  Siehe die konsolidierte Fassung der Verträge von 2016, ABl. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 389-405.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE 
∗ AdH: Für einen Vergleich des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes beziehungsweise des Grundsatzes der Gleichheit 

vor dem Gesetz in anderen Rechtsordnungen siehe: 

− Belgien: Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz ist in Artikel 10 Satz 2 der Verfassung verankert, der besagt: „Die 
Belgier sind vor dem Gesetz gleich …“. Siehe Kasten 10 der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 8). Siehe auch Kasten 10 
der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 14). Siehe auch Kasten 10 der 
aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 10); 

− Chile: Die Verfassung von 1980 sieht in Artikel 1 vor, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten 
geboren sind. Siehe Kasten 11 der spanischen Originalversion der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 11). Siehe auch 
Kasten 11 der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 18). 
Siehe auch Kasten 11 der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 21); 

− Deutschland: Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz ist in Artikel 3 Abs. 1 Grundgesetz verankert. Er besagt, dass 
alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind. Siehe Abschnitt II.1. der Studie REIMER, F., op. cit., (S. 19). Siehe auch 
Abschnitt II.1. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F., op. cit., (S. 25-26); 

− Frankreich: Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz ist in Artikel 1 der Verfassung von 1958 verankert und lautet: 
“Frankreich ist eine unteilbare, laizistische, demokratische und soziale Republik. Sie gewährleistet die Gleichheit aller 
Bürger vor dem Gesetz ohne Unterschied der Herkunft, Rasse oder Religion.” Siehe Kasten 4 der Studie PONTHOREAU, M.-C.: 
op. cit., (S. 4). Siehe auch Kasten 4 der aktualisierten spanischen Version der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 5); 

− Italien: Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz ist in Artikel 3 der Verfassung verankert. Siehe Abschnitt II.1. der 
Studie LUCIANI, M.: op. cit., (S. 11); 

− Kanada: Die kanadische Erklärung der Rechte (Canadian Bill of Rights) legt in ihrem Artikel 1 Buchstabe b) das Recht 
jedes Einzelnen auf Gleichheit vor dem Gesetz fest. In der kanadischen Charta der Rechte und Freiheiten (Canadian 
Charter of Rights and Freedoms) heißt es in Artikel 15, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind und dass das 
Gesetz für alle gleichermaßen gilt. Siehe Kasten 1 und Kasten 2 der Studie SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 7). Siehe auch Kasten 
1 und Kasten 2 der aktualisierten französischen Version der Studie SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 10-11); 

− Österreich: Bereits Art. 2 Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger von 1867, der noch 
heute unverändert und im Verfassungsrang in Geltung steht, besagt: „Vor dem Gesetze sind alle Staatsbürger gleich.“ 
In Artikel 7 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes wird der allgemeine Gleichheitsgrundsatz anerkannt. Dieser 
Absatz besagt: „Alle Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich …“. Siehe Kasten 4 und Abschnitt IV.1. der Studie VAŜEK, 
M.: op. cit., (S. 7 und S. 34). Siehe auch Kasten 4 und Abschnitt IV.1. der aktualisierten französischen Version der 
Studie: VAŜEK, M.: op. cit., (S. 7 und S. 35); 

− Peru: Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz ist verankert in Artikel 2 Abs. 2 der Verfassung. Siehe Kasten 15 der 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://www.senate.be/deutsch/const_de.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=242302
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.conseil-constitutionnel.fr/le-bloc-de-constitutionnalite/texte-integral-de-la-constitution-du-4-octobre-1958-en-vigueur
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.verfassungen.eu/it/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/acts/c-12.3/page-1.html
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/const/page-12.html
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/const/page-12.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000006#:%7E:text=Artikel%202.,Gesetze%20sind%20alle%20Staatsb%C3%BCrger%20gleich.
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://cdn.www.gob.pe/uploads/document/file/198518/Constitucion_Politica_del_Peru_1993.pdf?v=1594239946


Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung: 
   Europäische Union 

 13 

Diese Bestimmung hat universelle Tragweite, da ihr Geltungsbereich nicht auf die Bürger der 
Europäischen Union (und somit der Mitgliedstaaten) beschränkt ist. Vielmehr ist dieser Grundsatz 
nicht nur auf Drittstaatsangehörige, sondern auch auf Staatenlose und Flüchtlinge anwendbar.∗ 

                                                             

Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S.12); 

− Schweiz: Artikel 8 der Bundesverfassung erkennt den allgemeinen Grundsatz der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung an. Siehe Abschnitt II.3. der Studie FREI, N.: op. cit., (S. 6-7). Siehe auch Abschnitt II.3. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: FREI, N.: op. cit., (S. 8-14); 

− Spanien: Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz ist in Artikel 14 der Verfassung verankert, der mit dem Satz “Alle 
Spanier sind vor dem Gesetz gleich. …” beginnt. Siehe Kasten 5 der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 8). 
Siehe auch Kasten 5 der aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 10); 
Siehe auch Kasten 5 der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 13); 

− Vereinigte Staaten: Die ersten zehn Zusatzartikel (Amendments) zur Verfassung stellen eine verfassungsmäßige 
Artikulation des Gleichheitsgrundsatzes dar, demzufolge alle Personen die gleichen Rechte haben. Siehe Abschnitt 
II.1.1. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 6 f.). Siehe auch Abschnitt II.1.1. der aktualisierten französischen Version 
der Studie: OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 8 f.); 

− Europarat: Der Grundsatz der Gleichheit ist nicht explizit in den Instrumenten des Europarats verankert. Jedoch 
enthält Artikel 14 EMRK ein allgemeines Diskriminierungsverbot in Bezug auf die in der EMRK und ihren 
Zusatzprotokollen anerkannten Rechte und Freiheiten. Artikel 1 des Protokolls Nr. 12 erweitert den 
Geltungsbereich des Diskriminierungsverbots, indem es die Diskriminierung in Bezug auf jedes gesetzlich 
niedergelegte Recht verbietet. Siehe die Abschnitte I.2., II.2.1.1. und II.2.1.2. der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 5-10, S. 
14-15 und S. 15-16). Siehe auch die Abschnitte I.2., II.2.1.1. und II.2.1.2. der aktualisierten deutschen Version der 
Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 6-14, S. 19-20 und S. 20-21). Siehe auch die Abschnitte I.2., II.2.1.1. und II.2.1.2. der 
aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 5-11, S. 15-16 und S. 16-17). 

∗  AdH: Für einen Vergleich des durch die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung geschützten 
Personenkreises in anderen Rechtsordnungen siehe: 

− Frankreich: Artikel 1 der Verfassung von 1958 besagt: „Frankreich ist eine unteilbare, laizistische, demokratische und 
soziale Republik. Sie gewährleistet die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz ohne Unterschied der Herkunft, Rasse oder 
Religion.” Auf der Grundlage dieses Artikels wird davon ausgegangen, dass das Recht auf Gleichheit und 
Nichtdiskriminierung allen Bürgern und nicht nur französischen Bürgern zugutekommt. Siehe Kasten 4 der Studie 
PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 4). Siehe auch Kasten 4 der aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, 
M.-C.: op. cit., (S. 5); 

− Österreich: Inhaltlich gleichlautend zu Artikel 2 Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
von 1867 besagt Artikel 7 Satz 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes: „Alle Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich.“ 
Hieraus ergibt sich, dass natürliche Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft und juristische Personen mit Sitz 
in Österreich sich auf den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung berufen können. Durch den Einfluss und 
die Anwendung des Unionsrechts hat sich der Personenkreis, der sich auf das Recht auf Gleichheit und 
Nichtdiskriminierung berufen kann, erweitert. In allen Bereichen, in denen das Unionsrecht Anwendung findet, gilt 
das Recht auf Gleichheit und Nichtdiskriminierung für alle Unionsbürger, unabhängig davon, ob sie die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder nicht, oder, im Falle juristischer Personen, ob sie ihren Sitz in 
Österreich haben oder nicht. Die Situation von Drittstaatsangehörigen ist kontroverser. Nach der herrschenden Lehre 
können sie sich nicht auf das Recht auf Gleichheit und Nichtdiskriminierung nach Artikel 7 berufen, aber diese Ansicht 
findet immer weniger Unterstützung. Der Verfassungsgerichtshof hat sich zu dieser Frage noch nicht geäußert, 
obwohl er bereits anerkannt hat, dass sich Drittstaatsangehörige auf andere Verfassungsbestimmungen berufen 
können, die eng mit dem Gleichheitsgrundsatz verbunden sind. Siehe Abschnitt II.1.1.1 der Studie VAŠEK, M.: op. cit., 
(S. 8). Siehe auch Abschnitt II.1.1.1 der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŠEK, M.: op. cit., (S. 8-9); 

− Spanien: Artikel 14 der Verfassung besagt: „Die Spanier sind vor dem Gesetz gleich…“ Bei wörtlicher Auslegung 
dieses Artikels beziehen sich seine beiden ersten Wörter ausdrücklich auf den Träger des Rechts auf Gleichheit vor 
dem Gesetz: „die Spanier“. Nach Ansicht von GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, „könnte diese eindeutige Formulierung im 
Prinzip zum Ausschluss von Ausländern von diesem Grundrecht führen. Dieses Gebot muss jedoch im Zusammenhang mit 
dem Gedanken der Würde jeder Person, unabhängig von ihrer Nationalität, und im Einklang mit dem von der Verfassung 
und den von Spanien unterzeichneten internationalen Verträgen gebildeten Block gelesen werden. In diesem Sinne sind 
auch Ausländer, die sich auf spanischem Staatsgebiet aufhalten, Träger von Rechten, die der Person als solcher, d.h. nicht 
als Staatsbürger, zustehen und die für die Gewährleistung der Menschenwürde unerlässlich sind.“ Andererseits weist der 
Autor darauf hin, dass „die Grundrechte im spanischen Rechtssystem auch für juristische Personen gelten, da sie aufgrund 
ihrer Natur auf diese anwendbar sind. Dies gilt für das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz aus Artikel 14, ein Recht, das der 
Artikel den Spaniern zugesteht, ohne buchstäblich zwischen natürlichen und juristischen Personen zu unterscheiden“. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1978-31229
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.senate.gov/civics/constitution_item/constitution.htm
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://rm.coe.int/1680080631
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.conseil-constitutionnel.fr/de/verfassung-vom-4-oktober-1958
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000006#:%7E:text=Artikel%202.,Gesetze%20sind%20alle%20Staatsb%C3%BCrger%20gleich.
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000006#:%7E:text=Artikel%202.,Gesetze%20sind%20alle%20Staatsb%C3%BCrger%20gleich.
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1978-31229&tn=5&bj=a16
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Art. 21 der Charta mit der Überschrift „Nichtdiskriminierung“ verbietet jede Form der 
Diskriminierung∗ insbesondere wegen: 

                                                             

Siehe Abschnitt IV.1.2. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 73). Siehe auch Abschnitt IV.1.2. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 97-98). Siehe auch Abschnitt 
IV.1.2. der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 119-120). 

∗ AdH: Für einen Vergleich der in anderen Rechtsordnungen vorgesehenen verbotenen Diskriminierungsgründe siehe: 

− Deutschland: Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz sieht ein Diskriminierungsverbot aus Gründen des Geschlechts, der 
Abstammung, der Rasse, der Sprache, der Heimat und Herkunft, des Glaubens, der religiösen oder politischen 
Anschauungen vor. In § 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz sind die folgenden verbotenen 
Diskriminierungsgründe aufgeführt: Rasse, ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion oder Weltanschauung, 
Behinderung, Alter und sexuelle Identität. Siehe die Abschnitte II.2.2. und II.4.1. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 24-
26 und S. 30). Siehe auch die Abschnitte II.2.2. und II.4.1. der aktualisierten französischen Version der Studie REIMER, 
F.: op.cit., (S. 33-34 und S. 41-44); 

− Frankreich: In den letzten Jahren wurde die Liste der verbotenen Unterscheidungskriterien durch zahlreiche 
Gesetze erheblich erweitert. Zusätzlich zu den „historischen“ Kriterien, die eine Unterscheidung nach Herkunft, 
politischer Meinung oder gewerkschaftlicher Tätigkeit verbieten, wurden neue Kriterien in das Gesetz 
aufgenommen, die den sozialen Bedürfnissen und den Forderungen der Verbände entsprechen. Derzeit gelten 
unter anderem auch genetische Merkmale (Gesetz Nr. 2002-303 vom 4. März 2002 über die Rechte von Kranken 
und die Qualität des Gesundheitssystems), die Schwangerschaft (Gesetz Nr. 2006-340 vom 23. März 2006 über die 
Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern), der Wohnort (Gesetz Nr. 2014-173 vom 21. Februar 2014 über das 
Programm für die Stadt und den städtischen Zusammenhalt) oder die Geschlechtsidentität (Gesetz Nr. 2016-1547 
vom 18. November 2016 über die Modernisierung der Justiz im 21. Jahrhundert) als verbotene 
Diskriminierungsgründe. Siehe Abschnitt II.2.1. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 7-9). Siehe auch Abschnitt 
II.2.1. der aktualisierten spanischen Version der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 12-16); 

− Kanada: Die Antidiskriminierungsgesetze auf Bundes- Provinz- und Territorialebene sehen eine Reihe von 
verbotenen Diskriminierungsgründen vor, darunter die Rasse, die nationale oder ethnische Herkunft, das 
Geschlecht, die Religion, die geistige oder körperliche Behinderung, das Alter, die sexuelle Orientierung und der 
Familienstand. Auf einigen dieser Ebenen sind auch Diskriminierungen aufgrund der Geschlechtsidentität oder 
des Geschlechtsausdrucks; der Tatsache, dass eine Person wegen einer Straftat verurteilt wurde, die in keinem 
Zusammenhang mit der Beschäftigung steht, oder wenn diese Person begnadigt wurde; der Einkommensquelle, 
der politischen Meinungen und Aktivitäten, der politischen Überzeugungen, des Bezugs von Sozialleistungen, des 
sozialen Status oder der Sprache verboten. Siehe hierzu Abschnitt II.2.1. der Studie SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 10). Siehe 
auch Abschnitt II.2.1. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 16);  

− Österreich: Ein Verwaltungsstraftatbestand mit einer Aufzählung verbotener Diskriminierungsgründe, der sich 
allgemein auch an Private richtet, findet sich in Art. III Abs. 1 Ziffer 3 Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG) - angeführt sind: Rasse, Hautfarbe, nationale oder ethnische Herkunft, 
religiöses Bekenntnis und Behinderung. Weitere Gleichbehandlungsgebote und Diskriminierungsverbote finden 
sich im Gleichbehandlungsgesetz: Dieses ist in mehrere Teile gegliedert. Der erste Teil befasst sich mit der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in der Arbeitswelt. Der zweite Teil betrifft die die Gleichbehandlung 
in der Arbeitswelt in Bezug auf die anderen Diskriminierungsgründe, d.h. ethnische Zugehörigkeit, Religion oder 
Weltanschauung, Alter und sexuelle Orientierung. Der dritte Teil betrifft die Gleichbehandlung außerhalb der 
Arbeitswelt in Bezug auf die Diskriminierungsgründe des Geschlechts und der ethnischen Zugehörigkeit. Der 
vierte Teil enthält Regelungen hinsichtlich der Gleichbehandlung im Arbeitsleben in der Land- und Forstwirtschaft 
in Bezug auf das Geschlecht sowie auf die anderen Diskriminierungsgründe. Inhaltlich weitgehend ähnliche 
Diskriminierungsverbote und Gleichbehandlungsgebote normieren für den Bereich des öffentlichen Dienstes das 
Bundes-Gleichbehandlungsgesetz und die ihm inhaltlich nachgebildeten Gesetze der Länder. Siehe die Abschnitte 
II.2.1. bis II.2.3. der Studie VAŜEK, M.: op.cit., (S. 19-24). Siehe auch die Abschnitte II.2.1. bis II.2.3. der aktualisierten 
französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op.cit., (S. 20-25); 

− Schweiz: Die Liste der verbotenen Diskriminierungsgründe findet sich in Artikel 8 Absatz 2 der Bundesverfassung. 
Diese Liste ist nicht abschließend. Zu den abgedeckten Gründen gehören die Herkunft, die Rasse, das Geschlecht, das 
Alter, die Sprache, die soziale Stellung, die Lebensform, die religiöse, weltanschauliche oder politische Überzeugung 
und die körperliche, geistige oder psychische Behinderung. Siehe Abschnitt II.3.2.3. der Studie FREI, N.: op.cit., (S. 11-
14). Siehe auch Abschnitt II.3.2.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: FREI, N.: op.cit., (S. 16-20). 

− Europarat: Die Aufzählungen in Art. 14 EMRK und Art. 1 des Protokolls Nr. 12 enthalten folgende verbotene 
Diskriminierungsgründe: das Geschlecht, die Rasse, die Hautfarbe, die Sprache, die Religion, die politische oder 
sonstige Anschauung, die nationale oder soziale Herkunft, die Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, das 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/agg/__1.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000227015
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000227015
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000816849
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000816849
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000028636804
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000028636804
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000033418805
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000033418805
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20005871
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20005871
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://rm.coe.int/1680080631
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Vermögen, die Geburt oder der sonstige Status. Siehe Abschnitt II.2.1.4. der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 17-24). Siehe 
auch Abschnitt II.2.1.4. der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 27-39). Siehe auch 
Abschnitt II.2.1.4. der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 22-32). 

∗ AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung des Grundsatzes der Gleichheit von Männern und Frauen und des 
Verbots der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts in anderen Rechtssystemen siehe:  

− Belgien: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen ist in Artikel 10 Abs. 3 der Verfassung verankert, 
in dem es heißt: „Die Gleichheit von Frauen und Männern ist gewährleistet“. Auf dieser Grundlage sind 
Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts verboten. Siehe Kasten 9 der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 7). Siehe 
auch Kasten 9 der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 8). Siehe auch Kasten 9 der 
aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 13); 

− Chile: Der Grundsatz der Gleichheit zwischen Männern und Frauen ist in Artikel 19 Abs. 2 der Verfassung verankert. 
Auch Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts sind verboten. Siehe Kasten 11 der Studie GARCÍA PINO, G.: op.cit. 
(S. 11). Siehe auch Kasten 11 der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, 
G.: op.cit. (S. 19); Siehe auch Kasten 11 der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 
22); 

− Deutschland: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen ist in Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz verankert, 
der Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts verbietet. Siehe Abschnitt II.2.3. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 
26). Siehe auch Abschnitt II.2.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., (S. 34-35); 

− Frankreich: In Artikel 1 der Verfassung wurde eine zweiter Absatz eingefügt, in dem es heißt: „Das Gesetz fördert 
den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu den Wahlmandaten und -ämtern sowie zu den Führungspositionen 
im beruflichen und sozialen Bereich“. Auch die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts ist generell verboten. 
Siehe Kasten 5 und Abschnitt II der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 5 und S. 5-14). Siehe auch Kasten 5 und 
Abschnitt II der aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 8-9 und S. 6-26); 

− Italien: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen ist in Artikel 3 Abs. 1 der Verfassung verankert. Die 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts ist ebenfalls verboten. Siehe Abschnitt II.1. der Studie LUCIANI, M.: 
op.cit., (S. 11); 

− Kanada: Die Gleichheit von Männern und Frauen wird auf Bundesebene durch Artikel 1 der kanadischen Erklärung 
der Rechte (Canadian Bill of Rights) garantiert, in dem es heißt: „Es wird hiermit anerkannt und erklärt, dass die 
folgenden Menschenrechte und Grundfreiheiten für jedermann in Kanada ungeachtet der Rasse, der nationalen 
Herkunft, der Hautfarbe, der Religion oder des Geschlechts bestehen und fortbestehen werden“. In diesem Sinne 
verbietet Artikel 15 der kanadischen Charta der Rechte und Freiheiten (Canadian Charter of Rights and Freedoms) die 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. Siehe Abschnitte II.1.1. und II.1.2. der Studie SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 7). Siehe 
auch Abschnitte II.1.1. und II.1.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 9-11); 

− Österreich: Artikel 7 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes erkennt den Grundsatz der Gleichheit von Männern 
und Frauen an. Auf dieser Grundlage ist eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, die nicht der „Förderung 
der faktischen Gleichstellung von Frauen und Männern“ dient und daher nicht zur „Beseitigung tatsächlich 
bestehender Ungleichheiten“ beiträgt, verboten. Siehe Abschnitt II.1.2. der Studie VAŜEK, M.: op.cit., (S.12-14). Siehe 
auch Abschnitt II.1.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op.cit., (S.13-15); 

− Peru: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen ist in Artikel 2 Abs. 2 der Verfassung verankert. Auch 
hier ist die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts verboten. Siehe Kasten 15 der Studie ESPINOSA-SALDAÑA 

BARRERA, E.: op.cit., (S. 12); 

− Schweiz: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen ist in Artikel 8 Abs. 2 der Bundesverfassung 
verankert. Die Verfassung untersagt auch die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. Siehe Abschnitt II.3.2.3.c) 
der Studie FREI, N.: op.cit., (S. 12). Siehe auch Abschnitt II.3.2.3.c) der aktualisierten französischen Version der Studie: 
FREI, N.: op.cit., (S.17-18); 

− Spanien: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen ist in Artikel 14 der Verfassung verankert, in dem 
es heißt: „Die Spanier sind vor dem Gesetz gleich; es darf keine Diskriminierung aufgrund der Geburt, der Rasse, des 
Geschlechts, der Religion, der Meinung oder sonstiger persönlicher oder sozialer Umstände geben“. Siehe Kasten 5 der 
Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 8). Siehe auch Kasten 5 der aktualisierten französischen Version der 
Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 10); Siehe auch Kasten 5 der aktualisierten deutschen Version der 
Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 13); 

− Vereinigte Staaten: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen war lange Zeit nicht im Text der 
Verfassung enthalten. Angesichts dieser Situation begannen zu Beginn des 20. Jahrhunderts Bewegungen, die sich 
für das Frauenwahlrecht einsetzten, eine Reform der Verfassung voranzutreiben. Als Ergebnis ihrer Forderungen 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.senate.be/deutsch/const_de.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf#page=17
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf#page=20
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf#page=23
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=242302&idParte=
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf#page=21
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf#page=42
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf#page=50
https://www.conseil-constitutionnel.fr/de/verfassung-vom-4-oktober-1958
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf#page=15
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf#page=20
https://www.verfassungen.eu/it/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf#page=23
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/acts/c-12.3/page-1.html
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/acts/c-12.3/page-1.html
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/const/page-12.html#:%7E:text=1%20The%20Canadian%20Charter%20of,a%20free%20and%20democratic%20society.
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf#page=17
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf#page=21
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf#page=22
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf#page=23
https://cdn.www.gob.pe/uploads/document/file/198518/Constitucion_Politica_del_Peru_1993.pdf?v=1594239946
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf#page=22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf#page=24
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf#page=29
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1978-31229
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf#page=18
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf#page=22
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf#page=25
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wurde 1920 der 19. Zusatzartikel (19th Amendment) in die Verfassung aufgenommen, der besagt, dass das 
Wahlrecht der Bürger der Vereinigten Staaten nicht aufgrund des Geschlechts beeinträchtigt oder eingeschränkt 
werden darf. Diese Änderung, mit der Frauen in den Gleichheitsgrundsatz „eine Person, eine Stimme” einbezogen 
wurden, war wegweisend für die nachfolgenden Rechtsvorschriften auf Bundes- und auf Bundesstaatsebene zur 
Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und zur Gewährleistung der formellen und 
tatsächlichen Gleichheit von Frauen und Männern. Siehe Abschnitt II.1.3.1. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 10) . 
Siehe auch Abschnitt II.1.3.1. der aktualisierten französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 12-13);  

− Europarat: Der Gerichtshof hebt die Wichtigkeit der Gleichstellung der Geschlechter besonders hervor: „Der 
Gerichtshof erinnert darüber hinaus daran, dass die Gleichstellung der Geschlechter („l’égalité des sexes“/„gender 
equality“) heute ein wichtiges Ziel der Mitgliedstaaten des Europarates ist und dass nur sehr gewichtige Gründe dafür 
sorgen können, dass eine solche unterschiedliche Behandlung als mit der Konvention vereinbar angesehen werden kann 
…. Insbesondere reichen Verweise auf Traditionen, Annahmen der allgemeinen Ordnung oder mehrheitliche 
gesellschaftliche Haltungen in einem Land nicht aus, um eine unterschiedliche Behandlung aufgrund des Geschlechts 
zu rechtfertigen. Beispielsweise dürfen die Staaten keine Traditionen vorschreiben, die auf der Vorstellung basieren, dass 
Männer in der Familie eine vorrangige und Frauen eine zweitrangige Rolle spielen….“ (Urteil vom 22. März 2012, 
30078/06, Konstantin Markin / Russland). Siehe Abschnitt II.2.1.4.a) der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 18-19). Siehe auch 
Abschnitt II.2.1.4.a) der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 23-25). Siehe auch 
Abschnitt II.2.1.4.a) der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 29-30). 

∗  AdH: Für einen Vergleich der Verwendung des Begriffs „Rasse” in anderen Rechtsordnungen siehe: 

− Belgien: Das „Rassismusgesetz”, das einen allgemeinen Rahmen für die Bekämpfung von rassistischer und 
fremdenfeindlicher Diskriminierung schafft, verwendet den Begriff „angebliche Rasse“ anstelle des Begriffs 
„Rasse“. Siehe Abschnitt II.3.1.1.b) der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 12-13). Siehe auch Abschnitt II.3.1.1.b) der 
aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 16-19). Siehe auch Abschnitt II.3.1.1.b) der 
aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 22-27); 

− Deutschland: Die Verwendung des Begriffs „Rasse” und vor allem das Vorkommen des Begriffs in Artikel 3 
Grundgesetz haben in den letzten Jahren in Deutschland eine intensive Debatte ausgelöst. Seit 2009 empfiehlt 
das Deutsche Institut für Menschenrechte den Begriff „Rasse” aus dem Verfassungstext sowie aus allen anderen 
Rechtsvorschriften zu streichen. Das Institut selbst hat eine Neuformulierung von Artikel 3 Grundgesetz 
vorgeschlagen, in der der Begriff „Rasse” nicht mehr auftaucht. Siehe Abschnitt IV.1.1. der Studie REIMER, F., op. cit.,, 
(S. 57-58); 

− Frankreich: Laut PONTHOREAU gibt es in Frankreich derzeit eine Debatte über die Streichung des Wortes „Rasse“ aus 
der französischen Verfassung. Der Autor stellt fest, dass diese Debatte insbesondere aufgrund eines Urteils des 
französischen Verfassungsrats entstanden ist, in dem sich das Gericht das einzige Mal auf das Verbot der 
Diskriminierung aufgrund des Kriteriums „Rasse“ gestützt hat, um eine gesetzliche Bestimmung zu beanstanden. 
Es handelt sich um das Urteil Nr. 2007-557 DC “DNA-Tests” vom 15. November 2007, in dem eine Rechtsvorschrift 
geprüft wurde, die in erster Linie darauf abzielte, die Erstellung von „ethnischen Statistiken“ zu ermöglichen, d.h. 
die Erstellung von Datensammlungen über die „ethnische Herkunft oder Rasse“. Nach Ansicht des Autors “spiegelt 
diese Debatte ein Thema wider, das im Zuge der fortschreitenden wissenschaftlichen Forschung diskutiert wird, die 
bestätigt, dass es nur eine einzige menschliche Spezies gibt und dass diese nicht in „verschiedene Rassen“ unterteilt 
werden kann“. Siehe hierzu Abschnitt IV.3. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 32-34). Siehe auch Abschnitt 
IV.3. der aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 51-53). 

∗∗ AdH: Für einen Vergleich des Grundsatzes der Gleichheit durch Geburt beziehungsweise des Verbots der 
Diskriminierung aufgrund der Abstammung oder Herkunft in anderen Rechtsordnungen siehe: 

− Belgien: Das Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen der Diskriminierung (das sogenannte 
„Allgemeine Gesetz“) verbietet die Diskriminierung aufgrund der Geburt (Art. 3). Siehe Abschnitt II.3.1.1.b) der 
Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 13). Siehe auch Abschnitt II.3.1.1.b) der aktualisierten spanischen Version der Studie: 
BEHRENDT, Ch.: op. cit., (S. 18). Siehe auch Abschnitt II.3.1.1.b) der aktualisierten deutschen Version der Studie: 
BEHRENDT, Ch.: op. cit., (S. 24-27); 

− Deutschland: Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz besagt: „Niemand darf wegen... seiner Abstammung..., seiner Herkunft... 
benachteiligt werden.“ Siehe Kasten 38 sowie Abschnitt II.2.2.2. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 14 und S. 25). Siehe 
auch Kasten 38 sowie Abschnitt II.2.2.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., (S. 20 

https://www.senate.gov/civics/constitution_item/constitution.htm#amdt_19_(1920)
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf#page=24
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf#page=26
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https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%2230078/06%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-109868%22%5D%7D
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf#page=28
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf#page=35
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf#page=41
https://www.unia.be/files/Documenten/Wetgeving/loi_contre_le_racisme_30_juillet_1981.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
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https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
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und S. 33-34); 

− Frankreich: In Frankreich wird der Begriff „Herkunft“ und nicht „Geburt“ verwendet. Das Verbot der 
Diskriminierung aus Gründen der Herkunft ist allgemein anerkannt. So heißt es in Artikel 1 der Verfassung von 
1958: „Frankreich ist eine unteilbare, laizistische, demokratische und soziale Republik. Sie gewährleistet die Gleichheit 
aller Bürger vor dem Gesetz ohne Unterschied der Herkunft, Rasse oder Religion. …“ Siehe Abschnitt I.3. der Studie 
PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 2-4) . Siehe auch Abschnitt I.3. der aktualisierten spanischen Version der Studie: 
PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 3-5); 

− Österreich: Artikel 7 des Bundes-Verfassungsgesetzes besagt: „Alle Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich. 
Vorrechte der Geburt … sind ausgeschlossen.“ Siehe Kasten 4 der Studie VAŜEK, M.: op.cit., (S. 7). Siehe auch Kasten 4 
der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op.cit., (S. 7); 

− Schweiz: Artikel 8 Absatz 2 der Bundesverfassung besagt: „Niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht 
wegen der Herkunft ….“. Siehe Kasten 1 der Studie FREI, N.: op. cit., (S. 1). Siehe auch Kasten 1 der aktualisierten 
französischen Version der Studie: FREI, N.: op. cit., (S. 1); 

− Spanien: Artikel 14 der Verfassung besagt: „Die Spanier sind vor dem Gesetz gleich, und niemand darf wegen seiner 
Abstammung … diskriminiert werden.“ Siehe Kasten 5 der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 8). Siehe 
auch Kasten 5 der aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 10); 
Siehe auch Kasten 5 der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 13); 

− Europarat: Artikel 14 der EMRK und Artikel 1 des Protokolls Nr. 12 zählen die Geburt als verbotenen 
Diskriminierungsgrund auf. Siehe Abschnitt II.2.1.4. der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 17-24). Siehe auch Abschnitt 
II.2.1.4. der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 22-32). Siehe auch Abschnitt II.2.1.4. 
der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 27-39). 

∗ AdH: Für einen Vergleich des Verbots der Diskriminierung aufgrund der Religion in anderen Rechtsordnungen siehe:  

− Belgien: Das Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen der Diskriminierung verbietet die 
Diskriminierung aufgrund „… religiöser oder philosophischer Überzeugungen …”. Siehe zu diesem Thema Abschnitt 
II.3.1.2.a) der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 13). Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.a) der aktualisierten spanischen 
Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 19-20). Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.a) der aktualisierten deutschen 
Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit.,(S. 27-30); 

− Chile: In Artikel 2 des Gesetzes 19.638 vom 14. Oktober 1999 heißt es: „Niemand darf aufgrund seiner religiösen 
Überzeugungen diskriminiert werden, noch dürfen diese als Grund für die Streichung, Einschränkung oder 
Beeinträchtigung der in der Verfassung und im Gesetz verankerten Gleichheit angeführt werden.“ Siehe Kasten 18 der 
Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 25). Siehe auch Kasten 21 der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen 
Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 43); Siehe auch Kasten 21. der deutschen Version der 2. 
Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 50); 

− Deutschland: Das Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Religion findet sich in Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz, 
der besagt: “Niemand darf wegen … seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden“. Siehe hierzu Abschnitt II.2.2.4. der Studie REIMER, F.: op. cit., (S. 26). Siehe auch Abschnitt 
II.2.2.4 der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op. cit., (S. 34); 

− Frankreich: Artikel 1 der Verfassung von 1958 lautet: “Frankreich ist eine unteilbare, laizistische, demokratische und 
soziale Republik. Sie gewährleistet die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz ohne Unterschied der Herkunft, Rasse oder 
Religion.” Siehe Kasten 4 der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 4). Siehe auch Kasten 4 der aktualisierten 
spanischen Version der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 5);  

− Italien: In Artikel 3 Abs. 1 der italienischen Verfassung heißt es: „Alle Staatsbürger haben die gleiche gesellschaftliche 
Würde und sind vor dem Gesetz ohne Unterschied … des Glaubens … gleich“. Außerdem heißt es in Artikel 8 der 
Verfassung: „Alle religiösen Bekenntnisse sind gleichermaßen vor dem Gesetz frei“. Siehe Abschnitt II.2.4.1. der Studie 
LUCIANI, M.: op. cit., (S. 34);  

− Kanada: Artikel 1 der kanadischen Erklärung der Rechte (Canadian Bill of Rights) besagt: „Es wird hiermit anerkannt 
und erklärt, dass die folgenden Menschenrechte und Grundfreiheiten für jedermann in Kanada ungeachtet … der 
Religion … bestehen und fortbestehen werden“. In ähnlicher Weise verkündet Artikel 15 der kanadischen Charta der 
Rechte und Freiheiten (Canadian Charter of Rights and Freedoms): „Jeder Mensch ist vor dem Gesetz gleich und hat 
das Recht auf gleichen Schutz und gleichen Nutzen durch das Gesetz ohne Diskriminierung, insbesondere ohne 

https://www.conseil-constitutionnel.fr/de/verfassung-vom-4-oktober-1958
https://www.conseil-constitutionnel.fr/de/verfassung-vom-4-oktober-1958
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.boe.es/legislacion/documentos/ConstitucionALEMAN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://rm.coe.int/1680080631
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&table_name=loi&cn=2007051035
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf#page=23
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf#page=37
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=145268
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf#page=35
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf#page=42
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf#page=50
https://www.conseil-constitutionnel.fr/le-bloc-de-constitutionnalite/texte-integral-de-la-constitution-du-4-octobre-1958-en-vigueur
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf#page=14
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf#page=17
https://www.verfassungen.eu/it/#page=1
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf#page=46
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/acts/c-12.3/page-1.html
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/const/page-12.html
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/const/page-12.html
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Diskriminierung aufgrund von … Religion ….”. Siehe Kasten 1 und 2 der Studie SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 7 und S. 7-8). 
Siehe auch Kasten 1 und 2 der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 10 und S. 11-12); 

− Österreich: Artikel 7 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes besagt: „Alle Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich. 
Vorrechte … des Bekenntnisses sind ausgeschlossen …”. Außerdem besagt Artikel III Abs. 1 Ziffer 3 Einführungsgesetz 
zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 (EGVG): „Wer einen anderen aus dem Grund … des religiösen 
Bekenntnisses … diskriminiert … ist … zu bestrafen“. § 17 des Gleichbehandlungsgesetzes: normiert „Auf Grund … 
der Religion oder Weltanschauung … darf im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis niemand unmittelbar oder 
mittelbar diskriminiert werden …”. Vgl. auch § 13 Abs. 1 Bundes-Gleichbehandlungsgesetz. Siehe Kasten 4 und 10 
der Studie VAŜEK, M.: op.cit., (S. 4 und S. 24). Siehe auch Kasten 4 und 10 der aktualisierten französischen Version der 
Studie: VAŜEK, M.: op.cit., (S. 7 und S. 24); 

− Peru: Artikel 2 Abs. 2 der Verfassung besagt: „Jeder Mensch hat … das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz. Niemand 
darf aus Gründen der … Religion diskriminiert werden”. Siehe Kasten 15 der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. 
cit., (S. 12-13);  

− Schweiz: Das Verbot der Diskriminierung aus religiösen Gründen steht in engem Zusammenhang mit der 
Anerkennung der Meinungsfreiheit und der freien Meinungsäußerung, die in den Artikeln 16, 20 und 21 der 
Bundesverfassung anerkannt sind. Dieses Verbot besagt, dass niemand aufgrund seiner religiösen Überzeugung 
ungleich behandelt werden darf. Das Schweizer Bundesgericht hat bereits entschieden, dass die Verweigerung 
der Einbürgerung einer Person aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum muslimischen Glauben eine Diskriminierung aus 
religiösen Gründen darstellt (siehe Bundesgerichtsurteile ATF 134 I 49 (E.2.1) und ATF 134 I 56 (E.4.1). Zu diesem 
Thema siehe Abschnitt II.3.2.3.h) der Studie FREI, N.: op. cit., (S. 13). Siehe auch Abschnitt II.3.2.3.h) der aktualisierten 
französischen Version der Studie: FREI, N.: op. cit., (S. 19); 

− Spanien: Artikel 1 Abs. 2 des Organgesetzes 7/1980 vom 5. Juli 1980 über die Religionsfreiheit besagt ausdrücklich: 
„religiöse Überzeugungen stellen keinen Grund für Ungleichbehandlung oder Diskriminierung vor dem Gesetz dar”. 
Weiter heißt es: „Religiöse Gründe dürfen nicht geltend gemacht werden, um jemanden an der Ausübung einer Arbeit 
oder Tätigkeit oder der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben oder Funktionen zu hindern”. Siehe Abschnitt II.3.15. der 
Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit. (S. 45-46). Siehe auch Abschnitt II.3.15. der aktualisierten französischen 
Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 61-62); Siehe auch Abschnitt II.3.15 der aktualisierten 
deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 75-76); 

− Vereinigte Staaten: Der erste Zusatzartikel zur Verfassung garantiert die Religionsfreiheit: „Der Kongress darf kein 
Gesetz erlassen, das die Ausübung der Religionsfreiheit beeinträchtigt oder verhindert“. Auf dieser Grundlage 
verbieten die Gesetze und Vorschriften der Vereinigten Staaten die Diskriminierung aus religiösen Gründen. Der 
Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten hat die Beziehung zwischen den Grundsätzen der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung und der Religionsfreiheit aus verschiedenen Blickwinkeln untersucht. In diesem Sinne siehe 
die Rechtssache Masterprice Cakeshop, LTD et al. / Colorado Civil Rights Commission et al.. Siehe auch Kasten 2 und 
Abschnitt IV.3. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 6 und S. 70-72). Siehe auch Kasten 2 und Abschnitt IV.3. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 8 und S. 83-86); 

− Europarat: In Artikel 9 Abs. 1 EMRK heißt es: „Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, 
seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, 
Unterricht oder Praktizieren von Bräuchen und Riten zu bekennen.“ Siehe Abschnitt II.2.1.4.d) der Studie ZILLER, J., 
op.cit., (S. 21-22). Siehe auch Abschnitt II.2.1.4.d) der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., 
(S. 27-28). Siehe auch Abschnitt II.2.1.4.d) der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 33-35). 

∗ AdH: Für einen Vergleich des Verbots der Diskriminierung aus Gründen der politischen oder sonstigen Überzeugung 
siehe: 

− Belgien: Das Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen der Diskriminierung verbietet die 
Diskriminierung aus Gründen „… der politischen Überzeugung“. Siehe Abschnitt II.3.1.2.a) der Studie BEHRENDT, CH.: 
op. cit., (p. 13). Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.a) der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. 
cit., (S. 19-20). Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.a) der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., 
(S. 27-30); 

− Chile: Artikel 19 Nr. 16 Satz 3 der chilenischen Verfassung verbietet jede Diskriminierung, die nicht „auf der 
persönlichen Leistungsfähigkeit oder Eignung“ beruht. Die Gerichte haben sich auf diesen Artikel gestützt, um 
Fälle von Diskriminierung aufgrund der politischen Meinung zu verurteilen. Ein Beispiel ist das Urteil des 7. 
Zivilgerichts von Santiago, Rol C-10794-2014, Pirez /Sotomayor, vom 9. Februar 2014, in dem der Kläger 
behauptete, Opfer einer Entlassung aus politischen Gründen gewesen zu sein. Der Klage wurde stattgegeben, da 
der Kläger von der Institution, in der er arbeitete (Institut für landwirtschaftliche Entwicklung), allein deshalb 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf#page=17
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf#page=22
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20005871
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20005871
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf#page=14
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf#page=17
https://www.oas.org/juridico/spanish/per_res17.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf#page=22
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf#page=22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=fr&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-I-49%3Afr&number_of_ranks=0&azaclir=clir
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-I-56%3Afr&lang=fr&type=show_document
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf#page=25
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf#page=31
https://www.boe.es/eli/es/lo/1980/07/05/7/con
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf#page=55
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf#page=73
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf#page=87
https://constitution.congress.gov/constitution/amendment-1/
https://www.supremecourt.gov/opinions/17pdf/16-111_j4el.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf#page=20
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf#page=22
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf#page=31
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf#page=39
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf#page=45
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&table_name=loi&cn=2007051035
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf#page=37
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=242302
https://drive.google.com/file/d/16vGO8U-pksYLUBhyrY__XgOb8pLTYcvm/view
https://drive.google.com/file/d/16vGO8U-pksYLUBhyrY__XgOb8pLTYcvm/view
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entlassen worden war, weil seine politischen Ansichten nicht mit denen der neuen Regierung übereinstimmten. 
Siehe Kasten 11 und Abschnitt III.5.6. der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 11-12 und S. 77). Siehe auch Kasten 11 
und Abschnitt III.5.6. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. 
(S. 18-19 und S. 104); Siehe auch Kasten 11. und Abschnitt III.5.6. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: 
GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 21-22 und 124-125); 

− Deutschland: Das Grundgesetz bekräftigt in Artikel 3 Abs. 3, dass niemand wegen seiner „religiösen oder 
politischen Anschauungen“ benachteiligt werden darf. Nach Ansicht von REIMER schützt dieser Artikel sowohl 
interne politische Meinungen als auch deren äußere Erscheinungsformen. Zu diesem Thema siehe Abschnitt 
II.2.2.4. der Studie REIMER, F.: op. cit., (S. 26). Siehe auch Abschnitt II.2.2.4. der aktualisierten französischen Version 
der Studie: REIMER, F.: op. cit., (S. 34); 

− Frankreich: Eines der „historischen” Diskriminierungsverbote ist das Verbot der Diskriminierung aufgrund von 
„politischen Meinungen“. In diesem Sinne verkündete bereits die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 
1789: „Die Menschen sind und bleiben von Geburt frei und gleich an Rechten. Soziale Unterschiede dürfen nur im 
gemeinen Nutzen begründet sein.” Es war jedoch die Präambel der Verfassung von 1946, die dem Verbot der 
Diskriminierung aus politischen Gründen Verfassungsrang verlieh. Im fünften Absatz der Präambel heißt es: “… 
Niemand darf in seiner Arbeit oder seiner Tätigkeit auf Grund seiner Abstammung, seiner Überzeugung oder seines 
Glaubens geschädigt werden”. Auf legislativer Ebene ist es unmöglich, alle Rechtsvorschriften aufzulisten, die dieses 
Verbot erwähnen. Als Beispiel könnte man das Arbeitsgesetzbuch anführen, in dem es in Artikel L.1132-1 heißt: 
„Niemand darf von einem Einstellungs- oder Ernennungsverfahren oder vom Zugang zu einem Praktikum oder einer 
Ausbildung in einem Unternehmen … aus Gründen der politischen Überzeugung ausgeschlossen werden ….“. Siehe 
Kasten 1, 3 und 7 der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 1-2 und S. 11). Siehe auch Kasten 1, 3 und 7 der 
aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 2, S. 4-5 und S. 19);  

− Kanada: Die auf Bundes- Provinz- und Territorialebene verabschiedeten Gesetze zur Bekämpfung der 
Diskriminierung sehen eine Reihe von verbotenen Diskriminierungsgründen vor, darunter „politische Meinungen 
und Aktivitäten“ und „politische Überzeugungen“. Siehe Abschnitt II.2.1. der Studie SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 10). Siehe 
auch Abschnitt II.2.1. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 16);  

− Schweiz: Die Liste der verbotenen Diskriminierungsgründe findet sich in Artikel 8 Abs. 2 der Bundesverfassung. Es 
handelt sich um eine nicht abschließende Liste, in der jedoch die „religiösen, weltanschaulichen oder politischen 
Überzeugungen” ausdrücklich genannt werden. Siehe Abschnitt II.3.2.3. der Studie FREI, N.: op. cit., (S. 11-14). Siehe 
auch Abschnitt II.3.2.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: FREI, N.: op.cit., (S.16-20); 

− Spanien: Artikel 14 der Verfassung verbietet die Diskriminierung aus Gründen der „Meinung“. Auf legislativer 
Ebene bestehen einige Gesetze auf das Verbot der Diskriminierung aus politischen Gründen. Dies gilt für das 
Arbeitnehmerstatut, das den Arbeitnehmern das Recht zugesteht, „wegen ihrer politischen Überzeugungen oder 
Ideen nicht unmittelbar oder mittelbar diskriminiert zu werden“ (Artikel 4 Abs. 2 Buchstabe c)). Die Verteidigung einer 
Ideologie und die Äußerung politischer Meinungen wurden vor dem Verfassungsgericht als ausschlaggebende 
Gründe für diskriminierenden Verhalten angeführt, insbesondere im Zusammenhang mit Arbeitsverhältnissen. So 
hat das Verfassungsgericht in seinem Urteil STC 49/2003 vom 17. März 2003 die abwertende Behandlung und die 
Untätigkeit, der ein Angestellter einer öffentlichen Einrichtung aufgrund seiner Mitgliedschaft in einer bestimmten 
politischen Partei ausgesetzt war, als diskriminierend angesehen. In diesem Urteil wurde zudem festgestellt, dass 
die öffentliche Verwaltung verpflichtet ist, diese Art von Verhalten mit größter Sorgfalt zu unterbinden. Siehe 
Kasten 5 und die Abschnitte II.3.10 und III.3.1.5. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 8, S. 29-38 und 
S. 64-65). Siehe auch Kasten 5 und die Abschnitte II.3.10. und III.3.1.5. der aktualisierten französischen Version der 
Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 10, S. 41-52 und S. 88). Siehe auch Kasten 5 und die Abschnitt 
II.3.10. und III.3.1.5. der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 13, S. 
53-65, S. 106-107); 

− Europarat: In Artikel 10 Abs. 1 EMRK heißt es: „Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht 
schließt die Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne 
Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben. Dieser Artikel hindert die Staaten nicht, für Hörfunk, 
Fernseh- oder Kinounternehmen eine Genehmigung vorzuschreiben.“ Der Gerichtshof wurde nur selten speziell mit 
Diskriminierungen aufgrund der politischen Anschauung befasst, hingegen aber mit einer Vielzahl von Fällen von 
Diskriminierungen im Zusammenhang mit der freien Meinungsäußerung oder der Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit. Siehe Abschnitt II.2.1.4.e) der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 22-23). Siehe auch Abschnitt II.2.1.4.e) 
der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 29-31). Siehe auch Abschnitt II.2.1.4.e) der 
aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 36-38). 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.conseil-constitutionnel.fr/sites/default/files/2019-02/20190218Erkl%C3%A4rung_der_Menschen.pdf
https://www.conseil-constitutionnel.fr/sites/default/files/2019-02/20190218Erkl%C3%A4rung_der_Menschen.pdf
https://www.conseil-constitutionnel.fr/sites/default/files/2019-02/20190218Pr%C3%A4ambelvon1946.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/codes/id/LEGITEXT000006072050/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1978-31229
https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2015/10/23/2/con
http://hj.tribunalconstitucional.es/es/Resolucion/Show/4824
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
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− der Geburt∗ 

− einer Behinderung∗∗ 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich des Grundsatzes der Gleichheit durch Geburt beziehungsweise des Verbots der 

Diskriminierung aufgrund der Abstammung oder Herkunft in anderen Rechtsordnungen in verschiedenen 
Rechtsordnungen siehe die AdH oben, S. 16. 

∗∗ AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung des Grundsatzes der Gleichheit und Nichtdiskriminierung zugunsten von 
Menschen mit Behinderung siehe:  

− Belgien: Das Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen der Diskriminierung verbietet die 
Diskriminierung aufgrund einer „… Behinderung”. Siehe Abschnitt II.3.1.2.a) der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 13). 
Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.a) der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 27-30). 
Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.a) der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 19-20);  

− Chile: Das Gesetz 20.422 ist ein allgemeines Gesetz, das die Chancengleichheit und die Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen gewährleisten soll. Neben diesem Gesetz gibt es weitere Gesetze, die darauf abzielen, den 
Zugang von Menschen mit Behinderungen zu bestimmten Infrastrukturen und Programmen zu erleichtern. Siehe 
die Abschnitte II.2.8. und II.3.2. der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit.. (S. 28-31 und S. 40-41). Siehe auch die Abschnitte 
II.2.8. und II.3.2. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 
46-51 und S. 66-68); Siehe auch die Abschnitte II.2.8. und II.3.2. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: 
GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 54-60 und S. 78-79); 

− Deutschland: Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz fördert die Gleichstellung und Nichtdiskriminierung von 
Menschen mit Behinderungen. Siehe Abschnitt II.2.6. der Studie REIMER, F.: op. cit., (S. 27). Siehe auch Abschnitt II.2.6. 
der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit. (S. 37);  

− Frankreich: Das Gesetz Nr. 2005-102 vom 11. Februar 2005 für gleiche Rechte und Chancen, Teilhabe und 
Staatsbürgerschaft von Menschen mit Behinderungen fördert die Gleichheit und Nichtdiskriminierung von 
Menschen mit Behinderungen; 

− Kanada: Sowohl die Regierung Kanadas als auch einige Provinzen haben spezielle Gesetze zum Schutz der Rechte 
von Menschen mit Behinderungen und insbesondere zum Schutz ihres Rechts auf Gleichheit und 
Nichtdiskriminierung erlassen. Siehe Abschnitt II.2.2.3. der Studie SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 13-14) . Siehe auch 
Abschnitt II.2.2.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 20-22); 

− Österreich: Das Bundes-Verfassungsgesetz garantiert in Artikel 7 Abs. 1 Satz 3 und 4 den Grundsatz der Gleichheit 
und Nichtdiskriminierung zugunsten von Menschen mit Behinderungen. Dieser Grundsatz wird auch durch das 
Behinderteneinstellungsgesetz und das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz gewährleistet. Siehe die 
Abschnitte II.1.3., II.2.4. und II.2.5. der Studie VAŜEK, M.: op. cit., (S. 14-16, S. 24-25 und S. 25). Siehe auch die 
Abschnitte II.1.3., II.2.4. und II.2.5. der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op. cit., (S. 15-16, S. 
25 und S. 26); 

− Peru: Das allgemeine Gesetz Nr. 29973 über Menschen mit Behinderungen fördert die Gleichheit und 
Nichtdiskriminierung von Menschen mit Behinderungen. Darüber hinaus untersagen verschiedene 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches, des Zivilgesetzbuches und des Arbeitsgesetzbuches ausdrücklich die 
Diskriminierung aufgrund einer Behinderung. Siehe Abschnitt II.2.2. der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., 
(S. 13-24); 

− Schweiz: Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung zugunsten von Menschen mit Behinderungen 
ist in Artikel 8 Abs. 4 der Bundesverfassung verankert. Darüber hinaus gewährleistet das 
Behindertengleichstellungsgesetz vom 13. Dezember 2002 die wirksame Umsetzung dieser Grundsätze. Siehe 
Kasten 3 und Abschnitt II.4.2. der Studie FREI, N., op. cit., (S. 7 und S. 23-27). Siehe auch Kasten 3 und Abschnitt II.4.2. 
der aktualisierten französischen Version der Studie: FREI, N., op. cit., (S. 9-10 und S. 31-36); 

− Spanien: Das Real Decreto Legislativo 1/2013 vom 29. November 2013, mit dem der überarbeitete Text des 
allgemeinen Gesetzes über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und ihre soziale Inklusion verabschiedet 
wurde, soll die Chancengleichheit, die Nichtdiskriminierung und die allgemeine Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen fördern. Siehe Abschnitt II.2. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 13-15). Siehe auch 
Abschnitt II.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 17-24); 
Siehe auch Abschnitt II.2. der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 
25-34); 

− Vereinigte Staaten: Der „Rehabilitation Act” von 1973 und der „American with Disabilites Act” von 1990 gewährleisten 
die Eingliederung von Menschen mit Behinderungen und bekämpfen deren Diskriminierung. Siehe die Abschnitt 
II.2.3.2. und II.2.3.8. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 33-34 und S. 41-43). Siehe auch die Abschnitt II.2.3.2. und II.2.3.8. 

https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&table_name=loi&cn=2007051035
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1010903
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/jorf/id/JORFTEXT000000809647
https://www.legifrance.gouv.fr/jorf/id/JORFTEXT000000809647
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008253
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://leyes.congreso.gob.pe/Documentos/Leyes/29973.pdf
https://faolex.fao.org/docs/pdf/per204120.pdf
https://deleyes.pe/articulos/codigo-civil-peruano-actualizado-2022
https://www2.congreso.gob.pe/sicr/cendocbib/con4_uibd.nsf/BA4F491C7FDF4C7405257C68006193B2/$FILE/articles-95516_recurso_1.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/667/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2013/11/29/1/con
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/STATUTE-87/pdf/STATUTE-87-Pg355.pdf
https://www.ada.gov/pubs/adastatute08.htm
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
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− des Alters∗ 

                                                             

der aktualisierten französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L.: op. cit., (S. 41-42 und S. 50-54); 

− Europarat: Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte erkennt die Behinderung als „sonstigen Status“ im 
Sinne von Artikel 14 EMRK und Artikel 1 des Protokolls Nr. 12 an. Siehe Abschnitt II.2.1.5. der Studie ZILLER, J., op.cit., 
(S. 24-25). Siehe auch Abschnitt II.2.1.5. der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 32-38). 
Siehe auch Abschnitt II.2.1.5. der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 40-47). 

∗ AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung des Alters als verbotener Diskriminierungsgrund in anderen 
Rechtsordnungen siehe: 

− Belgien: Das Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen der Diskriminierung verbietet die 
Diskriminierung aufgrund „… des Alters“. Mit dem Gesetz vom 10. Mai 2007 wird dieses Verbot, das bereits in früheren 
Gesetzen vorgesehen war, nämlich im Gesetz vom 13. Februar 1998 zur Förderung der Beschäftigung, in dem die 
Festlegung einer Altersgrenze für die Förderung der Beschäftigung ausdrücklich untersagt wird, lediglich bekräftigt. 
Auf juristischer Ebene hat das Verfassungsgericht bereits über Fälle von Altersdiskriminierung entschieden, 
beispielsweise im Urteil Nr. 144/2010 vom 16. Dezember 2010. Siehe die Abschnitte II.3.1.2.a) und III.2.2. der Studie 
BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 13 und S. 25-26). Siehe auch die Abschnitte II.3.1.2.a) und III.2.2. der aktualisierten spanischen 
Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 19-20 und S. 33-34); Siehe auch die Abschnitte II.3.1.2.a) und III.2.2. der 
aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 27-30 und S. 47-48); 

− Chile: Artikel 19 Nr. 16 Satz 3 der Verfassung besagt: „Jede Diskriminierung, die nicht auf der persönlichen 
Leistungsfähigkeit oder Eignung beruht, ist verboten, unbeschadet der Tatsache, dass das Gesetz in bestimmten Fällen 
die chilenische Staatsangehörigkeit oder Altersgrenzen vorschreiben kann“. Mit dieser Bestimmung ermächtigt die 
Verfassung den Gesetzgeber, sich auf das Kriterium des Alters zu stützen, um eine diskriminierende Behandlung 
zu begründen. Diese Ermächtigung muss jedoch restriktiv ausgelegt werden. Das Verfassungsgericht hat sich in 
diesem Sinne geäußert und in zahlreichen Urteilen geprüft, in welchen Fällen das Alter als zulässiges Kriterium der 
normativen Differenzierung herangezogen werden kann. Dies war zum Beispiel der Fall im Urteil 1710/2010 vom 
6. August 2010. Siehe in diesem Sinne Kasten 11 und Abschnitt III.2.4.6. der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 11-12 
und S. 61). Siehe auch Kasten 11 und Abschnitt III.2.4.7 der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen 
Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 18-21 und S. 89); Siehe auch Kasten 11 und Abschnitt III.2.4.7. 
der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 21-25 und S. 104-105); 

− Deutschland: Das Alter gehört zwar nicht zu den verbotenen Diskriminierungsgründen nach Artikel 3 
Grundgesetz, wird aber in § 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) genannt. Das Gesetz sieht 
jedoch Ausnahmen von diesem Verbot vor. Konkret heißt es in § 10: „Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche 
Behandlung wegen des Alters auch zulässig, wenn sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel 
gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses Ziels müssen angemessen und erforderlich sein.” Siehe Kasten 51 und 
56 der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 31 und S. 32). Siehe auch Kasten 51 und 56 der aktualisierten französischen 
Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., (S. 42 und S. 44 ); 

− Frankreich: Einige Rechtsvorschriften sehen ein Verbot der Diskriminierung aufgrund des „Alters“ vor. Dies gilt zum 
Beispiel für Artikel 225-1 des Strafgesetzbuches. Trotz dieses Verbots hat der Verfassungsrat Maßnahmen der 
bevorzugten Behandlung aufgrund des Alters gebilligt (z.B. Maßnahmen zugunsten von Jugendlichen: Urteil Nr. 
2006-535 DC vom 30. März 2006). Wie der Verfassungsrat in seinem Urteil Nr. 2005-521 DC vom 22. Juli 2005 feststellte, 
“verbietet es kein Grundsatz und keine Norm von Verfassungsrang dem Gesetzgeber, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
um bestimmte Personengruppen zu unterstützen, die mit besonderen Schwierigkeiten konfrontiert sind“. Der Gesetzgeber 
kann also Unterscheidungen aufgrund des Alters vornehmen, sofern sie durch einen legitimen Grund gerechtfertigt 
und verhältnismäßig sind. Siehe Abschnitt III.1.2. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 17-19). Siehe auch Abschnitt 
III.1.2. der aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 28-31); 

− Italien: Das Decreto Legislativo vom 9. Juli 2014 listet in Artikel 2 die verbotenen Diskriminierungsgründe auf und 
verbietet unter anderem die Diskriminierung aufgrund des „Alters”. Siehe Kasten 2 der Studie LUCIANI, M.: op. cit., 
(S. 23-24); 

− Kanada: Die Antidiskriminierungsgesetze auf Bundes- Provinz- und Territorialebene sehen eine Reihe von 
verbotenen Diskriminierungsgründen vor, darunter auch das Alter. In der Rechtssache Law / Canada (Minister of 
Employment and Immigration) wies der Oberste Gerichtshof beispielsweise eine Klage wegen Diskriminierung aus 
Altersgründen ab. Siehe die Abschnitte II.2.1. und III.2.1. der Studie SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 10 und S. 23-28). Siehe 
auch die Abschnitte II.2.1. und III.2.1. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 16 
und S. 32-38);  

− Österreich: Das Gleichbehandlungsgesetz ist in mehrere Teile gegliedert. Der erste Teil befasst sich mit der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in der Arbeitswelt. Der zweite Teil betrifft die die Gleichbehandlung 
in der Arbeitswelt in Bezug auf die anderen Diskriminierungsgründe einschließlich des Alters. Der vierte Teil 
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enthält Regelungen hinsichtlich der Gleichbehandlung im Arbeitsleben in der Land- und Forstwirtschaft in Bezug 
auf das Geschlecht sowie auf andere Diskriminierungsgründe einschließlich des Alters. Inhaltlich weitgehend 
ähnliche Diskriminierungsverbote und Gleichbehandlungsgebote hinsichtlich des Alters normieren für den 
Bereich des öffentlichen Dienstes das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz und die ihm inhaltlich nachgebildeten 
Gesetze der Länder. Siehe die Abschnitte II.2.2.1. und II.2.2.2. der Studie VAŜEK, M.: op.cit., (S. 22-23). Siehe auch die 
Abschnitte II.2.2.1. und II.2.2.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op.cit., (S. 23-24);  

− Peru: Das peruanische Verfassungsgericht hatte über Fälle zu entscheiden, in denen eine Diskriminierung aus 
Altersgründen geltend gemacht wurde. Im Urteil Nr. 05157-2014-PA/TC101 in der Rechtssache Chura Arcata stellte 
das Verfassungsgericht beispielsweise fest, dass die Banco de la Nación (Nationalbank) diskriminierend gehandelt 
hatte, indem sie der Klägerin aufgrund ihres fortgeschrittenen Alters einen Kredit verweigerte. So wird erklärt, dass 
das Alter zwar ein Kriterium für die Bewilligung oder Ablehnung eines Kredits sein kann, aber nicht das einzige 
Kriterium für die Entscheidung des Kreditgebers, die auf objektiven Erwägungen (z.B. Zahlungsfähigkeit) beruhen 
muss, sein darf. Siehe Abschnitt III.5. der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 42-43); 

− Schweiz: Die Liste der verbotenen Diskriminierungsgründe findet sich in Artikel 8 Abs. 2 der Bundesverfassung. Es 
handelt sich um eine nicht abschließende Liste, in der jedoch auch das Alter ausdrücklich genannt wird. Trotz 
dieses Verbots räumt das Bundesgericht jedoch ein, dass Unterscheidungen bei der Behandlung aufgrund des 
Alters möglich sind. Die Überprüfung der Zulässigkeit solcher Unterscheidungen durch das Bundesgericht hängt 
davon ab, ob die Maßnahme die Ausübung anderer Grundrechte beeinträchtigt oder nicht. Wenn dies der Fall ist, 
unterliegt die Maßnahme einer strengen Prüfung. Ist dies nicht der Fall, macht das Bundesgericht die Zulässigkeit 
der Maßnahme vom Vorliegen eines bloßen „objektiven Grundes” abhängig und nicht von einer „besonders 
qualifizierten Rechtfertigung”, wie dies bei anderen Diskriminierungsgründen der Fall ist. Siehe Abschnitt II.3.2.3. 
der Studie FREI, N.: op.cit., (S. 11-14). Siehe auch Abschnitt II.3.2.3. der aktualisierten französischen Version der 
Studie: FREI, N.: op.cit., (S. 16-20); 

− Spanien: Obwohl das Alter nicht unter den verbotenen Diskriminierungsgründen in Artikel 14 der Verfassung 
aufgeführt ist, wird in einigen Rechtsvorschriften das Alter als einer der verbotenen Diskriminierungsgründe 
genannt. Dies gilt beispielsweise für das Grundstatut für Angestellte des öffentlichen Dienstes, das in Artikel 14 
Buchstaben h) und i) eine Diskriminierung aufgrund des Alters verbietet. Auch Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c) des 
Arbeitnehmerstatuts verbietet die Diskriminierung aufgrund des Alters. Vor dem Verfassungsgericht wurden 
bereits Fragen aufgeworfen, die sich aus den Rechtsfolgen ergeben, die das Gesetz dem Erreichen eines 
bestimmten Alters zuschreibt. So entschied das Verfassungsgericht beispielsweise im Urteil STC 31/1984, dass die 
Vorschrift, die einen niedrigeren Mindestlohn für Minderjährige unter 18 Jahren vorsieht, nicht diskriminierend sei, 
da es berechtigte Gründe für den geringeren Wert ihrer Arbeit gebe. Siehe die Abschnitte II.3.8 und III.3.1.2. der 
Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 26 und S. 63). Siehe auch die Abschnitte II.3.8. und III.3.1.2. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 37-38 und S. 86). Siehe 
auch die Abschnitte II.3.8. und III.3.1.2. der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, 
P.: op.cit., (S. 48-49 und S. 102-104). Das Gesetz 15/2022 vom 12. Juli 2022 über die Gleichbehandlung und 
Nichtdiskriminierung enthält spezifische Bestimmungen zur Diskriminierung aus Altersgründen, insbesondere zur 
Diskriminierung älterer Menschen. So sieht Artikel 17 Abs. 3 vor, dass “Websites und Computeranwendungen darauf 
abzielen, die Anforderungen an die Zugänglichkeit zu erfüllen, um einen gleichberechtigten und nichtdiskriminierenden 
Zugang für die Nutzer, insbesondere für ältere Menschen, zu gewährleisten …“; 

− Vereinigte Staaten: Der 26. Zusatzartikel zur Verfassung, der 1971 verabschiedet wurde, besagt, dass weder die 
Vereinigten Staaten noch die Bundesstaaten das Wahlrecht von Bürgern der Vereinigten Staaten, die 18 Jahre oder 
älter sind, aufgrund ihres Alters aufheben oder einschränken dürfen. Darüber hinaus verbietet Titel 29 des 
Gesetzbuches der Vereinigten Staaten die Diskriminierung aus Altersgründen beim Zugang zu Beschäftigung. 
Dieser Titel kodifiziert ein Gesetz aus dem Jahr 1967 (Gesetz über das Verbot der Altersdiskriminierung in der 
Beschäftigung), das verabschiedet wurde, nachdem das Arbeitsministerium dem Kongress einen Bericht vorgelegt 
hatte, aus dem hervorging, dass Bürger der Vereinigten Staaten, die älter als 40 Jahre waren, große Schwierigkeiten 
beim Zugang zum Arbeitsmarkt hatten. Das Gesetz sollte ihre Beschäftigung fördern. Siehe Kasten 6 und Abschnitt 
II.2.2.4. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 11 und S. 29-30). Siehe auch Kasten 6 und Abschnitt II.2.2.4. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L.: op. cit., (S. 15 und S. 36-37). 

∗ AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung der sexuellen Orientierung als verbotener Diskriminierungsgrund in 
anderen Rechtsordnungen siehe:  

− Belgien: Das Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen der Diskriminierung verbietet die 
Diskriminierung aufgrund der „… sexuellen Orientierung”. Siehe zu diesem Thema Abschnitt II.3.1.2.a) der Studie 
BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 13), der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 19-20), und 
der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 27-30); 
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− Chile: Das Gesetz 20.609 zur Einführung von Maßnahmen gegen Diskriminierung verbietet die Diskriminierung 
aufgrund der „sexuellen Orientierung“. Die chilenischen Gerichte mussten sich mit einigen Fällen der 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung beschäftigen. Sie befassten sich unter anderem mit 
Situationen, in denen bestimmten Personen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung der Zutritt zu bestimmten 
Einrichtungen untersagt wurde (siehe zum Beispiel das Urteil des 26. Zivilgerichts von Santiago, Rol. 27.382- 2018. 
Siehe die Abschnitte II.2.9., III.2.4.4. und III.5.7. der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 31-35, S. 54-57 und S. 77-79). 
Siehe auch die Abschnitte II.2.9., III.2.4.4. und III.5.7. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion 
der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 51-59, S. 82-85 und S. 104-106). Siehe die Abschnitte II.2.9., III.2.4.4. und III.5.7. 
der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 60-68, S. 96-100 und S. 125-1127); 

− Deutschland: Obwohl Artikel 3 Grundgesetz die sexuelle Orientierung nicht als verbotenes 
Diskriminierungskriterium vorsieht, verbietet § 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes die 
Diskriminierung aufgrund dieses Kriteriums. Dennoch hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 
19. Juni 2012 - 2 BvR 1397/09 dieses Kriterium in seinem normativen Wert den verbotenen 
Diskriminierungsgründen des Art. 3 Grundgesetz gleichgestellt. In diesem Beschluss stellte das 
Bundesverfassungsgericht fest, dass die Unterscheidung zwischen Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft 
nicht gerechtfertigt sei. Es wird an dieser Stelle daran erinnert, dass damals die gleichgeschlechtliche Ehe noch 
verboten war in Deutschland, sodass Menschen gleichen Geschlechts überwiegend auf die eingetragene 
Lebenspartnerschaft angewiesen waren. REIMER zufolge war dieses Urteil ein wichtiger Präzedenzfall für die 
anschließende Verabschiedung des Gesetzes vom 20. Juli 2017, mit dem das Recht gleichgeschlechtlicher 
Personen auf Eheschließung anerkannt wurde. Siehe Kasten 51 und Abschnitt III.12. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 
31 und S. 50-52). Siehe auch Kasten 51 und Abschnitt III.12. der aktualisierten französischen Version der Studie: 
REIMER, F.: op.cit., (S. 42 und S. 66-67); 

− Frankreich: Auf legislativer Ebene ist die Diskriminierung aufgrund der „sexuellen Orientierung“ verboten. Dieses 
Verbot findet sich zum Beispiel in Artikel 225-1 des Strafgesetzbuches. Siehe Kasten 6 der Studie PONTHOREAU, M.-
C.: op. cit., (S. 9-11). Siehe auch Kasten 6 der aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., 
(S. 16-19); 

− Italien: Das Decreto Legislativo vom 9. Juli 2004 listet in Artikel 2 die verbotenen Diskriminierungsgründe auf und 
verbietet unter anderem die Diskriminierung aufgrund der „sexuellen Orientierung”. Das italienische 
Verfassungsgericht stellte fest, dass der Ausschluss gleichgeschlechtlicher Paare von den Techniken der künstlichen 
Befruchtung keine Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung darstellt (siehe hierzu Urteil Nr. 221/2019 
vom 18 Juni 2019). Siehe Kasten 2 und Abschnitt III.1.2. der Studie LUCIANI, M.: op. cit., (S. 23-24 und S. 40-41); 

− Kanada: Die Antidiskriminierungsgesetze auf Bundes-, Provinz- und Territorialebene sehen eine Reihe von 
verbotenen Diskriminierungsgründen vor, darunter auch die sexuelle Orientierung. In Bezug auf dieses verbotene 
Diskriminierungsmerkmal verweist SHEPPARD auf das Urteil des Obersten Gerichtshofs von Kanada vom 2. April 1998 
in der Rechtssache Vriend / Alberta, in dem der Oberste Gerichtshof die Provinz Alberta aufforderte, die sexuelle 
Orientierung als verbotenen Diskriminierungsgrund in ihre Rechtsvorschriften aufzunehmen. Siehe die Abschnitte 
II.2.1. und III.2.1. der SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 10 und S. 23-28 ) . Siehe auch die Abschnitte II.2.1. und III.2.1. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 15-16 und S. 32-38); 

− Österreich: Das Gleichbehandlungsgesetz sieht die sexuelle Orientierung als verbotenen Diskriminierungsgrund 
vor. Inhaltlich weitgehend ähnliche Diskriminierungsverbote und Gleichbehandlungsgebote hinsichtlich der 
sexuellen Orientierung normieren für den Bereich des öffentlichen Dienstes das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz 
und die ihm inhaltlich nachgebildeten Gesetze der Länder. Wie das deutsche Bundesverfassungsgericht hat auch 
der österreichische Verfassungsgerichtshof entschieden, dass eine unterschiedliche Behandlung von 
verheirateten Paaren und von Lebenspartnern eine mittelbare Diskriminierung aufgrund der „sexuellen 
Orientierung“ darstellt (Urteil vom 4. Dezember 2017). In diesem Urteil erkannte der Verfassungsgerichtshof auch 
das Recht auf Eheschließung für gleichgeschlechtliche Paare an. VAŜEK stellt fest, dass dieses Urteil einen 
Unterschied zwischen Österreich und den anderen Ländern, die das Recht gleichgeschlechtlicher Personen auf 
Eheschließung anerkennen, aufzeigt, da diese Anerkennung in Österreich im Gegensatz zu den anderen Ländern 
durch die Rechtsprechung und nicht durch die Gesetzgebung zustande gekommen ist. Siehe Kasten 10 und den 
Anfang des Abschnitts III.2. der Studie VAŜEK, M.: op. cit., (S. 23 und S. 27-28). Siehe auch Kasten 10 und den Anfang 
des Abschnitt III.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op. cit., (S. 24 und S. 28-30); 

− Peru: Die Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung ist auf gesetzlicher Ebene verboten, siehe hierzu 
Artikel 323 des Strafgesetzbuches. Siehe Kasten 16 der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 13); 

− Schweiz: Im Jahr 2018 beschloss das Parlament den Schutz vor Diskriminierung in Artikel 261a des 
Strafgesetzbuches auf die Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung auszuweiten. Nach der Annahme 
durch ein Referendum trat die Reform am 1. Juli 2020 in Kraft. Siehe Kasten 18 der Studie FREI, N., op. cit., (S. 27). 
Siehe auch Kasten 18 der aktualisierten französischen Version der Studie: FREI, N., op. cit., (S. 37); 
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https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/06/rs20120619_2bvr139709.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/06/rs20120619_2bvr139709.html
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s2787.pdf%27%5D__1669108956100
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/codes/id/LEGITEXT000006070719/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.normattiva.it/uri-res/N2Ls?urn:nir:stato:decreto.legislativo:2003-07-09;216
https://www.cortecostituzionale.it/actionSchedaPronuncia.do?anno=2019&numero=221
https://www.cortecostituzionale.it/actionSchedaPronuncia.do?anno=2019&numero=221
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf
https://scc-csc.lexum.com/scc-csc/scc-csc/fr/item/1607/index.do
https://scc-csc.lexum.com/scc-csc/scc-csc/fr/item/1607/index.do
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20171204_17G00258_00/JFT_20171204_17G00258_00.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://faolex.fao.org/docs/pdf/per204120.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
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Was die italienische Fassung angeht, werden in der Charta in der in Straßburg gebilligten Fassung 
die in der Fassung von Nizza verwendeten Ausdrücke „handicap“ (Handicap) und „tendenze sessuali“ 
(sexuelle Neigungen) angemessenerweise durch die Ausdrücke „disabilità“ (Behinderung) und 
„orientamento sessuale“ (sexuelle Ausrichtung) ersetzt. Im selben Artikel wird ferner präzisiert, dass, 
unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge, in ihrem Anwendungsbereich jede 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten ist. Auch in diesem Fall wird in der 
in Straßburg verkündeten italienischen Fassung der Charta der Ausdruck „nazionalità“ 
(Staatsangehörigkeit) anstelle des Ausdrucks „cittadinanza“ (Staatsbürgerschaft) der Fassung von 
Nizza verwendet und somit der Anwendungsbereich der Bestimmung erweitert.∗ 

Die Achtung der kulturellen, religiösen und sprachlichen Vielfalt ist Gegenstand von Art. 22, 
während der Grundsatz der Gleichbehandlung von Frauen und Männern in Art. 23 niedergelegt ist. 
Dieser lautet: „Die Gleichheit von Frauen und Männern (die Reihenfolge der Wörter „Frauen“ und 

                                                             

− Spanien: Auch wenn die sexuelle Orientierung nicht zu den verbotenen Diskriminierungsgründen gemäß Artikel 
14 der Verfassung gehört, wird dieses Kriterium in zahlreichen auf staatlicher Ebene erlassenen Rechtsvorschriften 
zu den verbotenen Diskriminierungsgründen gezählt, unter anderem im Arbeitnehmerstatut (Artikel 4.2.c). Die auf 
Ebene der Autonomen Gemeinschaften verabschiedeten Gesetze zur Gleichheit und Nichtdiskriminierung sehen 
ebenfalls diesen verbotenen Diskriminierungsgrund vor, wie zum Beispiel das Gesetz 8/2016 vom 27. Mai 2016 
über die soziale Gleichheit von lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen Personen und 
über öffentliche Maßnahmen gegen Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und der 
Geschlechtsidentität der Autonomen Gemeinschaft der Region Murcia. Das Verfassungsgericht hat sich auch mit 
der Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung befasst. So gewährte es in seinem Urteil STC 41/2006 
vom 13. Februar 2006 einem Arbeitnehmer, der wegen seiner Homosexualität entlassen worden war. Siehe die 
Abschnitte II.3., II.4. und III.3.6. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 15-48, S. 50-53 und S. 69-71). 
Siehe auch die Abschnitte II.3., II.4. und III.3.6. der aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO 

SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 24-67, S. 67-74 und S. 93-95); Siehe auch die Abschnitt II.3., II.4. und III.3.6. der aktualisierten 
deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 34-81, S. 82-89 und S. 112-117); 

− Vereinigte Staaten: Anfang 2021 befasste sich der Kongress mit einem Gesetzesentwurf für ein 
Gleichstellungsgesetz („Equality Act“) mit dem die Liste der verbotenen Diskriminierungsgründe unter anderem 
um die sexuelle Orientierung erweitert werden soll. Darüber hinaus haben einige Bundesstaaten Gesetze erlassen, 
die die Diskriminierung von LGBT (lesbischen, schwulen, bisexuellen und trans Personen) im öffentlichen Raum 
verbieten. Dies ist der Fall im Bundesstaat Colorado, der ein Gesetz verabschiedet hat, das die Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts und der sexuellen Orientierung an öffentlichen Orten verbietet (siehe „Colorado Anti-
Discrimination Act“). Der Oberste Gerichtshof, hatte die Gelegenheit, die Verfassungsmäßigkeit dieses Gesetzes in 
der Rechtssache Masterpiece Cakeshop, Ltd. et al. / Colorado Civil Rights Commission et al. zu prüfen. Siehe Abschnitt 
IV.3. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 70-72) . Siehe auch Abschnitt IV.3. der aktualisierten französischen Version 
der Studie: OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 83-86); 

− Europarat: Seit 1999 vertritt der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte die Ansicht, dass Diskriminierungen 
aufgrund der sexuellen Orientierung ebenso schwerwiegend sind wie Diskriminierungen aufgrund der Rasse, 
Herkunft oder Hautfarbe. Siehe Abschnitt II.2.1.5. der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 24-25). Siehe auch Abschnitt II.2.1.5. 
der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 32-38). Siehe auch Abschnitt II.2.1.5. der 
aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 40-47). 

∗  AdH: Diese terminologischen Differenzierungen zwischen den Fassungen des Art. 21 GRCh von 2000 und 2007 
sind in den deutschen, spanischen, französischen und englischen Sprachfassungen nicht festzustellen: Beide 
deutschsprachigen Fassungen des Art. 21 GRCh verwenden die Begriffe der „Behinderung“, der „sexuellen Ausrichtung“ 
und der „Staatsangehörigkeit“, vgl. Art. 21 GRCh von Nizza, ABl. EG C 364 vom 18. Dezember 2000, S. 13 und Art. 21 
GRCh von Straßburg, ABl. EU C 303 vom 14. Dezember 2007, S. 7. Die spanische Version des Art. 21 GRCh verwendet 
in beiden Fassungen die Begriffe „discapacidad“, „orientación sexual“ und „nacionalidad“, während die französische 
Version des Artikels in beiden Fassungen die Begriffe „handicap“, „orientacion sexuelle“ und „nationalité“ verwendet. 
Auch zwischen den englischen Versionen des Art. 21 GRCh von 2000 und 2007 sind keine Unterschiede in den 
verwendeten Begrifflichkeiten festzustellen: Die Bestimmung spricht in beiden Fällen von „disability“, „sexual 
orientation“ und „nationality“. Für eine Analyse der Anpassungen die in der deutschen Sprachfassung der GRCh von 
2007 gegenüber der Fassung von 2000 an anderer Stelle vorgenommen wurden, siehe PACHE, E., „EUV Art. 6“, in: 
PECHSTEIN, M./NOWAK, C./HÄDE, U (Hrsg.), Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, Mohr Siebeck, Tübingen, 2017 (1. 
Auflage), Rn. 24, 25. Online abrufbar unter: 

 https://beck-online.beck.de/Bcid/Y-400-W-PeNoHaeFraKo-G-EUV2009-A-6-GL-B-II-2-b. 

https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2015/10/23/2/con
https://www.boe.es/eli/es-mc/l/2016/05/27/8/con
https://www.boe.es/eli/es-mc/l/2016/05/27/8/con
https://www.boe.es/eli/es-mc/l/2016/05/27/8/con
https://www.boe.es/eli/es-mc/l/2016/05/27/8/con
http://hj.tribunalconstitucional.es/es-ES/Resolucion/Show/5643
http://hj.tribunalconstitucional.es/es-ES/Resolucion/Show/5643
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.congress.gov/bill/117th-congress/house-bill/5/text
https://ccrd.colorado.gov/regulatory-information
https://ccrd.colorado.gov/regulatory-information
https://www.supremecourt.gov/opinions/17pdf/16-111_new2_22p3.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2000:364:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12007P/TXT&qid=1680190041687&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12007P/TXT&qid=1680190041687&from=DE
https://beck-online.beck.de/Bcid/Y-400-W-PeNoHaeFraKo-G-EUV2009-A-6-GL-B-II-2-b
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„Männer“ wurde gegenüber der in Nizza verkündeten Fassung, in der von der „Gleichheit von 
Männern und Frauen“ die Rede ist, nicht nur der Form halber umgekehrt) ist in allen Bereichen, 
einschließlich der Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen. Der Grundsatz der 
Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer Vergünstigungen für das 
unterrepräsentierte Geschlecht nicht entgegen.“ 

Es folgen drei Bestimmungen, die auf den ersten Blick nicht in den Titel über den 
Gleichheitsgrundsatz zu gehören scheinen, da mit ihnen der Schutz von Kindern (Art. 24), älteren 
Menschen (Art. 25) und Menschen mit Behinderung (Art. 26) sichergestellt werden soll. 

Doch ist es richtig und angemessen, dass sich diese Bestimmungen unter den Bestimmungen zur 
Gleichheit wiederfinden, da sie dem Schutz von Menschen dienen, die sich aufgrund des Alters oder 
einer Behinderung in einer schwächeren Position befinden und daher eher Diskriminierungen 
ausgesetzt sind. 

Damit ist der Prozess der Konstitutionalisierung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung abgeschlossen∗: Sie sind in der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union festgeschrieben und genießen einen umfassenden und allgemeinen Schutz „in allen 
                                                             
∗  AdH: Für einen Vergleich der Adressaten der Verpflichtungen, die sich aus den Grundsätzen der Gleichheit und der 

Nichtdiskriminierung in anderen Rechtsordnungen siehe:  

− Belgien: Nur die Behörden sind Adressaten der Verpflichtungen, die sich aus den Grundsätzen der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung ergeben. Diese Regel hat wichtige Konsequenzen. So hat beispielsweise der Appellationshof 
Lüttich in einem Urteil vom 4. November 2014 festgestellt, dass die Anwendung dieser Regel den Einzelnen jedoch 
nicht daran hindert, zu einem späteren Zeitpunkt für die konkrete Umsetzung von Maßnahmen verantwortlich zu sein, 
die von den Behörden im Bereich der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung ergriffen wurden. Siehe Abschnitt IV.2. 
der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 31-35). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten spanischen Version der Studie: 
BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 41-49). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, 
CH.: op. cit., (S. 56-66). 

− Deutschland: Im Gegensatz zu den staatlichen Organen sind Privatpersonen nicht verpflichtet, ihr Verhalten an den 
Anforderungen des Gleichheitsgrundsatzes auszurichten. Das Bundesverfassungsgericht erkennt jedoch bestimmte 
Ausnahmen von dieser Regel an: „Die Unausweichlichkeiten von Situationen, das Ungleichgewicht zwischen sich 
gegenüberstehenden Parteien, die gesellschaftliche Bedeutung von bestimmten Leistungen oder die soziale Mächtigkeit 
einer Seite“ indizieren gesteigerte Gleichheitsanforderungen zwischen Privaten. Siehe die Abschnitte II.1.1.3. und 
II.1.1.4. der Studie REIMER, F.: op. cit., (S. 20-21). Siehe auch die Abschnitte II.1.1.3. und II.1.1.4. der aktualisierten 
französischen Version der Studie REIMER, F.: op. cit., (S. 27-29); 

− Österreich: Der Gleichheitsgrundsatz hat primär vertikale Wirkung, also im Verhältnis zwischen Einzelnen und dem 
Staat bzw. staatlichen Behörden. Eine Bindung von Privaten an die Erfordernisse des Gleichheitsgrundsatzes kann in 
bestimmten Konstellationen v.a. im Bereich des Arbeitsrechts und beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen (z.B. 
Mietrecht) aufgrund einfachgesetzlicher Regelungen bestehen, wenn das öffentliche Interesse an einer gleichen 
Behandlung besonders groß ist. Der Wortlaut des- allerdings selten angewendeten - Art. III Abs. 1 Z. 3 EGVG könnte 
auch als ein an den Einzelnen gerichtetes Verbot verstanden werden: Wenn eine Person ein grundsätzlich an die 
Allgemeinheit gerichtetes Angebot zur Erbringung einer Leistung richtet, darf dieses nicht nach bestimmten 
Merkmalen definierte Personengruppen ausschließen. Siehe die Abschnitte II.2. und IV.3. der Studie VAŠEK, M.: op. cit., 
(S. 19-25 und 37-38). Siehe auch Abschnitte II.2. und IV.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŠEK, M.: 
op. cit., (S. 19-26 und 38-39). Für eine vertiefende Untersuchung der im Einzelnen hinsichtlich ihrer Tragweite (nicht 
jedoch hinsichtlich ihres Bestehens) umstrittenen mittelbaren Drittwirkung der Grundrechte - und daher auch des 
Gleichheitssatzes - im Verhältnis zwischen Privaten siehe z.B. TOLD, J. „Privatautonomie und Testierfreiheit im Lichte 
des Gleichheitssatzes“, in Juristische Blätter Nr. 11/November 2020, S. 748-756. 

− Schweiz: Der Gleichheitsgrundsatz hat keine horizontalen Auswirkungen und gilt daher nicht zwischen 
Privatpersonen. Siehe Abschnitt II.3.1.1. der Studie FREI, N.: op. cit., (S. 8). Siehe auch Abschnitt II.3.1.1. der aktualisierten 
französischen Version der Studie: FREI, N.: op. cit., (S. 11-13); 

− Europarat: Bei den Adressaten des Diskriminierungsverbots handelt es sich um die Vertragsstaaten, d.h. die 
Mitgliedsstaaten des Europarats, die die EMRK und gegebenenfalls die entsprechenden Zusatzprotokolle ratifiziert 
haben. Siehe Abschnitt II.2.1.7. der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 28). Siehe auch Abschnitt II.2.1.7. der aktualisierten 
spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 42-43). Siehe auch Abschnitt II.2.1.7. der aktualisierten deutschen 
Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 51-52). 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf#page=41
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf#page=54
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf#page=66
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf#page=36
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf#page=43
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20005871
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf#page=29
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf#page=20
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf#page=23
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf#page=38
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf#page=54
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf#page=63
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Bereichen“, der nicht mehr, wie ursprünglich, auf die Materien „der Beschäftigung, der Arbeit und 
des Arbeitsentgelts“ beschränkt ist. 

Zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichstellung der Geschlechter wird ferner in einer an die 
Mitgliedstaaten gerichteten Bestimmung mit, wenn auch nur indirekt, aufforderndem Charakter 
diesen die „Beibehaltung oder der Einführung spezifischer Vergünstigungen für das unterrepräsentierte 
Geschlecht“ ermöglicht. 

Dies wird viele Staaten dazu veranlassen, sogenannte „Frauenquoten“ einzuführen oder 
beizubehalten, um beispielsweise die Erhöhung des Anteils der Frauen in den Leitungsgremien von 
Unternehmen zu fördern, oder auch den Elternurlaub auf beide Elternteile auszudehnen. Dies mit 
dem Ziel auch Männern bezahlte Zeiten der Abwesenheit vom Arbeitsplatz zu ermöglichen und 
nicht nur Frauen die für Schwangerschaft und Wochenbett vorgesehene bezahlte 
Arbeitsfreistellung. 

Wie weiter unten dargelegt wird13, birgt die praktische Umsetzung von Maßnahmen dieser Art 
allerdings bisweilen die Gefahr, überschießende Auswirkungen, wenn nicht sogar Formen 
umgekehrter Diskriminierung hervorzubringen.∗ 

                                                             
13  Siehe unten, Abschnitt IV.2. 
∗ AdH: Der in der italienischen Originalversion der Studie verwendete Begriff der „discriminazione a rovescio” wird in 

dieser deutschen Version der Studie mit dem Begriff der „umgekehrten Diskriminierung” übersetzt. 

 Im Unionsrecht beschreibt der Begriff der „umgekehrten Diskriminierung“ die sogenannte „Inländerdiskriminierung“, 
die dann auftritt, wenn EU-Mitgliedsstaaten ihre eigenen Staatsangehörigen ungünstiger behandeln als 
Staatsangehörige anderer Mitgliedsstaaten, die dem Unionsrecht unterfallen. 

 Im Rahmen des Europarats hingegen wird der Begriff der „umgekehrten Diskriminierung” in einer sehr spezifischen 
Weise verwendet, um Situationen positiver Diskriminierung zu bezeichnen, d.h. Situationen, in denen Mitglieder einer 
Mehrheits- oder historisch begünstigten Gruppe gegenüber einer Minderheit oder historisch benachteiligten Gruppe 
diskriminiert werden. 

 Es wird deshalb darauf hingewiesen, dass der Begriff der „umgekehrten Diskriminierung“ nicht eindeutig ist und je 
nach Rechtsordnung unterschiedliche Bedeutungen hat. Für einen Vergleich der verschiedenen Bedeutungen des 
Begriffs der umgekehrten Diskriminierung siehe: 

− Belgien: Da der belgische Staat ein Föderalstaat ist, lassen sich zwei Arten von umgekehrter Diskriminierung 
feststellen: umgekehrte Diskriminierung auf föderaler Ebene einerseits und umgekehrte Diskriminierung auf 
gemeinschaftlicher oder regionaler Ebene andererseits. Auf föderaler Ebene ist die umgekehrte Diskriminierung „eine 
Behandlung durch einen Mitgliedsstaat, durch die dessen eigene Angehörige gegenüber den Angehörigen anderer 
Mitgliedsstaaten benachteiligt werden“. Siehe hierzu Abschnitt IV.3. der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 35-37). Siehe 
auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 49-52). Siehe auch 
Abschnitt IV.2. der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 67-70); 

− Chile: Der Begriff “discriminaciones inversas” („umgekehrte Diskriminierungen”) bezeichnet eine bestimmte Art von 
positiven Maßnahmen, die darin bestehen, Quoten für den Zugang zu bestimmten knappen Gütern festzulegen, um 
bestimmte benachteiligte Gruppen zu begünstigen. So wird beispielsweise davon ausgegangen, dass das Gesetz 
L.20.840 eine Maßnahme zur umgekehrten Diskriminierung enthielt, indem es jede politische Partei dazu 
verpflichtete, dafür zu sorgen, dass ihre Gesamtkandidatenliste für die Abgeordnetenkammer und den Senat die 
Anforderung erfüllt, dass kein Geschlecht zu mehr als 3/5 und zu weniger als 2/5 der Gesamtzahl vertreten sein darf. 
Siehe die Abschnitte II.2.2. und IV.2.7. der spanischen Originalversion der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 16-17 und S. 
97-100). Siehe auch die Abschnitte II.2.2. und IV.2.7. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der 
Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 27-30 und S. 125-131). Siehe auch die Abschnitte II.2.2. und IV.2.7. der deutschen 
Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 32-36 und S. 150-157); 

− Deutschland: Im deutschen Recht wird der Begriff „umgekehrte Diskriminierung“ im Zusammenhang mit dem 
Unionsrecht als Synonym des Begriffs „Inländerdiskriminierung“ verwendet. Die Inländerdiskriminierung beschreibt 
Situationen, in denen die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ihre eigenen Staatsangehörigen gegenüber den 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedsstaaten, aber auch gegenüber anderer ihrer eigenen Staatsangehörigen, die 
durch die Ausübung einer Grundfreiheit geschützt sind, diskriminieren; 

− Frankreich: Der Begriff „discrimination à rebours” („umgekehrte Diskriminierung”) bezieht sich auf die Tatsache, dass 
ein Inländer weniger günstig behandelt wird als ein Ausländer, dem das Unionsrecht zugutekommt. Die Fälle von 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1077039
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1077039
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
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II.2. Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung in den 
Verträgen  

II.2.1. Vertrag über die Europäische Union (EUV) 

Vor der Untersuchung der Rechtsakte des Sekundärrechts (Verordnungen und Richtlinien) muss auf 
die Bestimmungen zu Gleichheit und Nichtdiskriminierung in den Verträgen eingegangen werden, 
denen ihrem Wesen nach der Rang von Primärrecht zukommt. 

                                                             

umgekehrter Diskriminierung hängen im Wesentlichen mit der Anwendbarkeit des Unionsrechts, insbesondere der 
Vorschriften über die Freizügigkeit, in rein internen Situation zusammen. Der französische Staatsrat (Conseil d’État) 
überprüft die umgekehrte Diskriminierung auf Grundlage des nationalen Rechts (siehe Urteil des Staatsrats vom 6. 
Oktober 2008, Rechtssache Compagnie des architectes en chef des monuments historiques et autres). Der Verfassungsrat 
(Conseil constitutionnel) hat diese Möglichkeit im Rahmen seiner Überprüfung gemäß Artikel 61-1 der Verfassung 
ebenfalls gewählt und in einem Fall aus dem Jahr 2016 eine Verletzung des Grundsatzes der Gleichheit und der 
öffentlichen Lasten festgestellt (siehe Urteil Nr. 2015-520 vom 3. Februar 2016, Rechtssache Société Metro Holding 
France SA). Siehe Abschnitt IV.2.3. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 32). Siehe auch Abschnitt IV.2.3. der 
aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M-C..: op.cit., (S. 51-52); 

− Kanada: Der Begriff „reverse discrimination” („umgekehrte Diskriminierung“) bezieht sich auf Fördermaßnahmen 
(Gesetze, Programme, Aktivitäten), die Mitglieder einer Minderheit oder einer historisch benachteiligten Gruppe zum 
Nachteil der Mehrheitsgruppe begünstigen. Siehe die Abschnitte II.1.2. und IV.3. der Studie SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 7-9 
und S. 39- 40) . Siehe auch die Abschnitte II.1.2. und IV.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, 
C.: op. cit., (S. 11-14 und S. 51-52); 

− Peru: Der Begriff „discriminaciones inversas” („umgekehrte Diskriminierungen”) taucht in der verfassungsrechtlichen 
Rechtsprechung auf, um positive Maßnahmen zu bezeichnen, die von den Behörden ergriffen werden „… mit dem Ziel, 
wirtschaftlich, sozial oder kulturell marginalisierte Gruppen rechtlich zu entschädigen …“ (Urteil vom 3. Juni 2005, 
Erwägungsgrund 144) und um „… die materielle Gleichheit zwischen den Personen zu fördern” (Urteil vom 4. Juli 2003, 
Erwägungsgrund 12). Siehe Kasten 31 und 32 der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 38); 

− Spanien: Der Begriff „discriminaciones inversas” („umgekehrte Diskriminierungen”) hat mehrere Bedeutungen:  

o Einerseits verwendet eine bestimmte Lehre den Begriff „discriminaciones inversas“, um sich auf positive 
Maßnahmen zu beziehen, die die Vergabe von Quoten vorsehen, die bestimmten unterbewerteten Gruppen in 
selektiven Verfahren für den Zugang zu knappen Gütern (Studienplätze, Arbeitsplätze, Wahllisten usw.) 
vorbehalten sind. Für diese Lehre stellen die „discriminaciones inversas“ somit eine extreme Ausprägung der 
„desigualdad introducida“ („eingeführte Ungleichheit“) dar, die zur Erreichung eines schützenswerten Ziels 
eingesetzt wird: mehr formelle und materielle Gleichheit. Siehe Abschnitt IV.2. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO 

SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 75-77). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: 
GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 101-108); Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten deutschen Version 
der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 125-131); 

o Andererseits verwendet die spanische Lehre, die sich speziell mit dem Unionsrecht befasst, in Anlehnung an die 
vom EuGH in Spanien eingeführte Terminologie den Begriff „discriminaciones inversas”, um die Situationen zu 
bezeichnen, in denen die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ihre eigenen Staatsangehörigen gegenüber 
den Staatsangehörigen anderer Mitgliedsstaaten, aber auch gegenüber anderer ihrer eigenen Staatsangehörigen, 
die durch die Ausübung einer Grundfreiheit geschützt sind, diskriminieren. Siehe CARRO PITARCH, M.: La ciudadanía 
de la Unión Europea. No discriminación por nacionalidad, Open Europe, Recursos Educativos sobre la Unión Europea, 
Universidad de Valencia, 2019 und JANER TORRENS, J.D.: El ámbito de aplicación personal del principio de no 
discriminación por razón de nacionalidad: algunas consideraciones en torno a la discriminación inversa, Revista de 
Derecho Comunitario Europeo, Vol. n.º14, 2003, pp. 305-320; 

− Vereinigte Staaten: Der Begriff „inverse or reverse discrimination” („umgekehrte Diskriminierung”) wird verwendet, um 
Situationen zu bezeichnen, in denen die Mehrheit oder eine historisch begünstigte Gruppe gegenüber einer 
Minderheit oder einer historisch diskriminierten Gruppe aufgrund eines diskriminierenden Grundes wie Geschlecht, 
Alter oder Rasse benachteiligt wird. Diese Art von Diskriminierung tritt vor allem auf Hochschulebene (Zugang zu den 
Universitäten) und im Bereich der Arbeit auf. Siehe Abschnitt IV.1. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 64-67). Siehe auch 
Abschnitt IV.1. der aktualisierten französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L.: op. cit. (S. 76-79). 

https://www.legifrance.gouv.fr/ceta/id/CETATEXT000019649357
https://www.legifrance.gouv.fr/ceta/id/CETATEXT000019649357
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2016/2015520QPC.htm
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2016/2015520QPC.htm
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2005/00050-2004-AI%2000051-2004-AI%2000004-2005-AI%2000007-2005-AI%2000009-2005-AI.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2003/00001-2003-AI%2000003-2003-AI.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.openeuropeuv.es/no-discriminacion-por-nacionalidad/
https://www.openeuropeuv.es/no-discriminacion-por-nacionalidad/
https://www.openeuropeuv.es/
https://dialnet.unirioja.es/metricas/documentos/ARTREV/635347
https://dialnet.unirioja.es/metricas/documentos/ARTREV/635347
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf
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KASTEN 8 

Bestimmungen des EUV  

Artikel 2 

Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten 
angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, 
Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet. 

Artikel 3 Absatz 3 

(…) [Die Union] bekämpft soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen und fördert soziale Gerechtigkeit und 
sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und Männern, die Solidarität zwischen den Generationen und den 
Schutz der Rechte des Kindes. (…) 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass Art. 2 des Vertrags über die Europäische 
Union14 nicht nur festlegt, dass die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit 
und Rechtsstaatlichkeit sowie die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der 
Personen, die Minderheiten angehören, Grundwerte der Europäischen Union sind, sondern auch 
betont wird, dass diese Werte allen Mitgliedstaaten „in einer Gesellschaft gemeinsam [sind], die sich 
durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von 
Frauen und Männern auszeichnet“ (Hervorhebungen durch den Autor hinzugefügt). 

Die Union beschränkt sich allerdings nicht auf die Anerkennung dieser Werte als Grundwerte, 
sondern muss nach Art. 3 Abs. 3 EUV aktiv Maßnahmen ergreifen, um „soziale Ausgrenzung und 
Diskriminierungen“ zu bekämpfen sowie „soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz, die Gleichstellung 
von Frauen und Männern, die Solidarität zwischen den Generationen und den Schutz der Rechte des 
Kindes” zu fördern (Hervorhebungen durch den Autor hinzugefügt). 

II.2.2. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 

KASTEN 9 

Bestimmungen des AEUV 

Artikel 8 

Bei allen ihren Tätigkeiten wirkt die Union darauf hin, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von 
Männern und Frauen zu fördern. 

Artikel 10 

Bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen zielt die Union darauf ab, 
Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen. 

Artikel 18 

Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit verboten.  

Das Europäische Parlament und der Rat können gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Regelungen 
für das Verbot solcher Diskriminierungen treffen. 

                                                             
14  Siehe die konsolidierte Fassung der Verträge von 2016, ABl. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 1-45  
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE
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Artikel 19 

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der Verträge kann der Rat im Rahmen der durch die Verträge auf die 
Union übertragenen Zuständigkeiten gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren und nach Zustimmung 
des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.  

(2) Abweichend von Absatz 1 können das Europäische Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren die Grundprinzipien für Fördermaßnahmen der Union unter Ausschluss jeglicher 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten zur Unterstützung der Maßnahmen 
festlegen, die die Mitgliedstaaten treffen, um zur Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele beizutragen. 

Artikel 153 Absatz 1 

(1) Zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 151 unterstützt und ergänzt die Union die Tätigkeit der Mitgliedstaaten 
auf folgenden Gebieten: 

(…)  

i) Chancengleichheit von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und Gleichbehandlung am Arbeitsplatz,  

(…) 

Artikel 157 Absatz 1 

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei 
gleicher oder gleichwertiger Arbeit sicher. 

Betrachtet man schließlich den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union15, findet 
Art. 8, nach dem die Union verpflichtet ist, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von 
Männern und Frauen zu fördern, sein Pendant in Art. 10, der der Union auferlegt, bei der Festlegung 
und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen darauf abzuzielen, jede Form von 
Diskriminierung, sei es aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, 
zu bekämpfen. 

Ebenfalls in Form einer allgemeinen Bestimmung wird in Art. 18 AEUV das Verbot jeder 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit bekräftigt, während Art. 19 vorsieht, dass der 
Rat gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren (es bedarf der Einstimmigkeit im Rat und 
der vorherigen Zustimmung des Europäischen Parlaments) geeignete Vorkehrungen treffen kann, 
um diese Diskriminierungen zu bekämpfen. Nach Art. 19 können der Rat und das Europäische 
Parlament außerdem gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren „die Grundprinzipien für 
Fördermaßnahmen der Union … zur Unterstützung der Maßnahmen festlegen, die die Mitgliedstaaten 
treffen, um zur Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele beizutragen” Dies jedoch unter 
Ausschluss jeglicher Möglichkeit der Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten. 

Der normative Rahmen des AEUV hinsichtlich Gleichheit und Nichtdiskriminierung wird durch die 
Artikel 153 und 157 vervollständigt, bei denen es sich um Bestimmungen für den Bereich der 
Sozialpolitik handelt, die jeweils die Zuständigkeit der Union für die Unterstützung und Ergänzung 
der Tätigkeit der Mitgliedstaaten in Bezug auf die „Chancengleichheit von Männern und Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt und Gleichbehandlung am Arbeitsplatz“ und auf die den Mitgliedstaaten auferlegte 

                                                             
15  Siehe die konsolidierte Fassung der Verträge von 2016, ABl. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 47-199.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE
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Verpflichtung vorsehen, die Bezahlung „des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit“ sicherzustellen.∗ 

II.3. Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung in 
Verordnungen und Richtlinien: ein bereichsbezogener Ansatz 

Obwohl die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung in den Verträgen und in der 
Charta – an der Grenze der normativen Redundanz – wiederholt festgehalten werden, findet sich im 
Sekundärrecht (noch) keine generelle Norm zur Verwirklichung dieser Grundsätze mit einem 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung des Grundsatzes der Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern in 

anderen Rechtsordnungen siehe:  

− Belgien: Das Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung von Frauen und Männern enthält 
Bestimmungen zur Gewährleistung der Lohngleichheit zwischen Männern und Frauen. Siehe Abschnitt II.3.1.3. der 
Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 15-16). Siehe auch Abschnitt II.3.1.3. der aktualisierten spanischen Version der Studie: 
BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 22-25). Siehe auch Abschnitt II.3.1.3. der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, 
CH.: op. cit., (S. 34-38);  

− Chile: Das Gesetz 20.348, das das Recht auf gleiches Entgelt garantiert, führte neue Bestimmungen in das chilenische 
Arbeitsgesetzbuch ein, um die Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern zu fördern und zu gewährleisten. Siehe 
Abschnitt II.2.3. der spanischen Originalversion der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 17-19). Siehe auch Abschnitt II.2.3. 
der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 31-33). Siehe auch 
Abschnitt II.2.3. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 36-38); 

− Deutschland: Das 2017 in Kraft getretene Entgelttransparenzgesetz versucht, den Lohnunterschied zu bekämpfen, 
der zwischen Frauen und Männern bei gleicher Arbeit bestehen kann. Siehe Abschnitt II.4.3. der Studie REIMER, F.: op. 
cit., (S. 35-37), und der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op. cit., (S. 48-50); 

− Frankreich: Das Gesetz Nr. 2006-340 vom 23. März 2006 über die Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern sieht 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Lohngleichheit vor. Siehe Abschnitt II.2.1. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., 
(S. 7-9). Siehe auch Abschnitt II.2.4. der aktualisierten spanischen Version der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 23-25); 

− Italien: Das Decreto Legislativo Nr. 198 vom 11. April 2006, das den „Codice delle pari opportunità tra uomo e donna“ 
(Gesetzbuch über die Chancengleichheit von Männern und Frauen) enthält, versucht, die Lohngleichheit zwischen 
Frauen und Männern zu gewährleisten. Siehe Abschnitt II.2.3. der Studie LUCIANI, M.: op. cit., (S. 27-28); 

− Kanada: Das 2018 verabschiedete Gesetz über die Lohngerechtigkeit soll die Lohngleichheit zwischen Frauen und 
Männern gewährleisten. Auch in den kanadischen Provinzen gab es zuvor entsprechende Gesetze, in denen zwischen 
dem privaten und dem öffentlichen Sektor unterschieden wurde. Siehe Abschnitt II.2.2.2. der Studie SHEPPARD, C.: op. 
cit., (S. 13). Siehe auch Abschnitt II.2.2.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 19); 

− Österreich: Das Gleichbehandlungsgesetz, dessen Geltungsbereich auf die Verhältnisse zwischen Privaten beschränkt 
ist, garantiert die Gleichbehandlung von Männern und Frauen in der Arbeitswelt, auch im Bereich der Entlohnung. Die 
Lohngleichheit zwischen Männern und Frauen im öffentlichen Dienst des Bundes regelt das Bundes-
Gleichbehandlungsgesetz, während die Länder inhaltlich nachgebildete Gesetze beschlossen haben. Siehe Abschnitt 
II.2.2. der Studie VAŜEK, M.: op. cit., (S. 22-25). Siehe auch Abschnitt II.2.2. der aktualisierten französischen Version der 
Studie: VAŜEK, M.: op. cit., (S. 23-25); 

− Peru: Das Ley de Igualdad de Oportunidades entre Mujeres y Hombres, N° 28983 (Gesetz Nr. 28983 über die 
Chancengleichheit von Frauen und Männern) und das Ley que prohíbe la Discriminación remunerativa entre Varones y 
Mujeres, N° 30709 (Gesetz Nr. 30709, das die Lohndiskriminierung zwischen Männern und Frauen verbietet), das durch 
das Decreto Supremo No° 002-2018-TR angenommen wurde, sehen Maßnahmen zur Gewährleistung der Lohngleichheit 
zwischen Frauen und Männern vor. Siehe Abschnitt II.2.4. der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 24-26); 

− Schweiz: Der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen ist in Artikel 8 der Bundesverfassung normiert, der 
insbesondere einen Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit enthält. Dieses Recht wird in Artikel 3 des 
Gleichstellungsgesetzes konkretisiert. Siehe die Kästen 6 und 9 sowie Abschnitt II.4.1.4. der Studie FREI, N., op. cit., (S. 
15, S. 20 und S. 22-23). Siehe auch die Kästen 6 und 9 sowie Abschnitt II.4.1.4. der aktualisierten französischen Version 
der Studie: FREI, N., op. cit., (S. 21, S. 28 und S. 31); 

− Vereinigte Staaten: Der „Equal Pay Act“ von 1963 soll gleiche Löhne für Frauen und Männer gewährleisten. Siehe 
Abschnitt II.2.2.1. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 16-17). Siehe auch Abschnitt II.2.2.1. der aktualisierten 
französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L.: op. cit., (S. 20-21). 

https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&cn=2007051036&table_name=loi
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1003601
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/BJNR215210017.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000816849
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.normattiva.it/uri-res/N2Ls?urn:nir:stato:decreto.legislativo:2006-04-11;198
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf
https://laws-lois.justice.gc.ca/fra/lois/P-4.2/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://leyes.congreso.gob.pe/Documentos/Leyes/28983.pdf
https://busquedas.elperuano.pe/normaslegales/ley-que-prohibe-la-discriminacion-remunerativa-entre-varones-ley-n-30709-1600963-1/
https://busquedas.elperuano.pe/normaslegales/ley-que-prohibe-la-discriminacion-remunerativa-entre-varones-ley-n-30709-1600963-1/
https://elperuano.pe/NormasElperuano/2018/03/08/1623699-7/1623699-7.htm
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/1498_1498_1498/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/STATUTE-77/pdf/STATUTE-77-Pg56.pdf#page=1
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf
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horizontalen Anwendungsbereich, der die verschiedenen, in die Zuständigkeit der Union fallenden 
Regelungsgebiete übergreift.∗ 

Vielmehr gibt es eine Reihe von Richtlinien, die insbesondere im Bereich der Arbeit und des 
Sozialwesens darauf abzielen, die Verwirklichung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung sicherzustellen. 

Insbesondere in Bezug auf die Ungleichbehandlung, der männliche und weibliche Arbeitnehmer im 
Hinblick auf folgende Aspekte: 

- den Zugang zu Beschäftigung∗∗,  

                                                             
∗ AdH: Die Europäische Kommission hat 2008 einen Richtlinienvorschlag diese Richtung vorgelegt, der bis dato noch 

nicht beschlossen worden ist, siehe weiter unten Abschnitt II.5.1. 
∗∗  AdH: Für einen Vergleich der Gleichheit beim Zugang zu Beschäftigung in anderen Rechtsordnungen siehe: 

− Chile: Regelungen hinsichtlich der Chancengleichheit beim Zugang zu Beschäftigung finden sich in den Gesetzen zur 
Stellung der arbeitenden Frau sowie in der hierzu ergangenen Rechtsprechung. Siehe die Abschnitte II.2.4. und IV.2.6. 
der spanischen Originalversion der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 19-22 und S. 93-97). Siehe auch die Abschnitte II.2.4. 
und IV.2.6. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 33-36 
und S. 121-125). Siehe auch die Abschnitte II.2.4.und IV.2.6. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA 

PINO, G.: op. cit., (S. 39-42 und S. 146-150); 

− Italien: Auf verfassungsgesetzlicher Ebene nehmen Art. 3 Abs. 2 und Art. 4 der Verfassung eine zentrale Rolle 
hinsichtlich der Frage des gleichen Zugangs zu Beschäftigung ein, zu denen sich das italienische Verfassungsgericht 
in seinem Urteil Nr. 163 von 1993 ausgesprochen hat. Auf einfachgesetzlicher Ebene enthält der „Codice delle pari 
opportunità tra uomo e donna” Regelungen hinsichtlich der Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen im 
Bereich Beschäftigung. Siehe Kasten 1 und die Abschnitte II.1.1.2.vi.c), II.2.3., III.1.2. der Studie LUCIANI, M.: op.cit., (S. 11-
13, 19-21, S. 28 und S. 41); 

− Spanien: Das „Gleichstellungsgesetz“ (Organgesetz 3/2007 vom 22. März 2007 über die tatsächliche Gleichstellung 
von Männern und Frauen) stärkt die Chancengleichheit von Frauen und Männern beim Zugang zu Beschäftigung, 
Ausbildung und für den beruflichen Aufstieg und sieht auch aktive politische Maßnahmen zur Durchsetzung der 
Gleichheit beim Zugang zu Beschäftigung vor. Das Königliche Gesetzesvertretende Dekret 2/2015 vom 23. Oktober 
2015 zur Billigung der Neufassung des Arbeitnehmerstatuts bezieht sich in Art. 17 Absatz 3 und 4 auf den Grundsatz 
der Nichtdiskriminierung beim Zugang zu Beschäftigung. Auch sah das Königliche Gesetzesvertretende Dekret 3/2015 
vom 23. Oktober 2015 zur Billigung der Neufassung des Beschäftigungsgesetzes als eines der Hauptziele der 
Beschäftigungspolitik vor, „… die effektive Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung … für den Zugang zu 
Beschäftigung … zu gewährleisten …“. Siehe die Abschnitte II.2., II.3.10, IV.2. und IV.3.3. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO 

SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 24, S. 33-37, S. 76-77 und S. 80). Siehe auch die Abschnitte II.2., II.3.10. IV.2. und IV.3.3. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 19-20, S. 45-51, S. 106-108 und 
S. 11-112). Siehe auch Abschnitt II.2., II.3.10., IV.2. und IV.3.3. der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-
TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 27-29, S. 53-65, S. 129-130 und S. 134-135).  

 Die Bestimmungen des Königlichen Gesetzesvertretenden Dekrets 3/2015 wurden mit Ausnahme seiner Artikel 15 bis 
18, die mit Aufnahme der Funktion der spanischen Arbeitsagentur (Agencia Española de Empleo) als aufgehoben 
gelten, mit Wirkung vom 2. März 2023 aufgehoben, siehe die einheitliche Derogationsbestimmung des 
Beschäftigungsgesetzes 3/2023 vom 28. Februar 2023. 

 Im spanischen Recht ist das Real Decreto („Königliches Dekret“) eine traditionelle Bezeichnung für Rechtsakte, die 
seinerzeit vom König selbst und die später in seinem Namen erlassen wurden.  

 Ein Decreto legislativo („Gesetzesvertretendes Dekret“) bedeutet, dass das spanische Parlament (Cortes Generales) der 
Regierung die Befugnis zum Erlass von Vorschriften mit Gesetzesrang in Bezug auf bestimmte Angelegenheiten 
übertragen hat. Es handelt sich also um einen Akt der Exekutive. 

 Was das Decreto-ley („Gesetzesdekret“) betrifft, so handelt es sich um vorläufige Rechtsvorschriften, die von der 
Regierung im Falle einer außergewöhnlichen und dringenden Notwendigkeit erlassen werden, die sich jedoch nicht 
auf die Ordnung der grundlegenden Institutionen des Staates, auf die in Titel I der Verfassung geregelten Rechte, 
Pflichten und Freiheiten der Bürger, auf die Ordnung der Autonomen Gemeinschaften oder auf das allgemeine 
Wahlrecht beziehen dürfen. Ein Decreto-ley muss dem Kongress (Congreso de los diputados) innerhalb von 30 Tagen 
nach Erlass zur Beratung und Bestätigung beziehungsweise Ablehnung vorgelegt werden.  

 Für eine Erklärung der Rechtsquellen in der spanischen Rechtsordnung siehe die Website des Portals e-justice der 
Europäischen Kommission: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.verfassungen.eu/it/
https://giurcost.org/decisioni/1983/0163s-83.html
https://www.gazzettaufficiale.it/dettaglio/codici/pariOpportunita
https://www.gazzettaufficiale.it/dettaglio/codici/pariOpportunita
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf#page=23
https://www.boe.es/eli/es/lo/2007/03/22/3/con
https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2015/10/23/2/con
https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2015/10/23/2/con
https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2015/10/23/3/con
https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2015/10/23/3/con
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.boe.es/eli/es/rdlg/2015/10/23/3/con
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2023-5365#dd
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- das Entgelt∗ und  

- die Ansprüche auf soziale Sicherheit∗∗  

                                                             

 https://e-justice.europa.eu/6/DE/national_legislation?SPAIN&init=true&member=1 
∗  AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung des Grundsatzes der Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern in 

anderen Rechtsordnungen siehe die AdH oben, Abschnitt II.2.2., S. 30. 
∗∗  AdH: Für einen Vergleich der Gleichheit hinsichtlich der Ansprüche auf soziale Sicherheit in anderen 

Rechtsordnungen siehe: 

− Argentinien: Die nationale Verfassung äußert sich u.a. in den Artikeln 14bis und 75 zum Recht auf soziale Sicherheit. 
Verfassungsgleiche Wirkung haben auch die von Argentinien ratifizierten internationalen Übereinkommen, wie u.a. 
der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, der in Artikel 9 ein Recht auf soziale 
Sicherheit normiert. Das Recht auf soziale Sicherheit wird auch in den Verfassungen zahlreicher Provinzen und der 
autonomen Stadt Buenos Aires anerkannt. Siehe die Kästen 6 und 8 und die Abschnitte II.1.1., II.1.2. und II.1.4. der 
Studie DÍAZ RICCI, S.: El derecho a la salud, una perspectiva de Derecho Comparado - Argentina, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), noviembre 2021, XVIII y 134 pp., referencia 
PE 698.814 (spanische Originalversion), (S. 17-18, S. 18-30 und S. 37-53); 

− Deutschland: Das Sozialstaatsprinzip ist in Artikel 20 Abs. 1 Grundgesetz verankert, der besagt: „Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“. Aus dieser Bestimmung und den Art. 23 Abs. 1 und 28 
Abs. 1 Grundgesetz ergibt sich als eine der elementaren Pflichten des Staates u.a. der Schutz des Einzelnen im 
Krankheitsfall. Auf einfachgesetzlicher Ebene ergibt sich daraus eine umfangreiche Sozialgesetzgebung, v.a. durch das 
Sozialgesetzbuch XII und XIV und das Sozialgerichtsgesetz. Neben einem Schutz vor den Risiken aus Unfall und 
Arbeitslosigkeit, hat das Bundesverfassungsgericht auch ein Grundrecht auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 Grundgesetz anerkannt. Siehe Kasten 8 
und die Abschnitte II.1.4., II.3.3., III.1.15. und II.1.17 und IV.1.3.1. der Studie REIMER, F.: Das Recht auf Gesundheit, eine 
rechtsvergleichende Perspektive - Deutschland, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2021, XIV und 81 S., Referenz PE 698.770 (deutsche Originalversion), (S. 8, S. 
19-24, S.41-43 und S. 45-46) sowie Abschnitt IV.1.3.1. der Studie REIMER, F.: Der Rechtsstaat, eine rechtsvergleichende 
Perspektive: Deutschland, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 
(EPRS), März 2023, XVI und 149 S., (S. 58-59); 

− Österreich: Das Bundesverfassungsgesetz legt in Art. 10 Abs. 1 u.a. die Bundeskompetenz für Gesetzgebung und 
Vollziehung im Bereich des „Sozial- und Vertragsversicherungswesen“, „Pflegegeld“ und „Sozialentschädigungsrecht“ 
(Ziffer 11) fest. Das „Armenwesen“ (Ziffer 1) ist jedoch gem. Art. 12 Abs. 1 nur in der Gesetzgebung über die Grundsätze 
Bundessache und Landessache in der Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung. Jedes in Österreich geborene Kind 
mit Hauptwohnsitz der Eltern in Österreich bekommt bei der Geburt eine Sozialversicherungsnummer. Bürger anderer 
Staaten bekommen eine Sozialversicherungsnummer, wenn sie in Österreich zum ersten Mal ein Arbeitsverhältnis 
beginnen. Da die Gewährung von Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums in der Kompetenzverteilung unter 
Art. 12 fällt, gibt es ein Sozialhilfe-Grundsatzgesetz des Bundes und die Ausführungsgesetze der einzelnen 
Bundesländer. Hinsichtlich des Zugangs zu sozialer Sicherheit für „hilfs- und schutzbedürftige Fremde“ ist auf die 
Grundversorgungsvereinbarung zwischen Bund- und Ländern nach Art. 15a Bundesverfassungsgesetz zu verweisen 
sowie auf die Grundversorgungsgesetze des Bundes und der Länder. Siehe Kasten 1 und die Abschnitte II.1.1., II.3.4.1. 
und II.3.4.2. sowie Kasten 33 und Abschnitt III.3.5.2. der Studie WIMMER, A.: Das Recht auf Gesundheit, eine 
rechtsvergleichende Perspektive - Österreich, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments (EPRS), April 2022, XI und 70 S., Referenz PE 729.394 (deutsche Originalversion), (S. 5, S. 24-
25, S. 28-30); 

− Schweiz: Art. 41 der Bundesverfassung legt die Gesundheit als Ziel des Bundesstaates und der Kantone fest, aus dem 
sich jedoch kein justiziables subjektives Recht ergibt. Art. 12 der Bundesverfassung äußert sich hingegen zu einem 
Recht auf Unterstützung und Empfang eines Minimums, das für eine würdige Existenz absolut notwendig ist - dies ist 
ebenfalls nicht als ein justiziables subjektives Recht des Einzelnen zu verstehen, sondern als ein Recht auf staatliche 
Leistungen, die als absolutes Minimum das Überleben sichern, wie beispielswiese medizinische Hilfe in Notfällen und 
ein Minimum an medizinischer Grundversorgung. Art. 8 der Bundesverfassung normiert ein Gleichheitsgebot und ein 
Diskriminierungsverbot in Bezug auf die Versorgung, während Art. 117a Abs. 1 die Kompetenz des Bundes und der 
Kantone für die Sicherstellung des Zugangs des Einzelnen zu einer medizinischen Grundversorgung normiert. Die 
Verfassungen der 26 Kantone sind in Bezug auf ein Recht auf soziale Sicherheit der Bundesverfassung größtenteils 
nachgebildet. Auf einfachgesetzlicher Ebene finden sich Regelungen sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene. 
Siehe die Abschnitte II.2.1., II.2.2., II.3., II.4.1., II.4.2., II.3.3. und IV .3.1. der Studie DUPONT, A.S., BURGAT, S., HOTZ, S. ET LÉVY, 
M.: Le droit à la santé, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de 
recherche du Parlement européen (EPRS), Mai 2022, XVI et 126 pp., référence PE 729.419 (französische Originalversion), 

https://e-justice.europa.eu/6/DE/national_legislation?SPAIN&init=true&member=1
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/international-covenant-economic-social-and-cultural-rights
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698814/EPRS_STU(2021)698814_ES.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/BJNR138450976.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgg/BJNR012390953.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698770/EPRS_STU(2021)698770_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698770/EPRS_STU(2021)698770_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745674/EPRS_STU(2023)745674_DE.pdf#page=76
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745674/EPRS_STU(2023)745674_DE.pdf#page=76
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138&Artikel=10&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138&Artikel=10&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138&FassungVom=2023-04-19&Artikel=12&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20010649
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003460
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A15a/NOR40045742?Abfrage=Bundesnormen&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=B-VG&Gesetzesnummer=&VonArtikel=15a&BisArtikel=&VonParagraf=&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=19.04.2023&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Position=1&SkipToDocumentPage=true&ResultFunctionToken=fe9147c0-0750-431e-9b98-e57b65e8b8a0
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729394/EPRS_STU(2022)729394_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729394/EPRS_STU(2022)729394_DE.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729419/EPRS_STU(2022)729419_FR.pdf
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Der Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und Frauen wurde in zahlreichen Rechtsakten 
der Gemeinschaft fest verankert. Die ersten diesbezüglichen Regelungen finden sich in der 
Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 197516 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen und in der Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 197617 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die 
Arbeitsbedingungen  

Darauf folgten in den anschließenden Jahren die Richtlinie 86/378/EWG des Rates vom 24. Juli 
198618 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei den 
betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit und die Richtlinie 97/80/EG des Rates vom 
15. Dezember 199719 über die Beweislast bei Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. 

Da es für zweckmäßig erachtet wurde, an den geltenden Regelungen weitere Änderungen 
vorzunehmen – um vor allem den in der Zwischenzeit in der Rechtsprechung des EuGH 
entwickelten Grundsätzen Rechnung zu tragen20 und die Erkennbarkeit des anwendbaren Rechts 
zu erleichtern – wurden die genannten Richtlinien durch die Richtlinie 2006/54/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 200621 abgeändert, die diesen Bereich kodifiziert 
hat und auf die häufig mit dem Ausdruck „Neufassung“ Bezug genommen wird. 

Um die Achtung des Gleichheitsgrundsatzes zu gewährleisten und Diskriminierungen zwischen 
Arbeitnehmern und schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden 
Arbeitnehmerinnen zu verhindern, wurden mit der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 
199222 besondere Bestimmungen eingeführt, die Benachteiligungen von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt verhindern sollen. 

Weitere, nach wie vor geltende Rechtsquellen sind die Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 
200023 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, die einen Schutz vor solchen Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf 

                                                             

(S. 17-22, S. 25, S. 26-33, S. 56-57 und S. 69-70); 

− Spanien: Hinsichtlich der Gleichheit beim Zugang zur Gesundheitsversorgung enthalten das Organgesetz 2/2010 
vom 3. März 2010 über die sexuelle und reproduktive Gesundheit und den Schwangerschaftsabbruch und zahlreiche 
andere Gesetze spezifische Bestimmungen, siehe Abschnitt II.3.16. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 
46-37). Siehe auch Abschnitt II.3.16. der aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: 
op.cit., (S. 62-65). Siehe auch Abschnitt II.3.16. der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO 

SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 76-79).  
16  ABl. EG L 45 vom 19. Februar 1975, S. 19-20. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31975L0117&from=DE 
17  ABl. EG L 39 vom 14. Februar 1976, S. 40-42. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE 
18  ABl. EG L 225 vom 12. August 1986, S. 40-42. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31986L0378&qid=1600181544206&from=DE. 
19  ABl. EG L 14 vom 20. Januar 1998, S. 6-8. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31997L0080&qid=1600181733253&from=DE 
20  Siehe unten, Abschnitt III. 
21  ABl. EU L 204 vom 26. Juli 2006, S. 23-36. 
 https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF 
22  ABl. EG L 348 vom 28. November 1992, S. 1-7. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE 
23  ABl. EG L 180 vom 19. Juli 2000, S. 22-26. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32000L0043&from=DE 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31975L0117&qid=1600181396763&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31986L0378&qid=1600181544206&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31986L0378&qid=1600181544206&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31997L0080&qid=1600181733253&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31997L0080&qid=1600181733253&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32000L0043&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32000L0043&from=DE
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2010-3514
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2010-3514
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31975L0117&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31986L0378&qid=1600181544206&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31997L0080&qid=1600181733253&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32000L0043&from=DE
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gewährleistet, sowie die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 200024 zur Festlegung 
eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 
Beruf. 

Hinzuweisen ist insbesondere auf Art. 1 der Richtlinie 2000/78/EG, der den Zweck dieser Richtlinie 
definiert. Jene Bestimmung jedoch, die, wie im weiteren Verlauf dieser Arbeit gezeigt wird, 
Gegenstand wiederholter Auslegungen des Gerichtshofs ist, ist Art. 2 Abs. 2 dieser Richtlinie, dessen 
Buchst. a den Begriff der „unmittelbaren Diskriminierung“ definiert.∗ 

                                                             
24  ABl. EG L 303 vom 2. Dezember 2000, S. 16-22. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL&from=DE 
∗ AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der „direkten/unmittelbaren Diskriminierung“ in anderen Rechtsordnungen 

siehe: 

− Belgien: Eine unmittelbare Diskriminierung ist eine unmittelbare Unterscheidung auf der Grundlage eines der 
geschützten Merkmale, die nicht auf der Grundlage der Bestimmungen jener Gesetze, in denen die Bedingungen, 
unter denen die Unterscheidung gerechtfertigt ist (Artikel 4 Ziffer 7 des Rassismusgesetzes, Artikel 4 Ziffer 7 des 
Allgemeines Gesetzes und Artikel 5 Ziffer 6 des Gleichstellungsgesetzes), gerechtfertigt werden kann. Siehe Abschnitt 
II.3.1.2.b) der Studie BEHRENDT,CH.: op. cit., (S. 14). Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.b) der aktualisierten deutschen Version 
der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 30-34). Siehe auch Abschnitt II.3.1.2.b) der aktualisierten spanischen Version der 
Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 20-22); 

− Chile: Der Unterschied zwischen einer unmittelbaren und einer mittelbaren Diskriminierung beruht auf der Absicht 
des Diskriminierenden. In diesem Sinne liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn der Handelnde eine an sich 
diskriminierende Maßnahme mit der klaren Absicht ergreift, der Zielgruppe derselben zu schaden. Siehe Abschnitt 
IV.2.5. der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 91). Siehe auch Abschnitt IV.2.5. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen 
Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 118-120); Siehe auch Abschnitt IV.2.5. der deutschen Version der 
2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 142-144); 

− Deutschland: Jede unterschiedliche Behandlung aufgrund eines der in Artikel 3 Abs. 2 und 3 Grundgesetz verbotenen 
Diskriminierungsgründe stellt eine unmittelbare Diskriminierung dar. Siehe Abschnitt II.2.2. der Studie REIMER, F.: op.cit., 
(S. 24-26). Siehe auch Abschnitt II.2.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., (S. 33-34); 

− Österreich: § 5 Abs. 1 des Gleichbehandlungsgesetzes besagt: „Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine 
Person auf Grund ihres Geschlechtes in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 
andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde“. Vgl. auch die inhaltlich gleichlautenden Bestimmungen der §§ 
4a Abs. 1 und 13a Abs. 1 Bundes-Gleichbehandlungsgesetz. sowie § 7c Abs. 1 Behinderteneinstellungsgesetz und § 5 
Abs. 1 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz. Siehe die Abschnitte II.2.2. bis II.2.5. der Studie VAŜEK, M.: op. cit., 
(S.22-25). Siehe auch die Abschnitte II.2.2.2. bis II.2.5. der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op. 
cit., (S. 23-26); 

− Peru: Im Urteil 01423-2013-PA/TC (Rechtssache Andrea Álvarez Villanueva) vertrat das peruanische Verfassungsgericht 
die Auffassung, dass die Tatsache, dass eine Offiziersanwärterin von der Offiziersschule der peruanischen Streitkräfte 
ausgeschlossen wurde, weil sie schwanger war, eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
darstellte. Siehe Abschnitt III.5.6. der Studie ESPINOSA- SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 45); 

− Spanien: Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Rasse usw. 
in einer vergleichbaren Situation weniger günstig behandelt wird als eine andere Person. Das Organgesetz 3/2007 
vom 22. März 2007 über die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern spricht in Artikel 6 Abs. 1 von 
unmittelbarer Diskriminierung, wenn es sich um eine Situation handelt, „in der eine Person aufgrund ihres Geschlechtes 
weniger günstig behandelt wird, wurde oder werden könnte als eine andere in einer vergleichbaren Situation.“ Siehe 
Abschnitt IV.1.4. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 74). Siehe auch Abschnitt IV.1.4. der aktualisierten 
französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 98-101). Siehe auch Abschnitt IV.1.4. der 
aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 121-125). Das Gesetz 15/2022 
vom 12. Juli 2022 über die Gleichbehandlung und die Nichtdiskriminierung definiert die unmittelbare Diskriminierung. 
Gemäß seines Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a) ist eine besondere Form der unmittelbaren Diskriminierung die 
“Verweigerung angemessener Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen“. Diese Praxis besteht darin, die 
notwendigen und angemessenen Änderungen und Anpassungen des physischen, sozialen und verhaltensbezogenen 
Umfelds zu verweigern, die keine unangemessene unverhältnismäßige Belastung darstellen und die erforderlich sind, 
um die Zugänglichkeit für und die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zu erleichtern und den Genuss oder 
die Ausübung aller ihrer Rechte zu den gleichen Bedingungen wie für alle anderen zu gewährleisten.; 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL&from=DE
https://www.unia.be/files/Documenten/Wetgeving/loi_contre_le_racisme_30_juillet_1981.pdf
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&table_name=loi&cn=2007051035
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&cn=2007051036&table_name=loi
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008253
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2016/01423-2013-AA.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2007-6115
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2007-6115
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-11589
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-11589
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Art. 2 Abs. 2 Buchst. b enthält zudem eine Bestimmung des Begriffs „mittelbare Diskriminierung“.∗ 

                                                             

− Europarat: Der Begriff der Diskriminierung hat die gleiche Bedeutung in Art. 14 EMRK und Art. 1 des Protokolls Nr. 12 
und wird im Erläuternden Bericht zu Protokoll Nr. 12 wie folgt definiert: „Ein Unterschied ist diskriminierend, wenn es 
keine sachliche und angemessene Rechtfertigung für ihn gibt, das heißt, wenn mit ihm kein legitimes Ziel verfolgt wird oder 
keine angemessene Verhältnismäßigkeit zwischen den eingesetzten Mitteln und dem verfolgten Ziel besteht.“ Siehe 
Abschnitt II.2.1.3 der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 16). Siehe auch Abschnitt II.2.1.3 der aktualisierten spanischen Version 
der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 17-18). Siehe auch AbschnittII.2.1.3 der aktualisierten deutschen Version der Studie 
ZILLER, J., op. cit., (S. 21-22). 

∗ AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der „indirekten/mittelbaren Diskriminierung“ in anderen Rechtsordnungen 
siehe:  

− Belgien: In Anwendung der drei wichtigsten Gesetze, die im Bereich der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung 
verabschiedet wurden (Artikel 4 Abs. 9 des Rassismusgesetzes, Artikel 5 Abs. 8 des Gleichstellungsgesetzes und Artikel 
4 Abs. 9 des Allgemeinen Gesetzes), wird die mittelbare Diskriminierung als eine Situation betrachtet, in der eine 
scheinbar neutrale Bestimmung, ein scheinbar neutrales Kriterium oder eine scheinbar neutrale Praxis zu einer 
konkreten Benachteiligung von Personen führen kann, bei denen eines der geschützten Kriterien vorliegt, ohne dass 
dies zu rechtfertigen ist. Siehe Abschnitt II.3.1.2.b) der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 14). Siehe auch Abschnitt 
II.3.1.2.b) der aktualisierten spanischen Version der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 21-22). Siehe auch Abschnitt 
II.3.1.2.b) der aktualisierten deutschen Version der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 31-32); 

− Chile: Wie bereits erwähnt, beruht der Unterschied zwischen unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung auf der 
Absicht des Diskriminierenden. Bei der mittelbaren Diskriminierung hat die diskriminierende Person nicht die Absicht 
zu diskriminieren, aber ihre Handlung führt zu einer Benachteiligung der Mitglieder einer Gruppe. Dies ist der Fall bei 
Maßnahmen, die darauf abzielen, bestimmte benachteiligte Gruppen zu begünstigen, sei es aus wirtschaftlichen oder 
sozialen Gründen, die aber letztlich zu deren Stigmatisierung oder Ausgrenzung führen. Dies ist beispielsweise der 
Fall, wenn Sozialleistungen gewährt werden, die eine staatliche Abhängigkeit zum Nachteil der Gruppe schaffen 
(Verringerung der individuellen Freiheiten) oder sie außerhalb des Wirtschaftssystems stellen (soziale Segregation). 
Siehe Abschnitt IV.2.5. und IV.2.8. der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S. 91 und S. 102). Siehe auch Abschnitt IV.2.5. und 
IV.2.8. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 118-120 und 
132-133); Siehe auch Abschnitt IV.2.5. und IV.2.8. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. 
cit., (S. 142-144 und 159-160); 

− Deutschland: Die spezifischen Gleichheitsgrundsätze verbieten auch eine mittelbare Diskriminierung. Der Begriff der 
mittelbaren Diskriminierung bezieht sich auf zwei Situationen. Einerseits können mit dem Begriff solche Situationen 
bezeichnet werden, in denen der Staat ein Unterscheidungskriterium anwendet, das nicht in der Liste der verbotenen 
Diskriminierungsgründe in Art. 3 Abs. 2 und 3 Grundgesetz vorgesehen ist, sondern eng mit ihnen verbunden ist. 
Andererseits kann der Begriff auch verwendet werden, um auf Situationen hinzuweisen, in denen ein Kriterium 
angewendet wird, das zwar scheinbar neutral ist, aber auf spezifische Weise eine der durch Art. 3 Abs. 2 und 3 
Grundgesetz geschützten Gruppen betrifft. Siehe Abschnitt II.2.4. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 26-27). Siehe auch 
Abschnitt II.2.4. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., (S. 35-36); 

− Frankreich: Der Begriff “mittelbare Diskriminierung” ist in den Rechtsvorschriften zu finden und wird als eine 
besondere Art der Diskriminierung ausgewiesen. So heißt es beispielsweise im Arbeitsgesetzbuch (Code du travail) in 
Artikel L.1132-1: „Niemand darf von einem Einstellungs- oder Ernennungsverfahren oder vom Zugang zu einem Praktikum 
oder einer Ausbildung in einem Unternehmen ausgeschlossen werden; kein Arbeitnehmer darf bestraft, entlassen oder einer 
unmittelbar oder mittelbar diskriminierenden Maßnahme unterworfen werden, … insbesondere in Bezug auf das Gehalt, 
… Beteiligungsmaßnahmen oder Aktienverteilung, Ausbildung … aufgrund seiner Herkunft, seines Geschlechts, seiner 
Sitten, seiner sexuellen Orientierung, …“. Siehe Kasten 7 der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 11). Siehe auch Kasten 
7 der aktualisierten spanischen Version der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 19-21); 

− Österreich: In § 5 Abs. 2 des Gleichbehandlungsgesetzes heißt es: „Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem 
Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen, die einem Geschlecht angehören, in besonderer 
Weise gegenüber Personen des anderen Geschlechtes benachteiligen können …“. Vgl. auch die inhaltlich gleichlautenden 
Bestimmungen der §§ 4a Abs. 3 und 13a Abs. 2 Bundes-Gleichbehandlungsgesetz. sowie § 7c Abs. 2 und Abs. 4 
Behinderteneinstellungsgesetz und § 5 Abs. 2 und § 6 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz. Siehe die Abschnitte 
II.2.2. bis II.2.5. der Studie VAŜEK, M.: op. cit., (S.22-25). Siehe auch die Abschnitte II.2.2.2. bis II.2.5. der aktualisierten 
französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op. cit., (S. 23-26); 

− Spanien: Das Gesetz 15/2022 vom 12. Juli über die Gleichbehandlung und die Nichtdiskriminierung definiert die 
mittelbare Diskriminierung als eine Diskriminierung, die vorliegt, wenn eine dem Anschein nach neutrale Bestimmung, 
ein neutrales Kriterium oder eine neutrale Praxis eine oder mehrere Personen aufgrund eines der in Artikel 2 Abs. 1 
des Gesetzes genannten Gründe gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligt oder 
benachteiligen kann (Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe b)). Nach den im Gesetz 15/2022 festgelegten Sanktionen stellt die 

https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016800cce48
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.unia.be/files/Documenten/Wetgeving/loi_contre_le_racisme_30_juillet_1981.pdf
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&cn=2007051036&table_name=loi
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&table_name=loi&cn=2007051035
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/codes/id/LEGITEXT000006072050
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf#page=21
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf#page=31
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008253
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-11589
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In Art. 2 Abs. 3 wird außerdem präzisiert, dass auch Belästigungen (einschließlich sexueller 
Belästigungen) unter den Begriff „Diskriminierung“ subsumiert werden können, wenn sie 
unerwünschte Verhaltensweisen darstellen, die sich in verbaler, nicht-verbaler oder physischer 
Form äußern und bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person verletzt und 
ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen und Beleidigungen 
gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

KASTEN 10 

Durch die Richtlinie 2000/78/EG eingeführte Bestimmungen 

Artikel 1 

Zweck 

Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen Rahmens zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen 
der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in 
Beschäftigung und Beruf im Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in den 
Mitgliedstaaten. 

Artikel 2 

Der Begriff „Diskriminierung“ 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet „Gleichbehandlungsgrundsatz“, dass es keine unmittelbare oder mittelbare 
Diskriminierung wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe geben darf. 

(2) Im Sinne des Absatzes 1 

 a) liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn eine Person wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe in 
einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren 
hat oder erfahren würde; 

b) liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder 
Verfahren Personen mit einer bestimmten Religion oder Weltanschauung, einer bestimmten Behinderung, eines 
bestimmten Alters oder mit einer bestimmten sexuellen Ausrichtung gegenüber anderen Personen in besonderer 
Weise benachteiligen können, es sei denn: 

 i) diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die 
Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich, oder 

 ii) der Arbeitgeber oder jede Person oder Organisation, auf die diese Richtlinie Anwendung findet, ist im Falle 
von Personen mit einer bestimmten Behinderung aufgrund des einzelstaatlichen Rechts verpflichtet, geeignete 

                                                             

mittelbare Diskriminierung eine schwere Straftat dar (Artikel 47 Abs. 3), die mit einer Geldstrafe geahndet wird, die 
nach den in den Artikel 48 und 49 des Gesetzes festgelegten Maßstäben und Kriterien festgelegt wird. Das 
Organgesetz 3/2007 vom 22. März über die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern bezieht sich ebenfalls 
ausdrücklich auf die mittelbare Diskriminierung, insbesondere auf die mittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts in Artikel 6 Abs. 2. In Spanien wird die mittelbare Diskriminierung auch als „Auswirkungsdiskriminierung” 
(„discriminación de impacto”) bezeichnet (im Gegensatz zur unmittelbaren Diskriminierung, bei der es sich um eine 
„Behandlungsdiskriminierung” („discriminación de trato”) handelt), da es sich um einen Vergleich der 
unterschiedlichen Auswirkungen handelt, die eine im Prinzip neutrale rechtliche Ungleichbehandlung auf die 
Mitglieder der zu schützenden Gruppe (ethnische Minderheiten, Frauen usw.) im Vergleich zu denen der Mehrheit hat. 
Siehe Abschnitt IV.1.4. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 74-75); siehe auch Abschnitt IV.1.4. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 98-101). Siehe auch Abschnitt 
IV.1.4. der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 121-125); 

− Europarat: Eine Diskriminierung muss nicht absichtlich geschehen, damit sie eine Verletzung von Art. 14 EMRK 
darstellt. Der Gerichtshof verurteilt auch mittelbare Diskriminierungen. Siehe Abschnitt II.2.1.3 der Studie ZILLER, J., 
op.cit., (S. 16-17). Siehe auch Abschnitt II.2.1.3 der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 18-
19). Siehe auch Abschnitt. II.2.1.3 der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 22-23). 

https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2007-6115
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
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Maßnahmen entsprechend den in Artikel 5 enthaltenen Grundsätzen vorzusehen, um die sich durch diese 
Vorschrift, dieses Kriterium oder dieses Verfahren ergebenden Nachteile zu beseitigen. 

(3) Unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem der Gründe nach Artikel 1 in Zusammenhang stehen und 
bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, 
Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird, 
sind Belästigungen, die als Diskriminierung im Sinne des Absatzes 1 gelten. In diesem Zusammenhang können die 
Mitgliedstaaten den Begriff "Belästigung" im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und 
Gepflogenheiten definieren. 

(4) Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe gilt als 
Diskriminierung im Sinne des Absatzes 1. 

(5) Diese Richtlinie berührt nicht die im einzelstaatlichen Recht vorgesehenen allgemeinen Maßnahmen, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit, die Verteidigung der Ordnung und 
die Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit und zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer 
notwendig sind. 

Schließlich ist, ebenfalls unter einem bereichsbezogenen Gesichtspunkt, an die 
Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. Dezember 200425 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen zu erinnern. Diese gilt für Personen, die Güter und Dienstleistungen 
bereitstellen, die der Öffentlichkeit ohne Ansehen der Person zur Verfügung stehen, und zwar in 
öffentlichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher Stellen, und die außerhalb des 
Bereichs des Privat- und Familienlebens und der in diesem Kontext stattfindenden Transaktionen 
angeboten werden.∗ 

In allen vorgenannten Normen wird hervorgehoben, dass Diskriminierungen wegen der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung die 
Verwirklichung der im Vertrag festgelegten Ziele unterminieren können, insbesondere die 
Erreichung eines hohen Beschäftigungsniveaus und eines hohen Maßes an sozialem Schutz, die 
Hebung des Lebensstandards und der Lebensqualität, den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt, die Solidarität sowie die Freizügigkeit26. 

Ziel der Bestimmungen der Richtlinien ist die Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung in Bezug auf27  

a) den Zugang zur Beschäftigung einschließlich des beruflichen Aufstiegs und zur 
Berufsbildung, 

b) Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts, 

c) betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit. 

Besondere Bedeutung kommt ferner den Bestimmungen zu, die jede Form der unmittelbaren und 
mittelbaren Diskriminierung verbieten. Dabei wird als unmittelbare Diskriminierung eine Situation 
definiert, in der eine Person aufgrund ihres Geschlechts eine weniger günstige Behandlung erfährt, 
als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 
Als mittelbare Diskriminierung wird hingegen eine Situation definiert, in der dem Anschein nach 

                                                             
25  ABl. EG L 373 vom 21. Dezember 2004, S. 37-43. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE 
∗ AdH: Für einen Vergleich der Adressaten der Verpflichtungen, die sich aus den Grundsätzen der Gleichheit und der 

Nichtdiskriminierung in anderen Rechtsordnungen siehe die AdH oben, Abschnitt II.1., S. 25. 
26  Siehe u. a. Erwägungsgrund Nr. 11 der Richtlinie 2000/78/EG, zitiert in Fn. 24. 
27  Vgl. Art. 1 der Richtlinie 2006/54/EG, zitiert in Fn. 21. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE
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neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen des einen Geschlechts in besonderer Weise 
gegenüber Personen des anderen Geschlechts benachteiligen können, „es sei denn, die betreffenden 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die 
Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich“28. 

Die Mitgliedstaaten, die gleichwohl befugt sind, Vorschriften zu erlassen, die günstiger als die in der 
Richtlinie festgelegten Vorschriften sind, müssen eine oder mehrere Stellen bezeichnen, deren 
Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung der Gleichbehandlung aller Personen ohne 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu fördern, zu analysieren, zu beobachten und zu 
unterstützen. 

Die Europäische Union hat den mit der Richtlinie 2006/54/EG eingeführten Grundsätzen Folge 
geleistet und eine zu einer Reihe an Handlungsinstrumenten gegriffen, mit denen die Verpflichtung 
bekräftigt wird, Initiativen zur konkreten Umsetzung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung zu ergreifen, insbesondere was die Aspekte der Gleichstellung der 
Geschlechter betrifft. 

Zu den wichtigsten Akten gehören: 

− die Mitteilung der Kommission vom 5. März 2010 mit dem Titel „Ein verstärktes 
Engagement für die Gleichstellung von Frauen und Männern – eine Frauen-Charta“ 
(KOM(2010)0078)29, 

− die Mitteilung der Kommission vom 21. September 2010 mit dem Titel „Strategie für die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 2010-2015“ (KOM(2010)0491)30, und  

− der Europäische Pakt für die Gleichstellung der Geschlechter (2011-2020), vom Rat 
angenommen am 7. März 201131. 

Was die Bereiche angeht, in denen ein Tätigwerden der Mitgliedstaaten und, soweit zuständig, der 
Organe der Europäischen Union gefordert wird, handelt es sich um Maßnahmen zum Abbau des 
Geschlechtergefälles und zur Bekämpfung der Geschlechtersegregation auf dem Arbeitsmarkt. 

Um dieses Ziel zu erreichen, fordert der Rat, dass Maßnahmen ergriffen werden, die auf Folgendes 
ausgerichtet sind: Förderung der Beschäftigung von Frauen aller Altersgruppen und Abbau der 
geschlechtsspezifischen Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt, einschließlich der Bekämpfung aller 
Formen der Diskriminierung; Beseitigung geschlechtsspezifischer Stereotypen und Förderung der 
Geschlechtergleichstellung auf allen Ebenen der allgemeinen und beruflichen Bildung sowie im 
Erwerbsleben, um der Geschlechtersegregation auf dem Arbeitsmarkt entgegenzuwirken; 
Gewährleistung eines gleichen Entgelts bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit; Förderung der 
Teilhabe von Frauen an politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen sowie des 
Unternehmergeists von Frauen; Aufforderung an die Sozialpartner und Unternehmen, Initiativen 
zur Förderung der Geschlechtergleichstellung zu entwickeln und auch wirksam umzusetzen und 
Strategien für die Gleichstellung am Arbeitsplatz zu unterstützen; Förderung einer 
gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen 
und in allen Bereichen, um keine Talente brachliegen zu lassen. 

                                                             
28  Vgl. Art. 2 der Richtlinie 2006/54/EG, zitiert in Fn. 21. 
29  https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2010:0078:FIN:DE:HTML 
30  https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52010DC0491&from=EN 
31  ABl. C 155 vom 25. Mai 2011, S. 10-13. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011XG0525(01)&from=DE 

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2010:0078:FIN:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2010:0078:FIN:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2010:0078:FIN:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52010DC0491&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52010DC0491&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011XG0525(01)&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011XG0525(01)&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2010:0078:FIN:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52010DC0491&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011XG0525(01)&from=DE
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Von den jüngsten Initiativen sind der „Aktionsplan für die Gleichstellung 2016-2020“, angenommen 
vom Rat am 26. Oktober 201532, und das Dokument „Strategisches Engagement für die 
Gleichstellung der Geschlechter“, veröffentlicht von der Kommission im Dezember 201533 zu 
erwähnen. Obgleich es sich dabei nicht um verbindliche Rechtsakte handelt, sondern um 
programmatische Maßnahmen, ist deren politische Bedeutung dennoch nicht zu unterschätzen. 

Ebenfalls mit einem bereichsbezogenen Fokus, in dessen Mittelpunkt die Arbeitnehmerrechte 
stehen, sei schließlich die Richtlinie 2019/1158 vom 20. Juni 201934 genannt, die Bestimmungen 
enthält, mit denen – in Umsetzung der Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung – 
beiden Elternteilen das Recht auf Elternurlaub garantiert werden soll, damit sie ihre minderjährigen 
Kinder betreuen können. 

Die Richtlinie, die von den Mitgliedstaaten bis zum 2. August 2022 umgesetzt werden muss, regelt 
insbesondere den Vaterschafts- und Elternurlaub sowie den Urlaub für pflegende Angehörige und 
sieht flexible Arbeitsregelungen für Arbeitnehmer vor, die Eltern oder pflegende Angehörige sind.∗ 

II.4. Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung im 
Statut der Beamten der Europäischen Union 

Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, sind, was den Bereich der 
Beschäftigung und der Arbeitsbedingungen angeht, nicht nur in den Bestimmungen verankert, die 
sich an die Mitgliedstaaten richten, sondern auch in den Vorschriften des Statuts der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
dieser Gemeinschaften35 im Hinblick auf die Beschäftigungsverhältnisse zwischen der Europäischen 
Union und ihren Mitarbeitern (Beamte, Bedienstete und sonstiges Personal der Organe und 
Einrichtungen der Europäischen Union).∗∗ 

                                                             
32 https://www.consilium.europa.eu/media/24467/st13201-en15.pdf (nur auf Englisch verfügbar). 
33  https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/24968221-eb81-11e5-8a81-01aa75ed71a1. 
34  Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf 

und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates, 
ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 79-93. 

 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019L1158&from=DE 
∗ AdH: Für eine aktuelle Übersicht über die von den Mitgliedstaaten mitgeteilten Umsetzungsmaßnahmen der 

Richtlinie 2019/1158 vom 20.Juni 2019, siehe:  
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/NIM/?qid=1679330963514&uri=CELEX%3A32019L1158 
35  Verordnung Nr. 31 (EWG) 11 (EAG) über das Statut der Beamten und über die Beschäftigungsbedingungen für die 

sonstigen Bediensteten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft idgF - 
Die konsolidierte Fassung mit den zahlreichen, anlässlich der Überarbeitung im Jahr 2014 und in den darauffolgenden 
Jahren vorgenommenen Änderungen kann über folgenden Link eingesehen werden:  

 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01962R0031-
20200101&qid=1601202636890&from=DE. 

∗∗ AdH: Für einen Vergleich des Grundsatzes der Gleichheit beim Zugang zu öffentlichen Ämtern in anderen 
Rechtsordnungen siehe: 

− Belgien: Der Grundsatz der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung wurde bereits in der Verfassung von 1831 
anerkannt, die nach der Ausrufung der Unabhängigkeit im Jahr 1830 verabschiedet wurde. Artikel 6 der Verfassung 
von 1831 sieht das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern vor. Dieses Recht ist nun in Artikel 10 der 
belgischen Verfassung verankert. Siehe Kasten 1 und Abschnitt I. der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. VII und S. 1-7). 
Siehe auch Kasten 1 und Abschnitt I. der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. IX und 
S. 1-9). Siehe auch Kasten 1 und Abschnitt I. der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 
VII und S. 1-13); 

− Chile: Der Text, der den ersten Schritt zur Anerkennung des Gleichheitsgrundsatzes im Allgemeinen darstellt, ist die 
provisorische verfassungsrechtliche Regelung von 1812, in der das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern 

https://www.consilium.europa.eu/media/24467/st13201-en15.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/24467/st13201-en15.pdf
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/24968221-eb81-11e5-8a81-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/24968221-eb81-11e5-8a81-01aa75ed71a1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019L1158&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01962R0031-20200101&qid=1601202636890&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01962R0031-20200101&qid=1601202636890&from=DE.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01962R0031-20200101&qid=1601202636890&from=DE.
https://www.consilium.europa.eu/media/24467/st13201-en15.pdf
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/24968221-eb81-11e5-8a81-01aa75ed71a1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019L1158&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019L1158&from=DE
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anerkannt wird. Dieser Text zeigt den Willen des neuen Staates, den Zugang einer neuen Führungsschicht zu den 
Ämtern der öffentlichen Verwaltung zu gewährleisten. Dieses Recht wurde in späteren Verfassungstexten 
weiterentwickelt, insbesondere in den Verfassungen von 1818, 1822, 1823, 1828 und 1980, die immer noch in Kraft ist. 
Die Gleichheit von Männern und Frauen ist heute in Artikel 19 Nr. 2 der Verfassung verankert. Darüber hinaus erkennt 
die Verfassung im Allgemeinen den Grundsatz des gleichen Zugangs zur öffentlichen Beschäftigung an. Siehe Kasten 
11 und die Abschnitte I. und II.1. der Studie GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 1-10 und S. 11-14). Siehe auch Kasten 11 und die 
Abschnitte I. und II.1. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op.cit. (S. 
1-16 und 17-24); Siehe auch Kasten 11 und die Abschnitte I. und II.1. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: 
GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 1-19 und 20-29); 

− Deutschland: Bereits in der deutschen Verfassung von 1849 war der Grundsatz des gleichen Zugangs zu öffentlichen 
Ämtern verankert. Obwohl diese Verfassung nie in Kraft getreten ist, diente sie als Inspiration für die Ausarbeitung der 
nachfolgenden deutschen Verfassungen. In Artikel 33 Abs. 2 Grundgesetz heißt es heute ganz allgemein: „Jeder 
Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte.“ 
Siehe die Kästen 14, 17, 24 und 50 sowie Abschnitt II.2.3. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 5-9, S. 12 und S. 29). Siehe auch 
die Kästen 14, 17, 24 und 50 sowie Abschnitt II.2.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., 
(S. 8-14, S. 18-19 und S. 40); 

− Frankreich: Die Gleichheit beim Zugang zu öffentlichen Ämtern wird in Artikel 6 der Erklärung der Menschen- und 
Bürgerrechte von 1789 anerkannt. Aus diesem Grundsatz leiten sich zwei Anforderungen ab. Die erste betrifft den 
Zugang zu öffentlichen Ämtern an sich, die zweite die berufliche Entwicklung in der Verwaltung. Das Gesetz vom 12. 
März 2012 über den Zugang zur Beschäftigung und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen von 
Vertragsbediensteten des öffentlichen Dienstes sowie über die Bekämpfung von Diskriminierung sieht eine 
schrittweise Erhöhung des Anteils von Frauen in Führungspositionen des öffentlichen Dienstes vor. In diesem Gesetz 
ist auch ein Mechanismus für die Ernennung von Beamten der höheren Führungsebene festgelegt (jedes Jahr müssen 
mindestens 40 % der Stellen an Personen jedes Geschlechts vergeben werden). Das Gleiche gilt für die 
Verwaltungsräte öffentlicher Einrichtungen und öffentlicher Unternehmen gemäß dem Gesetz vom 4. August 2014 
zur tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern. Ebenso schreibt das Dekret vom 10. Oktober 2013 über die 
Modalitäten der Ernennung der Mitglieder von Jurys und Auswahlausschüssen für die Einstellung und Beförderung 
von Beamten seit 2015 vor, dass jede Jury und jeder Auswahlausschuss einen Mindestanteil von 40 % jedes 
Geschlechts unter seinen Mitgliedern einhalten muss. Schließlich ist anzumerken, dass der Gesetzgeber nicht zögert, 
auf positive Maßnahmen zurückzugreifen, um den gleichberechtigten Zugang von Männern und Frauen zum 
öffentlichen Dienst sowie zu Wahlmandaten zu gewährleisten. In beiden Bereichen wurden Maßnahmen ergriffen, um 
eine Mindestanzahl von Frauen in öffentlichen Einrichtungen und in den Vertretungsorganen der Bürger zu 
gewährleisten. Siehe Kasten 1 sowie die Abschnitte II.2.3., II.2.4. und IV.2.2. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 1, 
S. 11-12, S. 12-14, S. 25-26 und S. 31-32). Siehe auch Kasten 1 sowie die Abschnitte II.2.3., II.2.4. und IV.2.2. der 
aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 2, S. 19-23, S. 23-25, S. 39-41 und S. 47-50); 

− Italien: Historisch gesehen wurde der Grundsatz der Gleichheit beim Zugang zu öffentlichen Ämtern in den 
verschiedenen Gebieten, die heute die italienische Republik bilden, nicht auf die gleiche Weise gehandhabt. Im 
sogenannten Königreich beider Sizilien beispielsweise erkannte die Verfassung von 1848 den Grundsatz in Artikel 23 
an, im Großherzogtum Toskana verankerte die Verfassung von 1848 den Grundsatz in Artikel 2; im Königreich 
Sardinien erkannte das Statut von 1848, das sogenannte „Albertinische Statut“, das später zur Verfassungscharta des 
neuen Königreichs Italien wurde, den Grundsatz des gleichen Zugangs zu öffentlichen Ämtern in Artikel 24 an. 
Gegenwärtig ist der Grundsatz des gleichen Zugangs von Männern und Frauen zur öffentlichen Beschäftigung in 
Artikel 51 Absatz 1 der Verfassung verankert: „Alle Staatsbürger beiderlei Geschlechts haben unter gleichen Bedingungen 
gemäß den durch Gesetz festgelegten Erfordernissen Zugang zu öffentlichen Ämtern und Wahlmandaten. Die Republik 
fördert zu diesem Zweck die Chancengleichheit von Frauen und Männern durch gesonderte Maßnahmen.“ Siehe die 
Abschnitte I.1.2. und II.1. der Studie LUCIANI, M.: op.cit., (S. 4-8 und S. 11). Siehe hierzu ein kürzlich ergangenes Urteil, in 
dem das italienische Verfassungsgericht eine regionale Regelung für verfassungswidrig erklärt hat, die es 
Schwangeren oder Personen, die sich in ärztlicher Behandlung befinden, verbietet, sich für ein öffentliches Amt zu 
bewerben, weil sie gegen die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung verstößt (siehe Urteil Nr. 
200/2020 vom 22. Juli 2020); 

− Österreich: Der Grundsatz des gleichen Zugangs zu öffentlichen Ämtern tauchte im Zusammenhang mit der 
Revolution von 1848 im Verfassungsentwurf von Kremsier auf (Artikel 3). Obwohl dieser Entwurf aufgrund des 
Scheiterns der Revolution nie in Kraft trat, beeinflussten seine Bestimmungen die Ausarbeitung der nachfolgenden 
Verfassungstexte. So findet sich der Grundsatz des gleichen Zugangs zu öffentlichen Ämtern im Staatsgrundgesetz 
von 1867 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger (Artikel 3 Abs. 1), im Vertrag von Saint-Germain von 1919 
(Artikel 66 Abs.2) und im österreichischen Staatsvertrag von 1955 (Artikel 8). Siehe Kasten 7 sowie die Abschnitte I., 
II.1.2. und II.1.4.3. der Studie Vaŝek, M.: op.cit., (S. 1-4, S. 12-14 und S. 17). Siehe auch Kasten 7 sowie die Abschnitt I., 
II.1.2. und II.1.4.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op.cit., (S. 1-6, S. 13-15 und S. 18-19); 
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KASTEN 11 

Bestimmungen des Statuts der Beamten 

Artikel 1d 

(1) Bei der Anwendung dieses Statuts ist jede Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, 
der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der 
Weltanschauung, der politischen oder einer sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung verboten. 

Für die Anwendung des Statuts werden nicht eheliche Partnerschaften wie Ehen behandelt, sofern die 
Voraussetzungen nach Anhang VII Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) erfüllt sind. 

(2) Im Hinblick auf die effektive Gewährleistung der vollen Gleichstellung von Männern und Frauen im Arbeitsleben, 
die bei der Umsetzung aller Aspekte des Statuts als entscheidender Faktor zu berücksichtigen ist, hindert der 

                                                             

− Peru: Der Grundsatz des gleichen Zugangs zu öffentlichen Ämtern wurde erstmals in der Verfassung von 1834 
anerkannt; er wurde auch in den nachfolgenden Verfassungen von 1839 und 1867 verankert. Gegenwärtig ist der 
Grundsatz der Gleichheit beim Zugang zur öffentlichen Beschäftigung nicht ausdrücklich im Verfassungstext von 1993 
enthalten. Das Fehlen einer ausdrücklichen Erwähnung dieses Grundsatzes hat das peruanische Verfassungsgericht 
jedoch nicht daran gehindert, die Verfassungsmäßigkeit des Rechts auf gleichen Zugang zum öffentlichen Dienst 
anzuerkennen. In den verbundenen Urteilen Nr. 00025-2005-PI/TC und Nr. 00026-2005-PI/TC vom 15. August 2006 
stellte das Verfassungsgericht fest, dass, obwohl „… die Verfassung das Recht auf gleichen Zugang zum öffentlichen 
Dienst nicht in ihrem Rechtskatalog enthält … dieses Recht Teil unserer verfassungsmäßigen Ordnung und insbesondere 
des Systems der verfassungsmäßigen Rechte [ist], weil es durch die internationalen Menschenrechtsvorschriften, denen der 
peruanische Staat beigetreten ist, anerkannt wird“ (Erwägungsgrund 24). In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass nach der Rechtsprechung des peruanischen Verfassungsgerichts die vom Staat ratifizierten 
internationalen Menschenrechtsverträge Verfassungsrang haben und eine Quelle der verfassungsmäßigen Rechte 
darstellen (siehe Urteil Nr. 047-2004-AI/TC vom 24. April 2006, Erwägungsgrund 61). Siehe die Abschnitte I.1. und II.1. 
der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 1-5 und S. 7); 

− Schweiz: Der Grundsatz der Gleichheit beim Zugang zu öffentlichen Ämtern ist in den Artikeln 2 und 3 des 
Gleichstellungsgesetzes verankert. In Artikel 2 des Gleichstellungsgesetzes heißt es: „Dieser Abschnitt gilt für … alle 
öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisse in Bund, Kantonen und Gemeinden.“ Siehe die Abschnitte II.3.2.3.c) und II.4.1. 
der Studie FREI, N.: op.cit., (S. 12 und S. 19-20). Siehe auch die Abschnitte II.3.2.3.c) und II.4.1. der aktualisierten 
französischen Version der Studie: FREI, N.: op.cit., (S. 17-18 und S. 26-27); 

− Spanien: Der Grundsatz der Gleichheit beim Zugang zu öffentlichen Ämtern wurde erstmals in der Verfassung von 
1837 verankert, in deren Artikel 5 es heißt: „Alle Spanier sind aufgrund ihrer Verdienste und Fähigkeiten zu öffentlichen 
Ämtern berechtigt“. Diese Formulierung des Grundsatzes der Gleichheit beim Zugang zu öffentlichen Ämtern findet 
sich auch in den Verfassungen von 1845, 1869 und 1876. Eine praktisch identische Formulierung findet sich in Artikel 
40 der Verfassung von 1931. Der Grundsatz des gleichen Zugangs zu öffentlichen Ämtern ist heute in Artikel 23 Abs. 2 
der Verfassung verankert, wonach die Bürger das Recht haben, „unter gleichen Bedingungen und gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen Zugang zu öffentlichen Ämtern und Funktionen zu nehmen“. Dieser Artikel sollte in 
Verbindung mit Artikel 14 der Verfassung gelesen werden, in dem der Grundsatz der Gleichheit von Männern und 
Frauen anerkannt wird: „Die Spanier sind vor dem Gesetz gleich, und niemand darf wegen … seines Geschlechtes … 
diskriminiert werden.“ Siehe die Kästen 1, 2 und 5 der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 1-3 und S. 8). Siehe 
auch die Kästen 1, 2 und 5 der aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 
2-4 und S. 10); Siehe auch die Kästen 1, 2 und 5 der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO 

SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 5-6 und S. 13); 

− Vereinigte Staaten: Das Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstes von 1978 (Civil Service Reform Act of 1978) 
erkennt das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern an. Dieser Text wird ergänzt durch Titel 5, § 2302 
(„Prohibited personnel practices”) des Gesetzbuches der Vereinigten Staaten. Siehe Abschnitt II.2.3.6. der Studie 
OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 38-39). Siehe auch Abschnitt II.2.3.6. der aktualisierten französischen Version der Studie: 
OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 46-48); 

− Europarat: Artikel 1 des Protokolls Nr. 12 zur EMRK, der besagt, dass „niemand … von einer Behörde diskriminiert werden 
[darf]“, kann auf den Zugang zum öffentlichen Dienst in zahlreichen Mitgliedstaaten angewendet werden, deren 
Verfassung oder Gesetzgebung den gleichen Zugang zum öffentlichen Dienst garantiert. Siehe Abschnitt II.2.1.6.b) 
der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 27-28). Siehe auch Abschnitt II.2.1.6.b) der aktualisierten spanischen Version der Studie: 
ZILLER, J., op. cit., (S. 40-42). Siehe auch Abschnitt II.2.1.6.b) der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. 
cit., (S. 49-51). 
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Grundsatz der Gleichbehandlung die Organe der Europäischen Union nicht daran, zur Erleichterung der 
Berufstätigkeit des unterrepräsentierten Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von 
Benachteiligungen in der beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen. 

(3) Die Anstellungsbehörden der Organe legen nach Stellungnahme des Statutsbeirats einvernehmlich die 
Maßnahmen und Aktionen fest, die zur Chancengleichheit von Männern und Frauen in den unter das Statut 
fallenden Bereichen beitragen; sie erlassen entsprechende Vorschriften, insbesondere um die faktischen 
Ungleichheiten, die die Chancen der Frauen in den unter das Statut fallenden Bereichen beeinträchtigen, zu 
beseitigen.  

(4) Für die Anwendung von Absatz 1 gilt eine Person als behindert, wenn sie langfristige körperliche, seelische, 
geistige Beeinträchtigungen oder Sinnesbeeinträchtigungen hat, die sie in Wechselwirkung mit verschiedenen 
Hindernissen an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. Diese 
Beeinträchtigung ist gemäß dem in Artikel 33 festgelegten Verfahren festzustellen. 

Eine behinderte Person erfüllt die in Artikel 28 Buchstabe e genannten Anforderungen, wenn sie vorbehaltlich der 
Bereitstellung angemessener Vorkehrungen die wesentlichen Aufgaben ihrer Stelle erfüllen kann. 

Als '“angemessene Vorkehrungen“ für die wesentlichen Aufgaben der Stelle gelten geeignete Maßnahmen, die 
gegebenenfalls erforderlich sind, um einer Person mit einer Behinderung den Zugang zur Beschäftigung, die 
Ausübung einer Beschäftigung, den beruflichen Aufstieg und die Teilnahme an Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen zu ermöglichen, es sei denn, diese Maßnahmen würden den Arbeitgeber 
unverhältnismäßig belasten. 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung hindert die Anstellungsbehörden der Organe nicht daran, zur Erleichterung 
der Berufstätigkeit von Personen mit Behinderungen oder zur Beseitigung bzw. zum Ausgleich von 
Benachteiligungen in der beruflichen Laufbahn spezielle Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen.  

(5) Führt eine unter das Statut fallende Person, die sich für benachteiligt hält, weil ihr gegenüber der oben 
ausgeführte Grundsatz der Gleichbehandlung nicht eingehalten wurde, Tatsachen an, die eine unmittelbare oder 
mittelbare Diskriminierung vermuten lassen, obliegt es dem Organ, nachzuweisen, dass der 
Gleichbehandlungsgrundsatz nicht verletzt worden ist. Diese Bestimmung ist in Disziplinarverfahren nicht 
anwendbar. 

(6) Jede Einschränkung des Diskriminierungsverbots und des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ist unter Angabe 
von objektiven und vertretbaren Gründen zu rechtfertigen; dabei sind die legitimen Ziele von allgemeinem Interesse 
im Rahmen der Personalpolitik zu berücksichtigen. Diese Ziele können insbesondere die Festsetzung eines 
bestimmten Alters für den Eintritt in den Ruhestand und eines Mindestalters für den Bezug des Ruhegehalts 
rechtfertigen.  

Artikel 12a Absatz 4 

(…) 
(4) „Sexuelle Belästigung“ ist ein der sexuellen Sphäre zugehöriges Verhalten, das von der Person, an die es sich 
richtet, nicht gewünscht wird und bezweckt oder bewirkt, dass die Würde dieser Person verletzt oder ein von 
Einschüchterungen, Anfeindungen, aggressivem oder beschämendem Verhalten geprägtes Arbeitsumfeld 
geschaffen wird. Sexuelle Belästigung wird wie eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts behandelt. 

Artikel 27 

Bei der Einstellung ist anzustreben, dem Organ die Mitarbeit von Beamten zu sichern, die in Bezug auf Befähigung, 
Leistung und Integrität höchsten Ansprüchen genügen; sie sind unter den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
der Union auf möglichst breiter geografischer Grundlage auszuwählen. Kein Dienstposten darf den Angehörigen 
eines bestimmten Mitgliedstaats vorbehalten werden.  

Gemäß dem Grundsatz der Gleichheit aller Unionsbürger kann jedes Organ geeignete Maßnahmen ergreifen, wenn 
eine bedeutende Unausgewogenheit in der Zusammensetzung der Beamtenschaft nach Staatsangehörigkeit 
festgestellt wird, die nicht durch objektive Kriterien gerechtfertigt ist. Diese geeigneten Maßnahmen müssen 
gerechtfertigt sein und dürfen nicht zu anderen Einstellungskriterien als den auf der Eignung begründeten führen. 
Vor Annahme solcher geeigneter Maßnahmen erlässt die Anstellungsbehörde des Organs allgemeine 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz gemäß Artikel 110.  
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Nach einem Zeitraum von drei Jahren, der mit dem 1. Januar 2014 beginnt, legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung von Absatz 2 vor.  

Um die Einstellung auf möglichst breiter geografischer Grundlage zu erleichtern, bemühen sich die Organe, 
mehrsprachige und multikulturelle Schulbildung für die Kinder ihres Personals zu fördern. 

Auf die in Art. 1d des Statuts enthaltene Bestimmung, nach der bei der Anwendung des Statuts jede 
Diskriminierung verboten∗ ist, insbesondere (die folgende Aufzählung ist beispielhaft und nicht 
abschließend) aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen 
Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache∗∗, der Religion oder der Weltanschauung, der 
politischen oder einer sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, folgen zahlreiche 
besondere Bestimmungen, durch die das Personal vor jeder Form der unmittelbaren oder 
mittelbaren Diskriminierung geschützt werden soll. 

In erster Linie muss darauf hingewiesen werden, dass in Art. 1d mit dem offenkundigen Ziel, 
Diskriminierungen zu verhindern, festgelegt ist, dass nicht eheliche Partnerschaften wie Ehen zu 
behandeln sind. 

Ein besonderer Schutz wird ferner durch Art. 1d Abs. 4 behinderten Personen zuteil, womit 
Personen gemeint sind, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Hindernissen an 
der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. Den 
Anstellungsbehörden der Organe ist es erlaubt, zur Erleichterung der Berufstätigkeit von Personen 
mit Behinderungen oder zur Beseitigung bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen in der 
beruflichen Laufbahn spezielle Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen.∗∗∗ 

Bemerkenswert ist auch die in Art. 1d Abs. 5 des Statuts enthaltene Beweislastumkehr: 
Disziplinarverfahren ausgenommen, legt diese fest, dass in Fällen in denen eine unter das Statut 
fallende Person sich für benachteiligt hält, weil ihr gegenüber der Grundsatz der Gleichbehandlung 
nicht eingehalten wurde und diese Tatsachen anführt, die eine unmittelbare oder mittelbare 
Diskriminierung vermuten lassen, das Organ die Obliegenheit hat. nachzuweisen, dass der 
Gleichbehandlungsgrundsatz nicht verletzt worden ist. 

Als Schlussbestimmung von Art. 1d sieht Abs. 6 hinsichtlich der Grundsätze der 
Nichtdiskriminierung und der Verhältnismäßigkeit vor, dass jede Einschränkung der Grundsätze der 
Gleichbehandlung und der Nichtdiskriminierung unter Angabe von objektiven und vertretbaren 
Gründen zu rechtfertigen ist, wobei die legitimen Ziele von allgemeinem Interesse im Rahmen der 
Personalpolitik zu berücksichtigen sind. 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich der verbotenen Diskriminierungsgründe in anderen Rechtsordnungen die AdH oben, 

Abschnitt II.1., S. 14. 
∗∗ AdH: Der EuGH hat sich zuletzt in seinem Urteil vom 16. Februar 2023, Rechtssache C -623/20 P, Europäische Kommission 

/ Italienische Republik, ECLI:EU:C:2023:97 hinsichtlich der Diskriminierung aufgrund der Sprache im Zusammenhang 
mit der Beschränkung der Wahl der zweiten Sprache des Auswahlverfahrens des Europäischen Amts für 
Personalauswahl (EPSO) auf Deutsch, Englisch und Französisch, in der die Kommunikation mit EPSO laut der 
Bekanntmachung eines allgemeinen Auswahlverfahrens zur Einstellung von Beamten der Funktionsgruppe 
Administration erfolgen sollte, ausgesprochen: Im Hinblick auf Art. 1d Abs. 1 und 6 des Statuts der Beamten der 
Europäischen Union bedürfe es einer objektiven Rechtfertigung der Wahl einer oder mehrerer konkreter Sprachen 
unter Ausschluss aller anderen, die im Einzelfall streng zu prüfen sei. 

∗∗∗  AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung des Grundsatzes der Gleichheit und Nichtdiskriminierung zugunsten von 
Menschen mit Behinderungen in anderen Rechtsordnungen siehe die AdH, oben Abschnitt II.1., S. 20. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:62020CJ0623
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:62020CJ0623
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20230101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20230101
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Erwähnung verdient auch Art. 12a Abs. 4, in dem sexuelle Belästigung∗ der Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts gleichgestellt wird. 

Art. 27 hingegen stellt es jedem Organ kraft des Grundsatzes der Gleichheit aller Unionsbürger frei, 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, wenn eine bedeutende Unausgewogenheit in der 
Zusammensetzung der Beamtenschaft nach Staatsangehörigkeit festgestellt wird, die nicht durch 
objektive Kriterien gerechtfertigt ist. Um das Risiko willkürlicher oder missbräuchlicher Auslegungen 
einzudämmen, legt die letztgenannte Bestimmung gleichwohl fest, dass diese geeigneten 
Maßnahmen gerechtfertigt sein müssen und nicht zu anderen Einstellungskriterien als den auf der 
                                                             
∗  AdH Für einen Vergleich der Regelungen bezüglich sexueller Belästigung in anderen Rechtsordnungen siehe: 

− Chile: Durch das Gesetz L. 21153 vom 3. Mai 2019 wurde der Tatbestand der sexuellen Belästigung in Art. 161-C und 
Art. 494ter des Strafgesetzbuches aufgenommen. Siehe Abschnitt II.2.5. der Studie GARCÍA PINO, G.: op. cit. (S.24). Siehe 
auch Kasten 20 und Abschnitt II.2.5. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA 

PINO, G.: op.cit. (S. 39-40). Siehe auch Kasten 20 und Abschnitt II.2.5. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: 
GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 45-46); 

− Europarat: Der EGMR hat in seiner Judikatur bezüglich des Diskriminierungsverbots gem. Art. 14 EMRK als eines der 
Ziele, die im Einzelfall eine Ungleichbehandlung unter bestimmten Voraussetzungen legitimieren können, 
insbesondere den Schutz vor sexuellem Missbrauch und Belästigung aufgrund des Geschlechts in Haftanstalten 
genannt. Siehe Abschnitt III.1.2.1.c) der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 51). Siehe auch Abschnitt III.1.2.1.c) der aktualisierten 
spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 69-70). Siehe auch Abschnitt III.1.2.1.c) der aktualisierten deutschen 
Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 83-84); 

− Frankreich: Das Strafgesetzbuch enthält in Art. 225-1 im Zusammenhang mit Diskriminierung Bestimmungen 
hinsichtlich der sexuellen Belästigung. Siehe Abschnitt II.2.2. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 9). Siehe auch 
Abschnitt II.2.2 der aktualisierten spanischen Version der Studie: PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 17); 

− Kanada: In jüngerer Zeit wurden in unterschiedlichen Bereichen Bestimmungen hinsichtlich sexueller Belästigung, 
insbesondere im Arbeits- und Hochschulbereich erlassen. Siehe Abschnitt II.2.2.4 der Studie SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 14-
15). Siehe auch Abschnitt II.2.2.4. der aktualisierten französischen Version der Studie: SHEPPARD, C.: op.cit., (S. 22-24); 

− Peru: Das Strafgesetzbuch äußert sich in Art. 108-B und Art. 151-A zu sexueller Belästigung. Regelungen hinsichtlich 
sexueller Belästigung an öffentlichen Orten finden sich im Ley N° 30314, para prevenir y sancionar el acoso sexual en 
espacios públicos. Siehe Kasten 17 und Abschnitt II.2.4. der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 14-16 und S. 
25); 

− Schweiz: Gem. Art. 4 Gleichstellungsgesetz gilt sexuelle Belästigung als Diskriminierung, die die Geltendmachung von 
Rechtsansprüchen erlaubt. Art. 198 des Strafgesetzbuches normiert den Tatbestand der sexuellen Belästigung als 
bloße Übertretung. Im Arbeitsbereich enthält die spezifische Persönlichkeitsschutzbestimmung des Art. 328 Abs. 1 
auch Regelungen hinsichtlich sexueller Belästigung. Siehe Kasten 10 und Kasten 11und Abschnitte II.4.1.1. bis II.4.1.3 
und Kasten 21 und Abschnitt II.4.4.1. und Kasten 23 und Abschnitt II.4.4.2.b) der Studie FREI, N.: op. cit., (S. 20-21und S. 
32-34). Siehe auch Kasten 10 und Kasten 11und Abschnitte II.4.1.1. bis II.4.1.3 und Kasten 21 und Abschnitt II.4.4.1. und 
Kasten 23 und Abschnitt II.4.4.2.b) der aktualisierten französischen Version der Studie: FREI, N.: op. cit., (S. 28-30 und S. 
42-43)  

− Spanien: Das Organgesetz 3/2007 vom 22. März über die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern 
verbietet sexuelle Belästigung unabhängig von strafrechtlichen Verboten, daneben bestehen Sonderregelungen 
hinsichtlich sexueller Belästigung in unterschiedlichen Sachgebieten, u.a. im Verwaltungsrecht, in der 
Zivilprozessordnung, im Handelsgesetzbuch oder im Arbeitnehmerstatut. Das spanische Verfassungsgericht hat 
sexuelle Belästigung als Diskriminierung eingeschätzt, vgl. bereits das Urteil STC 224/1999 vom 13. Dezember 1999. 
Siehe die Abschnitte II.2. und III.3.4. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 14 27-28 und S. 67-69). Siehe 
auch die Abschnitte II.2. und III.3.4. der aktualisierten französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: 
op. cit., (S. 19-21 und S. 91-92); Siehe auch Kasten 5 der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO 

SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 27-29 und S. 110-111). Das Organgesetz 10/2022 vom 6. September 2022 zur umfassenden 
Wahrung der sexuellen Freiheit hat die Artikel 37.1.d), 38.1.d), 48, 66 und 68 des Organgesetzes 3/2007 novelliert. 
Anschließend wurde das Organgesetz 10/2022 selbst durch das Organgesetz 4/2023 vom 27. April abgeändert, um 
gewisse Auswirkungen zu korrigieren, die die Herabsetzung der Strafen für Vergewaltiger und andere Sexualstraftäter 
gehabt hatte. 

− Vereinigte Staaten: 1986 hat der Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten erstmals im Urteil Meritor Savings Bank 
v. Vinson sexuelle Belästigung als verbotene Form der Diskriminierung aufgrund von Titel VII des Civil Rights Act 
eingestuft und diese Rechtsprechung in der Folge ausgebaut. Siehe Abschnitt III.3.2. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 
56-57). Siehe auch Abschnitt III.3.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 69-70). 

https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1131140
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1984
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf#page=30
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/codes/texte_lc/LEGITEXT000006070719
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://oig.cepal.org/sites/default/files/2015_per_ley30314.pdf
https://oig.cepal.org/sites/default/files/2015_per_ley30314.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/1498_1498_1498/de#art_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de#art_198
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.boe.es/eli/es/lo/2007/03/22/3/con
https://hj.tribunalconstitucional.es/es/Resolucion/Show/3966
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-14630
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-14630
https://www.boe.es/eli/es/lo/2007/03/22/3/con
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-14630
https://www.boe.es/buscar/pdf/2023/BOE-A-2023-10213-consolidado.pdf
https://www.loc.gov/item/usrep477057
https://www.loc.gov/item/usrep477057
https://www.justice.gov/sites/default/files/crt/legacy/2010/12/15/Title_VII_Statute.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf#page=70
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf#page=83
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Eignung begründeten führen dürfen. Beispielsweise ist es unzulässig, in dem Teil der Ausschreibung 
der Stelle eines Direktors bzw. einer Direktorin einer beratenden Einrichtung der Europäischen 
Union, in dem der Zuständigkeitsbereich beschrieben wird, vorzusehen, dass bei der Auswahl 
„Bewerberinnen bevorzugt“ werden, wenn mehrere Bewerber „gleichwertige Leistungen“ vorweisen36. 

II.5. In Vorbereitung befindliche Rechtsvorschriften 

II.5.1. Der Vorschlag zur Annahme einer horizontalen 
Antidiskriminierungsrichtlinie 

Gegenüber einem fast ausschließlich bereichsbezogenen Regelungssystem, gekennzeichnet von 
einer Reihe von Bestimmungen, die auf die Gewährleistung der Gleichstellung und die Bekämpfung 
von Diskriminierung im Zusammenhang mit Beschäftigung und Berufsbildung gerichtet sind, 
mangelt es nach wie vor an einer generellen Norm auf europäischer Ebene zur Verwirklichung der 
Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung in einem größeren Zusammenhang und 
unabhängig von den Beschäftigungsverhältnissen. 

Die Europäische Union hat allerdings vor mittlerweile mehr als zehn Jahren einen Prozess 
eingeleitet, um eine solche generelle Norm in Form einer Richtlinie zu erlassen, die den rechtlichen 
Bezugsrahmen für die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung außerhalb 
des Arbeitsmarktes bilden soll. 

Die Kommission hat am 2. Juli 2008 einen entsprechenden Richtlinienvorschlag37 vorgelegt und 
damit das Bekenntnis zur Verstärkung des Kampfes gegen Diskriminierung und Stärkung der 
Instrumente zur aktiven Förderung der Gleichstellung und der Chancengleichheit erneuert38. 

Zu den wichtigsten Punkten des Richtlinienvorschlags gehört die Definition des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes und des Begriffs der Diskriminierung. 

Gemäß Art. 2 des Richtlinienvorschlags bedeutet „Gleichbehandlungsgrundsatz“, dass es keine 
unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aus Gründen der Religion oder der Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung geben darf. 

In Art. 2 wird auch präzisiert, dass eine unmittelbare Diskriminierung vorliegt, wenn eine Person aus 
einem der oben genannten Gründe in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige 
Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine 
mittelbare Diskriminierung liegt hingegen vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren Personen mit einer bestimmten Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, einem bestimmten Alter oder einer bestimmten sexuellen Ausrichtung gegenüber 
anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn diese Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind 
zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich. 

                                                             
36  Vgl. Ausschuss der Regionen, Stellenausschreibung Nr. COR/AD 14/20 BIS/20, ABl. C 286 A vom 31. August 2020, 

S. 1-12. https://cor.europa.eu/en/about/jobs/Documents/CDR-AD14-20%20BIS-20/DE.pdf 
37  Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der 

Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, KOM/2008/0426 
endg. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52008PC0426&from=DE 

38  Das ist der Sinngehalt der Mitteilung der Kommission vom 2. Juli 2008 an das Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen mit dem Titel „Nichtdiskriminierung 
und Chancengleichheit: Erneuertes Engagement“ (KOM(2008) 420 endgültig), die dem in Fn. 37 zitierten 
Richtlinienvorschlag beigefügt ist. https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2008/DE/1-2008-420-DE-F1-1.Pdf 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52008PC0426&from=DE.
https://cor.europa.eu/en/about/jobs/Documents/CDR-AD14-20%20BIS-20/DE.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52008PC0426&from=DE
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2008/DE/1-2008-420-DE-F1-1.Pdf
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In diesem Artikel wird ferner klargestellt, dass auch Belästigungen als Formen der Diskriminierung 
gelten, wenn sie ein unerwünschtes Verhalten darstellen, das mit einem der genannten Gründe in 
Zusammenhang steht und bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person verletzt 
und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder 
Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

Zur Bestimmung des Geltungsbereichs ist im nachfolgenden Art. 3 festgelegt, dass das 
Diskriminierungsverbot für alle Personen im öffentlichen und privaten Bereich, einschließlich 
öffentlicher Stellen, in Bezug auf Sozialschutz einschließlich der sozialen Sicherheit und der 
Gesundheitsdienste, die sozialen Vergünstigungen, die Bildung sowie den Zugang zu und die 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, 
einschließlich Wohnraum, gilt. 

Im Richtlinienvorschlag sind außerdem besondere Pflichten für die Staaten vorgesehen, um die 
Gewährleistung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen 
sicherzustellen, sowie weitere Bestimmungen, die den Mitgliedstaaten auferlegen, mit der 
Förderung der Gleichbehandlung befasste Stellen zu bezeichnen. Ferner enthält der 
Richtlinienvorschlag Verfahrensvorschriften, die die Beweislast umkehren und es der beklagten 
Partei auferlegen, zu beweisen, dass die behauptete Verletzung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung nicht vorgelegen hat. 

Bis zur Wiederaufnahme des Legislativverfahrens zu diesem Richtlinienvorschlag vergingen 
allerdings einige Jahre39. 

Trotz der Aufforderungen, die in der Debatte über die Notwendigkeit der Annahme einer 
horizontalen Antidiskriminierungsrichtlinie, die jede Form von Diskriminierung auch außerhalb der 
Arbeitswelt verbietet, in der Plenarsitzung des Europäischen Parlaments vom 22. Oktober 201940 
von mehreren Seiten vorgebracht wurden, hat es den Anschein, dass das Verfahren zur Annahme 
dieser Antidiskriminierungsrichtlinie wieder zum Stillstand gekommen ist41.∗ 

                                                             
39  Vgl. die konsolidierte Fassung des Vorschlags, die das Generalsekretariat des Rates den Delegationen der 

Mitgliedstaaten am 22. November 2018 vorgelegt hat (Dok. 12956/18). 

 https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12956-2018-INIT/de/pdf  
40  https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CRE-9-2019-10-22-ITM-018_DE.html 
41  https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2008/0140(APP)&l=en 
∗ AdH: Da trotz erzielter Fortschritte die erforderliche Einstimmigkeit im Rat zum Publikationszeitpunkt nicht 

hergestellt werden konnte, befindet sich der Vorschlag zur Annahme einer horizontalen Antidiskriminierungsrichtlinie 
weiterhin im Legislativverfahren. Laut Fortschrittsbericht der tschechischen Ratspräsidentschaft vom 16. November 
2022 (Dok 13070/22), der in seinem Anhang die aktuellste Version des Richtlinienvorschlags enthält, konzentrierten 
sich die Diskussionen im Rat vor allem auf die Fragen der Umsetzungsfristen sowie die Pflicht angemessene 
Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen zu treffen. 

 Der Fortschrittsbericht der schwedischen Ratspräsidentschaft vom 23 Mai 2023 (Dok 9043/23, bis dato nur in 
englischer Sprache veröffentlicht) schließt mit der Feststellung, dass es trotz in den Diskussionen erzielter Fortschritte 
und breiter Unterstützung des Richtlinienentwurfs noch weiterer grundlegender Arbeit bedarf um die erforderliche 
Einstimmigkeit im Rat zu erreichen. 

 Für eine aktuelle Übersicht über das Gesetzgebungsverfahren hinsichtlich der horizontalen 
Antidiskriminierungsrichtlinie siehe: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/HIS/?uri=CELEX:52008PC0426.  

 Der entsprechende Fahrplan des Legislativzuges des Europäischen Parlaments ist (in englischer Sprache) abrufbar 
unter:  https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-anti-
discrimination-directive 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12956-2018-INIT/de/pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CRE-9-2019-10-22-ITM-018_DE.html
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2008/0140(APP)&l=en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CONSIL:ST_13070_2022_INIT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CONSIL:ST_13070_2022_INIT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CONSIL:ST_9043_2023_INIT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/HIS/?uri=CELEX:52008PC0426
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-anti-discrimination-directive
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-anti-discrimination-directive
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II.5.2. Der Vorschlag für den Erlass einer Richtlinie über die 
Geschlechtergleichstellung in börsennotierten Gesellschaften 

Eine weitere, allerdings ebenfalls bereichsbezogene Initiative zur Förderung der Grundsätze der 
Gleichheit und der Nichtdiskriminierung stellt der von der Kommission am 14. November 2012 
vorgelegte Vorschlag für eine Richtlinie zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von 
Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern 
börsennotierter Gesellschaften42 dar.∗ 

Ausgangspunkt des Vorschlags ist die Feststellung, dass die Zusammensetzung der Leitungsorgane 
der Unternehmen seit jeher durch ein Missverhältnis zwischen dem Anteil von Frauen und Männern 
gekennzeichnet ist und dass die Unterrepräsentanz von Frauen in den Leitungsorganen 
börsennotierter Gesellschaften besonders ausgeprägt ist.∗∗ 

Der Vorschlag zielt auf eine substanzielle Erhöhung des Frauenanteils in den Leitungsorganen 
börsennotierter Gesellschaften in der EU.∗∗∗ Diese soll erreicht werden, indem ein Anteil von 
mindestens 40 % des unterrepräsentierten Geschlechts unter den nicht geschäftsführenden 
Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften als Mindestziel festgelegt wird 
und indem Unternehmen, in denen der Anteil des unterrepräsentierten Geschlechts unter den nicht 
geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern niedriger ist, verpflichtet werden, zur 
Erreichung dieses Ziels vorab festgelegte, klare, neutral formulierte und eindeutige Kriterien für die 
Auswahlverfahren geeigneter Kandidaten für solche Positionen einzuführen.∗∗∗∗ 

                                                             
42  COM(2012) 614 final.  
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52012PC0614&qid=1601193482249&from=DE 
∗  AdH: Da die Richtlinie (EU) 2022/2381 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. November 2022 zur 

Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den Direktoren börsennotierter 
Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen, ABl. EU L 315 vom 07.12.2022, S. 44-59, schließlich mit 
Änderungen und einer Umsetzungsfrist bis 28. Dezember 2024 angenommen wurde, stellt sich die Situation im 
Vergleich zu dem, was der Autor der Studie in diesem Punkt II.5.2. erklärt, wie in den folgenden AdH beschrieben dar. 

∗∗  AdH: Ausgangspunkte der Richtlinie sind u.a. die Feststellungen, dass unausgewogenen Verhältnisse der 
Geschlechter in Unternehmen auf den Leitungsebenen deutlicher ausgeprägt sind und dass sich der Anteil von Frauen 
in den Leitungsorganen in den vorangegangenen Jahren nur sehr langsam erhöht hat, wobei erhebliche größere 
Fortschritte in jenen Mitgliedstaaten zu verzeichnen waren, die verbindliche Maßnahmen eingeführt hatten. Nach 
Erwägungsgrund 27 rechtfertigt die wirtschaftliche Bedeutung und öffentliche Sichtbarkeit von börsennotierten 
Gesellschaften deren umfangreichere Regelung. 

∗∗∗  AdH: Das Ziel der Richtlinie ist gem. Art. 1 das Erreichen „eine[r] ausgewogenere[n] Vertretung von Frauen und Männern 
unter den Direktoren börsennotierter Gesellschaften …, indem wirksame Maßnahmen festgelegt werden, die raschere 
Fortschritte in diesem Bereich gewährleisten sollen …“. 

∗∗∗∗ AdH: Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie legt nun zwei unterschiedliche Zielvorgaben für die Zusammensetzung der 
Leitungsorgane von börsennotierten Gesellschaften als Alternativen fest, deren Erreichung die Mitgliedstaaten bis zum 
30. Juni 2026 sicherzustellen haben: Abs. 1 Buchst. a legt eine Zielvorgabe von mindestens 40% des unterrepräsentierten 
Geschlechts fest, wenn ausschließlich nicht geschäftsführende Direktoren erfasst sind, während nach Abs. 1 Buchst. b 
eine Zielvorgabe von mindestens 33% des unterrepräsentierten Geschlechts festlegt, wenn alle - sowohl 
geschäftsführende als auch nicht geschäftsführende - Direktorenposten in börsennotierten Gesellschaften erfasst sind. 
Gem. Artikel 5 Abs. 2 tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass börsennotierte Gesellschaften, die von der Zielvorgabe 
nach Buchst. b von 33% aller Direktoren ausgenommen sind, individuelle quantitative Zielvorgaben zur Verbesserung 
der ausgewogenen Vertretung der Geschlechter auch unter den geschäftsführenden Direktoren festlegen. 

Für einen Vergleich der bereits vor Erlass der Richtlinie bestehenden Regelungen hinsichtlich Quoten in den 
Vorständen und Aufsichtsräten von Unternehmen siehe  

− Deutschland: Die Frage der Einführung von Frauenquoten in Verwaltungs- und Aufsichtsräten ist sehr kontrovers 
diskutiert worden. Das Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositionen in 
der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst vom 24. April 2015 schreibt eine Quote von mindestens 30 % für jedes 
Geschlecht in Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen vor. Darüber hinaus schreibt das Gesetz vor, dass die 
Vorstände börsennotierter oder mitbestimmter Unternehmen Zielvorgaben für die Vertretung von Frauen in 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52012PC0614&qid=1601193482249&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52012PC0614&qid=1601193482249&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52012PC0614&qid=1601193482249&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE#page=11
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5b@attr_id=%27bgbl115s0642.pdf%27%5d#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s0642.pdf%27%5D__1650545777113
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5b@attr_id=%27bgbl115s0642.pdf%27%5d#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s0642.pdf%27%5D__1650545777113
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Die Europäische Union will mit diesen Maßnahmen die Gleichstellung von Frauen und Männern in 
wirtschaftlichen Entscheidungsgremien und die Nutzung der in Europa vorhandenen Talente und 
Kompetenzen fördern, um ein ausgewogeneres Zahlenverhältnis von Frauen und Männern in den 
Leitungsorganen von börsennotierten Gesellschaften zu bewirken. So soll – auch aus einer 
umfassenderen Perspektive der Verbesserung der Corporate-Governance-Mechanismen und der 
Unternehmensperformance – dazu beigetragen werden, die Barrieren zu beseitigen, denen sich 
Frauen gegenübersehen, die Führungspositionen in Unternehmen anstreben. 

Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ist der Richtlinienvorschlag als Instrument 
für eine Mindestharmonisierung durch die Festlegung gemeinsamer Ziele gedacht. Es bleibt den 
Mitgliedstaaten∗ überlassen, darüber zu entscheiden, wie diese Ziele auf nationaler Ebene unter 
Berücksichtigung der jeweiligen nationalen Rahmenbedingungen, des geltenden Rechts sowie der 
Regeln und Verfahren für die Berufung der Mitglieder der Leitungsorgane der Gesellschaften am 
besten erreicht werden sollen.∗∗ 

Der Vorschlag gilt überdies nicht für kleine und mittlere Unternehmen (KMU), da der 
Verwaltungsaufwand für kleine Unternehmen unverhältnismäßig hoch sein könnte.∗∗∗ Wie bereits 
oben dargelegt wurde, werden lediglich für nicht geschäftsführende Mitglieder von 

                                                             

Aufsichtsräten und Vorständen festlegen müssen. Siehe Abschnitt IV.1.4. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 60). Siehe auch 
Abschnitt IV.1.4. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., (S. 76-77). 

− Frankreich: Das Gesetz vom 27. Januar 2011 über die ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern in 
Verwaltungs- und Aufsichtsräten und über die berufliche Gleichstellung sieht die schrittweise Einführung von 
Frauenquoten vor, wobei die Ernennungen von Männern ungültig gemacht werden können. Siehe Abschnitt II.2.4. 
der Studie Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 12-14). Siehe auch Abschnitt II.2.4. der aktualisierten spanischen Version 
der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 24-25); 

− Italien: Das Gesetz Nr. 215 vom 25. Februar 1992 (Positive Maßnahmen zur Förderung des weiblichen 
Unternehmertums) sah bereits positive Maßnahmen zur Förderung des weiblichen Unternehmertums vor. In diesem 
Sinne führte es ein System von Zuschüssen für Unternehmen ein, in denen der Frauenanteil bestimmte Prozentsätze 
erreichte. Das Verfassungsgericht hatte Gelegenheit, sich positiv über die Rechtmäßigkeit des Gesetzes zu äußern, 
indem es feststellte, dass die in dem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen darauf abzielten, „… ein offensichtliches 
Ungleichgewicht zum Nachteil von Frauen" im unternehmerischen Umfeld „zu beheben oder jedenfalls zu mildern“, ein 
Ungleichgewicht, das „… das sich im Laufe der Geschichte aufgrund der Vorherrschaft bestimmter sozialer 
Verhaltensweisen und kultureller Muster aufgebaut hat, die dazu geführt haben, dass die Präsenz von Männern in den 
Positionen von Unternehmern oder Geschäftsführern bevorzugt wurde" (siehe Urteil Nr. 109 des italienischen 
Verfassungsgerichts von 1993). In jüngerer Zeit hat der Gesetzgeber eingegriffen und Artikel 147ter des Decreto 
Legislativo Nr. 58 vom 24. Februar 1998 geändert. In seiner neuen Fassung besagt der Artikel, dass „die Wahl der 
Verwaltungsratsmitglieder auf der Grundlage von Kriterien erfolgen muss, die ein ausgewogenes Verhältnis der 
Geschlechter gewährleisten". Konkret heißt es, dass „das weniger stark vertretene Geschlecht mindestens zwei Fünftel der 
gewählten Verwaltungsratsmitglieder stellen muss". Siehe Abschnitt II.2.3.3. der Studie LUCIANI, M.: op. cit., (S. 32-33); 

− Spanien: Das Verfassungsgericht hat entschieden, dass Quotenmaßnahmen zur Förderung des Zugangs von Frauen 
zur Beschäftigung im privaten Sektor mit dem Gleichheitsgrundsatz vereinbar sind. Siehe Abschnitt IV.2. der Studie 
GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 75-77). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten französischen Version der 
Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 101-108). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten deutschen 
Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 125-131). In Spanien liegt hierzu derzeit ein Entwurf für 
ein Organgesetz über die paritätische Vertretung von Frauen und Männern in Beschlussfassungsorganen vor:  
Proyecto de Ley Orgánica de representación paritaria de mujeres y hombres en órganos de decisión. 

∗ AdH: Der aktuelle Stand der mitgeteilten Umsetzungen der Mitgliedstaaten in nationales Recht ist auf EUR-Lex zu 
finden: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/NIM/?uri=CELEX:32022L2381 

∗∗ AdH: Im Sinne einer Mindestharmonisierung ist auch die verabschiedete Richtlinie zu verstehen, vgl. hierzu Art. 9 und 
Erwägungsgrund 52 der Richtlinie. 

∗∗∗ AdH: Gem. Art. 2 der Richtlinie ist diese auf Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) nicht 
anzuwenden. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000023487662
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000023487662
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.normattiva.it/atto/caricaDettaglioAtto?atto.dataPubblicazioneGazzetta=1992-03-07&atto.codiceRedazionale=092G0241&tipoDettaglio=originario&qId=&tabID=0.820155062758831&title=Atto%20originario&bloccoAggiornamentoBreadCrumb=true
https://www.normattiva.it/atto/caricaDettaglioAtto?atto.dataPubblicazioneGazzetta=1992-03-07&atto.codiceRedazionale=092G0241&tipoDettaglio=originario&qId=&tabID=0.820155062758831&title=Atto%20originario&bloccoAggiornamentoBreadCrumb=true
https://www.giurcost.org/decisioni/1993/0109s-93.html
https://www.giurcost.org/decisioni/1993/0109s-93.html
https://www.normattiva.it/eli/id/1998/03/26/098G0073/CONSOLIDATED/20230426
https://www.normattiva.it/eli/id/1998/03/26/098G0073/CONSOLIDATED/20230426
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.lamoncloa.gob.es/consejodeministros/referencias/Paginas/2023/refc20230523.aspx#paridad
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/NIM/?uri=CELEX:32022L2381
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE#page=10
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Leitungsorganen quantitative Ziele festgelegt.∗ Dadurch wird nur sehr begrenzt in das 
Tagesgeschäft von Unternehmen eingegriffen. 

Diese Einschränkung wird in der Begründung zum Richtlinienvorschlag mit der Überlegung 
gerechtfertigt, dass nicht geschäftsführende Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder hauptsächlich 
Aufsichtsfunktionen wahrnehmen und es somit einfacher ist, qualifizierte unternehmens- oder 
branchenfremde Kandidatinnen zu finden.∗∗ 

Doch auch in diesem Fall kam der Richtlinienvorschlag nicht von der Stelle. Es ist keine Initiative 
geplant, um das Rechtsetzungsverfahren wieder in Gang zu bringen43, und die erste Lesung durch 
den Rat steht noch aus, obwohl der Rat erst kürzlich von der Kommission aufgefordert wurde, die 
Mitgliedstaaten für die Wichtigkeit dieser Richtlinie zu sensibilisieren44. 

Wenn nämlich ein Unternehmen im Anschluss an die Bewertung der Qualifikationen der Bewerber 
in Fällen, in denen mehrere von ihnen gleichwertige Leistungen vorweisen, dem Erfordernis eines 
ausgewogenen Verhältnisses der Geschlechter bei der Besetzung der Führungspositionen 
Rechnung tragen darf, erscheint es zumindest fragwürdig, ob es legitim ist, in der 
Stellenausschreibung vorzusehen, dass in einem solchen Fall weibliche Bewerberinnen bevorzugt 
werden. Dies würde dazu führen, dass Männer von einer Bewerbung abgehalten werden und 
könnte eine präjudizielle Diskriminierung in Bezug auf den Zugang zu einem Auswahlverfahren 
darstellen, das unter Einhaltung des Gleichheitsgrundsatzes durchgeführt werden muss 45. 

                                                             
∗  AdH: Art. 5 Abs 1 Buchstabe b legt, wie in der AdH oben, S. 47, beschrieben, als Alternative zu Buchstabe a (mind. 40% 

der nicht geschäftsführenden Direktoren), mind. 33% als quantitatives Ziel für alle Direktoren fest, wozu die Posten 
der geschäftsführenden und der nicht geschäftsführenden Direktoren zählen. Um ohne zu starke Eingriffe in das 
Tagesgeschäft von Unternehmen eine ausgewogenere Vertretung zu erreichen, unterscheidet die Richtlinie zwischen 
diesen beiden Kategorien von Direktoren. 

∗∗  AdH: Hinsichtlich der Unterscheidung zwischen nicht geschäftsführenden und geschäftsführenden Direktoren in der 
Richtlinie vgl. die AdH oben zu den quantitativen Zielen der Richtlinie. 

43  Für weitere Informationen zum Stand des Verfahrens 2012/0299 (COD) siehe 
 https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2012/0299(COD)&l=en 
44  Siehe die Note des Generalsekretariats des Rates vom 3. Juni 2019 an die Delegationen der Mitgliedstaaten 

(Dok. 9823/19). https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9823-2019-INIT/en/pdf 
45  Vgl. unten, Abschnitt III.7 (Urteil Kalanke). 

https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2012/0299(COD)&l=en
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9823-2019-INIT/en/pdf
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III. Die relevanteste Rechtsprechung des EuGH 

III.1. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs 
Der Gerichtshof der Europäischen Union hat einen wesentlichen Beitrag zur Festlegung der 
Auslegung und des Anwendungsbereichs der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung∗ geleistet, indem er deren Tragweite definiert und die Voraussetzungen für 
ihre Weiterentwicklung geschaffen hat indem er anerkannt hat, dass es der konkreten Anwendung 
und des wirksamen Schutzes dieser Grundsätze auch über die Rechte und Pflichten im Bereich der 
Arbeitswelt hinaus bedarf. 

Insbesondere die Bestimmung des Zusammen- und Wechselwirkens dieser Grundsätze mit der 
Ausübung anderer Rechte und der Erfüllung anderer Pflichten, die sich aus den Verträgen und den 
Rechtsakten des abgeleiteten Rechts ergeben, ist den Richtern in Luxemburg zu verdanken: Hier 
bemüht sich die Rechtsprechung des Gerichtshofs einen nachvollziehbaren, wenn auch 
schwierigen und empfindlichen, Ausgleich zwischen oftmals gegensätzlichen subjektiven 
Positionen zu finden, die als gleichermaßen schutzwürdig angesehen werden. 

Wie man sehen wird, setzt sich auch in der Rechtsprechung, ausgehend von Urteilen, die 
Streitsachen im Zusammenhang mit der Wahrung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung im Arbeitskontext betreffen, allmählich die Auffassung durch, dass diese 
Grundsätze eine allgemeine Geltung besitzen und unabhängig von dem wirtschaftlichen oder 
gesellschaftlichen Kontext zu beachten sind, in Bezug auf den ihre Verletzung beklagt wird. 

III.2. Der Grundsatz des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit: das Urteil 
Defrenne / SABENA (C-43/75) 

Das Urteil Defrenne46 (auch bekannt als Urteil SABENA) ist das erste, bekannteste und wahrscheinlich 
wichtigste Urteil des Gerichtshofs zum Grundsatz der Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung 
zwischen den Geschlechtern in Bezug auf Beschäftigungsverhältnisse. 

Zu dem Rechtsstreit kam es im Zusammenhang mit dem Beschäftigungsverhältnis zwischen einer 
Bordstewardess, Frau Gabrielle Defrenne, und der ehemaligen belgischen Fluggesellschaft SABENA. 

Im Einklang mit dem in Belgien geltenden Gesetz sah der seinerzeit geltende Arbeitsvertrag für das 
weibliche Personal vor, dass das Beschäftigungsverhältnis mit dem Tage endet, an dem die 
Bediensteten das vierzigste Lebensjahr vollenden. 

Frau Defrenne bekämpfte mittels Klage vor dem Tribunal du travail Brüssel die Maßnahmen mit 
denen SABENA das Arbeitsverhältnis beendet hatte, und forderte Ersatz des Schadens, der ihr nach 
ihrer Behauptung hinsichtlich ihres Arbeitsentgelts, der Abfindung und der Rente durch die 
Ungleichbehandlung der Bordstewardessen im Vergleich mit dem fliegenden Personal männlichen 
Geschlechts entstanden war, das die gleiche Arbeit verrichtete. 

                                                             
∗ AdH: Hinsichtlich der Nichtdiskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit, die seit Beginn des europäischen 

Einigungsprozesses grundlegende Bedeutung besitzt, hat sich der EuGH zuletzt in seinem Urteil vom 11. November 
2021, C-168/20 MH und ILA, ECLI:EU:C:2021:907 ausgesprochen. Hinzuweisen ist auch auf zwei aktuelle 
Entscheidungen des EuG: Das Urteil vom 19. Mai 2021, T-628/20, Ryanair / Kommission, ECLI:EU:T:2021:285 und das 
Urteil vom 17. Februar 2021, T-238/20, Ryanair / Kommission, ECLI:EU:T:2021:91. 

46  Urteil des Gerichtshofs vom 8. April 1976, Rechtssache C-43/75, Defrenne / SABENA, ECLI:EU:C:1976:56. 
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=88931&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=208220 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=88931&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=208220
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=249066&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=703414
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=249066&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=703414
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62020TJ0628&qid=1682594443806
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62020TJ0238&qid=1682594102182
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=88931&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=208220
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=88931&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=208220
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Das Tribunal du travail wies die erstinstanzliche Klage von Frau Defrenne ab. Daraufhin erhob Frau 
Defrenne gegen dieses Urteil Berufung bei der Cour du travail Brüssel, die das Verfahren aussetzte 
und den Europäischen Gerichtshof um eine Vorabentscheidung in Bezug auf die Auslegung von 
Art. 119 EWG-Vertrag∗ ersuchte. 

Im Einzelnen richtete der belgische Richter die folgenden Fragen an die Richter in Luxemburg: Führt 
Art. 119 des Vertrages von Rom für sich allein den Grundsatz der Gleichheit des Arbeitsentgelts für 
männliche und weibliche Arbeitnehmer bei gleicher Arbeit unmittelbar in das innerstaatliche Recht 
der einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft ein und verleiht er daher den 
Arbeitnehmern unabhängig von allen innerstaatlichen Rechtsvorschriften das Recht, vor den 
innerstaatlichen Gerichten Klage zu erheben, um zu erreichen, dass dieser Grundsatz gewahrt wird? 
Wenn ja, von welchem Zeitpunkt an gilt dies? – Ist Artikel 119 nach Maßgabe von Rechtsakten der 
EWG-Behörden (wenn ja: welcher Rechtsakte und von welchem Zeitpunkt an?) im innerstaatlichen 
Recht der Mitgliedstaaten anwendbar geworden oder ist anzunehmen, dass auf diesem Gebiet der 
innerstaatliche Gesetzgeber ausschließlich zuständig ist? 

Der Gerichtshof wies, auch im Lichte der Erklärungen, die von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, dem Vereinten Königreich und Irland, die dem Rechtsstreit beigetreten waren, 
abgegeben wurden, zunächst darauf hin, dass Art. 119 einem doppelten Zweck dient. Einerseits soll 
er, so der Gerichtshof, mit Rücksicht auf den unterschiedlichen Entwicklungsstand der 
Sozialgesetzgebung in den einzelnen Mitgliedstaaten verhindern, dass die in denjenigen 
Mitgliedstaaten, die den Grundsatz der Entgeltgleichheit tatsächlich verwirklicht haben, ansässigen 
Unternehmen im innergemeinschaftlichen Wettbewerb gegenüber den Unternehmen 
benachteiligt werden, die in Staaten ansässig sind, welche die Lohndiskriminierung zum Nachteil 
der weiblichen Arbeitskräfte noch nicht beseitigt haben. Andererseits dient diese Bestimmung, wie 
der Gerichtshof weiter ausführte, den sozialen Zielen der Gemeinschaft, die sich ja nicht auf eine 
Wirtschaftsunion beschränken, sondern, wie die Präambel des Vertrags hervorhebt, zugleich durch 
gemeinsames Vorgehen den sozialen Fortschritt sichern und die ständige Besserung der Lebens- 
und Beschäftigungsbedingungen der europäischen Völker anstreben soll. 

Dies führte den Gerichtshof zu der Feststellung, dass der Grundsatz des gleichen Arbeitsentgelts als 
Grundlage der Gemeinschaft anzusehen ist.∗∗ 

Die Richter in Luxemburg trafen jedoch eine Unterscheidung im Hinblick auf die Wirksamkeit und 
den Anwendungsbereich der in Art. 119 niedergelegten Grundsätze und betonten, dass zwischen 
unmittelbaren und mittelbaren Diskriminierungen zu unterscheiden ist. Zu Ersteren zählen 
                                                             
∗ AdH: Art. 119 EWG-Vertrag besagt:  

 „Jeder Mitgliedstaat wird während der ersten Stufe den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher 
Arbeit anwenden und in der Folge beibehalten.  

 Unter „Entgelt“ im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und - gehälter sowie alle sonstigen 
Vergütungen zu verstehen, die der Arbeitgeber auf Grund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer mittelbar oder 
unmittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt. Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung auf Grund des 
Geschlechts bedeutet,  

 a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit auf Grund der gleichen Maßeinheit festgesetzt wird; 

 b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist.“ 

 Art. 157 Abs. 1 und Abs. 2 AEUV entspricht diesem weitgehend inhaltlich. Sein Abs. 1 legt fest:  

 „Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit sicher.“  

(Die Unterstreichungen wurden durch den Herausgeber hinzugefügt und kennzeichnen die Unterschiede zwischen 
den beiden Artikeln) 

∗∗ AdH: Für einen Vergleich des Grundsatzes der Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern in anderen 
Rechtsordnungen siehe oben die AdH zur Anerkennung des Grundsatzes der Lohngleichheit zwischen Frauen und 
Männern, Abschnitt II.2.2., S. 30. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:11957E/TXT&qid=1681812186129&from=DE'page=32
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12012E/TXT&qid=1681811957819&from=DE#page=71
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diejenigen, die sich aus Rechtsvorschriften oder Kollektivverträgen ergeben, während als mittelbare 
Diskriminierungen diejenigen anzusehen sind, „die nur nach Maßgabe gemeinschaftsrechtlicher oder 
innerstaatlicher Durchführungsvorschriften festgestellt werden können”. 

Zu den unmittelbaren Diskriminierungen, führte der Gerichtshof weiter aus, gehört gewiss der Fall 
ungleichen Entgelts für männliche und weibliche Arbeitnehmer bei gleicher Arbeit in einem und 
demselben öffentlichen oder privaten Dienst oder Betrieb. In diesen Fällen ist das innerstaatliche 
Gericht in der Lage, alle die Tatsachenfeststellungen zu treffen, die es ihm ermöglichen zu 
beurteilen, ob eine Arbeitnehmerin ein geringeres Entgelt bezieht als ein mit der gleichen Arbeit 
betrauter Arbeitnehmer. 

Zumindest in diesen Fällen, so das Ergebnis der Erwägungen der Richter in Luxemburg, ist Art. 119 
unmittelbarer Anwendung fähig und kann also für den Einzelnen Rechte begründen, welche die 
innerstaatlichen Gerichte zu gewährleisten haben. 

Der Gerichtshof ging dann auf die Auslegung des Begriffs „Grundsatz“ ein, der in Art. 119 gebraucht 
wird, und widersprach der Auffassung, dass der Gebrauch dieses Begriffs gegen die unmittelbare 
Wirkung des Art. 119 ins Feld geführt werden könne. 

Er betonte, dass dieser Begriff („Grundsatz“) im Vertrag ausdrücklich gebraucht wird, um bestimmte 
Vorschriften als grundlegende Bestimmungen zu kennzeichnen, und führte als Beispiel die 
Überschrift des den „Grundsätzen“ gewidmeten ersten Teils des Vertrags und Art. 113 an, laut dem 
die Handelspolitik der Gemeinschaft nach „einheitlichen Grundsätzen“ gestaltet wird. Würde man 
diesen Begriff abschwächen, führte der Gerichtshof weiter aus, würden letztlich die Grundlagen der 
Gemeinschaft und die Kohärenz ihrer Befugnisse in Frage gestellt. 

Andererseits ist es auch nicht folgerichtig, fuhr der Gerichtshof in seiner Begründung des Urteils fort, 
die unmittelbare Geltung des Art. 119 mit Verweis darauf zu bestreiten, dass dieser formal 
ausdrücklich die Mitgliedstaaten anspricht. 

Denn dieser Umstand, so die Richter in Luxemburg, schließt keineswegs aus, dass zugleich allen an 
der Einhaltung der so umschriebenen Pflichten interessierten Privatpersonen Rechte verliehen sein 
können. Art. 119 darf in seiner Wirksamkeit nicht dadurch beeinträchtigt werden, dass einige 
Mitgliedstaaten die ihnen vom Vertrag auferlegte Verpflichtung nicht erfüllt haben und dass die 
Gemeinschaftsorgane gegen diese Untätigkeit nicht mit der erforderlichen Schärfe eingeschritten 
sind.  

Wollte man das Gegenteil annehmen, stellte der Gerichtshof mit Verweis auf die Bedeutung seiner 
eigenen Rolle fest, so würde man Gefahr laufen, die Rechtsverletzung zur Auslegungsregel zu 
erheben, was der Gerichtshof nicht tun könnte, ohne sich zu der ihm von Art. 164 des Vertrags 
zugewiesenen Aufgabe in Widerspruch zu setzen. 

Im Urteil wird überdies der zwingende Charakter der Bestimmungen von Art. 119 bekräftigt, indem 
festgestellt wird, dass das Verbot von Diskriminierungen zwischen männlichen und weiblichen 
Arbeitnehmern nicht nur für die öffentlichen Behörden verbindlich ist, sondern sich auch auf alle, 
die abhängige Erwerbstätigkeit kollektiv regelnden Tarifverträge und alle Verträge zwischen 
Privatpersonen erstreckt. 

Was die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten 
angeht, wies der Gerichtshof darauf hin, dass Art. 119 zwar die Mitgliedstaaten anspricht, jedoch 
unter jene Bestimmungen eingefügt ist, die der Gemeinschaft eine Zuständigkeit im Bereich der 
Sozialpolitik zuweisen, und daher das Vorliegen einer Zuständigkeit der Gemeinschaft in dieser 
Beziehung nicht ausgeschlossen ist. 

Die Ausführungen des Gerichtshofs zur Frage der Übergangsbestimmungen außer Acht lassend, muss 
die nachstehende Feststellung herausgestellt werden, die dieses Urteil des Gerichtshofs zu einem 
grand arrêt in der Entwicklung der das Gemeinschaftsrecht betreffenden Rechtsprechung macht: 
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KASTEN 12 

Urteil des Gerichtshofs vom 8. April 1976, Rechtssache C-43/75, Defrenne / SABENA, Rn. 40 

„… Auf den in Artikel 119 aufgestellten Grundsatz des gleichen Arbeitsentgelts können sich die Betroffenen vor den 
innerstaatlichen Gerichten berufen. Diese Gerichte sind verpflichtet, die Rechte zu schützen, die diese Bestimmung 
den Rechtsbürgern verleiht; dies gilt insbesondere im Fall von Diskriminierungen, die ihren Ursprung unmittelbar in 
Rechtsvorschriften oder Kollektivverträgen haben, sowie in dem Falle, dass weibliche und männliche Arbeitnehmer 
für die gleiche Arbeit im gleichen privaten oder öffentlichen Betrieb oder Dienst ein ungleiches Entgelt erhalten.“ 

III.3. Die anschließenden Urteile zur Anwendung der Grundsätze der 
Gleichheit und der Nichtdiskriminierung auf 
Beschäftigungsverhältnisse und im Bereich der sozialen Sicherung 

Auf das Urteil Defrenne / SABENA folgten im Laufe der Jahre zahlreiche Entscheidungen, die an das 
Urteil von 1976 anschließen und die Auslegung derjenigen Vorschriften zur Wahrung der 
Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung weiter präzisieren und verfeinern, die für 
die Beziehungen in der Arbeitswelt oder für den Bereich der sozialen Sicherung∗ gelten. 

Von den zahlreichen Urteilen verdienen die nachstehend angeführten aufgrund der Bedeutung der 
darin festgestellten Grundsätze besondere Erwähnung. Sie werden hier in chronologischer 
Reihenfolge analysiert, wobei die den jeweiligen Rechtsstreitigkeiten zugrundeliegenden 
Sachverhalte und die diesbezügliche Auslegung des Gerichtshofs in den Vorabentscheidungs- bzw. 
Vertragsverletzungsverfahren kurz zusammengefasst werden. 

III.3.1. Die Urteile Bilka (C-170/84) und Barber (C-262/88) 

In Bezug auf Diskriminierungen im Zusammenhang mit Versorgungsordnungen hat der Gerichtshof 
im Urteil Bilka vom 13. Mai 198647 entschieden, dass eine Maßnahme, die bezweckt 
Teilzeitbeschäftigte von betrieblichen Versorgungsleistungen auszuschließen, eine „mittelbare 
Diskriminierung“∗∗ darstellt und folglich als Art. 119 zuwiderlaufend anzusehen ist, wenn diese 
Maßnahme wesentlich mehr Frauen als Männer trifft, es sei denn, es kann nachgewiesen werden, 
dass dieser Ausschluss durch objektive Faktoren gerechtfertigt ist, die nichts mit einer 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun haben. 

KASTEN 13 

Urteil des Gerichtshofs vom 13. Mai 1986, Rechtssache C-170/84, Bilka, Rn. 31 

„… daß ein Kaufhausunternehmen, das Teilzeitbeschäftigte von der betrieblichen Altersversorgung ausschließt, 
Artikel 119 EWG-Vertrag verletzt, wenn diese Maßnahme wesentlich mehr Frauen als Männer trifft, es sei denn, das 
Unternehmen legt dar, daß diese Maßnahme auf Faktoren beruht, die objektiv gerechtfertigt sind und nichts mit 
einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun haben.“ 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich der Gleichheit hinsichtlich der Ansprüche auf soziale Sicherheit in anderen 

Rechtsordnungen siehe weiter oben die AdH in Abschnitt II.3., S. 32. 

 Der EuGH hat sich zuletzt in seinem Urteil vom 15. Juli 2021, C-709/20, CG / The Department for Communities in Northern 
Ireland, ECLI:EU:C:2021:602, zum Diskriminierungsverbot aufgrund der Staatsangehörigkeit im Bereich der Sozialhilfe 
und in seinem Urteil vom 15. Juli 2021, C-535/19, A / Latvijas Republikas Veselības ministrija, ECLI:EU:C:2021:59,5 zum 
Diskriminierungsverbot aufgrund der Staatsangehörigkeit im Bereich der Krankenversicherung ausgesprochen. 

47  Urteil des Gerichtshofs vom 13. Mai 1986, Rechtssache C-170/84, Bilka, ECLI:EU:C:1986:204.  
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=93347&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=4773793 
∗∗ AdH: Für einen Vergleich Begriffs der „indirekten/mittelbaren Diskriminierung“ in anderen Rechtsordnungen siehe 

weiter oben die AdH in Abschnitt II.3., S. 35. 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=93347&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773793
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=244198&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=708079
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=244198&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=708079
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=244182&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=709960
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=93347&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773793
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=93347&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773793
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Im späteren Urteil Barber vom 17. Mai 199048 hat der Gerichtshof erkannt, dass alle Formen von 
Betriebsrenten Bestandteil des Entgelts im Sinne von Art. 119 des Vertrags sind und somit der 
Grundsatz der Gleichbehandlung auf sie Anwendung findet, und folglich männliche Arbeitnehmer 
im selben Alter wie weibliche Arbeitnehmer Anspruch auf eine Altersrente oder 
Hinterbliebenenrente haben müssen. 

KASTEN 14 

Urteil des Gerichtshofs vom 17. Mai 1990, Rechtssache C-262/88, Barber, Rn. 32 und 34 

„32 Zu der ersten der beiden so formulierten Fragen genügt die Feststellung, daß Artikel 119 jede das Entgelt 
betreffende Ungleichbehandlung von Männern und Frauen ohne Rücksicht darauf verbietet, woraus sich diese 
Ungleichbehandlung ergibt. Daher verstößt die Festsetzung eines je nach dem Geschlecht unterschiedlichen 
Rentenalters für die Zahlung von Renten im Rahmen eines an die Stelle des gesetzlichen Systems getretenen 
betrieblichen Systems gegen Artikel 119, selbst wenn dieser Unterschied im Rentenalter von Männern und Frauen 
der insoweit für das nationale gesetzliche System geltenden Regelung entspricht. 

… 

34 Was die Methode für die Prüfung der Frage angeht, ob der Grundsatz des gleichen Entgelts beachtet worden ist, 
so ist festzustellen, daß diese gerichtliche Kontrolle schwierig und die praktische Wirksamkeit von Artikel 119 
dementsprechend gemindert wäre, wenn die staatlichen Gerichte verpflichtet wären, die Gesamtheit der 
verschiedenartigen den männlichen oder den weiblichen Arbeitnehmern im Einzelfall gewährten Vergütungen zu 
bewerten und miteinander zu vergleichen. Eine echte Durchschaubarkeit, die eine wirksame Kontrolle erlaubt, ist 
folglich nur gewährleistet, wenn der Grundsatz des gleichen Entgelts für jeden einzelnen Bestandteil des den 
männlichen oder den weiblichen Arbeitnehmern gezahlten Entgelts gilt.“ 

III.3.2. Das Urteil Marschall (C-409/95) 

Von größter Bedeutung im Hinblick auf positive Diskriminierung sind die Ausführungen des 
Gerichtshofs im Urteil Marschall49. Gegenstand des Verfahrens ist, wegen eines behaupteten 
Verstoßes gegen das Gemeinschaftsrecht, die im Beamtengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
enthaltene Bestimmung mit dem folgenden Wortlaut: „Soweit im Bereich der für die Beförderung 
zuständigen Behörde im jeweiligen Beförderungsamt der Laufbahn weniger Frauen als Männer sind, sind 
Frauen bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt zu befördern, sofern nicht in 
der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen …“. 

KASTEN 15 

Urteil des Gerichtshofs vom 11. November 1997, Rechtssache C-409/95, Marschall, Rn. 33-35  

„33 … überschreitet eine nationale Regelung, die wie im vorliegenden Fall eine Öffnungsklausel enthält, diese 
Grenzen nicht, wenn sie den männlichen Bewerbern, die die gleiche Qualifikation wie die weiblichen Bewerber 
besitzen, in jedem Einzelfall garantiert, daß die Bewerbungen Gegenstand einer objektiven Beurteilung sind, bei der 
alle die Person der Bewerber betreffenden Kriterien berücksichtigt werden und der den weiblichen Bewerbern 
eingeräumte Vorrang entfällt, wenn eines oder mehrere dieser Kriterien zugunsten des männlichen Bewerbers 
überwiegen. Solche Kriterien dürfen allerdings gegenüber den weiblichen Bewerbern keine diskriminierende 
Wirkung haben. 

                                                             
48  Urteil des Gerichtshofs vom 17. Mai 1990, Rechtssache C-262/88, Barber, ECLI:EU:C:1990:209.  
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96222&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=4773984 
49  Urteil des Gerichtshofs vom 11. November 1997, Rechtssache C-409/95, Marschall, ECLI:EU:C:1997:533.  
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43455&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=4773984 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96222&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773984
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43455&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773984
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96222&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773984
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96222&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773984
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43455&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773984
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43455&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4773984
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34 Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, auf der Grundlage einer Prüfung der Tragweite der streitigen Bestimmung 
in ihrer Anwendung durch den Beklagten festzustellen, ob diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

35 Dem vorlegenden Gericht ist daher zu antworten, daß Artikel 2 Absätze 1 und 4 der Richtlinie einer nationalen 
Regelung nicht entgegensteht, nach der bei gleicher Qualifikation von Bewerbern unterschiedlichen Geschlechts in 
bezug auf Eignung, Befähigung und fachliche Leistung weibliche Bewerber in behördlichen Geschäftsbereichen, in 
denen im jeweiligen Beförderungsamt einer Laufbahn weniger Frauen als Männer beschäftigt sind, bevorzugt zu 
befördern sind, sofern nicht in der Person eines männlichen Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen, 
vorausgesetzt, 

— diese Regelung garantiert den männlichen Bewerbern, die die gleiche Qualifikation wie die weiblichen Bewerber 
besitzen, in jedem Einzelfall, daß die Bewerbungen Gegenstand einer objektiven Beurteilung sind, bei der alle die 
Person der Bewerber betreffenden Kriterien berücksichtigt werden und der den weiblichen Bewerbern eingeräumte 
Vorrang entfällt, wenn eines oder mehrere dieser Kriterien zugunsten des männlichen Bewerbers überwiegen, und 

— solche Kriterien haben gegenüber den weiblichen Bewerbern keine diskriminierende Wirkung.“ 

Der Gerichtshof hat diesbezüglich die Auffassung vertreten, dass das Gemeinschaftsrecht einer 
nationalen Regelung, nach der in Tätigkeitsbereichen, in denen Frauen weniger vertreten sind als 
Männer, vorrangig weibliche Bewerber zu befördern sind (was eine „positive Diskriminierung“ 
darstellt), nicht entgegensteht, sofern dieser Vorteil nicht automatisch gewährt wird und männliche 
Bewerber in jedem Fall in Betracht gezogen werden und ihnen nicht von vornherein die Möglichkeit 
verwehrt wird, sich zu bewerben.∗ 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der positiven Maßnahmen oder positiven Diskriminierung in anderen 

Rechtsordnungen siehe:  

− Belgien: Im Jahr 2002 wurde die Verfassung geändert, um die Einführung positiver Maßnahmen zu ermöglichen. In 
Artikel 11bis heißt es: „Das Gesetz, das Dekret oder die in Artikel 134 erwähnte Regel gewährleistet Frauen und Männern 
die gleiche Ausübung ihrer Rechte und Freiheiten und fördert insbesondere ihren gleichen Zugang zu durch Wahl 
vergebenen Mandaten und öffentlichen Mandaten.“ Artikel 117bis des Wahlgesetzes ist eine direkte Anwendung dieses 
Grundsatzes und besagt: „Auf jeder Liste darf die Differenz zwischen der Anzahl ordentlicher Kandidaten männlichen und 
weiblichen Geschlechts beziehungsweise der Anzahl Ersatzkandidaten männlichen und weiblichen Geschlechts nicht 
größer als eins sein. Die ersten beiden ordentlichen Kandidaten und die ersten beiden Ersatzkandidaten jeder Liste müssen 
verschiedenen Geschlechts sein.“ In der Rechtsprechung des Schiedsgerichts taucht der Begriff der positiven 
Diskriminierung bereits in einigen Urteilen aus den 90er Jahren auf, insbesondere in einem Urteil vom 27. Januar 1994, 
in dem der belgische Schiedshof (heute Verfassungsgerichtshof) über die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes zu 
entscheiden hatte, das eine Vorzugsbehandlung von Frauen beim Zugang zu bestimmten Sozialleistungen vorsah. 
Derzeit macht der Verfassungsgerichtshof die Verfassungsmäßigkeit positiver Diskriminierungsmaßnahmen von vier 
Bedingungen abhängig: (1) die Maßnahme muss darauf abzielen, eine Situation offensichtlicher Ungleichheit zu 
beheben; (2) der Gesetzgeber muss nachweisen, dass die Beseitigung dieser Situation der Ungleichheit eines der zu 
erreichenden Ziele ist; (3) die Maßnahme muss zeitlich begrenzt sein und muss wegfallen, wenn das Ziel erreicht ist; 
(4) die Maßnahme darf die Rechte Dritter nicht unnötig einschränken. Siehe Abschnitt IV.2. der Studie BEHRENDT, CH.: 
op. cit. (S. 31-35). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 
41-49). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten deutschen Version der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 56-66); 

− Chile: Positive Diskriminierungsmaßnahmen wurden bisher nur selten angewendet. Sie wurden nur in Bezug auf das 
Geschlecht und seit kurzem auch auf die ethnische Zugehörigkeit durch das Verfassungsreformgesetz Nr. 21.298 
eingeführt, das 17 der 155 Sitze im Verfassungskonvent für Vertreter der indigenen Völker reserviert, die somit bei der 
Ausarbeitung der neuen chilenischen Verfassung vertreten sein werden. Siehe Abschnitt IV.2.7. der Studie GARCÍA PINO, 
G.: op. cit. (S. 97-100). Siehe auch Abschnitt IV.2.7. der aktualisierten 2. Ausgabe der spanischen Originalversion der 
Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 125-131). Siehe auch Abschnitt IV.2.7. der deutschen Version der 2. Ausgabe der 
Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 150-158); 

− Deutschland: Die Frage der positiven Diskriminierung ist in Deutschland sehr umstritten. Kürzlich haben die 
Verfassungsgerichte von Brandenburg (Urteil vom 23. Oktober 2020) und Thüringen (Urteil vom 15. Juli 2020) Gesetze für 
verfassungswidrig erklärt, die eine paritätische Quotierung bei der Listenbesetzung von Landeswahllisten vorsehen, um 
die Gleichheit von männlichen und weiblichen Kandidaten zu gewährleisten. Siehe Abschnitt IV.1.5. der Studie REIMER, F., 
op.cit., (S. 60-61). Siehe auch Abschnitt IV.1.5. der aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F. op.cit., (S. 77-

https://www.senate.be/deutsch/const_de.html
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/loi_a1.pl?DETAIL=1894041230%2FF&caller=list&row_id=1&numero=5&rech=5&cn=1894041230&table_name=LOI&nm=1894041255&la=F&dt=CODE+ELECTORAL&language=fr&fr=f&choix1=ET&choix2=ET&fromtab=loi_all&trier=promulgation&chercher=t&sql=dt+contains++%27CODE%27%26+%27ELECTORAL%27and+actif+%3D+%27Y%27&tri=dd+AS+RANK+&imgcn.x=20&imgcn.y=12
https://www.const-court.be/public/f/1994/1994-009f.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1153843
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://verfassungsgericht.brandenburg.de/verfgbbg/de/entscheidungen/entscheidungssuche/detail-entscheidung/%7E23-10-2020-vfgbbg-919_4041
https://www.doev.de/wp-content/uploads/2020/Leitsaetze/20/E_0656.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
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78); 

− Frankreich: In Frankreich bezogen sich die positiven Maßnahmen hauptsächlich auf soziale Angelegenheiten und 
Frauen. Die Integration der sogenannten “sichtbaren” Minderheiten erforderte den Einsatz von Mechanismen der 
Vorzugsbehandlung, die sich zwar auf gesetzliche Kriterien wie den Wohnort stützten, in der Praxis aber hauptsächlich 
auf Angehörige dieser Minderheiten abzielten. Dies war der Fall bei der Schaffung von “städtischen Freizonen” durch 
das Gesetz vom 14. November 1996, das die Ansiedlung von Unternehmen in benachteiligten Stadtvierteln durch 
Steuerbefreiungen im Gegenzug für die Einstellung eines Mindestanteils von Einwohnern dieser Stadtviertel förderte. 
Die am häufigsten verwendete Technik zur Umsetzung dieser Politik ist jedoch die der Quoten. Diese Technik, die in 
so unterschiedlichen Bereichen wie dem Recht des öffentlichen Dienstes, der Arbeit, der Raumordnung, dem Zugang 
zu Wahlämtern und dem Recht der audiovisuellen Medien angewendet wird, ist der Inbegriff des französischen 
Umgangs mit Diskriminierungen. Siehe Abschnitt IV.2.2. der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit. (S. 31-32). Siehe auch 
Abschnitt IV.2.2. der aktualisierten spanischen Version der Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit. (S. 47-49); 

− Italien: In Artikel 3 Abs. 2 der italienischen Verfassung heißt es: „Es ist die Aufgabe der Republik, die Hindernisse 
wirtschaftlicher und sozialer Art zu beseitigen, die durch eine tatsächliche Einschränkung der Freiheit und Gleichheit der 
Staatsbürger der vollen Entfaltung der menschlichen Person und der wirksamen Teilnahme aller Arbeiter an der politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Gestaltung des Landes im Wege stehen“. Diese Bestimmung dient als Rechtsgrundlage für 
positive Diskriminierungsmaßnahmen. Auch das Gesetz für Chancengleichheit (Codice delle pari opportunità) besagt, 
dass “der Grundsatz der Chancengleichheit der Annahme von positiven Maßnahmen zugunsten des unterrepräsentierten 
Geschlechts nicht entgegensteht”. Siehe Kasten 1 und Abschnitt II.2.3. der Studie LUCIANI, M.: op. cit. (S. 13 und 27-33); 

− Kanada: Die kanadische Charta der Rechte und Freiheiten (Canadian Charter of Rights and Freedoms) enthält eine 
spezielle Bestimmung, die die Verfassungsmäßigkeit von Fördermaßnahmen sicherstellen soll. So heißt es in Artikel 
15 Abs. 2 der Charta, dass die Anerkennung des Gleichheitsgrundsatzes und des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung 
im ersten Absatz „… der Annahme von Gesetzen, Programmen oder Maßnahmen zur Verbesserung der Lage von 
Einzelpersonen oder Gruppen, die insbesondere wegen ihrer Rasse, ihrer nationalen oder ethnischen Herkunft, ihrer 
Hautfarbe, ihrer Religion, ihres Geschlechts, ihres Alters oder einer geistigen oder körperlichen Behinderung benachteiligt 
sind, nicht entgegensteht“. Auf der Grundlage von Artikel 15 Abs. 2 wurden zahlreiche soziale Förderprogramme 
umgesetzt, um Ungleichheiten zu beseitigen und historisch benachteiligte Gruppen zu begünstigen. Siehe Abschnitt 
IV.3. der Studie SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 39-40) . Siehe auch Abschnitt IV.3. der aktualisierten französischen Version der 
Studie: SHEPPARD, C.: op. cit., (S. 51-52); 

− Österreich: Artikel 7 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes erlaubt positive Maßnahmen zugunsten von Menschen 
mit Behinderungen. In Absatz 2 erlaubt Artikel 7 auch positive Diskriminierungsmaßnahmen zur Förderung der 
faktischen Gleichstellung von Frauen und Männern. Auf der Grundlage dieses Grundsatzes sieht das 
Gleichbehandlungsgesetz eine ganze Reihe von Bestimmungen vor, die die Zulässigkeit von positiven Maßnahmen 
normieren. Das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz enthält zahlreiche Bestimmungen die der Förderung von Frauen 
im Bereich des öffentlichen Dienstes und für Angehörige von Universitäten dienen sollen. Konkret sieht das Gesetz 
u.a. vor, dass bei gleicher Eignung, Leistung und Befähigung unter bestimmten Voraussetzungen Bewerbern des 
unterrepräsentierten Geschlechts in der betreffenden öffentlichen Einrichtung oder Stelle der Vorrang bei Aufnahme 
ein den Bundesdienst, Aufstieg und Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen einzuräumen ist. Das 
Behinderteneinstellungsgesetz sieht positive Maßnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderungen vor und 
normiert in § 7c Abs. 9: „Spezifische Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung im Berufsleben, mit denen 
Benachteiligungen wegen einer Behinderung verhindert oder ausgeglichen werden, gelten nicht als Diskriminierung im 
Sinne dieses Bundesgesetzes.“. In § 7 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz wird ebenfalls festgelegt, dass positive 
Maßnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderungen nicht als Diskriminierung gelten. Siehe die Abschnitte 
II.2.2. und IV.2. der Studie VAŜEK, M.: op. cit., (S. 22-25 und 36-37). Siehe auch die Abschnitte II.2.2. und Abschnitt IV.2. 
der aktualisierten französischen Version der Studie: VAŜEK, M.: op. cit., (S. 23-26 und S. 37-38); 

− Peru: Das peruanische Verfassungsgericht hat festgestellt, dass es das Recht und die Pflicht des Staates ist, positive 
Maßnahmen zu ergreifen, die auf seiner Verantwortung als „Förderer der materiellen Gleichheit zwischen den Menschen“ 
beruhen (siehe Urteil vom 4. Juli 2003, Erwägungsgrund 12). In diesem Sinne bekräftigt das peruanische 
Verfassungsgericht, dass “… auf der materiellen Ebene der Gleichheitsgrundsatz die Verantwortung der politischen Instanz 
beinhaltet, optimale Bedingungen für die Schaffung einer Chancengleichheit für alle Menschen zu schaffen” (siehe Urteil 
vom 26. März 2003, Erwägungsgrund 6) und erkennt an, dass “der soziale und demokratische Rechtsstaat die 
differenzierte Behandlung einer bestimmten sozialen Gruppe fördert, indem er ihr Vorteile, Anreize oder eine günstigere 
Behandlung gewährt …” (siehe Urteil vom 3. Juni 2005, Erwägungsgrund 68). Siehe Kasten 23 und 24 sowie Abschnitt 
III.4. der Studie ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 29-30 und S. 37-39); 

− Schweiz: Einige Texte, die auf kantonaler Ebene verabschiedet wurden, erlauben den Erlass von positiven 
Diskriminierungsmaßnahmen, um eine tatsächliche Gleichstellung zu erreichen. In diesem Sinne sieht Artikel 11 Abs. 
5 der Verfassung des Kantons Zürich vor, dass „Fördermaßnahmen zu Gunsten von Benachteiligten zulässig” sind. Siehe 
Abschnitt II.3. der Studie FREI, N., op. cit., (S. 7); Siehe auch Abschnitt II.3. der aktualisierten französischen Version der 

https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000196404/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.verfassungen.eu/it/
https://www.normattiva.it/uri-res/N2Ls?urn:nir:stato:decreto.legislativo:2006-04-11;198
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf
https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/const/page-12.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008858
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008253
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2003/00001-2003-AI%2000003-2003-AI.html
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2003/00261-2003-AA.pdf
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2003/00261-2003-AA.pdf
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2005/00050-2004-AI%2000051-2004-AI%2000004-2005-AI%2000007-2005-AI%2000009-2005-AI.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
http://www2.zhlex.zh.ch/appl/zhlex_r.nsf/WebView/F07E732FF0EB52D6C125832F00309153/$File/101_27.2.05_103.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
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III.3.3. Die Urteile Kommission / Italien (C-46/07) und Kommission / Griechenland 
(C-559/07) 

In einem darauffolgenden Urteil in einem Vertragsverletzungsverfahren Kommission / Italien von 
200850, das durch die Kommission eingeleitet worden war aufgrund ihrer Auffassung, dass die von 
der italienischen staatlichen Vorsorgeanstalt für die Bediensteten der öffentliche Verwaltung 
INPDAP (Istituto Nazionale della Previdenza per i Dipendenti dell'Amministrazione Pubblica) 
angewendete Pensionsregelung gegen Art. 141 des EG-Vertrags verstoße, weil sie als Pensionsalter 
für Männer 65 Jahre und für Frauen 60 Jahre vorsehe, hat der Gerichtshof Folgendes entschieden: 
Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 141 EGV (dem heute 
Art. 157 AEUV entspricht) verstoßen, dass sie eine Regelung aufrechterhalten hat, nach der die 

                                                             

Studie: FREI, N., op. cit., (S. 11); 

− Spanien: Artikel 9 Abs. 2 der Verfassung enthält den Auftrag an die Behörden, eine öffentliche Politik zu fördern, die 
darauf abzielt, die Freiheit und Gleichheit der Bürger effektiv und tatsächlich zu verwirklichen und Hindernisse zu 
beseitigen, die dies verhindern und erschweren. Zu diesem Zweck wurden positive Aktionen und 
Diskriminierungsmaßnahmen zugunsten bestimmter Gruppen beschlossen, die bestimmte “verdächtige Merkmale” 
der Diskriminierung aufweisen (Frauen, Menschen mit Behinderungen, ethnische oder religiöse Minderheiten usw.) 
Die Rechtsprechung des spanischen Verfassungsgerichts hat die Verfassungsmäßigkeit dieser positiven 
Diskriminierungsmaßnahmen bestätigt (siehe u.a. die Urteile vom 16. Juli 1987 und 26. September 1988). Siehe 
Abschnitt IV.2. der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 75-77). Siehe auch Abschnitt IV.2. der aktualisierten 
französischen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 101-108). Siehe auch Abschnitt IV.2. der 
aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 125-131). Das zweite Kapitel des 
Gesetzes 15/2022 vom 12. Juli über die Gleichbehandlung und die Nichtdiskriminierung ist der Regelung von positiven 
Maßnahmen gewidmet. Unter anderem wird festgelegt, dass positive Maßnahmen durch Tarifverhandlungen (Artikel 
10 Abs. 2) und in beruflichen Vereinbarungen (Artikel 11 Abs. 3) festgelegt werden können, um alle Formen der 
Diskriminierung aus den im Gesetz vorgesehenen Gründen im Bereich der Beschäftigung und der selbstständigen 
Erwerbsarbeit zu verhindern, zu beseitigen und zu korrigieren;  

− Vereinigte Staaten: Das Konzept der “affirmative action” (positive Diskriminierung) entstand Mitte der 1960er Jahre. 
Angesichts der Forderungen der Bürgerrechtsbewegungen begannen Arbeitgeber, Universitäten und andere 
amerikanische Institutionen Maßnahmen zu ergreifen, um Gruppen und Gemeinschaften zu begünstigen, die bis 
dahin unter den Folgen rassistischer Gesetze und Politiken gelitten hatten. In diesem Zusammenhang begannen 
einige Universitäten in den 1970er Jahren, bei ihren Zulassungsverfahren Quotensysteme anzuwenden, um den Anteil 
von Studenten aus bestimmten „rassischen“ Minderheiten, die als „benachteiligt“ galten, zu erhöhen. Der Oberste 
Gerichtshof der USA wies jedoch darauf hin, dass solche auf der Rasse oder der ethnischen Zugehörigkeit beruhende 
Maßnahmen nur dann als verfassungskonform angesehen werden können, wenn sie zur „Förderung eines wesentlichen 
staatlichen Interesses erforderlich“ sind (Rechtssache Regents of the University of California v. Bakke). Die Kontrolle des 
Obersten Gerichtshofs in Bezug auf die positiven Diskriminierungsmaßnahmen („affirmative action“) war in den 
folgenden Jahren eher instabil. Seine Rechtsprechung wurde 1995 in der Rechtssache Adarand Constructors, Inc. v. 
Peña etabliert. Seitdem hat der Oberste Gerichtshof entschieden, dass positive Maßnahmen, insbesondere solche, die 
auf der Rasse oder der ethnischen Zugehörigkeit beruhen, einer strengen verfassungsrechtlichen Prüfung standhalten 
müssen, um als verfassungsgemäß zu gelten. Siehe Abschnitt III.2.5. der Studie OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 55-56). Siehe 
auch Abschnitt III.2.5. der aktualisierten französischen Version der Studie: OSBORNE, E.L: op. cit., (S. 67-68);  

− Europarat: Art. 14 EMRK steht positiver Diskriminierung nicht entgegen. Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Gerichtshofs verbiete es Artikel 14 einem Mitgliedsstaat nicht, verschiedene Gruppen unterschiedlich zu behandeln, 
um faktische Ungleichheiten zwischen ihnen zu korrigieren. Unter bestimmten Umständen könne sogar das Fehlen 
einer unterschiedlichen Behandlung zur Korrektur einer Ungleichheit an sich eine Verletzung der betreffenden 
Bestimmung begründen (siehe beispielsweise Urteil vom 9. Februar 1967, 1474/62, 1677/62, 1691/62, 1769/63, 
1994/63, 2126/64, „belgischer Sprachenfall“, Urteil vom 6. April 2000, 34369/97, Thlimmenos / Griechenland und Urteil 
vom 12. April 2006, 65731/01 und 65900/01, Stec u.a. / Vereinigtes Königreich). Siehe Abschnitt II.2.1.3. der Studie ZILLER, 
J., op.cit., (S. 17). Siehe auch Abschnitt II.2.1.3. der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 20-
22). Siehe auch Abschnitt II.2.1.3 der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 25-27). 

50  Urteil des Gerichtshofs vom 13. November 2008, Rechtssache C-46/07, Kommission / Italien, ECLI:EU:C:2008:618. 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=68434&pageIndex=0&doclang=IT&mode=lst&dir
=&occ=first&part=1&cid=4777554 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=68434&pageIndex=0&doclang=IT&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4777554
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=68434&pageIndex=0&doclang=IT&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4777554
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1978-31229
http://hj.tribunalconstitucional.es/es-ES/Resolucion/Show/860
https://hj.tribunalconstitucional.es/es-ES/Resolucion/Show/1107
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-11589
https://www.loc.gov/item/usrep438265
https://www.law.cornell.edu/supremecourt/text/515/200
https://www.law.cornell.edu/supremecourt/text/515/200
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22display%22:%5B%220%22%5D,%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%221474/62%22,%221677/62%22,%221691/62%22,%221769/63%22,%221994/63%22,%222126/64%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-57524%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22display%22:%5B%220%22%5D,%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%221474/62%22,%221677/62%22,%221691/62%22,%221769/63%22,%221994/63%22,%222126/64%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-57524%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%2234369/97%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-58561%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%2265731/01%22,%2265900/01%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-73198%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%2265731/01%22,%2265900/01%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-73198%22%5D%7D
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=68434&pageIndex=0&doclang=IT&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4777554
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=68434&pageIndex=0&doclang=IT&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4777554
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Beamten und Angestellten des öffentlichen Diensts in Abhängigkeit davon, ob es sich um Frauen 
oder um Männer handelt, ab einem unterschiedlichen Alter Anspruch auf Altersrente∗ haben. 

Die Festlegung unterschiedlicher Altersgrenzen für den Renteneintritt in Abhängigkeit vom 
Geschlecht ist, nach dem nachvollziehbaren Urteil des Gerichtshofs, nicht dazu geeignet die 
Benachteiligungen auszugleichen, denen Beamtinnen und weibliche Angestellte des öffentlichen 
Diensts in der beruflichen Laufbahn ausgesetzt sind, da hierdurch weder den Frauen in ihrem 
Berufsleben geholfen wird, noch die Probleme ausgeglichen werden, auf die Frauen während ihrer 
beruflichen Laufbahn treffen können. 

KASTEN 16 

Urteil des Gerichtshofs vom 13. November 2008, Rechtssache C-46/07, Kommission / Italien, Rn. 59 

„… somit ist festzustellen, dass die Italienische Republik dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 141 EG 
verstoßen hat, dass sie eine Regelung aufrechterhalten hat, nach der die Beamten und Angestellten des öffentlichen 
Diensts in Abhängigkeit davon, ob es sich um Frauen oder um Männer handelt, ab einem unterschiedlichen Alter 
Anspruch auf Altersrente haben.“ 

Denselben Grundsatz bekräftigte der Gerichtshof in einem anschließenden Urteil 
Kommission/Griechenland von 200951, das einen spiegelbildlichen Sachverhalt betraf. 

KASTEN 17 

Urteil des Gerichtshofs vom 26. März 2009, Rechtssache C-559/07, Kommission / Griechenland,  
Rn. 84 Abs. 1 

„Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 141 EG verstoßen, dass sie die 
Bestimmungen über das unterschiedliche Pensionsalter und die unterschiedlichen Mindestdienstzeiterfordernisse 
für Männer und Frauen in Kraft gelassen hat, die das mit Präsidialdekret Nr. 166/2000 vom 3. Juli 2000 eingeführte 
griechische Zivil- und Militärrentengesetzbuch in der auf den vorliegenden Fall anwendbaren Fassung enthält.“ 

III.3.4. Das Urteil Petya Milkova (C-406/15) 

In einem neueren, wichtigen Urteil vom 9. März 201752 befasste sich der Gerichtshof im Anschluss 
an ein Vorabentscheidungsersuchen, das der Varhoven administrativen sad (Oberstes 

                                                             
∗ AdH: Hinsichtlich des Zusammentreffens der Kategorien Alter und Geschlecht in Bezug auf unterschiedliche 

Regelungen des gesetzlichen Renteneintrittsalters von Frauen und Männern in anderen Rechtordnungen, siehe: 

− Deutschland: Als Regelaltersgrenze für die gesetzliche Rentenversicherung ist ohne Unterschied nach dem 
Geschlecht gem. § 35 Satz 1 Sozialgesetzbuch VI die Vollendung des 67. Lebensjahres festgelegt. 

− Österreich: Derzeit beträgt das gesetzliche Pensionsantrittsalter für Männer 65 Jahre, für Frauen hingegen noch 60 
Jahre. Ab 1. Jänner 2024 wird das derzeitige Pensionsantrittsalter von Frauen stufenweise um 6 Monate jährlich 
angehoben und an jenes der Männer angeglichen. Das Bundesverfassungsgesetz über unterschiedliche Altersgrenzen 
von männlichen und weiblichen Sozialversicherten regelt mit Inkrafttreten vom 1. Jänner 1993, dass „Gesetzliche 
Regelungen, die unterschiedliche Altersgrenzen von männlichen und weiblichen Versicherten der gesetzlichen 
Sozialversicherung vorsehen, … zulässig“ sind und sieht zeitlich versetzt eine schrittweise jährliche Erhöhung der 
Altersgrenze für die Alterspension von Frauen hin zu einer Angleichung an die gesetzliche Altersgrenze für Männer 
bis zum Jahr 2033 vor. Der Oberste Gerichtshof hat in der Vergangenheit wiederholt entschieden, dass ein 
Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH zur Klärung der Frage, ob diese Regelungen zur Angleichung mit dem 
Unionsrecht vereinbar sind, nicht zu stellen ist, siehe zuletzt die Entscheidung 10ObS161/20d. 

51  Urteil des Gerichtshofs vom 26. März 2009, Rechtssache C-559/07, Kommission / Griechenland: ECLI:EU:C:2009:198. 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=73627&pageIndex=0&doclang=FR&mode=lst&di

r=&occ=first&part=1&cid=233423 
52  Urteil des Gerichtshofs vom 9. März 2017, Rechtssache C-406/15, Petya Milkova, ECLI:EU:C:2017:198. 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=188752&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&

dir=&occ=first&part=1&cid=4781882 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=73627&pageIndex=0&doclang=FR&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=233423
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=73627&pageIndex=0&doclang=FR&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=233423
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=188752&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4781882
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_6/__35.html
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008799
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008799
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJT_20210226_OGH0002_010OBS00161_20D0000_000&Suchworte=RS0129869
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=73627&pageIndex=0&doclang=FR&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=233423
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=73627&pageIndex=0&doclang=FR&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=233423
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=188752&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4781882
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=188752&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4781882
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Verwaltungsgericht, Bulgarien) im Juli 2015 eingereicht hatte, mit der Frage des verstärkten 
Schutzes bei Entlassung von Arbeitnehmern mit Behinderungen. 

Der Rechtsstreit drehte sich um die Vereinbarkeit zwischen den Bestimmungen der 
Richtlinie 2000/78/EG53 und einer Regelung eines Mitgliedstaats, wie sie im Arbeitsgesetzbuch 
Bulgariens enthalten ist, die Arbeitnehmern mit bestimmten Behinderungen einen spezifischen 
vorherigen Schutz bei Entlassung gewährt, ohne einen solchen Schutz auch Beamten mit den 
gleichen Behinderungen zuzubilligen. 

Der Gerichtshof kam zu dem Ergebnis, dass Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2000/78/EG54 im Licht des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen55 und 
in Verbindung mit dem in den Art. 20 und 21 der GRCh verankerten allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatz dahin auszulegen ist, dass er es einem Mitgliedstaat erlaubt, mit einer 
Regelung wie der im Ausgangsverfahren fraglichen Arbeitnehmern mit bestimmten 
Behinderungen einen spezifischen vorherigen Schutz bei Entlassung zu gewähren, ohne einen 
solchen Schutz auch Beamten mit den gleichen Behinderungen zuzubilligen, es sei denn, dass ein 
Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz erwiesen ist, was zu prüfen Sache des 
vorlegenden Gerichts ist. 

Sollte das vorlegende Gericht, so der Gerichtshof weiter, einen Verstoß gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz feststellen, hätte dies zur Folge, dass Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 
2000/78 im Licht des VN-Übereinkommens einer Regelung eines Mitgliedstaats wie der im 
Ausgangsverfahren fraglichen entgegenstünde. Folglich würde die Herstellung der 
Gleichbehandlung in einer Situation wie der des Ausgangsverfahrens bedeuten, dass den vom den 
geltenden Regelungen benachteiligten Beamten mit Behinderungen dieselben Vorteile zu 
gewähren sind, wie sie den von diesen Regelungen begünstigten Arbeitnehmern mit 
Behinderungen zuteilwerden, insbesondere hinsichtlich des spezifischen vorherigen Schutzes bei 
Entlassung, der für den Arbeitgeber die Pflicht beinhaltet, vor der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses die vorherige Zustimmung der Arbeitsinspektion einzuholen. 

KASTEN 18 

Urteil des Gerichtshofs vom 9. März 2017, Rechtssache C-406/15, Petya Milkova, Rn. 64 

„Nach alledem ist auf die erste und die dritte Frage zu antworten, dass Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2000/78 im Licht 
des VN-Übereinkommens und in Verbindung mit dem in den Art. 20 und 21 der Charta verankerten allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatz dahin auszulegen ist, dass er es einem Mitgliedstaat erlaubt, mit einer Regelung wie 
der im Ausgangsverfahren fraglichen Arbeitnehmern mit bestimmten Behinderungen einen spezifischen 
vorherigen Schutz bei Entlassung zu gewähren, ohne einen solchen Schutz auch Beamten mit den gleichen 
Behinderungen zuzubilligen, es sei denn, dass ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz erwiesen ist, 
was zu prüfen Sache des vorlegenden Gerichts ist. Bei dieser Prüfung muss der Vergleich der Situationen auf einer 
Prüfung aller maßgeblichen nationalen Rechtsvorschriften zur Regelung der Stellung einerseits der Arbeitnehmer 
                                                             
53  ABl. EG L 303 vom 2. Dezember 2000, S. 16-22. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL&from=DE 
54  „Im Falle von Menschen mit Behinderung steht der Gleichbehandlungsgrundsatz weder dem Recht der Mitgliedstaaten 

entgegen, Bestimmungen zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit am Arbeitsplatz beizubehalten oder zu erlassen, 
noch steht er Maßnahmen entgegen, mit denen Bestimmungen oder Vorkehrungen eingeführt oder beibehalten werden 
sollen, die einer Eingliederung von Menschen mit Behinderung in die Arbeitswelt dienen oder diese Eingliederung fördern.“ 

55  Das Übereinkommen wurde am 13. Dezember 2006 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedet.  

 AdH: Die amtliche, gemeinsame Übersetzung von Deutschland, Österreich, Schweiz und Liechtenstein kann hier 
abgerufen werden: 

 https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/PublikationenErklaerungen/Broschuere_U
NKonvention_KK.pdf?__blob=publicationFile&v=8 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL&from=DE#page=18
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL&from=DE#page=22
https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/PublikationenErklaerungen/Broschuere_UNKonvention_KK.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL&from=DE
https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/PublikationenErklaerungen/Broschuere_UNKonvention_KK.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/PublikationenErklaerungen/Broschuere_UNKonvention_KK.pdf?__blob=publicationFile&v=8
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mit einer bestimmten Behinderung und andererseits der Beamten mit der gleichen Behinderung beruhen, wobei 
insbesondere das Ziel des Schutzes vor der im Ausgangsverfahren streitigen Entlassung zu berücksichtigen ist.“ 

III.4. Die Urteile über den Schutz von Schwangeren, Wöchnerinnen und 
stillenden Frauen  

Eine weitere, im Hinblick auf die Anwendung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung ebenso ergiebige Rechtsprechung ist diejenige zum Schutz von 
Schwangeren, Wöchnerinnen und stillenden Frauen.∗ 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich hinsichtlich des Gleichheitsgrundsatzes und der Nichtdiskriminierung von Frauen im 

Zusammenhang mit Mutterschaft siehe: 

− Chile: Um die tatsächliche Chancengleichheit arbeitender Frauen im Kontext der Mutterschaft zu gewährleisten, hat 
der Gesetzgeber eine Mutterschutzpolitik definiert, bei der Mutterschaft mit einer Krankheit in Zusammenhang 
gebracht wird, für die eine spezifische Freistellung eingeräumt wird. Darüber hinaus wird außer der Phase vor und 
nach der Geburt des Kindes das Recht auf Stillen gewährt, sowie – je nach bestimmten gesetzlichen Bestimmungen 
– die Verpflichtung zur Einrichtung einer Kinderkrippe zur Betreuung minderjähriger Kinder. Hinsichtlich der 
Diskriminierung von Schwangeren vor der Novelle des chilenischen Antidiskriminierungsgesetzes ist auf das Urteil 
des Berufungsgerichts von Santiago von 2014 hinzuweisen. Siehe die Abschnitte II.2.4. und III.5.5. der Studie GARCÍA 

PINO, G.: op. cit. (S. 19-11 und S. 104). Siehe auch die Abschnitte II.2.4. und III.5.5. der aktualisierten 2. Ausgabe der 
spanischen Originalversion der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 33-26 und S. 104). Siehe auch die Abschnitte II.2.4. 
und III.5.5. der deutschen Version der 2. Ausgabe der Studie: GARCÍA PINO, G.: op. cit., (S. 39-42 und S. 124); 

− Deutschland: Das Mutterschutzgesetz vom 23. Mai 2017 regelt zentral den Schutz von arbeitenden Frauen im 
Zusammenhang mit Mutterschaft und enthält u.a. einen Kündigungsschutz, Regelungen zu Entgelt und anderen 
Leistungen in Bezug auf Mutterschaft, Aspekte der Elternzeit (eine unbezahlte berufliche Freistellung mit 
Kündigungsschutz, die Eltern nach der Geburt eines Kindes für dessen Betreuung beanspruchen können), spezielle 
Beschäftigungsverbote für werdende Mütter und nach der Entbindung: 
https://www.gesetze-im-internet.de/muschg_2018/BJNR122810017.html 

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 27. Januar 2015 regelt den Anspruch auf Elternzeit für erwerbstätige 
Mütter und Väter:  
https://www.gesetze-im-internet.de/beeg/BJNR274810006.html#BJNR274810006BJNG000203119 

− Italien: Die Rechtsprechung hat sich dahingehend ausgesprochen, dass der Schutz, der arbeitenden Müttern 
gewährt wird, mit einigen Anpassungen, auf arbeitende Väter ausgedehnt werden muss, da in der heutigen 
Gesellschaft die Rollen bzw. Pflichten von Vätern und Müttern im Familienverband in der Tendenz immer ähnlicher 
werden. Siehe Abschnitt III.1.2., letzter Absatz, der Studie LUCIANI, M.: op. cit. (S. 41); 

− Peru: Die Rechtsprechung hat sich hinsichtlich der Nichtdiskriminierung von schwangeren Frauen und stillenden 
Müttern im Arbeitsbereich ausgesprochen und u.a. auf die Notwendigkeit von positiven Maßnahmen zur effektiven 
Gleichstellung von Individuen und die begleitende Anerkennung von differenzierte Regelungen für Frauen aufgrund 
der biologischen Unterschiede im Reproduktionsbereich hingewiesen. Siehe Abschnitt III.5.6. der Studie ESPINOSA-
SALDAÑA BARRERA, E.: op. cit., (S. 45-47);  

− Österreich: Das Mutterschutzgesetz regelt zentral den Schutz von arbeitenden Frauen im Zusammenhang mit 
Mutterschaft und enthält u.a. einen Kündigungs- und Entlassungsschutz, Regelungen zu Entgelt, einen 
Rechtsanspruch auf Karenz (unbezahlte berufliche Freistellung mit Kündigungs- und Entlassungsschutz, die Eltern 
nach der Geburt eines Kindes für dessen Betreuung beanspruchen können), spezielle Beschäftigungsverbote für 
werdende Mütter und nach der Entbindung, siehe: 
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008464 

Die Karenzregelungen für Väter finden sich im Väter-Karenzgesetz. 

− Spanien: Die Rechtsprechung hat sich in der Vergangenheit bezüglich des Vaterschafts- und Mutterschaftsurlaubs, 
dahingehend ausgesprochen, dass eine diesbezügliche unterschiedliche Behandlung von Männern und Frauen 
gerechtfertigt sei, da die Situationen von Mutter und Vater nicht identisch seien. In zahlreichen Rechtsfällen wurde 
über die Diskriminierung von Frauen im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Mutterschaft im Arbeitsbereich 
entschieden, wobei darüber jeweils im konkreten Einzelfall zu entscheiden ist, da nicht jeder Verstoß gegen das 
Gesetz über die Rechte und Garantien für Arbeitnehmerinnen, die ein Recht in Zusammenhang mit der Mutterschaft 
ausüben, automatisch das Vorhandensein einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts impliziert, die Artikel 14 
der Verfassung verletzt. Siehe die Abschnitte II.3.10. und III.3.1.1.a) der Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., 

https://www.bcn.cl/leychile/navegar?idNorma=1042092
http://www.jurischile.com/2014/09/contra-la-discriminacion-uso-de-una.html
http://www.jurischile.com/2014/09/contra-la-discriminacion-uso-de-una.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/muschg_2018/BJNR122810017.html
https://www.gesetze-im-internet.de/muschg_2018/BJNR122810017.html
https://www.gesetze-im-internet.de/beeg/BJNR274810006.html#BJNR274810006BJNG000203119
https://www.gesetze-im-internet.de/beeg/BJNR274810006.html#BJNR274810006BJNG000203119
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf#page=53
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008464
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008464
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008674
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf


Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung: 
   Europäische Union 

 61 

III.4.1. Das Urteil Hofmann (C-184/83) 

Das erste Urteil, mit dem die Richter in Luxemburg näher auf die Frage des Mutterschaftsurlaubs 
eingegangen sind, ist das Urteil vom 12. Juli 198456, als der Gerichtshof aufgefordert war, den 
persönlichen Anwendungsbereich des Rechts auf Mutterschaftsurlaubs klarzustellen, da dieses 
Recht nach der seinerzeit in Deutschland geltenden Regelung („Mutterschutzgesetz“ vom 18. April 
1968) ausschließlich erwerbstätigen Müttern zustand.∗ 

Herr Ulrich Hofmann, Vater einer von ihm anerkannten leiblichen Tochter, der sich von seinem 
Arbeitgeber ohne Zahlung einer Vergütung hatte beurlauben lassen, um das Kind bis zu dem Tag 
zu betreuen, an dem es sechs Monate alt wurde, wandte sich mit seiner Beschwerde gegen den 
Umstand, dass ihm die Zahlung eines Mutterschaftsgelds verweigert worden war. Das angerufene 
deutsche Gericht wies seine Klage mit der Begründung ab, dass der Gesetzgeber bewusst keinen 
Urlaub geschaffen habe, der dem einen oder anderen Elternteil gewährt werden könne, und dass 
die auf der Schwangerschaft und der Entbindung beruhenden biologischen Unterschiede, die auch 
nach Ablauf der achtwöchigen Schutzfrist fortbestünden, die Berücksichtigung der Besonderheiten 
der Mutterschaft rechtfertigten. 

Der Gerichtshof in Luxemburg verwies zunächst auf Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 76/207/EWG57 des 
Rates vom 9. Februar 1976∗∗ zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen, gemäß der Männern und Frauen 
dieselben Arbeitsbedingungen ohne Diskriminierung auf Grund des Geschlechts gewährt werden 
müssen. Er stellte jedoch dann fest, dass es nicht als dem Gemeinschaftsrecht zuwiderlaufend 
anzusehen ist, dass ein Mutterschaftsgeld ausschließlich erwerbstätigen Müttern, nicht aber 
alternativ dazu bei einer entsprechenden Entscheidung der Eltern statt der Mutter dem 
erwerbstätigen Vater zusteht. 

Grundsätzlich, stellte der Gerichtshof fest, fällt deshalb eine Maßnahme wie ein der Frau nach Ablauf 
der Schutzfrist gewährter Mutterschaftsurlaub unter Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 76/207/EWG, da er 
den Schutz der Frau sowohl hinsichtlich der Folgen der Schwangerschaft als auch hinsichtlich ihrer 
Mutterschaft bezweckt. Unter diesem Gesichtspunkt kann ein derartiger Urlaub zulässigerweise 

                                                             

(S. 29-38 und S. 61-63). Siehe auch die Abschnitte II.3.10. und III.3.1.1.a) der aktualisierten französischen Version der 
Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 41-52 und S. 84-86); Siehe auch die Abschnitte II.3.10. und III.3.1.1.a) 
der aktualisierten deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 53-65 und S. 99-102). 

56  Urteil des Gerichtshofs vom 12. Juli 1984, Rechtssache C-184/83, Hofmann, ECLI:EU:C:1994:273. 
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=92633&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=4789776 
∗ AdH: Die geltenden Bestimmungen zum Schutz erwerbstätiger Mütter in Deutschland finden sich im 

Mutterschutzgesetz vom 23. Mai 2017, abrufbar unter: 
 https://www.gesetze-im-internet.de/muschg_2018/BJNR122810017.html 

 Die geltenden Regelungen zur Elternzeit in Deutschland finden sich im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 
27. Januar 2015, abrufbar unter:  

 https://www.gesetze-im-internet.de/beeg/BJNR274810006.html#BJNR274810006BJNG000203119 
57  ABl. EG L 39 vom 14. Februar 1976, S. 40-42. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE 
∗∗ AdH: Die Richtlinie 76/207/EWG ist seit 14. August 2009 nicht mehr in Kraft. Sie wurde durch die Richtlinie 2006/54/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen 
(Neufassung), ABl. EU L 204 vom 26. Juli 2006, S. 23-36, ersetzt.  

 Eine Übersicht der in Umsetzung dieser Richtlinie von den Mitgliedstaaten übermittelten nationalen Bestimmungen 
ist in der Datenbank EUR-Lex abrufbar:  

 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/NIM/?uri=celex:31976L0207 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=92633&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4789776
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE#page=2
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE#page=2
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=92633&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4789776
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=92633&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4789776
https://www.gesetze-im-internet.de/muschg_2018/BJNR122810017.html
https://www.gesetze-im-internet.de/beeg/BJNR274810006.html#BJNR274810006BJNG000203119
https://www.gesetze-im-internet.de/beeg/BJNR274810006.html#BJNR274810006BJNG000203119
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A31976L0207
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2006:204:FULL#page=24
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2006:204:FULL#page=24
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2006:204:FULL#page=24
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2006:204:FULL#page=24
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/NIM/?uri=celex:31976L0207
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unter Ausschluss aller anderen Personen der Mutter vorbehalten werden, da allein die Mutter dem 
unerwünschten Druck ausgesetzt sein kann, ihre Arbeit verfrüht wieder aufnehmen zu müssen. 

Die Richtlinie begründet – so der Tenor des Urteils – keine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, 
alternativ einen solchen Urlaub auch Vätern zu gewähren, und zwar auch nicht bei einer 
entsprechenden Entscheidung der Eltern. 

KASTEN 19 

Urteil des Gerichtshofs vom 12. Juli 1984, Rechtssache C-184/83, Hofmann, Rn. 26-28 

„26 Grundsätzlich fällt deshalb eine Maßnahme wie ein der Frau nach Ablauf der Schutzfrist gewährter 
Mutterschaftsurlaub unter Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie 76/207, da er den Schutz der Frau sowohl hinsichtlich der 
Folgen der Schwangerschaft als auch hinsichtlich ihrer Mutterschaft bezweckt. Unter diesem Gesichtspunkt kann 
ein derartiger Urlaub zulässigerweise unter Ausschluß aller anderen Personen der Mutter vorbehalten werden, da 
allein die Mutter dem unerwünschten Druck ausgesetzt sein kann, ihre Arbeit verfrüht wieder aufnehmen zu 
müssen. 

27 Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß die Richtlinie den Mitgliedstaaten ein Beurteilungsermessen 
hinsichtlich der sozialen Maßnahmen einräumt, die sie ergreifen, um im Rahmen der Richtlinie den Schutz der Frau 
bei Schwangerschaft und Mutterschaft zu gewährleisten und die für die Frau anders als für den Mann tatsächlich 
bestehenden Nachteile im Hinblick auf die Beibehaltung des Arbeitsplatzes auszugleichen. Derartige Maßnahmen 
hängen, wie die Regierung des Vereinigten Königreichs zu Recht hervorgehoben hat, eng mit dem Gesamtsystem 
des sozialen Schutzes in den verschiedenen Mitgliedstaaten zusammen. Deshalb ist festzustellen, daß diese Staaten 
hinsichtlich der Art der Schutzmaßnahmen und der konkreten Einzelheiten ihrer Durchführung über einen 
sachgerechten Ermessensspielraum verfügen. 

28 Aufgrund dieser Erwägungen ist auf die Frage des Landessozialgerichts Hamburg zu antworten, daß die 
Artikel 1, 2 und 5 Absatz 1 der Richtlinie 76/207 des Rates dahin auszulegen sind, daß ein Mitgliedstaat berechtigt 
ist, Müttern nach Ablauf der gesetzlichen Schutzfrist einen Mutterschaftsurlaub zu gewähren, der vom Staat durch 
die Zahlung eines Entgelts gefördert wird. Die Richtlinie begründet keine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, 
alternativ einen solchen Urlaub auch Vätern zu gewähren, und zwar auch nicht bei einer entsprechenden 
Entscheidung der Eltern.“ 

III.4.2. Das Urteil Dekker (C-177/88) 

Im Urteil Dekker58 wird die Frage der Nichteinstellung einer schwangeren Frau behandelt. 

Im Juni 1981 bewarb sich Frau Dekker um eine Stelle als Erzieherin in einer Bildungsstätte für junge 
Erwachsene (Vormingscentrum voor Jong Volwassenen, im Folgenden „VJV“) in Amsterdam. Am 
15. Juni 1981 teilte sie der Auswahlkommission mit, dass sie seit drei Monaten schwanger sei. 
Obwohl diese Kommission Frau Dekker dennoch der Leitung des VJV als für die Tätigkeit am besten 
geeignete Bewerberin vorgeschlagen hatte, wurde der Betroffenen mit Schreiben vom 10. Juli 1981 
mitgeteilt, dass sie nicht eingestellt werde. 

In diesem Schreiben wurde als Grund für die Ablehnung der Umstand angeführt, dass die 
Bewerberin schon bei Einreichung ihrer Bewerbung schwanger gewesen sei und dass das VJV aus 
wirtschaftlichen Überlegungen zu dieser Entscheidung veranlasst worden sei: Es sei darüber 
unterrichtet worden, dass ihm nicht das Krankengeld erstattet würde, das es Frau Dekker während 
der Zeit der Schwangerschaft und des Wochenbetts zu zahlen hätte, und wäre somit gezwungen 
gewesen, Frau Dekker im ersten Jahr das volle Letztgehalt und im zweiten Jahr 80 % des Letztgehalts 
zu zahlen, ohne dieses Geld vom Risicofonds erstattet zu bekommen. Infolgedessen wäre es dem 
                                                             
58  Urteil des Gerichtshofs vom 8. November 1990, Rechtssache C-177/88, Dekker, ECLI:EU:C:1990:383. 
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=4640632 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4640632
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4640632
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4640632
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VJV finanziell unmöglich gewesen, einen Vertreter einzustellen, was dazu hätten führen können, 
dass es einen Teil seiner Bildungsplätze verliert. 

Nachdem ihre Klagen auf Zahlung von Schadensersatz wegen Verdienstausfalls in erster und 
zweiter Instanz abgewiesen worden waren, legte Frau Dekker Kassationsbeschwerde beim Hoge 
Raad der Nederlanden (Hoher Rat der Niederlande) ein. Der Hoge Raad legte dem Gerichtshof die 
folgende erste Frage zur Vorabentscheidung vor: Verstößt ein Arbeitgeber unmittelbar oder 
mittelbar gegen den in den Artikeln 2 Absatz 1 und 3 Absatz 1 der Richtlinie 76/207/EWG des Rates 
vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg 
sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen aufgestellten Grundsatz der Gleichbehandlung, wenn 
er es ablehnt, mit einer von ihm für geeignet befundenen Bewerberin einen Arbeitsvertrag zu 
schließen, weil er wegen deren bei dieser Bewerbung bestehenden Schwangerschaft im 
Zusammenhang mit einer staatlichen Regelung über die Arbeitsunfähigkeit, wonach eine mit 
Schwangerschaft und Entbindung zusammenhängende Verhinderung an der Arbeitsleistung einer 
Verhinderung wegen Krankheit gleichsteht, Nachteile zu befürchten hat? 

Der Gerichtshof stellte fest, dass die Verweigerung einer Einstellung wegen Schwangerschaft wie 
im vorliegenden Fall nur Frauen gegenüber in Betracht kommt und daher eine unmittelbare 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts darstellt. Eine Verweigerung der Einstellung aufgrund 
der finanziellen Auswirkungen der Fehlzeiten wegen Schwangerschaft ist als eine Weigerung 
anzusehen, die im Wesentlichen ihren Grund in der Schwangerschaft als solcher hat. Eine solche 
Diskriminierung, so das Fazit der Richter in Luxemburg, kann nicht mit dem finanziellen Nachteil 
gerechtfertigt werden, den der Arbeitgeber im Fall der Einstellung einer schwangeren Frau während 
deren Mutterschaftsurlaubs erleiden würde. Sie stellt daher einen Verstoß gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz der Artikel 2 Absatz 1 und 3 Absatz 1 der Richtlinie 76/207/EWG des 
Rates vom 9. Februar 1976 dar und ist mithin rechtswidrig, weil sie gegen das Gemeinschaftsrecht 
verstößt.∗ 

KASTEN 20 

Urteil des Gerichtshofs vom 8. November 1990, Rechtssache C-177/88, Dekker, Rn. 12 und 14  

„12 Hierzu ist zu bemerken, daß die Verweigerung einer Einstellung wegen Schwangerschaft nur Frauen gegenüber 
in Betracht kommt und daher eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts darstellt. Eine 
Verweigerung der Einstellung aufgrund der finanziellen Auswirkungen der Fehlzeiten wegen Schwangerschaft ist 
als eine Weigerung anzusehen, die im wesentlichen ihren Grund in der Schwangerschaft als solcher hat. Eine solche 
Diskriminierung kann nicht mit dem finanziellen Nachteil gerechtfertigt werden, den der Arbeitgeber im Fall der 
Einstellung einer schwangeren Frau während deren Mutterschaftsurlaubs erleiden würde. 

… 

14 Nach allem ist auf die erste Vorlagefrage zu antworten, daß ein Arbeitgeber unmittelbar gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz der Artikel 2 Absatz 1 und 3 Absatz 1 der Richtlinie 76/207 des Rates vom 9. Februar 
1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs 
zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen 
verstößt, wenn er es ablehnt, mit einer von ihm für geeignet befundenen Bewerberin einen Arbeitsvertrag zu 
schließen, weil er wegen der Einstellung einer schwangeren Frau Nachteile zu befürchten hat, die sich aus einer 
staatlichen Regelung über die Arbeitsunfähigkeit ergeben, wonach eine mit Schwangerschaft und Entbindung 
zusammenhängende Verhinderung an der Arbeitsleistung einer Verhinderung wegen Krankheit gleichsteht.“ 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich des Gleichheitsgrundsatzes und der Nichtdiskriminierung von Frauen im Zusammenhang 

mit Mutterschaft in anderen Rechtsordnungen siehe die AdH oben, S. 60. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
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III.4.3. Das Urteil Handels- og Kontorfunktionærernes Forbund i Danmark / Dansk 
Arbejdsgiverforening (C-179/88) 

Von äußerster Wichtigkeit ist auch das am selben Tag wie das Urteil Dekker ergangene Urteil des 
Gerichtshofs vom 8. November 199059 in einem Rechtsstreit zwischen einer erwerbstätigen Mutter 
und ihrem Arbeitgeber in Bezug auf eine Entlassung, die mit dem Fortbestehen der durch 
Schwangerschaft und Entbindung verursachten Krankheit begründet wurde. 

Ausgangspunkt des Rechtsstreits war die Entlassung von Frau Hertz, einer teilzeitbeschäftigten 
Kassiererin und Verkäuferin, die am 15. Juli 1982 von der Aldi Marked K/S eingestellt worden war. Im 
Juni 1983 brachte Frau Hertz nach einer komplizierten Schwangerschaft, während der sie in 
Absprache mit ihrem Arbeitgeber die meiste Zeit über krankgemeldet war, ein Kind zur Welt. Nach 
Ablauf ihres Mutterschaftsurlaubs, der gemäß dem anwendbaren dänischen Gesetz 24 Wochen ab 
der Entbindung umfasste, nahm Frau Hertz Ende 1983 ihre Arbeit wieder auf. Bis Juni 1984 hatte sie 
keine gesundheitlichen Probleme. Von Juni 1984 bis Juni 1985 war sie jedoch erneut an 
100 Arbeitstagen krankgemeldet. Zwischen den Parteien war unstreitig, dass die Krankheit von Frau 
Hertz eine Folge ihrer Schwangerschaft und Entbindung war. 

Mit Schreiben vom 27. Juni 1985 kündigte die Aldi Marked K/S das Arbeitsverhältnis mit Frau Hertz 
mit der gesetzlichen Frist von vier Monaten. Später erklärte die Aldi Marked K/S, dass der Grund für 
die Kündigung Frau Hertz' Fehlzeiten gewesen seien und dass es der normalen Praxis entspreche, 
Mitarbeiter, die oft wegen Krankheit fehlten, zu entlassen. 

In strikter Anwendung der Grundsätze der Gleichbehandlung und der Nichtdiskriminierung 
bekräftigte der Gerichtshof zunächst, was er bereits im Urteil Dekker60 klargestellt hatte, dass 
nämlich die Entlassung einer Arbeitnehmerin aufgrund ihrer Schwangerschaft ebenso wie die 
Weigerung, eine schwangere Frau einzustellen, eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts darstellt.∗  

Dagegen stellt die Entlassung einer Arbeitnehmerin aufgrund häufiger Fehlzeiten wegen Krankheit, 
die nicht durch eine Schwangerschaft oder Entbindung verursacht sind, keine unmittelbare 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts dar, sofern auch Männer unter den gleichen 
Voraussetzungen aufgrund solcher Fehlzeiten entlassen würden. 

KASTEN 21 

Urteil des Gerichtshofs vom 8. November 1990, Rechtssache C-179/88, Handels- og 
Kontorfunktionærernes Forbund i Danmark / Dansk Arbejdsgiverforening, Rn. 13-19 

„13 Aus den angeführten Vorschriften der Richtlinie ergibt sich, daß die Entlassung einer Arbeitnehmerin aufgrund 
ihrer Schwangerschaft ebenso wie die Weigerung, eine schwangere Frau einzustellen (siehe Urteil vom selben Tag 
in der Rechtssache C-177/88, Dekker, Slg. 1990, 1-3941), eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts darstellt. 

                                                             
59  Urteil des Gerichtshofs vom 8. November 1990, Rechtssache C-179/88, Handels- og Kontorfunktionærernes Forbund i 

Danmark [Beauftragter von Frau Hertz] / Dansk Arbejdsgiverforening [Beauftragte der Aldi Marked K/S]. 
ECLI:EU:C:1990:384 

 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&
mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405 

60 Urteil des Gerichtshofs vom 8. November 1990, Rechtssache C-177/88, Dekker, ECLI:EU:C:1990:383. 
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=4640632 
∗ AdH: Für einen Vergleich des Gleichheitsgrundsatzes und der Nichtdiskriminierung von Frauen im Zusammenhang 

mit Mutterschaft in anderen Rechtsordnungen siehe die AdH oben, S. 60. 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4640632#page=10
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4640632
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4640632
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14 Dagegen stellt die Entlassung einer Arbeitnehmerin aufgrund häufiger Fehlzeiten wegen Krankheit, die nicht 
durch eine Schwangerschaft oder Entbindung verursacht sind, keine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts dar, sofern auch Männer unter den gleichen Voraussetzungen aufgrund solcher Fehlzeiten entlassen 
würden.  

15 Die Richtlinie betrifft nicht den Fall, daß eine Krankheit durch Schwangerschaft oder Entbindung verursacht 
worden ist. Sie läßt jedoch nationale Vorschriften zu, die den Frauen besondere Rechte wegen Schwangerschaft 
und Mutterschaft, so zum Beispiel einen Anspruch auf Mutterschaftsurlaub, sichern. Daraus folgt, daß die Frau 
während dieses ihr nach nationalem Recht zustehenden Urlaubs dagegen gesichert ist, aufgrund ihres Fernbleibens 
von der Arbeit entlassen zu werden. Es ist Sache jedes Mitgliedstaats, die Dauer des Mutterschaftsurlaubs so zu 
bemessen, daß die Arbeitnehmerinnen in der Zeit, in der mit der Schwangerschaft und der Entbindung 
zusammenhängende Gesundheitsstörungen auftreten, der Arbeit fernbleiben dürfen. 

16 Bei Krankheiten, die erst nach dem Mutterschaftsurlaub auftreten, besteht kein Anlaß, zwischen durch 
Schwangerschaft oder Entbindung verursachten Krankheiten und anderen Krankheiten zu unterscheiden. Solche 
pathologischen Zustände fallen somit unter die allgemeine Regelung für Krankheitsfälle.  

17 Männliche und weibliche Arbeitnehmer sind nämlich in gleichem Maß dem Krankheitsrisiko ausgesetzt. Wenn 
auch bestimmte Gesundheitsstörungen spezifisch für das eine oder das andere Geschlecht sind, kommt es somit 
lediglich darauf an, ob eine Frau unter den gleichen Voraussetzungen wie ein Mann aufgrund von Fehlzeiten wegen 
Krankheit entlassen wird; ist dies der Fall, so liegt keine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts vor. 

18 In einem solchen Fall stellt sich auch nicht die Frage, ob Frauen häufiger wegen Krankheit der Arbeit fernbleiben 
als Männer und damit eventuell eine mittelbare Diskriminierung vorliegt. 

19 Auf die erste Frage ist somit zu antworten, daß Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 der 
Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen vorbehaltlich der Vorschriften des nationalen Rechts im Sinne 
von Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie Entlassungen aufgrund von Fehlzeiten infolge einer durch Schwangerschaft 
oder Entbindung verursachten Krankheit nicht entgegensteht.“ 

III.4.4. Das Urteil Høj Pedersen (C-66/96) 

Ein weiteres Urteil des Gerichtshofs, ergangen am 19. November 199861, befasst sich mit dem 
Anspruch auf volles Entgelt von schwangeren Arbeitnehmerinnen. 

Dem Rechtsstreit liegt ein Umstand zugrunde, der die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens 
verbindet, dass nämlich bei ihnen allen die Schwangerschaft bereits vor Beginn des Zeitraums von 
drei Monaten vor dem voraussichtlichen Entbindungstermin einen anomalen Verlauf nahm. 

Die Klägerinnen wurden für (voll oder teilweise) arbeitsunfähig erklärt und aufgefordert, anstelle 
des ihnen während der Schwangerschaft zustehenden normalen Gehalts das entsprechende 
vorzeitige Mutterschaftstagegeld zu beantragen. 

Die Klägerinnen erhoben beim nationalen Gericht Klage wegen Verstoßes des Art. 5 des Lov Nr. 852 
om dagpenge ved sygdom eller fødsel (Gesetz über Tagegeld bei Krankheit und Entbindung, im 
Folgenden „Tagegeldgesetz“) vom 20. Dezember 1989 gegen das Gemeinschaftsrecht, weil diese 
Bestimmung, obwohl sie den Anspruch eines wegen Krankheit voll arbeitsunfähigen Angestellten 
auf Zahlung des Gehalts in voller Höhe anerkennt, andererseits festlegt, dass eine Angestellte, die 
während der Schwangerschaft, aber vor Beginn des Mutterschaftsurlaubs erkrankt, nur dann 
Anspruch auf ihr volles Gehalt hat, wenn ihre Krankheit nicht mit der Schwangerschaft 
zusammenhängt. 

                                                             
61  Urteil des Gerichtshofs vom 19. November 1998, Rechtssache C-66/96, Høj Pedersen u. a., ECLI:EU:C:1998:549. 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43732&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first
&part=1&cid=5598309 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43732&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5598309
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43732&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5598309
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43732&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5598309
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Des Weiteren wurde die Bestimmung in Art. 7 Abs. 2 Unterabsatz 2 des Angestelltengesetzes 
beanstandet, gemäß der ein Arbeitgeber eine schwangere Angestellte von der Arbeit freistellen 
kann, auch wenn sie nicht arbeitsunfähig ist, wenn er meint, sie nicht beschäftigen zu können. In 
diesem Fall ist er verpflichtet, ihr das halbe Gehalt zu zahlen. 

Da es die Klärung dieser Frage für die Entscheidung des Rechtsstreits als maßgeblich erachtete, 
ersuchte das nationale Gericht (Sø- og Handelsret), an das sich die Klägerinnen gewandt hatten, den 
Gerichtshof, im Wege der Vorabentscheidung klarzustellen, ob Art. 119 des EG-Vertrags∗ sowie die 
Richtlinien 75/117/EWG und 92/85/EWG nationalen Rechtsvorschriften entgegenstehen, nach 
denen eine schwangere Frau, die vor Beginn ihres Mutterschaftsurlaubs aufgrund eines mit der 
Schwangerschaft zusammenhängenden krankhaften Zustands arbeitsunfähig wird und hierüber 
eine ärztliche Bescheinigung vorlegt, keinen Anspruch auf Fortzahlung ihres vollen Gehalts durch 
ihren Arbeitgeber hat, sondern lediglich auf die Zahlung von Tagegeld durch eine örtliche Behörde, 
während Arbeitnehmer bei ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit 
grundsätzlich Anspruch auf Fortzahlung ihres vollen Gehalts durch den Arbeitgeber haben. 

Der Gerichtshof stellte fest: In Anbetracht der Tatsache, dass nach den geltenden Rechtsvorschriften 
jeder Arbeitnehmer im Krankheitsfall Anspruch auf Fortzahlung des vollen Gehalts hat, beruht der 
Umstand, dass eine Frau vor Beginn ihres Mutterschaftsurlaubs nicht ihr volles Gehalt bekommt, 
wenn ihre Arbeitsunfähigkeit auf einen mit der Schwangerschaft zusammenhängenden 
krankhaften Zustand zurückzuführen ist, im Wesentlichen auf der Schwangerschaft. Dies stelle 
somit eine Diskriminierung dar. Anders wäre dies nur, führte der Gerichtshof weiter aus, wenn die 
Beträge, die die Angestellten als Tagegeld erhalten, ihrem Gehalt entsprächen. Wäre dies der Fall, 
so hätte das vorlegende Gericht weiter zu prüfen, ob die Auszahlung des Tagegeldes durch eine 
örtliche Behörde nicht eine gegen Artikel 119 des EG-Vertrags verstoßende Diskriminierung sein 
kann. 

Demgegenüber, präzisierte der Gerichtshof, stehen Artikel 119 des EG-Vertrags und die 
Richtlinie 75/117 nationalen Rechtsvorschriften nicht entgegen, nach denen eine schwangere Frau 
keinen Anspruch auf Fortzahlung ihres Gehalts durch den Arbeitgeber hat, wenn sie der Arbeit vor 
Beginn ihres Mutterschaftsurlaubs wegen gewöhnlicher Schwangerschaftsbeschwerden fernbleibt, 
ohne im Übrigen arbeitsunfähig zu sein, oder wegen einer ärztlichen Empfehlung, das ungeborene 
Kind zu schonen, die nicht mit einem krankhaftem Zustand oder mit besonderen Risiken für das 
ungeborene Kind begründet worden ist, während Arbeitnehmer, die wegen Krankheit 
arbeitsunfähig sind, grundsätzlich einen solchen Anspruch besitzen. 

                                                             
∗ AdH: Art. 119 EG-Vertrag besagt:  

 „Jeder Mitgliedstaat wird während der ersten Stufe den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher 
Arbeit anwenden und in der Folge beibehalten. 

 Unter "Entgelt" im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter sowie alle sonstigen 
Vergütungen zu verstehen, die der Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer mittelbar und 
unmittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt. 

 Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts bedeutet: 

 a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit aufgrund der gleichen Maßeinheit festgesetzt wird; 

 b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist.“ 

 Art. 157 Abs. 1 und Abs. 2 AEUV entspricht diesem weitgehend inhaltlich. Sein Abs. 1 legt fest:  

 „Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit sicher.“  

(Die Unterstreichungen wurden durch den Herausgeber hinzugefügt und kennzeichnen die Unterschiede zwischen 
den beiden Artikeln). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31975L0117&qid=1600181396763&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:1997:340:FULL&from=DE#page=42
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12012E/TXT&qid=1681811957819&from=DE#page=71
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KASTEN 22 

Urteil des Gerichtshofs vom 19. November 1998, Rechtssache C-66/96, Høj Pedersen, Rn. 35 

„35 Folglich beruht der Umstand, daß eine Frau vor Beginn ihres Mutterschaftsurlaubs nicht ihr volles Gehalt 
bekommt, wenn ihre Arbeitsunfähigkeit auf einen mit der Schwangerschaft zusammenhängenden krankhaften 
Zustand zurückzuführen ist, im Wesentlichen auf der Schwangerschaft und stellt somit eine Diskriminierung dar.“ 

III.4.5. Das Urteil Mayr (C-506/06) 

Im Urteil Mayr vom 25. Februar 200862 hat der Gerichtshof eine weite Auslegung des Begriffs 
„schwangere Arbeitnehmerin“ dahingehend vorgenommen, dass sein Anwendungsbereich auch 
eine Arbeitnehmerin einschließt, deren Eizellen zum Zeitpunkt der Kündigung in vitro befruchtet, 
aber noch nicht in ihre Gebärmutter eingepflanzt worden sind. 

Anlass des Rechtsstreits war die Kündigung von Frau Mayr durch ihren Arbeitgeber, die Bäckerei und 
Konditorei Gerhard Flöckner OHG (im Folgenden „Flöckner“), bei dem sie als Kellnerin beschäftigt war. 

§ 10 des anwendbaren österreichischen Gesetzes („Mutterschutzgesetz“)∗ sieht Folgendes vor:  

„(1) Dienstnehmerinnen kann während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier 
Monaten nach der Entbindung rechtswirksam nicht gekündigt werden, es sei denn, dass dem 
Dienstgeber die Schwangerschaft beziehungsweise Entbindung nicht bekannt ist. 

(2) Eine Kündigung ist auch rechtsunwirksam, wenn die Schwangerschaft beziehungsweise 
Entbindung dem Dienstgeber binnen fünf Arbeitstagen nach Ausspruch der Kündigung, bei 
schriftlicher Kündigung binnen fünf Arbeitstagen nach deren Zustellung, bekannt gegeben wird. 
Die schriftliche Bekanntgabe der Schwangerschaft beziehungsweise Entbindung ist rechtzeitig, 
wenn sie innerhalb der Fünftagefrist zur Post gegeben wird. Wendet die Dienstnehmerin die 
Schwangerschaft beziehungsweise Entbindung innerhalb der Fünftagefrist ein, so hat sie 
gleichzeitig durch eine Bestätigung des Arztes die Schwangerschaft oder die Vermutung der 
Schwangerschaft nachzuweisen oder die Geburtsurkunde des Kindes vorzuweisen. Kann die 
Dienstnehmerin aus Gründen, die nicht von ihr zu vertreten sind, dem Dienstgeber die 
Schwangerschaft beziehungsweise Entbindung nicht innerhalb der Fünftagefrist bekannt geben, 
so ist die Bekanntgabe rechtzeitig, wenn sie unmittelbar nach Wegfall des Hinderungsgrundes 
nachgeholt wird“∗∗ 

Nun wurde bei Frau Mayr am 8. März 2005 im Rahmen eines Versuchs zur künstlichen Befruchtung 
und nach einer rund eineinhalb Monate dauernden Hormonbehandlung eine Follikelpunktion 
vorgenommen. Vom 8. bis 13. März 2005 wurde sie von ihrem Hausarzt krankgeschrieben. Am 
10. März 2005 teilte Flöckner Frau Mayr während eines Telefonats mit, dass ihr zum 26. März 2005 
gekündigt werde. Mit Schreiben vom selben Tag informierte Frau Mayr Flöckner darüber, dass im 

                                                             
62  Urteil des Gerichtshofs vom 26. Februar 2008, Rechtssache C-506/06, Mayr, ECLI:EU:C:2008:119.  
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=72369&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&di

r=&occ=first&part=1&cid=5846597 
∗ AdH: Das österreichische Mutterschutzgesetz ist zwischenzeitlich mehrfach novelliert worden und sieht nun in § 10 

auch einen Absatz 1a vor, der einen Kündigungsschutz im Fall einer Fehlgeburt vorsieht:  

 „Eine Kündigung ist bis zum Ablauf von vier Wochen nach einer erfolgten Fehlgeburt rechtsunwirksam. Auf Verlangen des 
Dienstgebers hat die Dienstnehmerin eine ärztliche Bescheinigung über die Fehlgeburt vorzulegen.“ 

 Die aktuelle Fassung des Mutterschutzgesetzes ist im Rechtsinformationssystem des Bundes abrufbar: 
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008464 

∗∗ AdH: Für einen Vergleich des Gleichheitsgrundsatzes und der Nichtdiskriminierung von Frauen im Zusammenhang 
mit Mutterschaft in anderen Rechtsordnungen siehe die AdH oben, S. 60. 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=72369&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5846597
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=72369&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5846597
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=72369&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5846597
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008464
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Rahmen einer künstlichen Befruchtung befruchtete Eizellen in ihre Gebärmutter eingesetzt werden 
sollten, was dann am 13. März 2005 auch tatsächlich geschah. 

Mit anderen Worten waren die Eizellen, die Frau Mayr entnommen worden waren, an dem Tag, an 
dem ihr gekündigt wurde (am 10. März 2005), bereits von den Samenzellen ihres Partners befruchtet 
worden und demnach waren schon zu diesem Zeitpunkt in vitro befruchtete Eizellen vorhanden. 

Frau Mayr erhob beim zuständigen nationalen Gericht Klage gegen die Kündigung, deren 
Rechtmäßigkeit sie anzweifelte, da sie sowohl gegen die nationalen Rechtsvorschriften als auch 
gegen das Gemeinschaftsrecht verstoße und zwar insbesondere gegen die Bestimmungen der 
Richtlinie 92/85/EWG63, die die Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen bezwecken. 

Der Gerichtshof verwies zunächst auf seine eigene Rechtsprechung (u. a. das Urteil in der 
Rechtssache C-179/8864), nach der einer Frau auf der Grundlage des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung und insbesondere von Art. 2 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
76/207/EWG Kündigungsschutz nicht nur während des Mutterschaftsurlaubs gewährt werden 
muss, sondern während der gesamten Schwangerschaft, und bekräftigt dann, dass eine Entlassung 
während der entsprechenden Zeiten nur Frauen treffen kann und daher als unmittelbare 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts anzusehen ist. 

Die Richter in Luxemburg kamen daher zu dem Ergebnis, dass das Datum des tatsächlichen Beginns 
der Schwangerschaft zu berücksichtigen ist, weil die o. g. Bestimmungen der Richtlinie der Kündigung 
einer Arbeitnehmerin entgegenstehen, die sich unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens 
in einem vorgerückten Behandlungsstadium einer In-vitro-Fertilisation befindet, nämlich zwischen der 
Follikelpunktion und der sofortigen Einsetzung der in vitro befruchteten Eizellen in ihre Gebärmutter. 
Dies gilt, sofern nachgewiesen ist, dass die Tatsache, dass sich die Betreffende einer solchen 
Behandlung unterzogen hat, der hauptsächliche Grund für die Kündigung ist. 

Nicht von diesen Bestimmungen erfasst wird hingegen eine Arbeitnehmerin, die sich einer 
Befruchtung in vitro unterzieht, wenn zum Zeitpunkt des Ausspruchs der Kündigung die Befruchtung 
ihrer Eizellen mit den Samenzellen ihres Partners bereits stattgefunden hat, so dass in vitro befruchtete 
Eizellen existieren, diese aber noch nicht in ihre Gebärmutter eingesetzt worden sind. 

KASTEN 23 

Urteil des Gerichtshofs vom 25. Februar 2008, Rechtssache C-506/06, Mayr, Rn. 52-54 

„52 … stehen Art. 2 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 76/207 der Kündigung einer Arbeitnehmerin entgegen, die 
sich unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens in einem vorgerückten Behandlungsstadium einer In-
vitro-Fertilisation befindet, nämlich zwischen der Follikelpunktion und der sofortigen Einsetzung der in vitro 
befruchteten Eizellen in ihre Gebärmutter, sofern nachgewiesen ist, dass die Tatsache, dass sich die Betreffende 
einer solchen Behandlung unterzogen hat, der hauptsächliche Grund für die Kündigung ist. 

53 In Anbetracht des Vorstehenden ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass die Richtlinie 92/85 und 
insbesondere das in Art. 10 Nr. 1 dieser Richtlinie enthaltene Verbot der Kündigung schwangerer 
Arbeitnehmerinnen dahin auszulegen sind, dass sie nicht eine Arbeitnehmerin erfassen, die sich einer Befruchtung 
in vitro unterzieht, wenn zum Zeitpunkt des Ausspruchs der Kündigung die Befruchtung ihrer Eizellen mit den 

                                                             
63  ABl. EG L 348 vom 28. November 1992, S. 1-7. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE 
64 Urteil des Gerichtshofs vom 8. November 1990, Rechtssache C-179/88, Handels- og Kontorfunktionærernes Forbund i 

Danmark [Beauftragter von Frau Hertz] / Dansk Arbejdsgiverforening [Beauftragte der Aldi Marked K/S]. 
ECLI:EU:C:1990:384 

 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&
mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=96122&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4644405
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Samenzellen ihres Partners bereits stattgefunden hat, so dass in vitro befruchtete Eizellen existieren, diese aber noch 
nicht in ihre Gebärmutter eingesetzt worden sind. 

54 Jedoch stehen Art. 2 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 76/207 der Kündigung einer Arbeitnehmerin entgegen, 
die sich unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens in einem vorgerückten Behandlungsstadium einer In-
vitro-Fertilisation befindet, nämlich zwischen der Follikelpunktion und der sofortigen Einsetzung der in vitro 
befruchteten Eizellen in ihre Gebärmutter, sofern nachgewiesen ist, dass die Tatsache, dass sich die Betreffende 
einer solchen Behandlung unterzogen hat, der hauptsächliche Grund für die Kündigung ist.“ 

III.4.6. Das Urteil Otero Ramos (C-531/15) 

Im Hinblick auf Diskriminierungen im Zusammenhang mit der Stillzeit muss an das Urteil des 
Gerichtshofs vom 19. Oktober 201765 in der Rechtssache Otero Ramos erinnert werden. 

Der Anlass des Vorabentscheidungsverfahrens war ein Rechtsstreit zwischen – auf der einen Seite – 
Frau Elda Otero Ramos und – auf der anderen Seite – dem Instituto Nacional de la Seguridad Social 
(INSS) (Nationale Sozialversicherungsanstalt, Spanien, im Folgenden „INSS“) und dem Servicio 
Galego de Saúde (Gesundheitsdienst der Autonomen Gemeinschaft Galicien, Spanien). Dieser drehte 
sich um die Ablehnung der Ausstellung einer von der Klägerin des Ausgangsverfahrens im Hinblick 
auf die Gewährung diesbezüglicher finanzieller Unterstützungsleistungen beantragten 
Bescheinigung über das Bestehen eines Risikos für das Stillen ihres Kindes bei der Erfüllung von 
Aufgaben, die mit ihrem Arbeitsplatz (Krankenschwester an der Universitätsklinik von A Coruña) 
verbunden waren. 

Im Einzelnen teilte Frau Otero Ramos, die ein Kind zur Welt gebracht hatte, das sie in der Folge stillte, 
ihrem Arbeitgeber mit, dass sich die ihr im Rahmen ihres Arbeitsplatzes obliegenden Aufgaben 
negativ auf das Stillen auswirken und sie Risiken für ihre Gesundheit und Sicherheit aussetzen 
würden. Dies insbesondere aufgrund des komplexen Arbeitsrhythmus im Schichtsystem, 
ionisierender Strahlungen, nosokomialer Infektionen und von Stress.  

Aus den genannten Gründen beantragte Frau Otero Ramos eine Umgestaltung der 
Arbeitsbedingungen und das Ergreifen vorbeugender Maßnahmen. Die für die Prüfung des Antrags 
zuständige INSS wies den Antrag auf der Grundlage eines Berichts der Uniklinik von A Coruña ab, in 
dem bescheinigt wurde, dass der Arbeitsplatz von Frau Otero Ramos, d. h. der Arbeitsplatz einer 
Krankenschwester in der Notaufnahme, in der von der Uniklinik in Abstimmung mit den 
Arbeitnehmervertretern erstellten Liste der risikofreien Arbeitsplätze aufgeführt sei. Eine weitere 
Entscheidungsgrundlage war der Bericht eines Arztes des Dienstes für Präventionsmedizin und 
Arbeitsschutz, der bestätigte, dass Frau Otero Ramos untersucht worden und geeignet sei, die ihr im 
Zusammenhang mit ihrem Arbeitsplatz obliegenden Aufgaben zu erfüllen. 

In seiner Antwort auf die Vorlagefragen des vorlegenden Gerichts stellte der Gerichtshof vorab fest, 
dass Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 92/85/EWG66 den Arbeitgeber verpflichtet, selbst oder durch die 
Dienste für die Gefahrenverhütung Art, Ausmaß und Dauer der Exposition der Arbeitnehmerinnen 
im Sinne von Art. 2 der Richtlinie gegenüber den in der nicht erschöpfenden Liste in Anhang I der 
Richtlinie genannten Agenzien, Verfahren und Arbeitsbedingungen für jede Tätigkeit, bei der 
insoweit ein besonderes Risiko besteht, zu beurteilen. Diese Beurteilung muss durchgeführt 
werden, damit alle Risiken für Sicherheit und Gesundheit sowie alle Auswirkungen auf 

                                                             
65  Urteil des Gerichtshofs vom 19. Oktober 2017, Rechtssache C-531/15, Otero Ramos, ECLI:EU:C:2017:789. 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=195741&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&

dir=&occ=first&part=1&cid=5848751 
66  ABl. EG L 348 vom 28. November 1992, S. 1-7. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=195741&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5848751
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=195741&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5848751
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE#page=3
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=195741&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5848751
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=195741&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5848751
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
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Schwangerschaft oder Stillzeit abgeschätzt und die zu ergreifenden Maßnahmen bestimmt werden 
können. 

Zudem wies der Gerichtshof darauf hin, dass nach Art. 2 Abs. 2 Buchst. c der Richtlinie 2006/54/EG67 
„jegliche ungünstigere Behandlung einer Frau im Zusammenhang mit Schwangerschaft oder 
Mutterschaftsurlaub“ im Sinne der Richtlinie 92/85/EWG68 als unmittelbare Diskriminierung∗ 
aufgrund des Geschlechts gilt. 

KASTEN 24 

Urteil des Gerichtshofs vom 19. Oktober 2017, Rechtssache C-531/15, Otero Ramos, Rn. 56-59 und 63 

„56 In Art. 1 der Richtlinie 92/85 ist ausdrücklich vorgesehen, dass diese Richtlinie die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, 
Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz zum Ziel hat. 

57 Wie der Gerichtshof bereits festgestellt hat, wird mit den unionsrechtlichen Vorschriften über die Gleichheit von 
Männern und Frauen im Bereich der Rechte von schwangeren Frauen, Wöchnerinnen oder stillenden Frauen das 
Ziel verfolgt, diese vor und nach der Niederkunft zu schützen (Urteil vom 11. November 2010, Danosa, C-232/09, 
EU:C:2010:674, Rn. 68 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

58 Außerdem geht aus dem 14. Erwägungsgrund und aus Art. 8 der Richtlinie 92/85 hervor, dass „[d]ie 
Empfindlichkeit der schwangeren Arbeitnehmerin, der Wöchnerin oder der stillenden Arbeitnehmerin … einen 
Anspruch auf Mutterschaftsurlaub von mindestens 14 Wochen ohne Unterbrechung erforderlich [machen], die sich 
auf die Zeit vor und/oder nach der Entbindung aufteilen; ferner muss ein Mutterschaftsurlaub von mindestens zwei 
Wochen obligatorisch gemacht werden, der auf die Zeit vor und/oder nach der Entbindung aufzuteilen ist“. Der 
Mutterschaftsurlaub soll somit die schwangere Arbeitnehmerin, die Wöchnerin und die stillende Arbeitnehmerin 
schützen. 

59 Daraus folgt, dass stillende Arbeitnehmerinnen ebenso geschützt werden müssen wie schwangere 
Arbeitnehmerinnen oder Wöchnerinnen, da die Situation der stillenden Frau in engem Zusammenhang mit der 
Mutterschaft und insbesondere „mit Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaub“ steht. 

… 

63 Folglich ist der Umstand, dass das Risiko, das der Arbeitsplatz einer stillenden Arbeitnehmerin beinhaltet, nicht 
gemäß den Anforderungen von Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 92/85 beurteilt wurde, als eine ungünstigere Behandlung 
einer Frau im Zusammenhang mit Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaub anzusehen, und stellt, wie sich aus 
Rn. 60 des vorliegenden Urteils ergibt, eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts im Sinne von 
Art. 2 Abs. 2 Buchst. c der Richtlinie 2006/54 dar.“ 

                                                             
67 ABl. EU L 204 vom 26. Juli 2006, S. 23-36. 
 https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF 
68  ABl. EG L 348 vom 28. November 1992, S. 1-7. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE 
∗ AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der „direkten/unmittelbaren Diskriminierung“ in anderen Rechtsordnungen 

siehe die AdH oben, Abschnitt II.3., S. 34. 

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF#page=5
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0085&from=DE
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III.5. Das Diskriminierungsverbot in Bezug auf den Zugang zu Gütern 
und Dienstleistungen: das Urteil Test-Achats (C-236/09) 

Mit dem Urteil Test-Achats vom 1. März 201169 erklärte der Gerichtshof den Artikel 5 Absatz 2 der 
Richtlinie 2004/113/EG70 des Rates für ungültig, weil er dem Grundsatz der Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
zuwiderläuft.∗ 

                                                             
69  Urteil des Gerichtshofs vom 1. März 2011, Rechtssache C-236/09, Test-Achats, ECLI:EU:C:2011:100.  
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=80019&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&di

r=&occ=first&part=1&cid=5656260 
70 ABl. EG L 373 vom 21. Dezember 2004, S. 37-43. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE 
∗ AdH: Für einen Vergleich hinsichtlich des Gleichheitsgrundsatzes beim Zugang zu und bei der Versorgung mit 

Gütern und Dienstleistungen siehe: 

− Deutschland: Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch ist vom Grundsatz gleicher Privatautonomie geprägt, der auch 
die Freiheit zur Ungleichbehandlung unter Privaten impliziert - eine allgemeine Pflicht zur gleichmäßigen Behandlung 
besteht daher grundsätzlich nicht. Die zivilgerichtliche Rechtsprechung sowie v.a. das 2006 erlassene Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz schränken der Grundsatz der Privatautonomie jedoch in bestimmten Konstellationen ein. 
So betrifft § 2 Abs. 1 N. 8 Gleichbehandlungsgesetz den „Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, 
die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum“, bei dem Benachteiligungen aus Gründen der 
Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen sind. Siehe Kasten 52 und Abschnitt II.4.1. der 
Studie REIMER, F., op.cit., (S. 30-31). Siehe auch Kasten 52 und Abschnitt II.4.1. der aktualisierten französischen Version 
der Studie: REIMER, F. op.cit., (S. 41-43); 

− Europarat: Hinsichtlich einer horizontalen Wirkung des Art. 1 Protokoll Nr. 12 zur EMRK, der ein allgemeines 
Diskriminierungsverbot normiert präzisiert der Erläuternde Bericht, dass jede positive Verpflichtung in Bezug auf 
Beziehungen zwischen Privatpersonen (also auch Geschäftsbeziehungen) allenfalls Beziehungen im öffentlichen 
Bereich betrifft, die in der Regel gesetzlich geregelt sind und für die der Staat eine gewisse Verantwortung trägt (z. B: 
willkürliche Verweigerung des Zugangs zu Dienstleistungen). Siehe Abschnitt II.2.1.7. der Studie ZILLER, J., op.cit., (S. 28). 
Siehe auch Abschnitt II.2.1.7. der aktualisierten spanischen Version der Studie: ZILLER, J., op. cit., (S. 42-43). Siehe auch 
Abschnitt II.2.1.7. der aktualisierten deutschen Version der Studie ZILLER, J., op. cit., (S. 51-52); 

− Italien: Titel II-bis des Codice delle pari opportunità tra uomo e donna von 2006 enthält Regelungen hinsichtlich der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen. Hier ist insbesondere auf 
Art. 55-ter hinzuweisen, der in seinem Abs. 1 jede unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung beim Zugang zu und 
bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen verbietet. Abs. 2 präzisiert, dass dieses Diskriminierungsverbot 
sowohl auf öffentliche als auch private Anbieter anwendbar ist, die Güter und Dienstleistungen für die allgemeine 
Öffentlichkeit bereitstellen. Art. 55-bis Abs. 7 hingegen legt fest, dass eine Ungleichbehandlung auf Grund des 
Geschlechts hinsichtlich Gütern und Dienstleistungen, die ausschließlich oder hauptsächlich Personen eines 
Geschlechts angeboten werden, keine Diskriminierung darstellt, wenn sie durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist, 
das mittels notwendiger geeigneter Maßnahmen verfolgt wird. Siehe Abschnitt II.2.1. der Studie LUCIANI, M.: op. cit. (S. 
28); 

− Österreich: § 31 Abs. 1 des Gleichbehandlungsgesetzes besagt: „Auf Grund des Geschlechts, insbesondere unter 
Bezugnahme auf den Familienstand oder den Umstand, ob jemand Kinder hat, oder der ethnischen Zugehörigkeit darf 
niemand unmittelbar oder mittelbar beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich Wohnraum, diskriminiert werden“. § 33 Gleichbehandlungsgesetz 
enthält eine Ausnahmebestimmung, die eine Diskriminierung dann ausschließt, wenn diese Güter oder 
Dienstleistungen ausschließlich oder überwiegend für Personen eines Geschlechts bereitgestellt werden und dies 
dem näher definierten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht. Siehe Kasten 10 und Abschnitt II.2.2.3. der Studie 
VAŜEK, M.: op. cit., (S. 23-24). Siehe auch Kasten 10 und Abschnitte II.2.2.3. der aktualisierten französischen Version der 
Studie: VAŜEK, M.: op. cit., (S. 24-25); 

− Schweiz: Grundsätzlich gilt die Vertragsfreiheit für alle Formen des Anbietens von Gütern und Dienstleistungen, das 
heiß es steht jedem Anbieter frei, mit wem er oder sie einen Vertrag abschließt oder nicht. Gem. Art. 19 Abs. 2 des 
fünften Teils des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Obligationenrecht) dürfen vertragliche Abmachungen jedoch 
nicht gegen die öffentliche Ordnung, die guten Sitten oder die Persönlichkeit verstoßen. Gestützt auf dieses Verbot 
der Sittenwidrigkeit hat das Bundesgericht in seiner Rechtsprechung Kriterien für einen Kontrahierungszwang in 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=80019&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5656260
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE#page=5
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE#page=5
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=80019&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5656260
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=80019&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5656260
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/
https://www.gesetze-im-internet.de/agg/
https://www.gesetze-im-internet.de/agg/
https://www.gesetze-im-internet.de/agg/__2.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf#page=46
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf#page=57
https://rm.coe.int/1680080631
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf#page=38
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf#page=54
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf#page=63
https://www.gazzettaufficiale.it/dettaglio/codici/pariOpportunita
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf#page=40
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf#page=34
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf#page=34
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de#a19
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de#a19
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Nach Art. 4 Abs. 1 der genannten Richtlinie bedeutet der Grundsatz der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen einerseits, dass keine unmittelbare Diskriminierung∗ aufgrund des 
Geschlechts, auch keine Schlechterstellung von Frauen aufgrund von Schwangerschaft oder 
Mutterschaft, erfolgen darf, und andererseits, dass keine mittelbare Diskriminierung∗∗ aufgrund des 
Geschlechts erfolgen darf. 

Abs. 1 von Art. 5 („Versicherungsmathematische Faktoren“) dieser Richtlinie sieht vor, dass die 
Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, dass spätestens bei den nach dem 21. Dezember 2007 neu 
abgeschlossenen Verträgen die Berücksichtigung des Faktors Geschlecht bei der Berechnung von 
Prämien und Leistungen im Bereich des Versicherungswesens und verwandter 
Finanzdienstleistungen nicht zu unterschiedlichen Prämien und Leistungen führt. Nach Abs. 2 
dieses Artikels können die Mitgliedstaaten im Falle von Verträgen, die vor dem 21. Dezember 2007 
und in einem anschließenden Übergangszeitraum von fünf Jahren, der nach Überprüfung erneuert 
werden kann, abgeschlossen werden, proportionale Unterschiede bei den Prämien und Leistungen 
dann zulassen, wenn die Berücksichtigung des Geschlechts bei einer auf relevanten und genauen 
versicherungsmathematischen und statistischen Daten beruhenden Risikobewertung ein 
bestimmender Faktor ist. Nach Abs. 3 dürfen die Kosten im Zusammenhang mit Schwangerschaft 
und Mutterschaft auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prämien und Leistungen führen. 

Daher müssen bei der Festlegung von Versicherungsbeiträgen und -leistungen für Männer und 
Frauen dieselben versicherungsmathematischen Grundsätze zugrunde gelegt werden. 

Der Gerichtshof hob hervor, dass das mit der Richtlinie 2004/113/EG im Versicherungssektor 
verfolgte Ziel, wie in ihrem Art. 5 Abs. 1 zum Ausdruck kommt, in der Anwendung der Regel 
geschlechtsneutraler Prämien und Leistungen besteht. Insbesondere, so der Gerichtshof, heißt es 
im 18. Erwägungsgrund dieser Richtlinie ausdrücklich, dass zur Gewährleistung der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen die Berücksichtigung geschlechtsspezifischer 
versicherungsmathematischer Faktoren nicht zu Unterschieden bei den Prämien und Leistungen 
führen solle. Im 19. Erwägungsgrund der Richtlinie wird ferner die den Mitgliedstaaten eingeräumte 
Möglichkeit, die Regel geschlechtsneutraler Prämien und Leistungen nicht anzuwenden, als 
„Ausnahme“ bezeichnet.  

Die Richtlinie 2004/113/EG beruht somit auf der Prämisse, dass für die Zwecke des in den Art. 21 und 
23 der Charta verbürgten Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und Männern die Lage 
von Frauen und die Lage von Männern in Bezug auf die Prämien und Leistungen der von ihnen 
abgeschlossenen Versicherungen vergleichbar sind. 

Der Gerichtshof kam daher zu dem Ergebnis, dass damit die Gefahr bestünde, dass die in Art. 5 Abs. 2 
der Richtlinie 2004/113/EG vorgesehene Ausnahme von der Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern nach dem Unionsrecht unbefristet zulässig sei. 

Folglich ist eine Bestimmung, wie die dem Gerichtshof zur Auslegung vorgelegte, die es den 
betreffenden Mitgliedstaaten gestattet, eine Ausnahme von der Regel geschlechtsneutraler 
Prämien und Leistungen unbefristet aufrechtzuerhalten, als unvereinbar mit der Verwirklichung des 
mit der Richtlinie 2004/113/EG verfolgten Ziels der Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
                                                             

bestimmten Konstellationen als sehr eng zu verstehende Ausnahme von der Vertragsfreiheit entwickelt, wenn Güter 
oder Dienstleistungen allgemein und öffentlich angeboten werden Diese Kriterien könnten auch bei der 
diskriminierenden Verweigerung von Dienstleistungen zum Zuge kommen, es gibt jedoch bis dato noch keine 
Rechtsprechung dazu. Siehe die Abschnitte II.4.4.2.d) und IV.2. der Studie FREI, N., op. cit., (S. 35 und S. 48). Siehe auch 
die Abschnitte II.4.4.2.d) und IV.2. der aktualisierten französischen Version der Studie: FREI, N., op. cit., (S. 45 und S. 59). 

∗ AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der „direkten/unmittelbaren Diskriminierung“ in anderen Rechtsordnungen 
siehe die AdH oben, Abschnitt II.3., S. 34. 

∗∗ AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der „indirekten/mittelbaren Diskriminierung“ in anderen Rechtsordnungen 
siehe die AdH oben, Abschnitt II.3., S. 35. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE#page=4
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE#page=5
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0113&from=DE
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf#page=47
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf#page=57


Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung: 
   Europäische Union 

 73 

und mit den Art. 21 und 23 der Charta anzusehen und demnach nach Ablauf einer angemessenen 
Übergangszeit als ungültig zu betrachten. 

KASTEN 25 

Urteil des Gerichtshofs vom 1. März 2011, Rechtssache C-236/09, Test-Achats, Rn. 28-33  

„28 Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs verlangt der Gleichbehandlungsgrundsatz, dass 
vergleichbare Sachverhalte nicht unterschiedlich und unterschiedliche Sachverhalte nicht gleichbehandelt werden, 
es sei denn, dass eine solche Behandlung objektiv gerechtfertigt ist (vgl. Urteil vom 16. Dezember 2008, Arcelor 
Atlantique et Lorraine u. a., C-127/07, Slg. 2008, I-9895, Randnr. 23). 

29 Die Vergleichbarkeit der Sachverhalte ist im Licht des Zwecks und des Ziels der Unionsmaßnahme, die die 
fragliche Unterscheidung einführt, zu beurteilen (vgl. in diesem Sinne Arcelor Atlantique et Lorraine u. a., 
Randnr. 26). Hier wird diese Unterscheidung mit Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2004/113 eingeführt. 

30 Es steht fest, dass das mit der Richtlinie 2004/113 im Versicherungssektor verfolgte Ziel, wie in ihrem Art. 5 Abs. 1 
zum Ausdruck kommt, in der Anwendung der Regel geschlechtsneutraler Prämien und Leistungen besteht. Im 
18. Erwägungsgrund dieser Richtlinie heißt es ausdrücklich, dass zur Gewährleistung der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen die Berücksichtigung geschlechtsspezifischer versicherungsmathematischer Faktoren nicht 
zu Unterschieden bei den Prämien und Leistungen führen sollte. Im 19. Erwägungsgrund der Richtlinie wird die den 
Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit, die Regel geschlechtsneutraler Prämien und Leistungen nicht 
anzuwenden, als „Ausnahme“ bezeichnet. Somit beruht die Richtlinie 2004/113 auf der Prämisse, dass für die 
Zwecke der Anwendung des in den Art. 21 und 23 der Charta verbürgten Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern die Lage von Frauen und die Lage von Männern in Bezug auf die Prämien und Leistungen der 
von ihnen abgeschlossenen Versicherungen vergleichbar sind. 

31 Damit besteht die Gefahr, dass die in Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2004/113 vorgesehene Ausnahme von der 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern nach dem Unionsrecht unbefristet zulässig ist. 

32 Eine solche Bestimmung, die es den betreffenden Mitgliedstaaten gestattet, eine Ausnahme von der Regel 
geschlechtsneutraler Prämien und Leistungen unbefristet aufrechtzuerhalten, läuft der Verwirklichung des mit der 
Richtlinie 2004/113 verfolgten Ziels der Gleichbehandlung von Frauen und Männern zuwider und ist mit den Art. 21 
und 23 der Charta unvereinbar. 

33 Die Bestimmung ist daher nach Ablauf einer angemessenen Übergangszeit als ungültig anzusehen.“ 

III.6. Aufgrund von wesentlichen beruflichen Anforderungen 
gerechtfertigte Ungleichbehandlung: das Urteil Kommission / 
Frankreich (C-318/86) 

Infolge eines von der Kommission gegen Frankreich eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahrens 
hat sich der Gerichtshof im Urteil vom 30. Juni 198871 zur Unrechtmäßigkeit von nach Geschlecht 
getrennten Einstellungsverfahren für die Ernennung von Beamten in mehreren Ämtern geäußert. 

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass zum Zeitpunkt des Entstehens der Streitigkeit für die Einstellung 
im öffentlichen Dienst nach französischem Recht das einzige Kriterium für die Einstellung die im 
Anschluss an ein einziges, für weibliche und männliche Bewerber gemeinsam durchgeführtes 
Eingangs-Auswahlverfahren vorgenommene Einstufung des Bewerbers war. Art. 21 des Gesetzes 
Nr. 16 vom 11. Januar 1984 über den öffentlichen Dienst72 sieht jedoch vor, dass bei bestimmten, in 

                                                             
71  Urteil des Gerichtshofs vom 30. Juni 1988, Rechtssache C-318/86, Kommission/Frankreich, ECLI:EU:C:1988:352. 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=95055&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first
&part=1&cid=5713743 

72  Loi n° 84-16 du 11 janvier 1984 portant dispositions statutaires relatives à la fonction publique de l'État, JORF vom 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=95055&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5713743
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/article_lc/LEGIARTI000006450543/1984-01-12/#LEGIARTI000006450543
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/article_lc/LEGIARTI000006450543/1984-01-12/#LEGIARTI000006450543
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=95055&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5713743
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=95055&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5713743
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/article_lc/LEGIARTI000006450543/1984-01-12/#LEGIARTI000006450543
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einer durch Dekret festgelegten Liste aufgeführten „corps“ für Männer und Frauen jeweils getrennte 
Einstellungsverfahren durchgeführt werden können. Diese Verfahren sind dadurch gekennzeichnet, 
dass in jedem Beschluss über die Eröffnung eines Auswahlverfahrens festgelegt wird, wieviel 
Prozent der zu besetzenden Stellen Männern und wieviel Prozent Frauen vorbehalten sind. 

Die Kommission hat in Bezug auf diese Regelung ein Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Frankreich eingeleitet, weil sie der Auffassung war, dass die durch Dekret festgelegte Liste zu 
weitgespannt sei und die sich aus ihr ergebenden Einstellungsbedingungen daher mit dem 
Grundsatz des gleichen Zugangs von Männern und Frauen zur Beschäftigung, wie ihn die Richtlinie 
76/207/EWG73 gewährleiste, unvereinbar seien.∗ 

Nach der Richtlinie 76/207/EWG (Art. 2 Abs. 2) steht es übrigens den Mitgliedstaaten frei, solche 
beruflichen Tätigkeiten vom Anwendungsbereich der Richtlinie auszuschließen, „für die das Geschlecht 
auf Grund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine unabdingbare Voraussetzung darstellt“. 

Im vorliegenden Fall ging es darum, zu entscheiden, ob ein solcher Ausschluss in Bezug auf die 
Einstellung von Aufsichtspersonal der Strafvollzugsbehörden und Personal der Staatspolizei als 
gerechtfertigt anzusehen ist. 

Der Gerichtshof verwies in diesem Zusammenhang auf Art. 9 Abs. 2 der Richtlinie, nach dem die 
Mitgliedstaaten verpflichtet sind, diese Tätigkeiten in regelmäßigen Abständen zu prüfen, um unter 
Berücksichtigung der sozialen Entwicklung festzustellen, ob es gerechtfertigt ist, die betreffenden 
Ausnahmen aufrechtzuerhalten. 

Der Gerichtshof kam zu dem Schluss, dass die französische Regelung in der hier maßgebenden 
Fassung als mit den Grundsätzen der Richtlinie 76/207/EWG unvereinbar anzusehen ist, und stellte 
fest, dass Ausnahmen von einem subjektiven Recht wie dem auf Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen das zur Erreichung des angestrebten rechtmäßigen Ziels erforderliche Maß nicht 
überschreiten dürfen.  

Der Gerichtshof machte ferner geltend, dass in diesem Zusammenhang auch der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit richtig angewendet werden muss, der im vorliegenden Fall auch wegen der 
mangelnden Transparenz im Hinblick auf die Kriterien, denen die Einstellungsverfahren unterliegen, 
verletzt scheint. Denn dieser Grundsatz verlangt, dass die Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen soweit wie möglich mit den Erfordernissen in Einklang gebracht wird, die für die Ausübung 
der jeweiligen spezifischen Tätigkeit entscheidend sind. 

KASTEN 26 

Urteil des Gerichtshofs vom 30. Juni 1988, Rechtssache C-318/86, Kommission / Frankreich, Rn. 30 

„30. … die Französische Republik [hat] dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen, daß 
sie für die Ernennung von Beamten in den „corps“ des Führungs- und des Fach- und Berufsausbildungspersonals im 
Außendienst des Strafvollzugs sowie in der Gesamtheit der fünf „corps“ der Staatspolizei ein nach Geschlecht 
getrenntes, von der Richtlinie 76/207 nicht gedecktes Einstellungsverfahren beibehalten hat.… “ 

                                                             

12. Januar 1984, S. 271-280. 

 AdH: Art. 21 des Gesetzes wurde 2001 aufgehoben. Die nunmehr geltende Fassung des Gesetzes Nr. 16 vom 11 Januar 
1984 über den öffentlichen Dienst ist auf dem Portal Légifrance abrufbar: 

 https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000501099/2023-04-27/ 
73 ABl. EG L 39 vom 14. Februar 1976, S. 40-42. 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE 
∗ AdH: Für einen Vergleich der Rechtslage in anderen Rechtsordnungen siehe oben die AdH hinsichtlich der Gleichheit 

beim Zugang zur Beschäftigung und die AdH hinsichtlich des Grundsatzes der Gleichheit beim Zugang zu 
öffentlichen Ämtern in den Abschnitte II.3 und II.4., S. 31 und S. 39. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE#page=3
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000501099/2023-04-27/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
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III.7. Positive Maßnahmen: das Urteil Kalanke (C-450/93) 
Mit dem Urteil Kalanke vom 17. Oktober 199574 äußerte sich der Gerichtshof zum ersten Mal zur 
Rechtmäßigkeit der sog. positiven Maßnahmen.* 

Im Juli 1990 hatte die Stadt Bremen eine Bekanntmachung über die Verfügbarkeit der Stelle eines 
Sachgebietsleiters beim Gartenbauamt veröffentlicht. 

Beim Auswahlverfahren kamen die Bewerbungen von Herrn Kalanke, Diplom-Ingenieur für Garten- 
und Landschaftspflege und seinerzeit ständiger Vertreter des Sachgebietsleiters, und von Frau 
Glißmann, seit 1983 Diplom-Ingenieurin für Landschaftspflege, in die engere Wahl. Beide waren in 
dem Sachgebiet tätig. Nach dem Scheitern der Verhandlungen zwischen der Leitung des 
Gartenbauamtes, welche die Bewerbung von Herrn Kalanke unterstützte, und dem Personalrat, der 
sich für die andere Bewerberin aussprach, war die Einigungsstelle angerufen worden. Diese hatte 
im Jahr 1991 erklärt, dass beide Bewerber geeignet wären, dass aber auf der Grundlage des 
Landesgleichstellungsgesetzes der weiblichen Bewerberin der Vorrang gebühre. 

Herr Kalanke hatte die Entscheidung zunächst vor dem Arbeitsgericht von Bremen und 
anschließend, in der Berufungsinstanz, vor dem Bundesarbeitsgericht angefochten, das auf der 
Grundlage der vom Gerichtshof im Vorabentscheidungsverfahren festgelegten Auslegungskriterien 
die Rechtmäßigkeit der Entscheidung der Einigungsstelle im Hinblick auf die geltenden Regelungen 
über die Bewertung von gleich qualifizierten Bewerbern bestätigte. Es läge keine unrechtmäßige 
Bevorzugung von Frau Glißmann aufgrund ihres Geschlechts vor. Vielmehr sei die Bevorzugung der 
weiblichen Bewerberin aufgrund des Umstands als gerechtfertigt anzusehen, dass in dem von der 
Stellenausschreibung betroffenen Bereich die Frauen unterrepräsentiert sind. 

Diesbezüglich sah die seinerzeit im Land Bremen geltende Regelung (Art. 4 des 
Landesgleichstellungsgesetzes vom 20. November 1990) in der Tat Folgendes vor:  

„(1) Bei der Einstellung, einschließlich der Begründung eines Beamten- und Richterverhältnisses, die nicht 
zum Zwecke der Ausbildung erfolgt, sind Frauen bei gleicher Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber 
in den Bereichen vorrangig zu berücksichtigen, in denen sie unterrepräsentiert sind. 

(2) Bei der Übertragung einer Tätigkeit in einer höheren Lohn-, Vergütungs- und Besoldungsgruppe sind 
Frauen bei gleicher Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber vorrangig zu berücksichtigen, wenn sie 
unterrepräsentiert sind. Das gilt auch bei der Übertragung eines anderen Dienstpostens und bei 
Beförderung. 

(3) … 

(4) Die Qualifikation ist ausschließlich an den Anforderungen des Berufes, der zu besetzenden Stelle oder der 
Laufbahn zu messen. Spezifische, zum Beispiel durch Familienarbeit, durch soziales Engagement oder 
ehrenamtliche Tätigkeit erworbene Erfahrungen und Fähigkeiten sind Teil der Qualifikation im Sinne des 
Absatzes 1 und 2, wenn sie bei der Ausübung der jeweiligen Tätigkeit dienlich sind. 

(5) Eine Unterrepräsentation liegt vor, wenn in den einzelnen Lohn-, Vergütungs- und Besoldungsgruppen 
der jeweiligen Personalgruppe einer Dienststelle nicht mindestens zur Hälfte Frauen vertreten sind. Dies gilt 
auch für die nach dem Geschäftsverteilungsplan vorgesehenen Funktionsebenen.“∗∗ 

                                                             
74  Urteil des Gerichtshofs vom 17. Oktober 1995, Rechtssache C-450/93, Kalanke, ECLI:EU:C:1995:322. 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=99475&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first
&part=1&cid=5721941 

*  AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der positiven Maßnahmen oder positiven Diskriminierung in anderen 
Rechtsordnungen siehe oben die AdH in Abschnitt III.3.2., S. 55. 

∗∗  AdH: Art.4 des Landesgleichstellungsgesetzes vom 20. November 1990 des Landes Bremen lautet in seiner aktuell 
geltenden Fassung: 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=99475&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5721941
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=99475&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5721941
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=99475&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5721941
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/gesetz-zur-gleichstellung-von-frau-und-mann-im-oeffentlichen-dienst-des-landes-bremen-landesgleichstellungsgesetz-vom-20-november-1990-102199?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d
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Das vorlegende Gericht richtete an den Gerichtshof die Frage, ob Artikel 2 Absätze 1 und 4 der 
Richtlinie 76/207/EWG einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der, wie im vorliegenden 
Fall, bei gleicher Qualifikation von Bewerbern unterschiedlichen Geschlechts um eine Beförderung 
in Bereichen, in denen die Frauen unterrepräsentiert sind, den weiblichen Bewerbern automatisch 
der Vorrang eingeräumt wird. Eine Unterrepräsentation liegt gemäß der zu beurteilenden 
nationalen Regelung dann vor, wenn in den einzelnen Vergütungsgruppen der jeweiligen 
Personalgruppe nicht mindestens zur Hälfte Frauen vertreten sind - dies gelte auch für die nach dem 
Geschäftsverteilungsplan vorgesehenen Funktionsebenen. 

Das vorlegende Gericht führte diesbezüglich aus, dass eine Quotenregelung wie die vom Kläger 
beanstandete dazu beitragen könne, die vorhandenen faktischen Nachteile für Frauen, durch die 
frühere Ungleichheiten perpetuiert würden, für die Zukunft überwinden zu helfen, indem sie 
fördere, dass Frauen auch bestimmte höherwertige Aufgaben wahrnähmen.  

Die traditionelle Zuweisung bestimmter beruflicher Tätigkeiten an Frauen und die Konzentration 
von Frauenarbeit auf hierarchisch untergeordnete Positionen widerspreche heute geltenden 
Maßstäben von Gleichberechtigung. Das vorlegende Gericht verwies in diesem Zusammenhang auf 
Zahlen, die den geringen Frauenanteil im höheren Dienst der Stadt Bremen aufzeigten, 
insbesondere, wenn man die Beschäftigungsbereiche wie den Schuldienst herausnehme, in denen 
die Existenz von Frauen im höheren Dienst inzwischen selbstverständlicher geworden sei. 

Die Richter in Luxemburg wiesen zunächst darauf hin, dass nach deren Art. 2 Abs. 4 die 
Richtlinie 76/207/EWG 

„nicht den Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit für Männer und Frauen, insbesondere durch 
Beseitigung der tatsächlich bestehenden Ungleichheiten, die die Chancen der Frauen … beeinträchtigen, 
entgegen[steht]“. 

Da diese Bestimmung eine Ausnahme von den Grundsätzen der Gleichheit und der 
Gleichbehandlung darstellt, muss sie allerdings eng ausgelegt werden. Demgemäß ist eine 
nationale Regelung, wonach Frauen, die die gleiche Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber 
besitzen, in Bereichen, in denen die Frauen unterrepräsentiert sind, bei einer Beförderung 
automatisch der Vorrang eingeräumt wird, als diskriminierend aufgrund des Geschlechts 
anzusehen. 

                                                             

„(1) Bei der Einstellung, einschließlich der Begründung eines Beamten- und Richterverhältnisses, die nicht zum Zwecke der 
Ausbildung erfolgt, sind Frauen bei gleicher Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber in den Bereichen vorrangig 
zu berücksichtigen, in denen sie unterrepräsentiert sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe 
überwiegen. 

(2)  Bei der Übertragung einer Tätigkeit in einer höheren Entgelt- und Besoldungsgruppe sind Frauen bei gleicher 
Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber vorrangig zu berücksichtigen, wenn sie unterrepräsentiert sind, sofern 
nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen. Das gilt auch bei der Übertragung eines anderen 
Dienstpostens und bei Beförderung. 

(3)  Unbeschadet dienstrechtlicher Regelungen dürfen bei Bewerbungen um eine andere Stelle den Bediensteten keine 
Nachteile aus einer Beurlaubung, Ermäßigung der Arbeitszeit oder Teilzeitbeschäftigung erwachsen. 

(4)  Die Qualifikation ist ausschließlich an den Anforderungen des Berufes, der zu besetzenden Stelle oder der Laufbahn zu 
messen. Spezifische, zum Beispiel durch Familienarbeit, durch soziales Engagement oder ehrenamtliche Tätigkeit 
erworbene Erfahrungen und Fähigkeiten sind Teil der Qualifikation im Sinne des Absatzes 1 und 2, wenn sie bei der 
Ausübung der jeweiligen Tätigkeit dienlich sind. 

(5)  Eine Unterrepräsentation liegt vor, wenn in den einzelnen Entgeltgruppen der jeweiligen Personalgruppe einer 
Dienststelle nicht mindestens zur Hälfte Frauen vertreten sind. Dies gilt auch für die nach dem Geschäftsverteilungsplan 
vorgesehenen Funktionsebenen. 

 (Die Unterstreichungen wurden durch den Herausgeber hinzugefügt und kennzeichnen die wesentlichen 
Unterschiede zwischen den beiden Fassungen). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
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Eine nationale Regelung, die den Frauen bei Ernennungen oder Beförderungen absolut und 
unbedingt den Vorrang einräumt, geht – so die Schlussfolgerungen des Gerichtshofs – über eine 
Förderung der Chancengleichheit hinaus und überschreitet damit die Grenzen der in Artikel 2 
Absatz 4 der Richtlinie normierten Ausnahme.∗ 

KASTEN 27 

Urteil des Gerichtshofs vom 17. Oktober 1995, Rechtssache C-450/93, Kalanke, Rn. 16-18 und 21-24 

„16 Eine nationale Regelung, wonach Frauen, die die gleiche Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber 
besitzen, in Bereichen, in denen die Frauen unterrepräsentiert sind, bei einer Beförderung automatisch der Vorrang 
eingeräumt wird, bewirkt aber eine Diskriminierung der Männer aufgrund des Geschlechts. 

17 Es ist jedoch zu prüfen, ob eine solche nationale Regelung nach Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie zulässig ist, 
wonach die Richtlinie „nicht den Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit für Männer und Frauen, 
insbesondere durch Beseitigung der tatsächlich bestehenden Ungleichheiten, die die Chancen der Frauen ... 
beeinträchtigen, entgegen[steht]“. 

18 Diese Vorschrift dient dem bestimmten und begrenzten Zweck der Zulassung von Maßnahmen, die zwar dem 
Anschein nach diskriminierend sind, tatsächlich aber in der sozialen Wirklichkeit bestehende faktische 
Ungleichheiten beseitigen oder verringern sollen (Urteil vom 25. Oktober 1988 in der Rechtssache 312/86, 
Kommission/Frankreich, Slg. 1988, 6315, Randnr. 15). 

… 

21 Dem ist jedoch hinzuzufügen, daß Artikel 2 Absatz 4 als Ausnahme von einem in der Richtlinie verankerten 
individuellen Recht eng auszulegen ist (Urteil vom 15. Mai 1986 in der Rechtssache 222/84, Johnston, Slg. 1986, 
1651, Randnr. 36). 

22 Eine nationale Regelung, die den Frauen bei Ernennungen oder Beförderungen absolut und unbedingt den 
Vorrang einräumt, geht aber über eine Förderung der Chancengleichheit hinaus und überschreitet damit die 
Grenzen der in Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie vorgesehenen Ausnahme. 

23 Außerdem setzt eine solche Regelung insofern, als sie darauf abzielt, daß in allen Vergütungsgruppen und auf 
allen Funktionsebenen einer Dienststelle mindestens ebensoviel Frauen wie Männer vertreten sind, an die Stelle der 
in Artikel 2 Absatz 4 vorgesehenen Förderung der Chancengleichheit das Ergebnis, zu dem allein die Verwirklichung 
einer solchen Chancengleichheit führen könnte. 

24 Auf die Fragen des vorlegenden Gerichts ist demgemäß zu antworten, daß Artikel 2 Absätze 1 und 4 der Richtlinie 
einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der, wie im vorliegenden Fall, bei gleicher Qualifikation von 
Bewerbern unterschiedlichen Geschlechts um eine Beförderung in Bereichen, in denen die Frauen 
unterrepräsentiert sind, den weiblichen Bewerbern automatisch der Vorrang eingeräumt wird, wobei eine 
Unterrepräsentation dann vorliegen soll, wenn in den einzelnen Vergütungsgruppen der jeweiligen Personalgruppe 
nicht mindestens zur Hälfte Frauen vertreten sind, und dies auch für die nach dem Geschäftsverteilungsplan 
vorgesehenen Funktionsebenen gelten soll.“ 

                                                             
∗ AdH: Zur Frage der Rechtmäßigkeit positiver Maßnahmen als Ausnahmen vom Gleichheitsgrundsatz hat sich der 

EuGH hat später auch in den Urteilen Marschall vom 11. November 1997 (vgl. oben Abschnitt III.3.2.), Badeck u.a. vom 
28. März 2000, Abrahamsson / Fogelqvist vom 6. Juli 2000 und Briheche / Ministre de l’Intérieur, Ministre de l’Éducation 
nationale und Ministre de la Justice vom 30. September 2004 im Lichte von Art. 2 Abs. 4 der Richtlinie 76/207/EWG 
geäußert: Die nationalen Bestimmungen wurden jeweils dahingehend geprüft, ob sie ausreichend Flexibilität bzw. 
Spielraum enthielten um nicht automatisch zu einem Vorrang weiblicher Bewerberinnen bzw. einer zwingenden 
Bevorzugung von Frauen im Einzelfall zu führen. Art. 157 Abs. 4 AEUV normiert nun auf primärrechtlicher Ebene, dass 
der Grundsatz der Gleichbehandlung positiven Maßnahmen zugunsten des unterrepräsentierten Geschlechts im 
nationalen Recht der Mitgliedstaaten nicht entgegensteht. Zuletzt äußerte sich der EuGH im Zusammenhang mit 
Art. 1d des Statuts der Beamten der Europäischen Union in seinem Urteil Europäischer Auswärtiger Dienst / Hebbrecht 
vom 19. November 2020 zur Frage positiver Maßnahmen als Ausnahmen vom Gleichheitsgrundsatz. Siehe zum 
Prüfungsmaßstab und Regelungsgehalt von Art. 157 Abs. 4 AEUV KOCHER, E., „EUV Art. 157“, in: PECHSTEIN, M./NOWAK, 
C./HÄDE, U (Hrsg.), Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, Rn. 149-154. 

 Online abrufbar unter: https://beck-online.beck.de/Bcid/Y-400-W-PeNoHaeFraKo-G-AEUV-A-157-GL-G-I-1 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:61995CJ0409
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:61997CJ0158
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:61997CJ0158
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:61998CJ0407
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A62003CJ0319&qid=1682406485761
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A62003CJ0319&qid=1682406485761
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31976L0207&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2012:326:FULL#page=120
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20230101&qid=1682414427160
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A62019CJ0093&qid=1682406485761
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A62019CJ0093&qid=1682406485761
https://beck-online.beck.de/Bcid/Y-400-W-PeNoHaeFraKo-G-AEUV-A-157-GL-G-I-1
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III.8. Das Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung 

Es gibt schließlich zahlreiche Urteile des Gerichtshofs zum Verbot der Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung.∗ 

Eine erste Reihe von Urteilen betrifft die Anwendung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung auf gleichgeschlechtliche Paare. 

III.8.1. Das Urteil Grant (C-249/96) 

Mit dem Urteil vom 17. Februar 199875 entschied der Gerichtshof erstmals im Sinne der 
Anerkennung der Rechte, die einem gleichgeschlechtlichen Partner zustehen. 

Der Rechtsstreit entstand im Zusammenhang mit dem Beschäftigungsverhältnis zwischen Frau 
Grant und ihrem Arbeitgeber, der South-West Trains Ltd, wegen dessen Weigerung, der 
Lebenspartnerin von Frau Grant Fahrtvergünstigungen zu gewähren. 

Denn die in dem Unternehmen, in dem Frau Grant beschäftigt war, geltende Regelung sah die 
Gewährung von Fahrtvergünstigungen für den Arbeitnehmer, für dessen „Ehepartner“, d. h. die 
Person, mit der er verheiratet ist und von der er nicht gesetzlich getrennt lebt, oder für die Person 
des anderen Geschlechts, mit der er seit zwei Jahren oder länger eine „ernsthafte“ Beziehung 
unterhält, sowie für seine Kinder, seine ihm gegenüber unterhaltsberechtigten 
Familienangehörigen und für seinen hinterbliebenen Ehepartner vor. 

Frau Grant erhob beim englischen Gericht Klage gegen die Weigerung, ihrer Lebenspartnerin die 
Fahrvergünstigungen zu gewähren, die den Partnern des anderen Geschlechts der anderen 
Beschäftigten gewährt wurden. Diese war damit begründet worden, dass Frau Grant nicht die 
Voraussetzungen für den Erhalt dieser Vergünstigung erfülle. 

Das vorlegende Gericht wandte sich daher an den Gerichtshof mit der Frage, ob es gegen den in 
Artikel 119 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und in Artikel 1 der 
Richtlinie 75/117/EWG des Rates niedergelegten Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen verstößt, dass einem Beschäftigten Fahrtvergünstigungen für einen mit ihm in 
nichtehelicher Gemeinschaft zusammenlebenden Partner des gleichen Geschlechts verweigert 
werden, während diese Vergünstigungen für den Ehepartner eines solchen Beschäftigten oder für 
einen mit ihm in nichtehelicher Gemeinschaft zusammenlebenden Partner des anderen 
Geschlechts gewährt werden. 

Der Gerichtshof stellte fest, dass im vorliegenden Fall eine vom Arbeitgeber aufgrund des 
Arbeitsvertrags gewährte Fahrtvergünstigung für den Ehepartner oder die Person des anderen 
Geschlechts, mit der der Arbeitnehmer eine feste nichteheliche Beziehung unterhält, unter 
Artikel 119 des Vertrages fällt. 

In einem aus heutiger Sicht anachronistisch erscheinenden Urteil stellte der Gerichtshof fest, dass 
beim zum maßgeblichen Zeitpunkt des Ausgangsstreits gegenwärtigen Stand des Rechts innerhalb 
Gemeinschaft die festen Beziehungen zwischen zwei Personen des gleichen Geschlechts den 
Beziehungen zwischen Verheirateten oder den festen nichtehelichen Beziehungen zwischen 
Personen verschiedenen Geschlechts nicht gleichgestellt waren. Ein Arbeitgeber war folglich nach 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung der sexuellen Orientierung als verbotener Diskriminierungsgrund in 

anderen Rechtsordnungen siehe oben die AdH in Abschnitt II.1., S. 22. 
75  Urteil des Gerichtshofs vom 17. Februar 1998, Rechtssache C-249/96, Grant, ECLI:EU:C:1998:63. 
 http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43629&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first

&part=1&cid=5806200 

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43629&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5806200
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:1997:340:FULL#page=42
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:1975:045:FULL
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:1975:045:FULL
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:1997:340:FULL#page=42
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43629&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5806200
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=43629&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5806200
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dem Gemeinschaftsrecht nicht verpflichtet, die Situation einer Person, die eine feste Beziehung mit 
einem Partner des gleichen Geschlechts unterhielt, der Situation einer Person, die verheiratet war 
oder die eine feste nichteheliche Beziehung mit einem Partner des anderen Geschlechts unterhielt, 
gleichzustellen. 

KASTEN 28 

Urteil des Gerichtshofs vom 17. Februar 1998, Rechtssache C-249/96, Grant, Rn. 35 

„35 Demnach sind beim gegenwärtigen Stand des Rechts innerhalb der Gemeinschaft die festen Beziehungen 
zwischen zwei Personen des gleichen Geschlechts den Beziehungen zwischen Verheirateten oder den festen 
nichtehelichen Beziehungen zwischen Personen verschiedenen Geschlechts nicht gleichgestellt. Folglich ist ein 
Arbeitgeber nach dem Gemeinschaftsrecht nicht verpflichtet, die Situation einer Person, die eine feste Beziehung 
mit einem Partner des gleichen Geschlechts unterhält, der Situation einer Person, die verheiratet ist oder die eine 
feste nichteheliche Beziehung mit einem Partner des anderen Geschlechts unterhält, gleichzustellen.“ 

III.8.2. Das Urteil Maruko (C-267/06) 

Das Urteil Maruko vom 1. April 200876 kündigt einen ersten Wandel in der Beurteilung des 
Gerichtshofs an, der zehn Jahre nach dem Urteil Grant dazu führt, dass die Richter in Luxemburg das 
Recht des überlebenden Partners eines gleichgeschlechtlichen Paares anerkennen, in den Genuss 
von Sozialleistungen zu kommen.∗ 

Das Ersuchen des deutschen Gerichts an den Gerichtshof erging im Rahmen eines Rechtsstreits 
zwischen Herrn Maruko und der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen wegen deren 
Weigerung, Herrn Maruko aus dem berufsständischen Pflichtversorgungssystem, dem sein 
verstorbener Lebenspartner angehörte, eine Witwerrente als Hinterbliebenenversorgung zu 
gewähren. 

Die Richter in Luxemburg erkannten, dass es Sache des vorlegenden Gerichts sei, die inhaltliche 
Prüfung des Sachverhalts vorzunehmen, präzisierten jedoch, dass im Licht der Artikel 1 und 2 der 
Richtlinie 2000/78/EG eine Regelung als dem Gemeinschaftsrecht zuwiderlaufend anzusehen ist, 
nach der, wie im Falle der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Regelung, der überlebende 
Partner nach Versterben seines Lebenspartners keine Hinterbliebenenversorgung entsprechend 
einem überlebenden Ehegatten erhält, obwohl die Lebenspartnerschaft nach nationalem Recht 
Personen gleichen Geschlechts in eine Situation versetzt, die in Bezug auf diese 
Hinterbliebenenversorgung mit der Situation von Ehegatten vergleichbar ist. 

Der Gerichtshof vertrat also die Auffassung, dass Eingetragene Lebenspartnerschaften als mit der 
Ehe vergleichbar anzusehen sind.  

Konkret hat Deutschland durch Einführung der Eingetragenen Lebenspartnerschaft Rechte und 
Pflichten begründet, die sich vollkommen mit denen decken, die die Beziehung zwischen Ehegatten 
kennzeichnen. 

Hieraus ergibt sich die Schlussfolgerung, dass die Weigerung, dem überlebenden Partner die 
beantragte Leistung zu zahlen, als ungünstigere Behandlung anzusehen ist und eine 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung darstellt, weil eine Eheschließung für 
homosexuelle Paare nicht möglich ist. 

                                                             
76  Urteil des Gerichtshofs vom 1.°April 2008, Rechtssache C-267/06, Maruko, ECLI:EU:C:2008:179. 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&di

r=&occ=first&part=1&cid=5855183 
∗ AdH: Für einen Vergleich der Gleichheit hinsichtlich der Ansprüche auf soziale Sicherheit in anderen 

Rechtsordnungen siehe oben die AdH in Abschnitt II.3., S. 32. 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5855183
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL#page=20
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2000:303:FULL#page=20
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5855183
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5855183
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KASTEN 29 

Urteil des Gerichtshofs vom 1. April 2008, Rechtssache C-267/06, Maruko, Rn. 67 und 73 

„67 Aus den im Vorlagebeschluss enthaltenen Angaben geht hervor, dass die Bundesrepublik Deutschland mit 
Wirkung von 2001, dem Jahr des Inkrafttretens des LPartG in seiner ursprünglichen Fassung, ihre Rechtsordnung 
angepasst hat, um Personen gleichen Geschlechts zu ermöglichen, in einer formal auf Lebenszeit begründeten 
Fürsorge- und Einstandsgemeinschaft zu leben. Da sich dieser Mitgliedstaat entschieden hatte, diesen Personen 
nicht die Möglichkeit der Eheschließung zu eröffnen, die Personen verschiedenen Geschlechts vorbehalten bleibt, 
hat er für Personen gleichen Geschlechts ein anderes Institut, die Lebenspartnerschaft, geschaffen, deren 
Bedingungen schrittweise denen der Ehe angeglichen worden sind. 

… 

73 … dass Art. 1 in Verbindung mit Art. 2 der Richtlinie 2000/78 einer Regelung wie der im Ausgangsverfahren 
entgegensteht, wonach der überlebende Partner nach Versterben seines Lebenspartners keine 
Hinterbliebenenversorgung entsprechend einem überlebenden Ehegatten erhält, obwohl die Lebenspartnerschaft 
nach nationalem Recht Personen gleichen Geschlechts in eine Situation versetzt, die in Bezug auf diese 
Hinterbliebenenversorgung mit der Situation von Ehegatten vergleichbar ist. Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, 
zu prüfen, ob sich ein überlebender Lebenspartner in einer Situation befindet, die mit der eines Ehegatten, der die 
Hinterbliebenenversorgung aus dem berufsständischen Versorgungssystem der VddB erhält, vergleichbar ist.“ 

III.8.3. Das Urteil Hay (C-267/12) 

Der gleichen Auslegungslinie folgt das Urteil Hay vom 12. Dezember 201377. 

Der Anlass für den Rechtsstreit war die nicht erfolgte Bewilligung der Sonderurlaubstage und der 
Eheschließungsprämie, die nach den für den Arbeitsvertrag zwischen Herrn Hay, Bankangestellter, 
und seinem Arbeitgeber (Crédit agricole) geltenden Bestimmungen Mitarbeitern zustanden, die eine 
Ehe schließen. 

Herr Hay hatte diesen Anspruch gegenüber dem Arbeitgeber geltend gemacht, da er einen Pacte civil 
de solidarité („PACS“, ziviler Solidaritätspakt) mit einer Person gleichen Geschlechts geschlossen hatte. 

Aus diesem Anlass beantragte Herr Hay die Bewilligung der Sonderurlaubstage und der 
Eheschließungsprämie, die den Arbeitnehmern im Fall der Eheschließung nach dem Tarifvertrag 
gewährt wurden. Der Crédit agricole verweigerte ihm diese Vergünstigungen jedoch mit der 
Begründung, dass sie nach diesem Tarifvertrag nur im Fall der Eheschließung gewährt würden. 

Der Gerichtshof verwies zunächst auf seine eigene Rechtsprechung (insbesondere auf das Urteil 
Maruko78). Er bekräftigte hinsichtlich der Prüfung des Vorliegens einer Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Ausrichtung∗ im Fall von Eingetragenen Partnerschaften, dass der Vergleich der 
Situationen auf eine Analyse zu stützen ist, die sich auf die Rechte und Pflichten verheirateter 
Personen und eingetragener Lebenspartner konzentriert, wie sie sich aus den anwendbaren 
innerstaatlichen Bestimmungen ergeben, die unter Berücksichtigung des Zwecks und der 
Voraussetzungen für die Gewährung der im Ausgangsverfahren fraglichen Leistung relevant sind. 
Ein solcher Vergleich darf nicht in der Prüfung bestehen, ob die eingetragene Lebenspartnerschaft 
der Ehe im nationalen Recht allgemein und umfassend rechtlich gleichgestellt. 

                                                             
77  Urteil des Gerichtshofs vom 12. Dezember 2013, Rechtssache C-267/12, Hay, ECLI:EU:C:2013:823. 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=145530&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&

dir=&occ=first&part=1&cid=5838244 
78  Urteil des Gerichtshofs vom 1.°April 2008, Rechtssache C-267/06, Maruko, ECLI:EU:C:2008:179. 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&di

r=&occ=first&part=1&cid=5855183 
∗ AdH: Für einen Vergleich der Anerkennung der sexuellen Orientierung als verbotener Diskriminierungsgrund in 

anderen Rechtsordnungen siehe oben die AdH in Abschnitt II.1., S. 22. 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=145530&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5855183
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5855183
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=145530&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=145530&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5855183
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=70854&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5855183
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Die Richter in Luxemburg stellten fest, dass Personen gleichen Geschlechts nach geltendem 
französischen Recht einen PACS schließen können, um ihre Lebensgemeinschaft zu organisieren, 
indem sie sich im Rahmen dieser Lebensgemeinschaft zu gegenseitiger materieller Unterstützung 
und gegenseitigem Beistand verpflichten.  

Der PACS, der eine gemeinsame Erklärung und eine Eintragung bei der Kanzlei des Tribunal 
d’instance (erstinstanzliches Gericht), in dessen Bezirk die Betreffenden ihren gemeinsamen 
Wohnsitz begründen, erfordert, stellt wie die Ehe eine Form der Zivilunion nach französischem 
Recht dar. Diese – so die weitere Argumentation des Gerichtshofs – schafft für das Paar einen genau 
bestimmten rechtlichen Rahmen, indem sie Rechte und Pflichten der Partner im Verhältnis 
zueinander und gegenüber Dritten begründet.  

Auch wenn der PACS auch Personen unterschiedlichen Geschlechts offensteht und ungeachtet der 
allgemeinen Unterschiede zwischen der Regelung über die Ehe und der Regelung über den PACS, 
stellte der PACS die einzige Möglichkeit dar, die das französische Recht gleichgeschlechtlichen 
Paaren zum im Ausgangsverfahren maßgeblichen Zeitpunkt bot, um ihrer Partnerschaft einen 
festen rechtlichen Status zu verleihen, der Dritten entgegengehalten werden kann.  

Im Lichte dieser Überlegungen kam der Gerichtshof zu dem Schluss, dass eine 
Tarifvertragsbestimmung wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende, nach der ein 
Arbeitnehmer, der einen PACS mit einer Person gleichen Geschlechts schließt, von dem Anspruch 
auf Vergünstigungen wie Sonderurlaubstage und eine Gehaltsprämie ausgeschlossen ist, die 
Arbeitnehmern aus Anlass ihrer Eheschließung gewährt werden, als dem Recht der Europäischen 
Union zuwiderlaufend und mit ihm unvereinbar anzusehen ist, wenn die nationale Regelung des 
betreffenden Mitgliedstaats Personen gleichen Geschlechts die Eheschließung nicht gestattet, da 
der betroffene Arbeitnehmer sich unter Berücksichtigung des Zwecks und der Voraussetzungen der 
Gewährung dieser Vergünstigungen in einer Situation befindet, die mit der eines Arbeitnehmers, 
der eine Ehe schließt, vergleichbar ist. 

KASTEN 30 

Urteil des Gerichtshofs vom 12. Dezember 2013, Rechtssache C-267/12, Hay, Rn. 43-47 

„43 Dass der PACS im Unterschied zur eingetragenen Lebenspartnerschaft, um die es in den Rechtssachen ging, in 
denen die Urteile Maruko und Römer ergangen sind, nicht homosexuellen Paaren vorbehalten ist, ist unerheblich und 
ändert insbesondere nichts am Wesen der Diskriminierung dieser Paare, denen – anders als heterosexuellen Paaren – 
zum für das Ausgangsverfahren maßgeblichen Zeitpunkt die Schließung einer Ehe rechtlich nicht möglich war. 

44 Eine unterschiedliche Behandlung, die darauf beruht, dass Arbeitnehmer verheiratet sind, und nicht 
ausdrücklich auf ihrer sexuellen Ausrichtung, stellt dennoch eine unmittelbare Diskriminierung dar, da 
homosexuelle Arbeitnehmer die notwendige Voraussetzung nicht erfüllen können, um die beanspruchte 
Vergünstigung zu erhalten, weil die Ehe Personen unterschiedlichen Geschlechts vorbehalten ist. 

45 Im Übrigen kann die Diskriminierung, wenn sie unmittelbar ist, nicht durch ein „rechtmäßiges Ziel“ im Sinne von 
Art. 2 Abs. 2 Buchst. b dieser Richtlinie gerechtfertigt werden, da diese Bestimmung nur mittelbare 
Diskriminierungen betrifft, sondern nur durch einen der in Art. 2 Abs. 5 dieser Richtlinie bezeichneten Gründe, 
nämlich die öffentliche Sicherheit, die Verteidigung der Ordnung und die Verhütung von Straftaten, den Schutz der 
Gesundheit und den Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 

46 Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass im Rahmen des Ausgangsverfahrens keiner dieser Gründe geltend gemacht 
wurde. Außerdem ist Art. 2 Abs. 5 der Richtlinie 2000/78, da er eine Abweichung vom Grundsatz des Verbots der 
Diskriminierungen begründet, eng auszulegen (vgl. Urteil Prigge u. a., Randnr. 56). 

47 Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2000/78 dahin 
auszulegen ist, dass er einer Tarifvertragsbestimmung wie der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden 
entgegensteht, nach der ein Arbeitnehmer, der einen PACS mit einer Person gleichen Geschlechts schließt, von dem 
Anspruch auf Vergünstigungen wie Sonderurlaubstage und eine Gehaltsprämie ausgeschlossen ist, die 
Arbeitnehmern aus Anlass ihrer Eheschließung gewährt werden, wenn die nationale Regelung des betreffenden 
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Mitgliedstaats Personen gleichen Geschlechts die Eheschließung nicht gestattet, da der betroffene Arbeitnehmer 
sich unter Berücksichtigung des Zwecks und der Voraussetzungen der Gewährung dieser Vergünstigungen in einer 
Situation befindet, die mit der eines Arbeitnehmers, der eine Ehe schließt, vergleichbar ist.“ 

III.8.4. Das Urteil Léger (C-528/13) 

Ein weiteres wichtiges Urteil des Gerichtshofs zum Verbot von Diskriminierungen aufgrund der 
sexuellen Ausrichtung im Zusammenhang mit dem Zugang zur Gesundheitsversorgung∗ ist das am 
29. April 2015 in der Rechtssache Léger79 ergangene Urteil. 

Zu dem Rechtsstreit kam es, weil der von Herrn Léger zum Ausdruck gebrachte Wunsch, Blut zu 
spenden, vom verantwortlichen Arzt des Dienstes mit der Begründung abgelehnt wurde, dass in 
Anbetracht der Tatsache, dass Herr Léger eine sexuelle Beziehung mit einer Person gleichen 
Geschlechts gehabt habe, die Gefahr der Ansteckung des Blutspenders mit einer sexuell 
übertragbaren Infektionskrankheit bestehe. 

Die zum für den Ausgangsrechtsstreit maßgeblichen Zeitpunkt geltenden französischen 
Rechtsvorschriften sahen in diesen Fällen ein dauerhaftes Verbot der Blutspende vor, das mit der 
Gefahr der Ansteckung mit einer Infektionskrankheit begründet wurde80. 

Berücksichtigt man jedoch in diesem Zusammenhang, so die Richter in Luxemburg, die Tatsache, 
ein „Mann“ zu sein, „der eine sexuelle Beziehung zu einem Mann hatte“, als Kriterium für eine 
dauerhafte Kontraindikation bei Blutspenden, legt die Tabelle B des Anhangs II der Verordnung vom 
12. Januar 2009 den Ausschluss von der Blutspende entsprechend der sexuellen Ausrichtung von 
männlichen Spendern fest, die aufgrund der Tatsache, dass sie eine sexuelle Beziehung mit dieser 
Ausrichtung gehabt haben, eine weniger günstige Behandlung als männliche heterosexuelle 
Personen erhalten. 

Folglich kann die Verordnung vom 12. Januar 2009 nach Feststellung des Gerichtshofs im Hinblick 
auf homosexuelle Personen eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung im Sinne von 
Art. 21 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union enthalten. 

Daher war nach Auffassung des Gerichtshofs zu prüfen, ob die in der Verordnung vom 12. Januar 
2009 vorgesehene dauerhafte Kontraindikation bei Blutspenden für einen Mann, der sexuelle 
Beziehungen zu einem Mann hatte, auch wenn vom Gesetz vorgesehen, im Hinblick auf den in 
Art. 52 Abs. 1 der GRCh verankerten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gerechtfertigt ist. 

Der Gerichtshof verwies zunächst auf den 24. Erwägungsgrund der Richtlinie 2002/98/EG81, dem 
zufolge Blut und Blutbestandteile für therapeutische Zwecke oder zur Verwendung in 
Medizinprodukten von Personen gewonnen werden sollten, deren Gesundheitszustand schädliche 
Folgen aufgrund der Blutspende ausschließt und das Risiko einer Übertragung von durch Blut 

                                                             
∗ AdH: Für einen Vergleich der Gleichheit hinsichtlich der Ansprüche auf soziale Sicherheit in anderen 

Rechtsordnungen siehe oben die AdH in Abschnitt II.3., S. 32. 
79 Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2015, Rechtssache C-528/13, Léger, ECLI:EU:C:2015:288. 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=164021&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&

dir=&occ=first&part=1&cid=5838244 
80  Vgl. Anhang II, Tabelle B, Ministère de la Santé et des sports, Arrêté du 12 janvier 2009 fixant les critères de sélection des 

donneurs de sang, JORF vom 18. Januar 2009, S. 271-280. 

 AdH: Das Arrêté du 12 janvier 2009 fixant les critères de sélection des donneurs de sang ist mittlerweile aufgehoben 
worden. Die aktuell geltende, zuletzt 2022 abgeänderte, Blutspendeverordnung ist online abrufbar unter: 

 https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000039667225/ 
81  Richtlinie 2002/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Januar 2003 zur Festlegung von Qualitäts- 

und Sicherheitsstandards für die Gewinnung, Testung, Verarbeitung, Lagerung und Verteilung von menschlichem Blut 
und Blutbestandteilen und zur Änderung der Richtlinie 2001/83/EG, ABl. L 33 vom 8.2.2003, S. 30-40. 

 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32002L0098&rid=1 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=164021&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGIARTI000021092388/2009-04-18/#LEGIARTI000021092388
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGIARTI000021092388/2009-04-18/#LEGIARTI000021092388
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGIARTI000021092388/2009-04-18/#LEGIARTI000021092388
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=10
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGIARTI000021092388/2009-04-18/#LEGIARTI000021092388
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGIARTI000021092388/2009-04-18/#LEGIARTI000021092388
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=16
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32002L0098&rid=1#page=3
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=164021&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=164021&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGIARTI000021092388/2009-04-18/#LEGIARTI000021092388
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGIARTI000021092388/2009-04-18/#LEGIARTI000021092388
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000039667225/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32002L0098&rid=1
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übertragbaren schweren Infektionskrankheiten minimiert. Daraus folgt, dass der Ausschluss gelten 
muss, wenn das Risiko einer solchen Übertragung höher ist. 

Der Gerichtshof urteilte, dass festzustellen ist, dass, falls es wirksame Techniken zum Nachweis durch 
Blut übertragbarer schwerer Krankheiten oder mangels solcher Techniken weniger belastende 
Methoden als das dauerhafte Verbot der Blutspende für alle Männer, die sexuelle Beziehungen zu 
Männern hatten, erlauben, ein hohes Gesundheitsschutzniveau der Empfänger sicherzustellen, eine 
solche dauerhafte Kontraindikation gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Sinne von 
Art. 52 Abs. 1 der GRCh verstößt. 

Es ist jedoch Sache des nationalen Gerichts, zu beurteilen, ob diese Voraussetzungen in dem 
betreffenden Mitgliedstaat erfüllt sind. 

KASTEN 31 

Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2015, Rechtssache C-528/13, Léger, Rn. 69 

„69 … dass Nr. 2.1 des Anhangs III der Richtlinie 2004/33 dahin auszulegen ist, dass das in dieser Bestimmung 
enthaltene Kriterium für einen Ausschluss von der Blutspende, nämlich das Sexualverhalten, den Fall erfasst, dass 
ein Mitgliedstaat im Hinblick auf die in diesem herrschende Situation eine dauerhafte Kontraindikation bei 
Blutspenden für Männer vorsieht, die sexuelle Beziehungen zu Männern hatten, wenn aufgrund der derzeitigen 
medizinischen, wissenschaftlichen und epidemiologischen Erkenntnisse und Daten feststeht, dass ein solches 
Sexualverhalten für diese Personen ein hohes Übertragungsrisiko für durch Blut übertragbare schwere 
Infektionskrankheiten birgt und dass es unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit keine wirksamen 
Techniken zum Nachweis dieser Infektionskrankheiten oder mangels solcher Techniken weniger belastende 
Methoden als eine solche Kontraindikation gibt, um ein hohes Gesundheitsschutzniveau der Empfänger 
sicherzustellen. Es ist Sache des nationalen Gerichts, zu beurteilen, ob diese Voraussetzungen in dem betreffenden 
Mitgliedstaat erfüllt sind.“ 

III.8.5. Das Urteil Coman (C-673/16) 

Schließlich muss im Zusammenhang mit dem Verbot von Diskriminierungen aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung auf das Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 201882 in der Rechtssache Coman 
hingewiesen werden. Der Gerichtshof befasste sich in diesem Urteil mit der Präzisierung des Begriffs 
„Ehegatte“. 

Der Anlass für den Rechtsstreit war die Verweigerung seitens Rumäniens der Anerkennung des 
Status als Ehegatten von Herr Hamilton, amerikanischer Staatsbürger, und seinem Ehegatten Herrn 
Coman, rumänischer und amerikanischer Staatsangehörigkeit, die im Jahr 2012 in Belgien 
geheiratet hatten. 

In der Folge wandten sich die Herren Coman und Hamilton in der Absicht, sich in Rumänien 
niederzulassen, an die Generalinspektion für Einwanderung in Rumänien („Inspectoratul General 
pentru Imigrări“) mit der Bitte um Mitteilung, nach welchem Verfahren und unter welchen 
Voraussetzungen Herr Hamilton, der kein Unionsbürger sei, als Familienangehöriger von Herrn 
Coman das Recht erlangen könne, sich für eine Dauer von mehr als drei Monaten rechtmäßig in 
Rumänien aufzuhalten. 

Die Generaldirektion für Einwanderung teilte den Herren Coman und Hamilton jedoch mit, dass das 
befristete Aufenthaltsrecht von Herrn Hamilton nicht verlängert werden könne, da eine Ehe 
zwischen Personen desselben Geschlechts in Rumänien nicht anerkannt werde. 

                                                             
82  Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 2018, Rechtssache C-673/16, Coman, ECLI:EU:C:2018:385 
 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=202542&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&

dir=&occ=first&part=1&cid=5838244. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=16
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=202542&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=202542&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=202542&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
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Herr Coman und Herr Hamilton erhoben Klage gegen diese Entscheidung und zweifelten ihre 
Rechtmäßigkeit an, da sie auf einer Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung beruhte, 
was die Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit in der Union anbelangte. Im Rahmen dieses 
Rechtsstreits erhoben sie den Einwand der Verfassungswidrigkeit wegen Verstoßes gegen die 
Bestimmungen der rumänischen Verfassung, die das Recht auf Intim-, Familien- und Privatleben 
schützen, sowie gegen die Bestimmungen über den Gleichheitsgrundsatz unter dem Gesichtspunkt 
des Verbots von Diskriminierungen aufgrund der sexuellen Ausrichtung.  

Der rumänische Verfassungsgerichtshof richtete daher im Wege eines 
Vorabentscheidungsersuchens an den Gerichtshof die Frage, ob der Begriff „Ehegatte“ in Art. 2 Nr. 2 
Buchst. a der Richtlinie 2004/38/EG83 in Verbindung mit den Art. 7, 9, 21 und 45 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union so aufzufassen ist, dass er den aus einem Staat, der nicht 
Mitgliedstaat der Europäischen Union ist, stammenden gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines 
Unionsbürgers umfasst, den dieser Unionsbürger nach dem Recht eines Mitgliedstaats, der nicht 
der Aufnahmestaat ist, rechtmäßig geheiratet hat. 

Der Gerichtshof in Luxemburg wies zunächst darauf hin, dass zwar Art. 2 Nr. 2 Buchst. b der Richtlinie 
2004/38/EG hinsichtlich der Frage, ob der Lebenspartner, mit dem der Unionsbürger auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats eine eingetragene Partnerschaft 
eingegangen ist, als „Familienangehöriger“ einzustufen ist, auf die einschlägigen Rechtsvorschriften 
jenes Mitgliedstaats verweist, in den sich der Unionsbürger begeben oder in dem er sich aufhalten 
möchte, im Gegensatz dazu aber Art. 2 Nr. 2 Buchst. a der auf diesen Sachverhalt analog 
anwendbaren Richtlinie in Bezug auf den Begriff „Ehegatte“ im Sinne der Richtlinie keinen 
derartigen Verweis enthält. 

Demnach kann sich ein Mitgliedstaat, so der Gerichtshof weiter, nicht auf sein nationales Recht 
berufen, um es abzulehnen, die Ehe, die ein Drittstaatsangehöriger mit einem 
gleichgeschlechtlichen Unionsbürger in einem anderen Mitgliedstaat nach dessen Recht 
geschlossen hat, in seinem Hoheitsgebiet allein zum Zweck der Gewährung eines abgeleiteten 
Aufenthaltsrechts zugunsten dieses Drittstaatsangehörigen anzuerkennen. 

Der Gerichtshof vertrat daher die Auffassung, dass die Weigerung der Behörden eines 
Mitgliedstaats, die im Zuge eines tatsächlichen Aufenthalts in einem anderen Mitgliedstaat nach 
dessen Recht geschlossene Ehe eines Drittstaatsangehörigen mit einem gleichgeschlechtlichen 
Unionsbürger, der die Staatsangehörigkeit des erstgenannten Mitgliedstaats besitzt, allein zum 
Zweck der Gewährung eines abgeleiteten Aufenthaltsrechts zugunsten dieses 
Drittstaatsangehörigen anzuerkennen, geeignet ist, die Ausübung des in Art. 21 Abs. 1 AEUV 
verankerten Rechts dieses Unionsbürgers, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zu beschränken.  

Eine solche Weigerung kann nämlich dazu führen, dass dieser Unionsbürger außerstande ist, in 
Begleitung seines Ehegatten in den Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, 
zurückzukehren. 

Der Gerichtshof stellte in der Urteilsbegründung fest, dass die Pflicht eines Mitgliedstaats, eine 
zwischen Personen gleichen Geschlechts in einem anderen Mitgliedstaat nach dessen Recht 
geschlossene Ehe allein zum Zweck der Gewährung eines abgeleiteten Aufenthaltsrechts 
zugunsten eines Drittstaatsangehörigen anzuerkennen, nicht das Institut der Ehe im erstgenannten 

                                                             
83  Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 

Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl. 
L 229 vom 29.6.2004, S. 35-48.  

 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE#page=4
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE#page=4
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE#page=4
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE#page=4
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE#page=4
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12012E/TXT&qid=1681811957819&from=DE#page=11
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE
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Mitgliedstaat beeinträchtigt. Sie bedeutet nicht, dass dieser Mitgliedstaat in seinem nationalen 
Recht das Institut der Ehe zwischen Personen gleichen Geschlechts vorsehen müsste. Vielmehr ist 
sie auf die Verpflichtung beschränkt, solche in einem anderen Mitgliedstaat nach dessen Recht 
geschlossene Ehen anzuerkennen, und zwar allein zum Zweck der Ausübung der diesen Personen 
aus dem Unionsrecht erwachsenden Rechte. 

Für den Begriff „Ehegatte“, stellte der Gerichtshof abschließend fest, ist das in Art. 7 der GRCh 
verbürgte Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens von grundlegender Bedeutung. 

Es ist die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu Art. 8 der am 
4. November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten (dessen Absatz 1 inhaltlich Artikel 7 der GRCh entspricht)84, 
aus der sich die Feststellung herleitet, dass die von einem homosexuellen Paar geführte Beziehung 
genauso unter die Begriffe „Privatleben“ und „Familienleben“ fallen kann wie die Beziehung eines 
in derselben Situation befindlichen verschiedengeschlechtlichen Paares85.  

KASTEN 32 

Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 2018, Rechtssache C-673/16, Coman, Rn. 45-46 und 50-51 

„45 … ist festzustellen, dass die Pflicht eines Mitgliedstaats, eine zwischen Personen gleichen Geschlechts in einem 
anderen Mitgliedstaat nach dessen Recht geschlossene Ehe allein zum Zweck der Gewährung eines abgeleiteten 
Aufenthaltsrechts zugunsten eines Drittstaatsangehörigen anzuerkennen, nicht das Institut der Ehe im 
erstgenannten Mitgliedstaat beeinträchtigt, das durch das nationale Recht definiert wird und, wie oben in Rn. 37 
ausgeführt, in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt. Sie bedeutet nicht, dass dieser Mitgliedstaat in seinem 
nationalen Recht das Institut der Ehe zwischen Personen gleichen Geschlechts vorsehen müsste. Vielmehr ist sie auf 
die Verpflichtung beschränkt, solche in einem anderen Mitgliedstaat nach dessen Recht geschlossene Ehen 
anzuerkennen, und zwar allein zum Zweck der Ausübung der diesen Personen aus dem Unionsrecht erwachsenden 
Rechte. 

46 Somit widerspricht eine solche Pflicht zur Anerkennung allein zum Zweck der Gewährung eines abgeleiteten 
Aufenthaltsrechts zugunsten eines Drittstaatsangehörigen weder der nationalen Identität noch der öffentlichen 
Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats. 

… 

50 Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte kann aber die von einem 
homosexuellen Paar geführte Beziehung genauso unter die Begriffe „Privatleben“ und „Familienleben“ fallen wie 
die Beziehung eines in derselben Situation befindlichen verschiedengeschlechtlichen Paares (EGMR, 7. November 
2013, Vallianatos u. a./Griechenland, CE:ECHR:2013:1107JUD002938109, § 73, sowie EGMR, 14. Dezember 2017, 
Orlandi u. a./Italien, CE:ECHR:2017:1214JUD002643112, § 143). 

51 Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, dass in einem Fall, in dem ein Unionsbürger sein Recht auf 
Freizügigkeit ausgeübt hat, indem er sich gemäß den Voraussetzungen des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2004/38 in 
einen anderen Mitgliedstaat als den, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, begeben und sich dort tatsächlich 
aufgehalten hat, und im Zuge dessen ein Familienleben mit einem gleichgeschlechtlichen Drittstaatsangehörigen 
entwickelt oder gefestigt hat, den er im Aufnahmemitgliedstaat rechtmäßig geheiratet hat, Art. 21 Abs. 1 AEUV 
dahin auszulegen ist, dass er es den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit der 
Unionsbürger besitzt, verwehrt, dem Drittstaatsangehörigen ein Recht zum Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaats mit der Begründung zu verweigern, dass das Recht dieses Mitgliedstaats die Ehe zwischen Personen 
gleichen Geschlechts nicht vorsieht.“ 

                                                             
84  Die deutschsprachige Version der EMRK ist auf der Webseite des EGMR abrufbar unter 
 https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf 
85  EGMR, 7. November 2013, Vallianatos u. a. / Griechenland, ECLI:CE:ECHR:2013:1107JUD002938109, Rn. 73, sowie 

 EGMR, 14. Dezember 2017, Orlandi u. a. / Italien, ECLI:CE:ECHR:2017:1214JUD002643112, Rn. 143. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=7
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf#page=7
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf#page=7
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=7
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-128294
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-179547
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IV. Die Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung: gegenwärtige und künftige Grenzen  

Aus der Untersuchung auf den vorhergehenden Seiten geht deutlich hervor, dass die Grundsätze 
der Gleichheit, der Nichtdiskriminierung und der Gleichbehandlung (wobei sich Letzterer aus den 
ersten beiden ergibt) nach und nach auch eine immer stärkere Berücksichtigung in der 
Rechtsordnung zuerst der Gemeinschaft und dann der Europäischen Union gefunden haben. Dieser 
Prozess war einerseits gekennzeichnet durch die Aktivität des Europäischen Gerichtshofs im 
Rahmen der laufenden Überwachung der Verwirklichung dieser Grundsätze durch die 
Mitgliedstaaten sowie durch die Entwicklung einer weiten Auslegung in seiner Rechtsprechung, die 
deren Schutzumfang erweiterte, andererseits durch die Verankerung dieser Grundsätze in der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union in jüngerer Zeit. 

Da es keine horizontale Richtlinie∗ gibt, die gemeinsame Mindestgrundsätze festlegt und die 
Bestimmungen der Mitgliedstaaten im Sinne einer ordnungsgemäße Umsetzung der Grundsätze 
der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung außerhalb der einzelnen Sachbereiche, auf die die 
Europäische Union bislang ihr Handeln konzentrierte, koordiniert, hat die Kommission begrenzte 
Möglichkeiten, im Wege von Vertragsverletzungsverfahren nationale Bestimmungen zu 
beanstanden, die unmittelbare oder mittelbare Diskriminierungen aufrechterhalten oder einführen, 
die, auch indirekt, eine Verletzung der Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung 
darstellen können. 

Die Frage der Gleichheit und Nichtdiskriminierung bleibt, vor allem im Hinblick auf die 
Geschlechtergleichstellung, eine Priorität in der Agenda der Union. 

Im März 2020 hat die Kommission eine Mitteilung mit dem Titel „Eine Union der Gleichheit: Strategie 
für die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025“86 vorgelegt, in der die Initiativen beschrieben 
werden, die die Kommission in diesem Zeitraum ergreifen wird, um dieses Ziel zu erreichen. 

IV.1. Der Konflikt zwischen gleichermaßen schutzwürdigen Interessen 
Die Wahrung der Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung kann mitunter mit 
Erfordernissen des Schutzes von Rechten und Interessen in Konflikt geraten, die, wenn sie als 
vorrangig angesehen werden, Einschränkungen dieser Grundsätze rechtfertigen können. 

Die Grenzen, die Voraussetzungen und die Bedingungen, unter denen diese Einschränkungen als 
gerechtfertigt gelten können, werden weiter unten dargelegt87. An dieser Stelle sollen hingegen die 
Interessen bestimmt werden, die nach der geltenden Rechtslage oder nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs als gleichermaßen schutzwürdig angesehen werden können. 

Nach Art. 14 Abs. 2 der Richtlinie 2006/54/EG88 können die Mitgliedstaaten beispielsweise vorsehen, 
dass eine Ungleichbehandlung wegen eines geschlechtsbezogenen Merkmals keine 
Diskriminierung darstellt, wenn das betreffende Merkmal aufgrund der Art einer bestimmten 
beruflichen Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende 

                                                             
∗ AdH: Hinsichtlich des Vorschlags einer horizontalen Antidiskriminierungsrichtlinie siehe oben, Abschnitt III.5.1. und 

die diesbezügliche AdH auf S. xx. 
86  Die Mitteilung der Kommission ist abrufbar unter:  
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152 
87 Siehe unten, Abschnitt IV.3. 
88 ABl. EU L 204 vom 26. Juli 2006, S. 23-36. 
 https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF#page=8
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:0036:de:PDF
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berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck und eine 
angemessene Anforderung handelt. 

Wie oben dargelegt, hat der Gerichtshof in der Rechtssache C-318/86, Kommission / Frankreich89, die 
Auffassung vertreten, dass Beschränkungen des Zugangs zu einer Beschäftigung bei der 
Strafvollzugspolizei, die ein Geschlecht gegenüber dem anderen begünstigen, gerechtfertigt sein 
können, sofern derartige Ausnahmen dadurch gerechtfertigt sind, dass die Zugehörigkeit zum 
einen oder anderen Geschlecht aufgrund der Art der auszuübenden Tätigkeiten eine unabdingbare 
Voraussetzung darstellt.  

Ebenso kann der Ausschluss von Frauen vom Dienst in militärischen Kampftruppen aufgrund der 
Art und der Bedingungen der Ausübung der betreffenden Tätigkeiten sowie der Notwendigkeit der 
Interoperabilität zwischen allen Angehörigen des Militärkorps, gerechtfertigt sein90.  

Zudem hat sich gezeigt, dass als diskriminierend erscheinende Ungleichbehandlungen aufgrund 
der sexuellen Ausrichtung rechtmäßig sein können, sofern sie durch die Notwendigkeit des 
Schutzes grundlegender Interessen der Allgemeinheit, wie dem der öffentlichen Gesundheit, 
gerechtfertigt sind91. 

IV.2. Positive Maßnahmen und umgekehrte Diskriminierung 
Ein Thema, zu dem sich der Gerichtshof noch nicht ausreichend und allenfalls im Wege von obiter 
dicta geäußert hat, sind die sogenannten „positiven“ und „umgekehrten“ Diskriminierungen. 

Eine „positive Diskriminierung“∗ liegt vor, wenn eine ungleiche Behandlung darauf abzielt, eine 
Gruppe oder eine Kategorie von Personen zu begünstigen, um ein Missverhältnis und 
Diskriminierungen zu überwinden, denen diese Gruppe oder Kategorie von Personen in der 
Vergangenheit möglichweise ausgesetzt war oder in erhöhtem Maße erdulden muss. Beispiele einer 
positiven Diskriminierung sind Frauenquoten∗∗ oder Fördermaßnahmen für die berufliche 
Eingliederung Menschen mit Behinderungen. 

                                                             
89  Vgl. oben, Abschnitt III.6. 
90  Vgl. in diesem Sinne EuGH, Urteil vom 26. Oktober 1999, Rechtssache C-273/97, Sirdar, ECLI:EU:C:1999:523. 

 http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=44803&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&di
r=&occ=first&part=1&cid=6429692 

91  Vgl. oben das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache Léger, Abschnitt III.8.4. 
∗ AdH: Für einen Vergleich des Begriffs der positiven Maßnahmen oder positiven Diskriminierung in anderen 

Rechtsordnungen siehe die AdH oben in Abschnitt III.3.2. S. 55. 
∗∗ AdH: Für einen Vergleich der Regelungen hinsichtlich Quoten in den Vorständen und Aufsichtsräten von 

Unternehmen in anderen Rechtsordnungen siehe die AdH oben in Abschnitt II.2.5., S. 47. 

Für einen Vergleich der Einführung von Quoten in Bezug auf Wahllisten in anderen Rechtsordnungen siehe: 

− Belgien: Artikel 117bis des Wahlgesetzes besagt: „Auf jeder Liste darf die Differenz zwischen der Anzahl ordentlicher 
Kandidaten männlichen und weiblichen Geschlechts beziehungsweise der Anzahl Ersatzkandidaten männlichen und 
weiblichen Geschlechts nicht größer als eins sein. Die ersten beiden ordentlichen Kandidaten und die ersten beiden 
Ersatzkandidaten jeder Liste müssen verschiedenen Geschlechts sein.“ Siehe Kasten 24 der Studie BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 
34). Siehe auch Kasten 24 der aktualisierten spanischen Version der Studie: BEHRENDT, CH.: op. cit., (S. 47-49). Siehe auch 
Kasten 24 der aktualisierten deutschen Version der Studie: BEHRENDT, CH..: op. cit., (S. 63-64); 

− Deutschland: Die Möglichkeit der Einführung eines Quotensystems zur Förderung der Vertretung von Frauen in den 
Parlamenten wird derzeit diskutiert. Ein solches System würde die Parteien verpflichten, paritätische Listen 
aufzustellen, in denen männliche und weibliche Kandidaten gleichermaßen vertreten sind. Einige Bundesländer 
haben bereits versucht, solche Maßnahmen zu ergreifen, sind aber auf den Widerstand der Verfassungsgerichte 
gestoßen. Mit Urteil vom 23. Oktober 2020 - VfGBbg 9/19 hat das Verfassungsgericht Brandenburg das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (Parité-Gesetz) vom 12. Februar 2019 für 

https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=95055&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5713743
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=44803&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=6429692
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=44803&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=6429692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=164021&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5838244
https://elections.fgov.be/sites/default/files/documents/CodeElectoral_Kieswetboek_0.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://verfassungsgericht.brandenburg.de/verfgbbg/de/entscheidungen/entscheidungssuche/detail-entscheidung/%7E23-10-2020-vfgbbg-919_4041
https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w6/drs/ab_10400/10466.pdf
https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w6/drs/ab_10400/10466.pdf
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Unter einer „umgekehrten Diskriminierung“∗, die auch in nicht englischsprachigen Ländern 
gemeinhin unter der Bezeichnung „reverse discrimination“ bekannt ist, ist hingegen der höhere 
Schutz zu verstehen, der einer Person oder einer Personengruppe zugestanden wird, die aufgrund 
ihres Status eines erhöhten Schutzes für würdig befunden wird. 

In beiden Fällen geht es darum, rechtliche Ungleichbehandlung zu rechtfertigen. 

Auch wenn es sich um positive Maßnahmen zur Überwindung bestehender oder potenzieller 
Diskriminierungen handelt, ist zu hoffen, dass die Vorschriften, mit denen sie auf nationaler Ebene 
umgesetzt werden, der Prüfung des Gerichtshofs in Luxemburg unterworfen werden können, und 
dass der Gerichtshof auch in diesem Fall bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit dessen, was in jedem 
Fall eine Abweichung oder immerhin eine Ausnahme vom Grundsatz der Gleichbehandlung 
darstellt, seine bisherige Linie bestätigen wird: Solche Maßnahmen können nur dann als vereinbar 
                                                             

verfassungswidrig erklärt, das die Parteien zur Einreichung von Wahllisten mit einer gleichen Anzahl von Männern und 
Frauen verpflichtete. Der Thüringer Verfassungsgerichtshof hat in gleicher Weise über ein Gesetz entschieden, mit 
dem die Gleichheit von männlichen und weiblichen Kandidaten bei den Landtagswahlen durchgesetzt werden sollte. 
In seinem Urteil vom 15. Juli 2020 stellte er fest, dass das Gesetz gegen die Grundsätze der Gleichheit der Wahl und 
der Freiheit der Wahl verstößt, die bei für wahlvorbereitende Akten gelten, sowie gegen die Freiheit der 
Parteimitglieder. Siehe Abschnitt IV.1.5. der Studie REIMER, F.: op.cit., (S. 60-61). Siehe auch Abschnitt IV.1.5. der 
aktualisierten französischen Version der Studie: REIMER, F.: op.cit., (S. 77-78);  

− Frankreich: Im Jahr 1982 beschloss der Gesetzgeber, Maßnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, dass das männliche 
Geschlecht die politische Vertretung in den Gemeinderäten monopolisiert. Insbesondere beschloss das Parlament, 
dass bei Kommunalwahlen die Kandidatenlisten nicht mehr als 75 % Personen des gleichen Geschlechts enthalten 
dürfen. Dieses Gesetz wurde durch das Urteil Nr. 82-146 vom 18. November 1982 für verfassungswidrig erklärt, in dem 
das Verfassungsgericht feststellte, dass die Festlegung von Quoten auf Wahllisten einer besonderen 
verfassungsrechtlichen Grundlage bedarf. Auf dieser Grundlage hat das Verfassungsgesetz vom 8. Juli 1999 die Parität 
zwischen Männern und Frauen anerkannt und den Grundsatz des gleichen Zugangs zu Wahlmandaten und 
Wahlämtern festgelegt, was die Einführung von Quoten auf den Wahllisten ermöglichte. Die Gültigkeit dieser 
Maßnahme wurde vom Verfassungsgerichtshof selbst in einem späteren Urteil anerkannt, in dem er feststellte, dass 
"die verfassungsgebende Gewalt dem Gesetzgeber die Möglichkeit einräumt, jede Maßnahme zu ergreifen, die darauf 
abzielt, den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu Wahlmandaten und Wahlämtern zu verwirklichen; zu diesem 
Zweck kann der Gesetzgeber fortan Bestimmungen mit Anreiz- oder Bindungswirkung erlassen" (Urteil Nr. 2000-429 vom 
30. Mai 2000). Im Anschluss an dieses Urteil verabschiedete der französische Gesetzgeber eine Reihe von Maßnahmen, 
die den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu Wahlmandaten und Wahlämtern garantieren. Diese Gesetze, 
die immer noch in Kraft sind, sehen die Festlegung von Quoten bei den verschiedenen Wahlverfahren auf nationaler, 
regionaler und kommunaler Ebene vor. So sieht das Gesetz Nr. 2013-702 vom 2. August 2013 über die Wahl der 
Senatoren zum einen vor, dass bei der Aufstellung der Kandidatenlisten in den Departements, in denen mindestens 
drei Senatoren (die mindestens 73 % der Sitze repräsentieren) gewählt werden, Frauen und Männer abwechselnd 
vertreten sind. Zum anderen sieht das Gesetz vor, dass in Departements, in denen die Senatoren durch Mehrheitswahl 
gewählt werden, der Ersatzkandidat dem anderen Geschlecht angehören muss. Siehe Abschnitt III.2.3.2. der Studie 
Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 24-25). Siehe auch Abschnitt III.2.3.2. der aktualisierten spanischen Version der 
Studie PONTHOREAU, M.-C.: op. cit., (S. 37-38); 

− Schweiz: Das Bundesgericht hat in zwei Urteilen (BGE 123 I 152 und BGE 125 I 21) festgestellt, dass Quotenregelungen, 
die dem unterrepräsentierten Geschlecht absoluten Vorrang einräumen, unverhältnismäßige Maßnahmen sind und 
gegen das allgemeine aktive und passive Wahlrecht verstoßen. Siehe Abschnitt III.1.2.3. der Studie FREI, N., op. cit., (S. 
39). Siehe auch Abschnitt III.1.2.3. der aktualisierten französischen Version der Studie: Frei, N.: op. cit., (S. 49); 

− Spanien: Artikel 44bis des Organgesetzes 5/1985 vom 19. Juni 1985 über das allgemeine Wahlsystem legt fest, dass 
„die Kandidaturen für die Wahlen der Abgeordneten, der Mitglieder des Kongresses, der Gemeinden und der Mitglieder der 
Inselräte und der Räte der Kanarischen Inseln unter den in diesem Gesetz vorgesehenen Bedingungen eingereicht werden. 
Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments und die Mitglieder der gesetzgebenden Versammlungen der Autonomen 
Gemeinschaften müssen eine ausgewogene Zusammensetzung aus Frauen und Männern aufweisen, sodass auf der 
gesamten Liste die Kandidaten jedes Geschlechts mindestens vierzig Prozent ausmachen“. Siehe Abschnitt II.3.11. der 
Studie GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op. cit., (S. 38-39). Siehe auch Abschnitt II.3.11. der aktualisierten französischen 
Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 52-53). Siehe auch Abschnitt II.3.11. der aktualisierten 
deutschen Version der Studie: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: op.cit., (S. 65-66). 

∗ AdH: Für einen Vergleich der unterschiedlichen Bedeutungen des Begriffs der „umgekehrten Diskriminierung“ in 
verschiedenen Rechtsordnungen siehe die AdH oben, Abschnitt II.1., S. 26. 

https://beck-online.beck.de/Bcid/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-15854
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/1982/82146DC.htm
https://www.legifrance.gouv.fr/jorf/id/JORFTEXT000000396412/
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2000/2000429DC.htm
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2000/2000429DC.htm
https://www.legifrance.gouv.fr/dossierlegislatif/JORFDOLE000027090403/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F123-I-152%3Ade&number_of_ranks=0&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/clir/http/index.php?lang=fr&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=125+I+21&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F125-I-21%3Afr&number_of_ranks=0&azaclir=clir
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1985-11672
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
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mit dem Recht der Europäischen Union gelten, wenn sie vom Gesetz vorgesehen, unbedingt 
erforderlich und verhältnismäßig gegenüber den jeweiligen Zielen, die der Gesetzgeber zu 
verfolgen beabsichtigt, sind. 

Eine nicht enge beziehungsweise weite Auslegung dieser Maßnahmen liefe nämlich darauf hinaus, 
dass an die Stelle der einen Diskriminierung eine andere tritt und so der Ungleichheit und der 
Ungleichbehandlung der Betroffenen weiter Vorschub geleistet wird. 

IV.3. Umfang und Grenzen der Einschränkungen  
Der Umfang und die Grenzen der Einschränkungen, welche die Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung tolerieren können, wurden in der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
wiederholt behandelt92. 

Es werden nicht viele Grenzen gezogen, was, wenn diese die Einschränkungen von Grundprinzipien 
regeln, Folgen für die Ausübung von Rechten hat, die auf der Wahrung dieser Grundprinzipien 
gründen (wie insbesondere den in den Artikeln 20 und 21 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union verankerten Grundsätzen). 

Zu beachten ist jedoch Art. 52 der GRCh, nach dem Einschränkungen der Ausübung der in ihr 
anerkannten Rechte und Freiheiten nur zulässig sind, wenn sie gesetzlich vorgesehen sind, den 
Wesensgehalt der in der GRCh enthaltenen Rechte und Freiheiten achten und den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit wahren. 

In jedem Fall, heißt es in Art. 52 weiter, dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn 
sie erforderlich sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden 
Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich 
entsprechen. Diese letztgenannte Anforderung wird jedoch, wie dargelegt wurde93, einer 
angemessenen Prüfung bei der Abwägung entgegengesetzter Rechte oder Interessen unterzogen 
werden müssen. 

Wie in den Erläuterungen zur Charta präzisiert wird, erstreckt sich die Bezugnahme auf die von der 
Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen nicht nur auf die in Art. 3 EUV 
aufgeführten Ziele (zu denen, worauf hier hinzuweisen ist, die Bekämpfung von sozialer 
Ausgrenzung und Diskriminierungen zählt), sondern auch auf andere Interessen, die durch 
besondere Bestimmungen der Verträge wie Art. 4 Abs. 1 EUV (über die Verteilung der 
Zuständigkeiten zwischen der Europäischen Union und den Mitgliedstaaten) sowie Art. 35, Art. 36 
und Art. 346 AEUV (über den Schutz der Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, der Gesundheit etc.) 
geschützt werden. 

Zudem sind in den Bestimmungen des positiven Rechts, die in zahlreichen Richtlinien enthalten 
sind, ausdrücklich Umfang und Grenzen der Einschränkungen vorgesehen, die innerhalb dieser als 
rechtmäßig anzusehen sind, sodass die Mitgliedstaaten besondere und spezifische Erfordernisse 
angemessen berücksichtigen können94. 

                                                             
92  Vgl. oben, Abschnitt III. 
93  Vgl. oben, Abschnitt IV.1. 
94  Vgl. oben, Abschnitt IV.1. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=10
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=10
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE#page=16
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32007X1214(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE#page=19
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE#page=20
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE#page=63
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE#page=63
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2016:202:FULL&from=DE#page=196
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V. Fazit 
Die bisher durchgeführte Analyse hat gezeigt, dass sich die Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung schrittweise in der Rechtsordnung der Europäischen Union im Rahmen eines 
Entwicklungsprozesses durchgesetzt haben. Zu Beginn wurden diese Grundsätze nur in Bezug auf 
den Bereich der Arbeit und der sozialen Sicherung anerkannt, bis sie im Zuge einer fortschreitenden 
Erweiterung ihrer Tragweite und ihres Anwendungsbereichs schließlich in den Artikeln der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union in einem viel weiter gefassten und allgemeineren Kontext 
ausdrücklich festgelegt wurden. 

Eine entscheidende Rolle bei der Gewährleistung eines wirksamen Schutzes dieser Grundsätze hat 
der EuGH gespielt. In vielen Fällen ist er anstelle des Gemeinschafts- bzw. Unionsgesetzgebers tätig 
geworden und hat Regelungslücken geschlossen und so die Voraussetzungen für die Annahme von 
Rechtsakten mit horizontaler Tragweite geschaffen, deren Anwendungsbereich nicht mehr auf 
einzelne Bereiche beschränkt ist und vornehmlich Schutzbelange im Zusammenhang mit 
Beschäftigungsverhältnissen oder der sozialen Sicherung betrifft. 

Nicht zu leugnen ist allerdings, dass die Europäische Union trotz ihrer untergeordneten und 
ergänzenden Rolle, was die in der Verantwortung der Mitgliedstaaten liegenden Maßnahmen zur 
Verwirklichung und zum Schutz der Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung 
angeht, eine wichtige Impulsgeber- und Leitfunktion übernommen hat, indem sie eine auf die 
Gleichstellung ausgerichtete Gesetzgebung und Politik in den Mitgliedstaaten eingemahnt und 
vorgezeichnet hat. 

Auch ohne eine horizontale Richtlinie zur Koordinierung der nationalen Bestimmungen, deren 
Zustandekommen sich schwierig gestaltet, kann die Europäische Union wirksam Aufgaben der 
Aufsicht und Überwachung der Maßnahmen wahrnehmen, die die Mitgliedstaaten ergreifen, um 
Diskriminierungen, vor allem mittelbare und verdeckte Formen der Diskriminierung, zu verhindern 
und einzudämmen, die gegen die Gleichbehandlung verstoßen - mitunter können solche 
Maßnahmen auch sog. umgekehrten Diskriminierungen darstellen. 

Es besteht kein Zweifel, dass in der Rechtsordnung der Europäischen Union wichtige Ziele 
verwirklicht wurden, insbesondere in Bezug auf das Recht auf gleiches Entgelt, den Mutterschutz im 
Hinblick auf Schwangerschaft und Wochenbett sowie das Verbot der Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Ausrichtung. 

Der Gerichtshof wird jedoch zweifellos weiterhin zur Auslegung der Bestimmungen des 
Unionsrechts aufgerufen sein um die Rechtmäßigkeit nationaler Bestimmungen zu beurteilen: 
Diese können, oftmals im offenkundigen Bestreben, Missverhältnisse auszugleichen, Gefahr laufen, 
durch Automatismen, die von einer fallbezogenen Beurteilung absehen, neue und weitere 
Ungleichgewichte zu schaffen und so die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, 
zu deren Verwirklichung sie gedacht sind, tatsächlich zu untergraben. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12016P/TXT&from=DE
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Liste der angeführten Verordnungen und Richtlinien  

Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen, ABl. EG L 45 vom 19. Februar 1975, S. 19-20. 

Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen, ABl. EG 
L 39 vom 14. Februar 1976, S. 40-42. 

Richtlinie 86/378/EWG des Rates vom 24. Juli 1986 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei den betrieblichen Systemen der sozialen 
Sicherheit, ABl. EG L 225 vom 12. August 1986, S. 40-42. 

Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, 
Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne 
des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl. EG L 348 vom 28. November 1992, S. 1-7. 

Richtlinie 97/80/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 über die Beweislast bei Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts, ABl. EG L 14 vom 20. Januar 1998, S. 6-8. 

Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft, ABl. EG 
L 180 vom 29. Juli 2000, S. 22-26. 

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, ABl. EG L 303 
vom 2. Dezember 2000, S. 16-22. 

Richtlinie 2002/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Januar 2003 zur 
Festlegung von Qualitäts- und Sicherheitsstandards für die Gewinnung, Testung, Verarbeitung, 
Lagerung und Verteilung von menschlichem Blut und Blutbestandteilen und zur Änderung der 
Richtlinie 2001/83/EG, ABl. L 33 vom 8. Februar 2003, S. 30-40. 

Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen, ABl. L 373 vom 21. Dezember 2004, S. 37-43. 

Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung), ABl. L 204 vom 26. Juli 2006, S. 23-36. 

Verordnung (EG) Nr. 1922/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 
2006 zur Errichtung eines Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen, ABl. L 403 vom 30. 
Dezember 2006, S. 9-17. 

Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2010/18/EU des Rates, ABl. L 188 vom 12. Juli 2019, S. 79-93.  
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https://leyes.congreso.gob.pe/Documentos/Leyes/29973.pdf
https://leyes.congreso.gob.pe/Documentos/Leyes/30364.pdf
https://leyes.congreso.gob.pe/Documentos/Leyes/30364.pdf
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Gesetz Nr. 30709, das die Lohndiskriminierung zwischen Männern und Frauen verbietet 

Decreto Supremo No° 002-2018-TR 

Zivilgesetzbuch, Decreto Legislativo Nr. 295 

Strafgesetzbuch, Decreto Legislativo Nr. 635  

Arbeitsgesetzbuch 

Schweiz:  

Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 

Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 

Bundesgesetz über die Gleichstellung von Frau und Mann (Gleichstellungsgesetz) vom 24. März 
1995 

Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderung 
(Behindertengleichstellungsgesetz) vom 13. Dezember 2002 

Zivilstandsverordnung vom 28. April 2004 

Spanien:  

Gesetz 50/1981 vom 30. Dezember 1981, das das Statut der Staatsanwaltschaft regelt 

Gesetz 10/1990 vom 15. Oktober 1990 über den Sport 

Organgesetz 2/2006 vom 3. Mai 2006 über die Bildung 

Allgemeines Gesetz vom 31. März 2010 über die Audiovisuelle Kommunikation 

Organgesetz 8/2013 vom 9. Dezember 2013 zur Verbesserung der Bildungsqualität 

Organgesetz 11/2015, vom 21. September 2015, zur Stärkung des Schutzes von Minderjährigen und 
Frauen, deren Geschäftsfähigkeit im Zusammenhang mit dem freiwilligen 
Schwangerschaftsabbruch gerichtlich geändert wurde 

Gesetz 8/2020 vom 11. November 2020 über die Gewährleistung der Rechte von lesbischen, 
schwulen, trans, transgender, bisexuellen und intergeschlechtlichen Personen und die 
Nichtdiskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und der Geschlechtsidentität der 
Autonomen Gemeinschaft Kantabrien 

Organgesetz 3/2020 vom 29. Dezember 2020 zur Änderung des Organgesetzes 2/2006 vom 3. Mai 
2006 über die Bildung 

Gesetz 3/2022 vom 24. Februar 2022 über das universitäre Zusammenleben 

Königlicher Erlass 176/2022 vom 4. März 2022, mit dem der Verhaltenskodex für das Personal der 
Zivilgarde genehmigt wird 

Allgemeines Gesetz vom 7. Juli 2022 über die Audiovisuelle Kommunikation 

Gesetz 15/2022 vom 12. Juli 2022 über die Gleichbehandlung und die Nichtdiskriminierung 

Organgesetz 6/2022 vom 12. Juli 2022 

Organgesetz 10/2022 vom 6. September 2022 über die Gewährleistung der sexuellen Freiheit 

Königlicher Erlass 752/2022 vom 13. September 2022 über die Festlegung der Aufgaben, der 
Arbeitsweise und der Zusammensetzung der staatlichen Beobachtungsstelle für Gewalt gegen 
Frauen 

Gesetz 39/2022 vom 30. Dezember 2022 über den Sport 

https://busquedas.elperuano.pe/normaslegales/ley-que-prohibe-la-discriminacion-remunerativa-entre-varones-ley-n-30709-1600963-1/
https://elperuano.pe/NormasElperuano/2018/03/08/1623699-7/1623699-7.htm
https://deleyes.pe/articulos/codigo-civil-peruano-actualizado-2022
https://faolex.fao.org/docs/pdf/per204120.pdf
https://www2.congreso.gob.pe/sicr/cendocbib/con4_uibd.nsf/BA4F491C7FDF4C7405257C68006193B2/$FILE/articles-95516_recurso_1.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/24/233_245_233/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/1498_1498_1498/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/1498_1498_1498/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/667/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/667/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2004/362/de
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1982-837#:%7E:text=Ayuda-,Ley%2050%2F1981%2C%20de%2030%20de%20diciembre%2C%20por%20la,de%2013%2F01%2F1982.
https://www.boe.es/eli/es/l/1990/10/15/10/con
https://www.boe.es/eli/es/lo/2006/05/03/2/con
https://www.boe.es/eli/es/l/2010/03/31/7/con
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2013-12886
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2015-10141#aprimero
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2015-10141#aprimero
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2015-10141#aprimero
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2020-15880
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2020-15880
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2020-15880
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2020-15880
https://www.boe.es/buscar/doc.php?id=BOE-A-2020-17264
https://www.boe.es/buscar/doc.php?id=BOE-A-2020-17264
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-2978
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-3477
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-3477
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-11311&p=20220708&tn=1#dd
https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2022-11589
https://www.boe.es/boe/dias/2022/07/13/pdfs/BOE-A-2022-11588.pdf
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-14630
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-15763#dd
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-15763#dd
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-15763#dd
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2022-24430#dd
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Vereinigte Staaten:  

Gesetz über gleiche Bezahlung (Equal Pay Act) von 1963 

Gesetz über das Verbot der Altersdiskriminierung in der Beschäftigung vom 15. Dezember 1967 

Rehabilitierungsgesetz von 1973 (Rehabilitation Act) 

Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstes von 1978 (Civil Service Reform Act) 

Gesetz über Amerikaner mit Behinderungen von 1990 (Amercian with Disabilities Act) 

Gleichheitsgesetz (Equality Act) 

Antidiskriminierungsgesetz von Colorado (Colorado Anti-Discrimination Act) 

Gesetzbuch der Vereinigten Staaten 

Europäische Union:  

Verordnung Nr. 31 (EWG) 11 (EAG) über das Statut der Beamten und über die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 14. Juni 1962 

Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen 

Richtlinie 97/80/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 über die Beweislast bei Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts 

Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) 

Richtlinie (EU) 2022/2381 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. November 2022 zur 
Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den Direktoren 
börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen 

Europarat:  

Satzung des Europarats vom 5. Mai 1949 

  

https://www.govinfo.gov/content/pkg/STATUTE-77/pdf/STATUTE-77-Pg56.pdf#page=1
https://www.govinfo.gov/content/pkg/STATUTE-81/pdf/STATUTE-81-Pg602.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/STATUTE-87/pdf/STATUTE-87-Pg355.pdf
https://www.dol.gov/sites/dolgov/files/OASAM/legacy/files/Civil-Service-Reform-Act-1978.pdf
https://www.ada.gov/pubs/adastatute08.htm
https://www.congress.gov/bill/117th-congress/house-bill/5/text
https://ccrd.colorado.gov/regulatory-information
https://uscode.house.gov/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20140501
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20140501
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20140501
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A31976L0207
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A31976L0207
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A31976L0207
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31997L0080&qid=1600181733253&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31997L0080&qid=1600181733253&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A32006L0054
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A32006L0054
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A32006L0054
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2381&from=DE
https://rm.coe.int/1680935bcf
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In den „Anmerkungen des Herausgebers“ zitierte 
Rechtsprechung 

Belgien: 

Schiedshof (heute Verfassungsgerichtshof), Urteil Nr. 9/94 vom 27. Januar 1994 

Schiedshof, Urteil Nr. 43/97 vom 14. Juli 1997 

Verfassungsgerichtshof, Urteil Nr. 144/2010 vom 16. Dezember 2010 

Deutschland: 

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 25. Februar 1975 - BVerfGE 39, 1 

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 28. Mai 1993 - BVerfGE 88, 203 

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 11. Januar 2011 - 1 BvR 3295/07 

Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 19. Juni 2012 - 2 BvR 1397/09 

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 10. Oktober 2017 - 1 BvR 2019/16 

Verfassungsgericht des Landes Brandenburg, Urteil vom 23. Oktober 2020 - VfGBbg 9/19 

Thüringer Verfassungsgerichtshof, Urteil vom 15. Juli 2020 - VerfGH 2/20 

Frankreich: 

Verfassungsrat, Urteil Nr. 2005-521 DC vom 22. Juli 2005 

Verfassungsrat, Urteil Nr. 2006-535 DC vom 30. März 2006 

Verfassungsrat, Urteil Nr. 2007-557 DC vom 15. November 2007 

Staatsrat, Urteil Nr. 310146 vom 6. Oktober 2008 

Verfassungsrat, Urteil Nr. 2015-520 QPC vom 3. Februar 2016 

Italien: 

Verfassungsgericht, Urteil Nr. 221/2019 vom 18. Juni 2019 

Verfassungsgericht, Urteil Nr. 200/2020 vom 22. Juli 2020 

Kanada:  

Oberster Gerichtshof, Urteil Nr. 25285 vom 2. April 1998, Rechtssache Vriend v. Alberta 

Oberster Gerichtshof, Urteil Nr. 25374 vom 25. März 1999, Rechtssache Law v. Canada (Minister of 
Employment and Immigration) 

Österreich: 

Verfassungsgerichtshof, Erkenntnis G 258-259/2017-9 vom 4. Dezember 2017 

Verfassungsgerichtshof, Erkenntnis G 77/2018-9 vom 15. Juni 2018  

Peru: 

Verfassungsgericht, Urteil Nr. 0261-2003-AA/TC vom 26. März 2003 

Verfassungsgericht, Urteil Nr. 0001/0003-2003-AI/TC vom 4. Juli 2003 

Verfassungsgericht, Urteil in den verbundenen Verfahren Nr. 050-2004-AI/TC, 051-2004-AI/TC, 004-
2005-PI/TC, 007-2005-PI/TC und 009-2005-PI/TC vom 3. Juni 2005 

https://www.const-court.be/public/f/1994/1994-009f.pdf
https://www.const-court.be/public/d/1997/1997-043d.pdf
https://www.const-court.be/public/f/2010/2010-144f.pdf
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv039001.html
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv088203.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rs20110111_1bvr329507.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/06/rs20120619_2bvr139709.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2017/10/rs20171010_1bvr201916.html
https://verfassungsgericht.brandenburg.de/verfgbbg/de/entscheidungen/entscheidungssuche/detail-entscheidung/%7E23-10-2020-vfgbbg-919_4041
https://www.doev.de/wp-content/uploads/2020/Leitsaetze/20/E_0656.pdf
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2005/2005521DC.htm
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2006/2006535DC.htm
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2007/2007557DC.htm
https://www.legifrance.gouv.fr/ceta/id/CETATEXT000019649357
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2016/2015520QPC.htm
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2016/2015520QPC.htm
https://www.cortecostituzionale.it/actionSchedaPronuncia.do?anno=2019&numero=221
https://www.cortecostituzionale.it/actionSchedaPronuncia.do?anno=2020&numero=200
https://scc-csc.lexum.com/scc-csc/scc-csc/fr/item/1607/index.do
https://scc-csc.lexum.com/scc-csc/scc-csc/en/item/1691/index.do
https://scc-csc.lexum.com/scc-csc/scc-csc/en/item/1691/index.do
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20171204_17G00258_00/JFT_20171204_17G00258_00.pdf
https://www.vfgh.gv.at/downloads/VfGH_Entscheidung_G_77-2018_unbestimmtes_Geschlecht_anonym.pdf
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2003/00261-2003-AA.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2003/00001-2003-AI%2000003-2003-AI.html
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2005/00050-2004-AI%2000051-2004-AI%2000004-2005-AI%2000007-2005-AI%2000009-2005-AI.pdf
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2005/00050-2004-AI%2000051-2004-AI%2000004-2005-AI%2000007-2005-AI%2000009-2005-AI.pdf
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Verfassungsgericht, Urteil Nr. 047-2004-AI/TC vom 24. April 2006 

Verfassungsgericht, Urteil in den verbundenen Verfahren Nr. 0025-2005-PI/TC und 0026-2005-PI/TC 
vom 25. April 2006 

Verfassungsgericht, Urteil Nr. 01423-2013-PA/TC vom 9. Dezember 2015, Rechtssache Andrea 
Álvarez Villanueva 

Verfassungsgericht, Urteil Nr. 06040-2015-PA/TC vom 21. Oktober 2016, Rechtssache Rodolfo 
Enrique Romero Saldarriaga 

Verfassungsgericht, Urteil Nr. 05157-2014-PA/TC vom 4. April 2017, Rechtssache Maria Chura Arcata 

Schweiz: 

Bundesgericht, Urteil Nr. 134 I 49 vom 27. Februar 2008 

Bundesgericht, Urteil Nr. 134 I 56 vom 27. Februar 2008 

Spanien: 

Verfassungsgericht, Urteil STC 148/2021 vom 14. Juni 2021 

Verfassungsgericht, Urteil STC 183/2021 vom 27. Oktober 2021 

Verfassungsgericht, Urteil STC 67/2022 vom 2. Juni 2022 

Vereinigte Staaten: 

Oberster Gerichtshof, 1973, Roe v. Wade 

Oberster Gerichtshof, Urteil Nr. 76-811 vom 28. Juni 1978, University of California Regents v. Bakke 

Oberster Gerichtshof, Urteil Nr. 88-605 vom 3. Juli 1989, Webster v. Reproductive Health Services 

Oberster Gerichtshof, 1992, Planned Parenthood of Southeastern Pennsylvania v. Casey 

Oberster Gerichtshof, Urteil Nr. 93-1841 vom 17. Januar 1995, Adarand Constructors, Inc. v. Pena 

Oberster Gerichtshof, Urteil Nr. 16-111 vom 4. Juni 2018, Masterpiece Cakeshop, Ltd et al. v. Colorado 
Civil Rights Commission et al. 

Oberster Gerichtshof, Urteil Nr. 19-1392 vom 24. Juni 2022, Dobbs v. Jackson Women‘s Health 
Organization 

Europäische Union:  

EuGH, Urteil C-152/73 vom 12. Februar 1974, Rechtssache Sotgiu 

EuGH, Urteil C-175-78 vom 28. März 1979, Rechtssache Vera Ann Saunders 

EuGH, Urteil C-450/93 vom 17. Oktober 1995, Rechtssache Kalanke 

EuGH, Urteil C-231/06 bis C-233/06 vom 21. Juni 2007, Rechtssache Emilienne Jonkman und andere 

EuGH, Urteil C-212/06 vom 1. April 2008, Rechtssache Gouvernement de la Communauté française, 
Gouvernement wallon/Gouvernement flamand 

Europarat:  

EGMR, Urteil vom 9. Februar 1967, Belgischer Sprachenfall 

EGMR, Urteil vom 6. April 2000, Thlimmenos / Griechenland 

EGMR, Urteil vom 12. April 2006, Stec u.a. / Vereinigtes Königreich 

EGMR, Urteil vom 22. März 2012, Konstantin Markin / Russland 

https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2006/00047-2004-AI.html
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2006/00025-2005-AI%2000026-2005-AI.pdf
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2006/00025-2005-AI%2000026-2005-AI.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2016/01423-2013-AA.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2016/01423-2013-AA.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2016/06040-2015-AA.pdf
https://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2016/06040-2015-AA.pdf
https://tc.gob.pe/jurisprudencia/2017/05157-2014-AA.pdf
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=fr&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-I-49%3Afr&number_of_ranks=0&azaclir=clir
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-I-56%3Afr&lang=fr&type=show_document
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-I-56%3Afr&lang=fr&type=show_document
https://www.boe.es/buscar/doc.php?id=BOE-A-2021-13032
https://www.boe.es/buscar/doc.php?id=BOE-A-2021-19512
https://hj.tribunalconstitucional.es/HJ/es/Resolucion/Show/29003
https://www.loc.gov/item/usrep410113/
https://www.loc.gov/item/usrep438265
https://supreme.justia.com/cases/federal/us/492/490/
https://www.loc.gov/item/usrep505833/
https://www.law.cornell.edu/supremecourt/text/515/200
https://www.supremecourt.gov/opinions/17pdf/16-111_j4el.pdf
https://www.supremecourt.gov/opinions/17pdf/16-111_j4el.pdf
https://www.supremecourt.gov/opinions/21pdf/19-1392_6j37.pdf
https://www.supremecourt.gov/opinions/21pdf/19-1392_6j37.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A61973CJ0152
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:61978CJ0175&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A61993CJ0450
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62006CJ0231
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62006CJ0231
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62006CA0212&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62006CA0212&from=EN
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22display%22:%5B%220%22%5D,%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%221474/62%22,%221677/62%22,%221691/62%22,%221769/63%22,%221994/63%22,%222126/64%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-57524%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%2234369/97%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-58561%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%2265731/01%22,%2265900/01%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-73198%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22languageisocode%22:%5B%22ENG%22%5D,%22appno%22:%5B%2230078/06%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-109868%22%5D%7D
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In den „Anmerkungen des Herausgebers“ zitierte Literatur 
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Parlaments (EPRS), Dezember 2022, VIII und 106 S., Referenz PE 739.262 (aktualisierte 
deutsche Version mit Anmerkungen). 

− DÍAZ RICCI, S.: El derecho a la salud, una perspectiva de Derecho Comparado - Argentina, Unidad 
Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), 
noviembre 2021, XVIII y 134 pp., referencia PE 698.814. 

− DUPONT, A.S., BURGAT, S., HOTZ, S. ET LÉVY, M.: Le droit à la santé, une perspective de droit comparé 
- Suisse, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen 
(EPRS), Mai 2022, XVI et 126 pp., référence PE 729.419. 

− ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva 
de Derecho Comparado - Perú, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de 
Estudios Parlamentarios (EPRS), diciembre 2020, VIII y 64 pp., referencia PE 659.380. 

− FREI, N.: Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende 
Perspektive - Schweiz, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2020, X und 70 S., Referenz PE 659.292; Les 
principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 
2022, X et 95 pp., référence PE 729.316 (aktualisierte französische Version mit 
Anmerkungen). 

− GARCÍA PINO, G.: Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho 
Comparado - Chile, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios 
Parlamentarios (EPRS), marzo 2021, VIII y 120 pp., referencia PE 690.533; Los principios de 
igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - Chile, Unidad 
Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), 2a edición, 
febrero 2023, X y 178 pp., referencia PE 739.352 (2. Ausgabe der spanischen Originalversion 
mit Anmerkungen). 

− GARCÍA PINO, G.: Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine 
rechtsvergleichende Perspektive - Chile, Bibliothek für Vergleichendes Recht, 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Februar 2023, XII und 210 S., 
Referenz PE 739.353 (aktualisierte deutsche Version mit Anmerkungen) ; 

− GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: Los principios de igualdad y no discriminación, una 
perspectiva de Derecho Comparado - España, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, 
Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), octubre 2020, VIII y 104 pp., referencia 
PE 659.297; Les principes d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - 
Espagne, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen 
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Anmerkungen); Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine 
rechtsvergleichende Perspektive - Spanien, Bibliothek für Vergleichendes Recht, 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Januar 2023, X und 194 S., 
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Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 
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Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicios de Estudios Parlamentarios (EPRS), abril 
2022, XI y 83 pp., referencia PE 729.378 (aktualisierte spanische Version mit Anmerkungen). 
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des Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2020, XIV und 77 S., Referenz PE 659.305 
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droit comparé - Allemagne, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du 
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− SHEPPARD, C.: The principles of equality and non-discrimination, a comparative law perspective 
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discrimination, une perspective de droit comparé - Canada, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2022, X et 92 pp., 
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Perspektive – Österreich, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2020, VIII und 44 S., Referenz PE 659.277; Les 
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− ZILLER, J.: Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - 
Conseil de l’Europe, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement 
européen (EPRS), octobre 2020, VIII et 72 pp., référence PE 659.276 ; Los principios de 
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de Derecho Comunitario Europeo, Vol. n.º14, 2003, pp. 305-320. 
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Liste der für die „Anmerkungen des Herausgebers“ 
konsultierten Webseiten 

AMT FÜR VERÖFFENTLICHUNGEN DER EUROPÄISCHEN UNION: 

https://op.europa.eu/de 

ARCHIVO DIGITAL DE LA LEGISLACIÓN DEL PERÚ:  
https://leyes.congreso.gob.pe 

BEHINDERTENBEAUFTRAGTER DER BUNDESREGIERUNG (DEUTSCHLAND): 

 https://www.behindertenbeauftragter.de/ 

BIBLIOTECA NACIONAL DEL CONGRESO DE CHILE:   
https://obtienearchivo.bcn.cl/ 

BOLETÍN OFICIAL DEL ESTADO 

 https://www.boe.es/ 

BUNDESGERICHT (SCHWEIZ): 

https://www.bger.ch/fr/index.htm 

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT (DEUTSCHLAND): 

https://www.bundesverfassungsgericht.de  

CENTRE DE RECHERCHE ET D’INFORMATION SOCIO-POLITIQUE:   
https://www.vocabulairepolitique.be/ 

CONSEIL CONSTITUTIONNEL 

https://www.conseil-constitutionnel.fr/ 

DIE BUNDESREGIERUNG: 
https://www.bundesregierung.de/breg-de 

DER BELGISCHE SENAT:  

 https://www.senate.be/deutsch/index.html 

EUR-LEX: 
https://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de 

EUROPEAN JUSTICE:   
https://e-justice.europa.eu/ 

FEDLEX:  

https://www.fedlex.admin.ch/fr/home 

GESETZE IM INTERNET: 

https://www.gesetze-im-internet.de/ 

GOUVERNEMENT DE CANADA:  

https://www.canada.ca/fr.html 

GOBIERNO DE PERÚ:  
https:/www.gob.pe 
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JUSTICE LAWS WEBSITE (KANADA): 

https://laws-lois.justice.gc.ca/eng/ 

LÉGIFRANCE:   
https://www.legifrance.gouv.fr/ 

LEGISLATIVE TRAIN SCHEDULE: 

https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/ 

LEY CHILE: 

https://www.bcn.cl/leychile/ 

LIBRARY OF CONGRESS: 

https://www.loc.gov/ 

MINISTERIO DE JUSTICIA DE ESPAÑA:  

https://www.mjusticia.gob.es/es 

MONITEUR BELGE:  

https://justice.belgium.be/fr/service_public_federal_justice/organisation/moniteur_belge 

NATIONAL ARCHIVES OF THE UNITED STATES: 

https://www.archives.gov/founding-docs/amendments-11-27 

OBSERVATOIRE LÉGISLATIF: 

https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/home/home.do?lang=fr 

OFFICE OF THE UNITED NATIONS HIGH COMMISSIONER OF HUMAN RIGHTS: 

HTTPS://WWW.OHCHR.ORG 

ÖSTERREICHISCHE NATIONALBIBLIOTHEK: 

https://alex.onb.ac.at/cgi-content/alex?aid=sgb&datum=19180004&seite=00000004 

PUNTO DE ACCESO GENERAL DE LA ADMINISTRACIÓN DE JUSTICIA: 

https://www.administraciondejusticia.gob.es 

RECHTSINFORMATIONSSYTEM DES BUNDES (ÖSTERREICH): 

https://www.ris.bka.gv.at/default.aspx 

SENAT (BELGIEN): 

https://www.senate.be/www/?MIval=/index_senate&LANG=fr 

SENAT (FRANKREICH): 

https://www.senat.fr/ 

SENAT (ITALIEN): 

https://www.senato.it/home 

SENAT (VEREINIGTE STAATEN) 

https://www.senate.gov/index.htm 

SERVICE PUBLIC FRANÇAIS:   
https://www.service-public.fr/ 
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https://www.administraciondejusticia.gob.es/paj/publico/pagaj/home/!ut/p/c5/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP0os3hjL0MjCydDRwN3k0AzA8cgI0sTRwsnIwMLA6B8pFm8n4ErVD7M2dDA0ckoxC_E0MTIwMCcGN0GOICjAQHd4SDX4rcdJI_HfD-P_NxU_YLc0AiDLBNFAKRv9h4!/dl3/d3/L2dJQSEvUUt3QS9ZQnZ3LzZfM0oxMjhCMUEwOEZLMjBBUjIxVUJLQjIwQzU!/
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I. Verfassungsgerichte 

– Belgien: BEHRENDT, CH.:  
Le rôle des Cours constitutionnelles dans la gouvernance à plusieurs niveaux - Belgique : La Cour constitutionnelle, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), novembre 2016, VIII et 38 pp., 
référence PE 593.508 (französische Originalversion); 

Die Rolle der Verfassungsgerichte in der „Multi-Level-Governance“ - Belgien: Der Verfassungsgerichtshof, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), November 2016, VIII und 41 
S., Referenz PE 593.508 (deutsche Version); 

Il ruolo delle Corti costituzionali in un sistema di governo multilivello - Belgio: La Corte costituzionale, Unità Biblioteca di 
diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), novembre 2016, VIII e 39 pp., referenza 
PE 593.508 (italienische Version); 

– Deutschland: SCHÖNDORF-HAUBOLD, B.: 
Die Rolle der Verfassungsgerichte in der „Multi-Level-Governance“ - Deutschland: Das Bundesverfassungsgericht, 
Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), November 
2016, VIII und 48 S., Referenz PE 593.504 (deutsche Originalversion); 

Le rôle des cours constitutionnelles dans la gouvernance à plusieurs niveaux - Allemagne : la Cour constitutionnelle 
fédérale, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), novembre 2016, 
VIII et 55 pp., référence PE 593.504 (französische Version mit Anmerkungen); 

El papel de los Tribunales Constitucionales en la gobernanza multinivel - Alemania: El Tribunal Constitucional Federal, 
Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), noviembre 2016, 
VIII y 56 pp., referencia PE 593.504 (spanische Version mit Anmerkungen); 

– Europäische Union: SALVATORE, V.:  
Il ruolo delle Corti Costituzionali in un sistema di governo multilivello - Unione Europea : La Corte di Giustizia dell’UE, Unità 
Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), novembre 2016, VI e 30 pp., 
referenza PE 593.505 (italienische Originalversion); 

Die Rolle der Verfassungsgerichte in der „Multi-Level-Governance“ - Europäische Union: Der Gerichtshof der Europäischen 
Union, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), 
November 2016, VII und 32 S., Referenz PE 593.505 (deutsche Version); 

The role of constitutional courts in multi-level governance - European Union: The Court of Justice of the European Union, 
Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), November 2016, VI and 29 pp., 
reference PE 593.505 (englische Version); 

– Italien: LUCIANI, M.:  
Il ruolo delle Corti costituzionali in un sistema di governo multilivello - Italia: La Corte costituzionale, Unità Biblioteca di 
diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), novembre 2016, VI e 30 pp., referenza PE 593.507 
(italienische Originalversion); 

Die Rolle der Verfassungsgerichte in der „Multi-Level-Governance“ - Italien: Der Verfassungsgerichtshof, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), November 2016, V und 35 S., 
Referenz PE 593.507 (deutsche Version mit Anmerkungen); 

– Kanada: POIRIER, J.: The role of constitutional courts, a comparative law perspective - Canada: The Supreme Court, 
Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), July 2019, VI and 41 pp., reference 
PE 640.134 (englische Originalversion); 

– Schweiz: DE ROSSA, F.:  
Le rôle des Cours Constitutionnelles dans la gouvernance à plusieurs niveaux - Suisse : Le Tribunal fédéral, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), novembre 2016, VI et 108 pp., 
référence PE 593.509 (französische Originalversion); 

Die Rolle der Verfassungsgerichte in der „Multi-Level-Governance“ - Schweiz: Das Bundesgericht, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), November 2016, VII und 49 S., 
Referenz PE 593.509 (deutsche Version mit Anmerkungen); 

Il ruolo delle Corti costituzionali nella governance multilivello - Svizzera: Il Tribunale federale, Unità Biblioteca di diritto 
comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), novembre 2016, VI e 47 pp., referenza PE 593.509 
(italienische Version); 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593508/EPRS_STU(2016)593508_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593508/EPRS_STU(2016)593508_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593508/EPRS_STU(2016)593508_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593504/EPRS_STU(2016)593504_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593504/EPRS_STU(2016)593504_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593504/EPRS_STU(2016)593504_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593504/EPRS_STU(2016)593504_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593505/EPRS_STU(2016)593505_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593505/EPRS_STU(2016)593505_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593505/EPRS_STU(2016)593505_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593505/EPRS_STU(2016)593505_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593507/EPRS_STU(2016)593507_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593507/EPRS_STU(2016)593507_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/640134/EPRS_STU(2019)640134_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593509/EPRS_STU(2016)593509_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593509/EPRS_STU(2016)593509_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593509/EPRS_STU(2016)593509_IT.pdf
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– Spanien: PÉREZ DE LOS COBOS ORIHUEL, F.:  
El papel de los Tribunales Constitucionales en la gobernanza a diferentes niveles - España: El Tribunal Constitucional, 
Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), noviembre 2016, VI 
y 29 pp., referencia PE 593.506 (spanische Originalversion); 

Die Rolle der Verfassungsgerichte in der „Multi-Level-Governance“ - Spanien: Das Verfassungsgericht, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), November 2016, V und 33 S., 
Referenz PE 593.506 (deutsche Version mit Anmerkungen); 

– Vereinigte Staaten: MARTIN, J. W.:  
The role of constitutional courts in multi-level governance - United States of America: The Supreme Court, Comparative 
Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), November 2016, VI and 34 pp., reference 
PE 593.503 (englische Originalversion); 

Le rôle des cours constitutionnelles dans la gouvernance à plusieurs niveaux - États-Unis d’Amérique : la Cour suprême, 
Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), novembre 2016, VI et 46 
pp., référence PE 593.503 (französische Version mit Anmerkungen); 

Die Rolle der Verfassungsgerichte in der Multi-Level-„Governance“ - Vereinigte Staaten von Amerika: Der Oberste 
Gerichtshof, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), 
November 2016, VII und 40 S., Referenz PE 593.503 (deutsche Version mit Anmerkungen). 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/593506/EPRS_STU(2017)593506_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/593506/EPRS_STU(2017)593506_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593503/EPRS_STU(2016)593503_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593503/EPRS_STU(2016)593503_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593503/EPRS_STU(2016)593503_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/593503/EPRS_STU(2016)593503_DE.pdf
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II. Rechtsbehelfe von Einzelpersonen vor den höchsten Gerichten 

– Belgien: BEHRENDT, CH.: Recours des particuliers devant les plus hautes juridictions, une perspective de droit comparé - 
Belgique, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2017, 
V et 38 pp., référence PE 608.732 (französische Originalversion); 

– Deutschland: SCHÖNDORF-HAUBOLD, B.: Rechtsbehelfe des Einzelnen bei den höchsten gerichtlichen Instanzen: eine 
Perspektive der Rechtsvergleichung - Deutschland, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2017, VIII und 65 S., Referenz PE 608.735 (deutsche Originalversion); 

– Europäische Union: SALVATORE, V.: I ricorsi individuali dinanzi alle più alte giurisdizioni, una prospettiva di diritto 
comparato - UE: Corte di giustizia dell’Unione europea, Unità Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del 
Parlamento europeo (EPRS), ottobre 2017, VI e 39 pp., referenza PE 608.742 (italienische Originalversion); 

– Europarat: PÉREZ DE LOS COBOS ORIHUEL, F.: Los recursos de los particulares ante las más altas jurisdicciones, una 
perspectiva de Derecho Comparado - Consejo de Europa: Tribunal Europeo de Derechos Humanos, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), octubre 2017, VI y 51 pp., referencia 
PE 608.734 (spanische Originalversion); 

– Italien: LUCIANI, M.: I ricorsi individuali dinanzi alle più alte giurisdizioni. Una prospettiva di diritto comparato - Italia, Unità 
Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), ottobre 2017, VIII e 31 pp., referenza 
PE 608.736 (italienische Originalversion); 

– Kanada: POIRIER, J.:  

Recours des particuliers devant les plus hautes juridictions, une perspective de droit comparé - Canada, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2017, X et 83 pp., 
référence PE 608.733 (französische Originalversion); 

Legal Proceedings available to Individuals before the Highest Courts: A Comparative Law Perspective - Canada, 
Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), October 2017, X and 80 pp., 
reference PE 608.733 (englische Version); 

– Schweiz: DE ROSSA, F.: Recours des particuliers devant les plus hautes juridictions, une perspective de droit comparé - 
Suisse, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2017, VIII 
et 58 pp., référence PE 608.738 (französische Originalversion); 

– Spanien: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: Los recursos de los particulares ante las más altas jurisdicciones, una 
perspectiva de Derecho Comparado - España, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del 
Parlamento Europeo (EPRS), octubre 2017, VIII y 52 pp., referencia PE 608.737 (spanische Originalversion); 

– Vereinigte Staaten: ACOSTA, L.: Judicial remedies for individuals before the highest jurisdictions, a comparative law 
perspective - United States of America, Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), 
October 2017, VIII and 33 pp., reference PE 608.743 (englische Originalversion); 

– Vereinigtes Königreich: CRAM, I.: Judicial remedies for individuals before the highest jurisdictions, a comparative law 
perspective - The United Kingdom, Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), 
October 2017, VIII and 50 pp., reference PE 608.746 (englische Originalversion). 

 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608732/EPRS_STU(2017)608732_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608732/EPRS_STU(2017)608732_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608735/EPRS_STU(2017)608735_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608735/EPRS_STU(2017)608735_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608742/EPRS_STU(2017)608742_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608742/EPRS_STU(2017)608742_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608734/EPRS_STU(2017)608734_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608734/EPRS_STU(2017)608734_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608736/EPRS_STU(2017)608736_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608733/EPRS_STU(2017)608733_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608733/EPRS_STU(2017)608733_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608738/EPRS_STU(2017)608738_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608738/EPRS_STU(2017)608738_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608737/EPRS_STU(2017)608737_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608737/EPRS_STU(2017)608737_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608743/EPRS_STU(2017)608743_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608743/EPRS_STU(2017)608743_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608746/EPRS_STU(2017)608746_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/608746/EPRS_STU(2017)608746_EN.pdf
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III. Recht auf Achtung des Privatlebens 

– Belgien: BEHRENDT, CH.: Le droit au respect de la vie privée : les défis digitaux, une perspective de droit comparé - Belgique, 
Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2018, VI et 32 
pp., référence PE 628.304 (französische Originalversion); 

– Deutschland: SCHÖNDORF-HAUBOLD, B.: Das Recht auf Achtung des Privatlebens – Problemstellungen im Digitalbereich, 
eine rechtsvergleichende Perspektive: Deutschland, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2018, X und 94 S., Referenz PE 628.285 (deutsche Originalversion); 

– Europäische Union: SALVATORE, V.: Il diritto al rispetto della vita privata: le sfide digitali, una prospettiva di diritto 
comparato - Unione europea, Unità Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), 
ottobre 2018, VI e 39 pp., referenza PE 628.243 (italienische Originalversion); 

– Europarat: PÉREZ DE LOS COBOS ORIHUEL, F.: El derecho al respeto de la vida privada: los retos digitales, una perspectiva de 
Derecho comparado - Consejo de Europa, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del 
Parlamento Europeo (EPRS), octubre 2018, VI y 53 pp., referencia PE 628.261 (spanische Originalversion); 

– Frankreich: PONTHOREAU, M.-C.: Le droit au respect de la vie privée : les défis digitaux, une perspective de droit comparé - 
France, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2018, VIII 
et 34 pp., référence PE 628.241 (französische Originalversion); 

– Italien: LUCIANI, M.: Il diritto al rispetto della vita privata: le sfide digitali, una prospettiva di diritto comparato - Italia, Unità 
Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), ottobre 2018, VIII e 46 pp., referenza 
PE 628.259 (italienische Originalversion); 

– Kanada: MOYSE, P.-E.: Le droit au respect de la vie privée : les défis digitaux, une perspective de droit comparé - Canada, 
Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2018, VIII et 67 
pp., référence PE 628.292 (französische Originalversion); 

– Schweiz: MÉTILLE, S.: Le droit au respect de la vie privée : les défis digitaux, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2018, VIII et 57 pp., 
référence PE 628.242 (französische Originalversion); 

– Spanien: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: El derecho al respeto de la vida privada: los retos digitales, una perspectiva de 
Derecho comparado - España, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento 
Europeo (EPRS), octubre 2018, VIII y 58 pp., referencia PE 628.260 (spanische Originalversion); 

– Vereinigte Staaten: ACOSTA, L.: The right to respect for private life: digital challenges, a comparative-law perspective - 
The United States, Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), October 2018, VIII 
and 35 pp., reference PE 628.240 (englische Originalversion); 

– Vereinigtes Königreich: CRAM, I.: The right to respect for private life: digital challenges, a comparative-law perspective - 
The United Kingdom, Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), October 2018, 
X and 38 pp., reference PE 628.249 (englische Originalversion). 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628304/EPRS_STU(2018)628304_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628285/EPRS_STU(2018)628285_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628285/EPRS_STU(2018)628285_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628243/EPRS_STU(2018)628243_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628243/EPRS_STU(2018)628243_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628261/EPRS_STU(2018)628261_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628261/EPRS_STU(2018)628261_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628241/EPRS_STU(2018)628241_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628241/EPRS_STU(2018)628241_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628259/EPRS_STU(2018)628259_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628292/EPRS_STU(2018)628292_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628242/EPRS_STU(2018)628242_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628260/EPRS_STU(2018)628260_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628260/EPRS_STU(2018)628260_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628240/EPRS_STU(2018)628240_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628240/EPRS_STU(2018)628240_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628249/EPRS_STU(2018)628249_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628249/EPRS_STU(2018)628249_EN.pdf
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IV. Freiheit der Meinungsäußerung 

– Belgien: BEHRENDT, CH.: Liberté d’expression, une perspective de droit comparé - Belgique, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2019, VI et 42 pp., référence PE 642.243 
(französische Originalversion); 

– Deutschland: REIMER, F.: Freiheit der Meinungsäußerung, eine rechtsvergleichende Perspektive - Deutschland, Bibliothek 
für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2019, X und 107 
S., Referenz PE 642.269 (deutsche Originalversion); 

– Europäische Union: SALVATORE, V.: La libertà di espressione, una prospettiva di diritto comparato - Unione europea, Unità 
Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), novembre 2019, VI e 40 pp., 
referenza PE 644.172 (italienische Originalversion); 

– Europarat: ZILLER, J.: Liberté d’expression, une perspective de droit comparé - Conseil de l'Europe, Unité Bibliothèque de 
droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2019, VI et 64 pp., référence PE 642.268 
(französische Originalversion); 

– Frankreich: PONTHOREAU, M.-C.: Liberté d’expression, une perspective de droit comparé - France, Unité Bibliothèque de 
droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2019, VI et 43 pp., référence PE 642.245 
(französische Originalversion); 

– Italien: LUCIANI, M.: La libertà di espressione, una prospettiva di diritto comparato - Italia, Unità Biblioteca di diritto 
comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), ottobre 2019, VIII e 55 pp., referenza PE 642.242 
(italienische Originalversion); 

– Kanada: MOYSE, P.-E.: Liberté d’expression, une perspective de droit comparé - Canada, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2019, VI et 71 pp., référence PE 642.244 
(französische Originalversion); 

– Peru: ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: La libertad de expresión, una perspectiva de Derecho Comparado - Perú, Unidad 
Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), noviembre 2019, VI y 43 pp., 
referencia PE 644.176 (spanische Originalversion); 

– Schweiz: COTTIER, B.: Liberté d’expression, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2019, VIII et 39 pp., référence PE 642.262 
(französische Originalversion); 

– Spanien: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: La libertad de expresión, una perspectiva de Derecho Comparado - España, 
Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), octubre 2019, VIII y 
56 pp., referencia PE 642.241 (spanische Originalversion); 

– Vereinigte Staaten: VELENCHUK, T.: Freedom of expression, a comparative law perspective - The United States, 
Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), October 2019, X and 48 pp., 
reference PE 642.246 (englische Originalversion); 

– Vereinigtes Königreich: CRAM, I.: Freedom of expression, a comparative-law perspective - The United Kingdom, 
Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), October 2019, VI and 53 pp., 
reference PE 642.263 (englische Originalversion). 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642243/EPRS_STU(2019)642243_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642269/EPRS_STU(2019)642269_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/644172/EPRS_STU(2019)644172_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642268/EPRS_STU(2019)642268_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642245/EPRS_STU(2019)642245_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642242/EPRS_STU(2019)642242_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642244/EPRS_STU(2019)642244_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/644176/EPRS_STU(2019)644176_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642262/EPRS_STU(2019)642262_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642241/EPRS_STU(2019)642241_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642246/EPRS_STU(2019)642246_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/642263/EPRS_STU(2019)642263_EN.pdf
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V. Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung 

– Belgien: BEHRENDT, CH.: 

Les principes d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - Belgique, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2021, VIII et 44 pp., référence PE 679.087 
(französische Originalversion); 

Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - Bélgica, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), julio 2022, X y 82 pp., referencia 
PE 733.602 (aktualisierte spanische Version mit Anmerkungen);  

Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive – Belgien, Bibliothek 
für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Dezember 2022, VIII und 
106 S., Referenz PE 739.262 (aktualisierte deutsche Version mit Anmerkungen); 

– Chile: GARCÍA PINO, G.: 

Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - Chile, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), marzo 2021, VIII y 120 pp., referencia 
PE 690.533 (spanische Originalversion); 

Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - Chile, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), febrero 2023, X y 178 pp., referencia 
PE 739.352 (aktualisierte zweite Auflage mit Anmerkungen);  

Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive - Chile, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Februar 2023, XII und 210 S., 
Referenz PE 739.353 (aktualisierte deutsche Version mit Anmerkungen) ; 

– Deutschland: REIMER, F.: 
Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive - Deutschland, 
Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2020, 
XIV und 77 S., Referenz PE 659.305 (deutsche Originalversion); 

Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Allemagne, Unité Bibliothèque de 
droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 2022, XIV et 111 pp., référence PE 729.295 
(aktualisierte französische Version mit Anmerkungen); 

– Europäische Union: SALVATORE, V.: 

I principi di uguaglianza e non discriminazione, una prospettiva di diritto comparato - Unione europea, Unità Biblioteca 
di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), gennaio 2021, VIII e 61 pp., referenza 
PE 679.060 (italienische Originalversion); 

– Europarat: ZILLER, J.: 

Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Conseil de l’Europe, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2020, VIII et 72 pp., 
référence PE 659.276 (französische Originalversion); 

Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado – Consejo de Europa, Unidad 
Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), octubre 2022, IX y 122 pp., 
referencia PE 738.179 (aktualisierte spanische Version mit Anmerkungen); 

Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive – Europarat, Bibliothek 
für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), November 2022, X und 
136 S., Referenz PE 739.217 (aktualisierte deutsche Version); 

– Frankreich: PONTHOREAU, M.-C.:  

Les principes d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - France, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), janvier 2021, VIII et 44 pp., référence PE 679.061 
(französische Originalversion); 

Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - Francia, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), abril 2022, XI y 82 pp., referencia 
PE 729.378 (aktualisierte spanische Version mit Anmerkungen); 

– Italien: LUCIANI, M.: 

I princìpi di eguaglianza e di non discriminazione, una prospettiva di diritto comparato - Italia, Unità Biblioteca di diritto 
comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), ottobre 2020, X e 71 pp., referenza PE 659.298 
(italienische Originalversion); 

– Kanada: SHEPPARD, C.: 
The principles of equality and non-discrimination, a comparative law perspective - Canada, Comparative Law Library 
Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), November 2020, VIII and 64 pp., reference PE 659.362 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679087/EPRS_STU(2021)679087_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733602/EPRS_STU(2022)733602_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739262/EPRS_STU(2022)739262_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690533/EPRS_STU(2021)690533_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739352/EPRS_STU(2023)739352_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739353/EPRS_STU(2023)739353_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659305/EPRS_STU(2020)659305_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729295/EPRS_STU(2022)729295_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679060/EPRS_STU(2021)679060_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659276/EPRS_STU(2020)659276_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738179/EPRS_STU(2022)738179_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739217/EPRS_STU(2022)739217_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/679061/EPRS_STU(2021)679061_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729378/EPRS_STU(2022)729378_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659298/EPRS_STU(2020)659298_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659362/EPRS_STU(2020)659362_EN.pdf
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(englische Originalversion); 

Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Canada, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2022, X et 92 pp., référence PE 698.937 
(aktualisierte französische Version mit Anmerkungen); 

– Österreich: VAŠEK, M.: 
Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive – Österreich, Bibliothek 
für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2020, VIII und 44 
S., Referenz PE 659.277 (deutsche Originalversion); 

Les principes d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - Autriche, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2020, VIII et 49 pp., référence PE 659.277 
(französische Version mit Anmerkungen); 

– Peru: ESPINOSA-SALDAÑA BARRERA, E.: 

Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - Perú, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), diciembre 2020, VIII y 64 pp., referencia 
PE 659.380 (spanische Originalversion); 

– Schweiz: FREI, N.:  
Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive - Schweiz, Bibliothek 
für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2020, X und 70 S., 
Referenz PE 659.292 (deutsche Originalversion); 

Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 2022, X et 95 pp., référence PE 729.316 
(aktualisierte französische Version mit Anmerkungen); 

– Spanien: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: 

Los principios de igualdad y no discriminación, una perspectiva de Derecho Comparado - España, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), octubre 2020, VIII y 104 pp., referencia 
PE 659.297 (spanische Originalversion); 

Les principes d'égalité et non-discrimination, une perspective de droit comparé - Espagne, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), juin 2022, X et 167 pp., référence PE 733.554 
(aktualisierte französische Version mit Anmerkungen); 

Die Grundsätze der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, eine rechtsvergleichende Perspektive - Spanien, Bibliothek 
für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Januar 2023, X und 194 S., 
Referenz PE 739.207 (aktualisierte deutsche Version mit Anmerkungen); 

– Vereinigte Staaten: OSBORNE, E. L.:  
The principles of equality and non-discrimination, a comparative law perspective - United States of America, Comparative 
Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), March 2021, XII and 83 pp., reference PE 689.375 
(englische Originalversion); 

Les principes d’égalité et de non-discrimination, une perspective de droit comparé - États-Unis d’Amérique, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2022, XII et 111 pp., 
référence PE 698.938 (aktualisierte französische Version mit Anmerkungen).  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698937/EPRS_STU(2022)698937_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659277/EPRS_STU(2020)659277_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659380/EPRS_STU(2020)659380_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659292/EPRS_STU(2020)659292_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729316/EPRS_STU(2022)729316_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659297/EPRS_STU(2020)659297_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733554/EPRS_STU(2022)733554_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/739307/EPRS_STU(2023)739307_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689375/EPRS_STU(2021)689375_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698938/EPRS_STU(2022)698938_FR.pdf
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VI. Recht auf Gesundheit 

− Argentinien: DÍAZ RICCI, S.: El derecho a la salud, una perspectiva de Derecho Comparado - Argentina, Unidad Biblioteca 
de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), noviembre 2021, XVIII y 134 pp., 
referencia PE 698.814 (spanische Originalversion); 

−  

− Belgien: BEHRENDT, C.: Le droit à la santé une perspective de Droit comparé - Belgique, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 2022, IX et 74 pp., référence PE 729.344 
(französische Originalversion);  

−  

− Deutschland: REIMER, F.: Das Recht auf Gesundheit, eine rechtsvergleichende Perspektive - Deutschland, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), Oktober 2021, XIV und 81 S., 
Referenz PE 698.770 (deutsche Originalversion); 

−  

− Europäische Union: SALVATORE, V.: Il diritto alla salute, una prospettiva di diritto comparato - Unione europea, Unità 
Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), dicembre 2021, X e 68 pp., referenza 
PE 698.827 (italienische Originalversion); 

−  

− Europarat: ZILLER, J.: Le droit à la santé, une perspective de droit comparé - Conseil de l'Europe, Unité Bibliothèque de 
droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), septembre 2021, VIII et 67 pp., référence 
PE 698.030 (französische Originalversion); 

−  

− Frankreich: PONTHOREAU, M.-C.: Le droit à la santé, une perspective de droit comparé - France, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), octobre 2021, X et 66 pp., référence PE 698.755 
(französische Originalversion); 

−  

− Italien: LUCIANI, M.: Il diritto alla salute, una prospettiva di diritto comparato - Italia, Unità Biblioteca di diritto comparato, 
Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), gennaio 2022, XII e 85 pp., referenza PE 698.893 (italienische 
Originalversion); 

−  

− Kanada: JONES, D.J.: Right to health, a comparative law perspective-Canada, Comparative Law Library Unit, European 
Parliamentary Research Service (EPRS), May 2022, X and 98 pp., reference PE 729.444 (englische Originalversion);  

−  

− Mexiko: FERRER MAC-GREGOR POISOT, E.: El derecho a la salud, una perspectiva de Derecho Comparado: México, Unidad 
Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), enero2022, X y 116 pp., 
referencia PE 698.899 (spanische Originalversion);  

−  

− Österreich: WIMMER, A.: Das Recht auf Gesundheit, eine rechtsvergleichende Perspektive - Österreich, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), April 2022, XI und 70 S., 
Referenz PE 729.394 (deutsche Originalversion);  

−  

− Schweiz: DUPONT, A.S., BURGAT, S., HOTZ, S. et LÉVY, M. : Le droit à la santé, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), Mai 2022, XVI et 126 pp., 
référence PE 729.419 (französische Originalversion);  

−  

− Spanien: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: El derecho a la salud, una perspectiva de Derecho Comparado - España, Unidad 
Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), noviembre 2021, X y 89 pp., 
referencia PE 698.810 (spanische Originalversion);  

−  

− Vereinigte Staaten: MARTIN, J.W.: Right to health, a comparative law perspective - United States of America, Comparative 
Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), May 2022, XI and 74 pp., reference PE 729.407 
(englische Originalversion). 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698814/EPRS_STU(2021)698814_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729344/EPRS_STU(2022)729344_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698770/EPRS_STU(2021)698770_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698827/EPRS_STU(2021)698827_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698030/EPRS_STU(2021)698030_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698755/EPRS_STU(2021)698755_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698893/EPRS_STU(2022)698893_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729444/EPRS_STU(2022)729444_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/698899/EPRS_STU(2022)698899_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729394/EPRS_STU(2022)729394_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729419/EPRS_STU(2022)729419_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698810/EPRS_STU(2021)698810_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729407/EPRS_STU(2022)729407_EN.pdf
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VII. Rechtsstaat 

− Deutschland: REIMER, F.: Der Rechtsstaat, eine rechtsvergleichende Perspektive: Deutschland, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), März 2023, XVI und 149 S., 
Referenz PE 745.674; 

− Europarat: ZILLER, J.: L'État de droit, une perspective de droit comparé : Conseil de l'Europe, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 2023, X et 138 pp., référence PE 745.673;  

− Frankreich: PONTHOREAU, M.-C.: L'État de droit, une perspective de droit comparé : France, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), avril 2023, IX et 119 pp., référence PE 745.676; 

− Spanien: GONZÁLEZ-TREVIJANO SÁNCHEZ, P.: El Estado de Derecho, una perspectiva de Derecho Comparado: España, Unidad 
Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), abril de 2023, XIV y 157 pp., 
referencia PE 745.677; 

 

 

(Diese Reihe wird im Jahr 2023 veröffentlicht) 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745674/EPRS_STU(2023)745674_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745673/EPRS_STU(2023)745673_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745676/EPRS_STU(2023)745676_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745677/EPRS_STU(2023)745677_ES.pdf
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VIII. Notstandsrecht (Rechtsgrundlagen für Anti-COVID-19-Maßnahmen) 

– Belgien: BOUHON, M., JOUSTEN, A., MINY, X.: Droit d’exception, une perspective de droit comparé - Belgique : Entre absence 
d’état d’exception, pouvoirs de police et pouvoirs spéciaux, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche 
du Parlement européen (EPRS), avril 2021, X et 161 pp., référence PE 690.581 (französische Originalversion); 

– Deutschland: SCHÄFER, B.: 
Das Recht des Ausnahmezustands im Rechtsvergleich - Deutschland: Ungenutztes Notstandsrecht und Integration des 
Ausnahmefalls in das einfache Recht, Bibliothek für Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen 
Parlaments (EPRS), mai 2020, IV und 35 S., Referenz PE 651.938 (deutsche Originalversion); 

Le droit d’exception, une perspective de droit comparé - Allemagne : non-utilisation du droit d’exception en faveur de 
l’application du droit ordinaire, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen 
(EPRS), mai 2020, IV et 38 pp., référence PE 651.938 (französische Version mit Kommentaren); 

– Frankreich: ZILLER, J.: Droit d’exception, une perspective de droit comparé - France : lois d'urgence pour faire face à 
l'épidémie de Covid-19, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), 
mai 2021 (mise à jour du 1er juin 2021), X et 105 pp., référence PE 690.624 (französische Originalversion); 

– Italien: ALIBRANDI, A.: Il diritto di eccezione: una prospettiva di diritto comparato - Italia: stato di emergenza, Unità 
Biblioteca di diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), giugno 2020, VIII e 49 pp., referenza 
PE 651.983 (italienische Originalversion); 

– Spanien: LECUMBERRI BEASCOA, G.:  
El Derecho de excepción, una perspectiva de Derecho Comparado - España: estado de alarma, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), abril 2020, II y 19 pp., referencia 
PE 649.366 (spanische Originalversion); 

Das Notstandsrecht, eine rechtsvergleichende Perspektive - Spanien: Alarmzustand, Bibliothek für Vergleichendes Recht, 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), April 2020, II und 20 S., Referenz PE 649.366 
(deutsche Version mit Kommentaren); 

Le droit d’exception, une perspective de droit comparé - Espagne : état d’alerte, Unité Bibliothèque de droit comparé, 
Service de recherche du Parlement européen (EPRS), avril 2020, II et 19 pp., référence PE 649.366 (französische 
Version); 

Il diritto di eccezione, una prospettiva di diritto comparato - Spagna: stato di allarme, Unità Biblioteca di diritto 
comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), aprile 2020, II e 20 pp., referenza PE 649.366 (italienische 
Version mit Kommentaren); 

El Derecho de excepción, una perspectiva de Derecho Comparado - España: estado de alarma, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), 2a edición (aumentada y puesta al día), 
julio 2020, VI y 69 pp., referencia PE 652.005 (aktualisierte spanische Version). 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690581/EPRS_STU(2021)690581_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690581/EPRS_STU(2021)690581_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/651938/EPRS_IDA(2020)651938_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/651938/EPRS_IDA(2020)651938_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/651938/EPRS_IDA(2020)651938_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/651938/EPRS_IDA(2020)651938_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690624/EPRS_STU(2021)690624_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690624/EPRS_STU(2021)690624_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/651983/EPRS_STU(2020)651983_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/649366/EPRS_IDA(2020)649366_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/649366/EPRS_IDA(2020)649366_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/649366/EPRS_IDA(2020)649366_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/649366/EPRS_IDA(2020)649366_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/652005/EPRS_STU(2020)652005_ES.pdf
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IX. Ratifikation völkerrechtlicher Verträge 

– Belgien: BEHRENDT, CH.: La ratification des traités internationaux, une perspective de droit comparé - Belgique, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 2020, VI et 44 pp., 
référence PE 646.197 (französische Originalversion); 

– Deutschland: GRAF VON KIELMANSEGG, S.: 
Ratifikation völkerrechtlicher Verträge: eine rechtsvergleichende Perspektive - Deutschland, Bibliothek für 
Vergleichendes Recht, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS), April 2018, VIII und 47 S., 
Referenz PE 620.232 (deutsche Originalversion); 

Ratificación de los tratados internacionales: una perspectiva de Derecho Comparado - Alemania, Unidad Biblioteca de 
Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento Europeo (EPRS), abril 2018, X y 55 pp., referencia 
PE 620.232 (spanische Version mit Kommentaren); 

La ratification des traités internationaux, une perspective de droit comparé - Allemagne, Unité Bibliothèque de droit 
comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2021, XII et 68 pp., référence PE 689.340 
(französische Version mit Kommentaren und Aktualisierung); 

– Frankreich: PONTHOREAU, M.-C.: La ratification des traités internationaux, une perspective de droit comparé - France, 
Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), juin 2019, VI et 61 pp., 
référence PE 637.963 (französische Originalversion); 

– Italien: CAFARO, S.: La ratifica dei trattati internazionali, una prospettiva di diritto comparato - Italia, Unità Biblioteca di 
diritto comparato, Servizio Ricerca del Parlamento europeo (EPRS), luglio 2018, VIII e 42 pp., referenza PE 625.128 
(italienische Originalversion); 

– Kanada: PROVOST, R.: La ratification des traités internationaux, une perspective de droit comparé - Canada, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 2018, VI et 34 pp., 
référence PE 633.186 (französische Originalversion); 

– Marokko: BERRAMDANE, A.: La ratification des traités internationaux, une perspective de droit comparé - Maroc, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), décembre 2018, VIII et 52 pp., 
référence PE 630.337 (französische Originalversion); 

– Portugal: SALVAÇÃO BARRETO, P.: A ratificação de tratados internacionais, uma perspectiva de direito comparado - 
Portugal, Unidade Biblioteca de Direito Comparado, Serviços de Estudos do Parlamento Europeu (EPRS), novembro 
2018, VIII e 33 pp., referência PE 630.294 (portugiesische Originalversion); 

– Schweiz: DE ROSSA, F.: La ratification des traités internationaux, une perspective de droit comparé - Suisse, Unité 
Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), mars 2018, VI et 35 pp., 
référence PE 614.719 (französische Originalversion); 

– Spanien: FERNÁNDEZ DE CASADEVANTE ROMANI, C.: La ratificación de los tratados internacionales, una perspectiva de 
Derecho Comparado - España, Unidad Biblioteca de Derecho Comparado, Servicio de Estudios del Parlamento 
Europeo (EPRS), septiembre 2021, VIII y 80 pp., referencia PE 698.044 (spanische Originalversion); 

– Vereinigte Staaten: WINSTON, A.M.: Ratification of international treaties, a comparative law perspective - United States 
of America, Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), July 2020, VIII and 44 pp., 
reference PE 652.013 (englische Originalversion). 

 

  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/646197/EPRS_STU(2020)646197_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/620232/EPRS_STU(2018)620232_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/620232/EPRS_STU(2018)620232_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689340/EPRS_STU(2021)689340_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/637963/EPRS_STU(2019)637963_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/625128/EPRS_STU(2018)625128_IT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/633186/EPRS_STU(2019)633186_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/630337/EPRS_STU(2018)630337_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/630294/EPRS_STU(2018)630294_PT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/630294/EPRS_STU(2018)630294_PT.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/614719/EPRS_STU(2018)614719_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698044/EPRS_STU(2021)698044_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698044/EPRS_STU(2021)698044_ES.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/652013/EPRS_STU(2020)652013_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/652013/EPRS_STU(2020)652013_EN.pdf
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X. Andere Themen 

– Urheberrecht: AA. VV.: Copyright Law in the EU: Salient features of copyright law across the EU Member States, 
Comparative Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), June 2018, VIII and 409 pp., 
reference PE 625.126 (englische Originalversion); 

– Der Oberste Gerichtshof der Vereinigte Staaten: Ernennung von Richtern: DÍEZ PARRA, I.: La nomination des juges 
de la Cour Suprême des États-Unis, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen 
(EPRS), septembre 2020, 10 pp., référence PE 652.103 (französische Originalversion). 

 

– Ausgewählte Rechtsprechung: 
BIBLIOTHEK FÜR VERGLEICHENDES RECHT: Better Law-Making – Selected case law, Comparative Law Library Unit, European 
Parliamentary Research Service (EPRS), January 2017, 5 pp (englische Originalversion); 

BIBLIOTHEK FÜR VERGLEICHENDES RECHT: Rule of law– Selected case law, Comparative Law Library Unit, European 
Parliamentary Research Service (EPRS), March 2017, 15 pp, reference PE 599.338 (englische Originalversion); 

MICHAELSEN, F. und DÍEZ PARRA, I. (coord.): Accession of the EU to the ECHR – Selected publications & case law, Comparative 
Law Library Unit, European Parliamentary Research Service (EPRS), July 2017, 7 pp, reference PE 607.299 (englische 
Originalversion). 

 

– Ausgewählte Publikationen: 
BIBLIOTHEK FÜR VERGLEICHENDES RECHT: Better Law-Making – Selected publications, Comparative Law Library Unit, 
European Parliamentary Research Service (EPRS), January 2017, 9 pp (englische Originalversion); 

BIBLIOTHEK FÜR VERGLEICHENDES RECHT: Rule of law– Selected publications, Comparative Law Library Unit, European 
Parliamentary Research Service (EPRS), March 2017, 13 pp, reference PE 599.339 (englische Originalversion); 

BIBLIOTHEK FÜR VERGLEICHENDES RECHT: Better Law-Making – Selected publications, Comparative Law Library Unit, 
European Parliamentary Research Service (EPRS), February 2018, 9 pp, reference PE 614.712 (englische 
Originalversion); 

DIMBOUR, C. und DÍEZ PARRA, I. (dir.): Sélection de publications en droit comparé : Juridictions constitutionnelles : 
fondamentaux, Unité Bibliothèque de droit comparé, Service de recherche du Parlement européen (EPRS), février 
2020, 35 pp., référence PE 646.175 (französische Originalversion). 

 
 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/625126/EPRS_STU(2018)625126_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/652103/EPRS_BRI(2020)652103_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/652103/EPRS_BRI(2020)652103_FR.pdf
http://www.europarl.europa.eu/EPRS/EPRS-Better-Law-Making-selected-case-law-Jan2017.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/OTH/2017/599338/EPRS_DIV(2017)599338_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/OTH/2017/607299/EPRS_DIV(2017)607299_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/EPRS/EPRS-Better-Law-Making-selected-publications-Jan2017.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/OTH/2017/599339/EPRS_DIV(2017)599339_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/OTH/2018/614712/EPRS_DIV(2018)614712_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/OTH/2020/646175/EPRS_DIV(2020)646175_FR.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/OTH/2020/646175/EPRS_DIV(2020)646175_FR.pdf


 

 



 

 

  



 

 

Die vorliegende Studie ist Teil eines weiter gefassten Projekts, das 
als Grundlage für den integrierten und korrelierten Vergleich der 
Regelung der Grundsätze der Gleichheit und der 
Nichtdiskriminierung in den unterschiedlichen Rechtsordnungen 
dienen soll. 

Es wird untersucht, wie sich diese Grundsätze in der Rechtsordnung 
der Europäischen Union etabliert haben. Insbesondere wird auf die 
Anerkennung eingegangen, die diese in den Quellen des 
Primärrechts (Gründungsverträge und deren Ergänzungen) und 
des Sekundärrechts (Verordnungen und Richtlinien) gefunden und 
durch die Auslegung und Rechtsfortbildung in der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs erfahren haben. 

Außerdem wird dargelegt, wie diese Grundsätze, ausgehend von 
einem sozialen und vorwiegend arbeitsrechtlichen Ansatz, im Laufe 
der Zeit eine immer größere Bedeutung und Tragweite erlangt 
haben, um sich letztendlich als Parameter für die Rechtmäßigkeit 
auf die Arbeit der Union in all ihren Zuständigkeitsbereichen zu 
erstrecken und den Stellenwert von Grundrechten zu erlangen, die 
ausdrücklich in die Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
aufgenommen wurden und heute dort verankert sind. 

Schließlich sollen die Grenzen und die Ausnahmen hinsichtlich des 
Schutzes dieser grundlegenden Rechte aufgezeigt werden, indem 
auf die gleichermaßen bestehende Schutzwürdigkeit anderer 
grundlegender Rechte eingegangen wird, die im Falle einer 
Kollision eine angemessene Güterabwägung erforderlich macht. 
Zur Sprache kommt auch das Risiko einer möglichen 
überschießenden Anwendung, die zu Formen der „umgekehrten“ 
Diskriminierung führen kann. 

Das vorliegende Dokument ist die deutsche Version einer Studie, 
die ursprünglich im Januar 2021 in italienischer Sprache von der 
Bibliothek für Vergleichendes Recht veröffentlicht wurde. Diese 
Version aktualisiert die frühere Version durch Anmerkungen des 
Herausgebers (AdH). 
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